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V o r s i t z:   Erster Präsident Lobnig, Zweiter Präsident Ferlitsch, Dritter Präsident Dr. Strutz
A n w e s e n d:   36 Abgeordnete

E n t s c h u l d i g t:   Landesrat Ing. Rohr
M i t g l i e d e r   d e s   B u n d e s r a t e s:   Ing. Kampl, Molzbichler, Mitterer, Blatnik

A m   R e g i e r u n g s t i s c h:   1. LH-Stv. Dörfler, 2. LH-Stv. Dr. Schaunig-Kandut, LR DI Scheuch, LR Dr. Schantl, LR Dr. Martinz
Landesamtsdirektor Dr. Sladko, Landesamts​direktor-Stellvertreter Dr. Platzer

Schriftführer : Direktor Mag. Weiß
Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordnete! Ich heiße Sie sehr herzlich willkommen und begrüße Sie zur 60. Sitzung des Kärntner Landtages und eröffne diese! Wir haben heute sozusagen eine Jubiläumssitzung. Ich darf Sie herzlich begrüßen! Ich begrüße auch sehr herzlich die Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Zuhörertribüne, allen voran die Schülerinnen und Schüler des Polytechnischen Lehrganges der Schule in Völkermarkt unter der Begleitung von Herrn Direktor Dr. Franz Borotschnig und Herrn Alexander Celekov. Herzlich willkommen hier im Hohen Hause! (Beifall im Hause.) Wir freuen uns, dass Sie am Ende des Pflichtschuljahres auch das Interesse an der Demokratie in Kärnten, am Parlamentarismus bekunden und uns hier heute besuchen! Wir wünschen einen schönen Aufenthalt! Ich darf auch die Mitglieder der Landesregierung herzlich begrüßen: Sehr herzlich sind heute begrüßt Frau Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. Gabriele Schaunig-Kandut und Herr Landesrat Dr. Wolfgang Schantl sowie Herr Landesrat Dr. Josef Martinz. Ich begrüße auch die Vertreter der Beamtenschaft, Herrn Landesamtsdirektor Dr. Reinhard Sladko sowie seinen Stellvertreter Dr. Dieter Platzer als auch den Direktor des Landesrechnungshofes Dipl.-Ing. Dr. Reithofer und den Leiter der Verfassungsabteilung Dr. Glant​schnig. Herzlich willkommen auch die Bundesräte, die Vertreter der Länderkammer! Der Kärntner Landtag ist beschlussfähig. Es hat sich für die heutige Sitzung wegen einem Todesfall Herr Landesrat Ing. Reinhart Rohr entschuldigt. Wir kommen zu den Geburtstagen. Es haben Geburtstage gefeiert Herr Abgeordneter Bernhard Gritsch, Herr Abgeordneter Karl Markut, Klubobmann Stephan Tauschitz, Abgeordneter Rolf Holub und Frau Abgeordnete Dr. Barbara Lesjak. Ihnen allen herzlichen Glückwunsch, viel Freude, viel Gesundheit, Glück und weiterhin viel Erfolg! (Beifall im Hause.)
Wir kommen nun zu Beginn dieser Sitzung zur

Fragestunde
Ich komme zur Aufrufung der 1. Anfrage:

1.
Ldtgs.Zl. 421/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Dipl.-Ing. Gallo an Landesrat Dr. Schantl

Ich ersuche bitte, die Frage zu stellen!

Lobnig

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Guten Morgen Kärnten, auch von meiner Seite am Beginn dieser Jubiläumssitzung! Herr Landesrat Dr. Schantl! Es gibt ein paar Merksätze. Die einen sagen: „Sport ist Mord.“ Da steht in Kärnten der Gesundheitslandesrat davor, also können wir das abhaken. Der zweite Werbespruch ist: „Wer nicht wirbt, stirbt.“ Da bin ich jetzt bei Ihnen. Ich habe so schöne Inserate von Ihnen gefunden, wo Sie sich dafür aussprechen, dass der Ausbau der Sportstätten ein großes Anliegen Ihrerseits sei. Im Draustädter finde ich eine Anzeige über einen sportlichen Besuch in Paternion: „Landesrat Schantl besichtigte Sportstätten und sichert Unterstützung für Vereine zu.“ Konkreter ist das leider nicht, daher frage ich Sie – und zwar frage ich Sie deshalb, denn in Paternion wird vor allem auf SPÖ-Seite gestritten, wie die Raben streiten, ich weiß aber nicht, ob es auch rote Raben gibt – ich frage Sie jedenfalls ganz konkret:
Für welche konkreten Anliegen und Wünsche der Marktgemeinde Paternion haben Sie bei Ihrem „sportlichen“ Besuch in Paternion Mitte November 2007 finanzielle Unterstützung zugesichert?
Dipl.-Ing. Gallo

Landesrat Dr. Schantl (SPÖ):

Dr. Schantl

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeordnete! Hohes Haus! Sehr geehrte Zuhörerinnen und Zuhörer! Gestritten wird in Paternion nicht, sondern mein Besuch hat dazu beigetragen, dass wir in der Gemeinde an mehreren Projekten konstruktiv gearbeitet haben. Ich habe bei meinem Gemeindebesuch die gesamten Sportstätten in Feffernitz und in Paternion besucht. Wir sind mit der Gemeinde, mit den einzelnen Vereinsverantwortlichen zu angedachten Lösungen gekommen. Bei dem einen Besuch wurde mir von Rapid Feffernitz ein sehr großes Projekt im Bereich der Fußball-Klubhaus-Sanierung, Platzsanierung von ungefähr 936.000,-- Euro mit Media präsentiert. Wir sind in der Diskussion mit dem Verein und mit der Gemeinde übereingekommen, dass wir dieses Projekt in Richtung einer Redimensionierung auf die Bedürfnisse des Vereines und der Gemeinde weiterentwickeln und zurechtschneiden werden. Im weiteren haben wir den SG Drautal besucht, wo bei einem dringend sanierungsbedürftigen Projekt eine Klubhaus-Sanierung ansteht. Auch hier wurde das Projekt zuerst vorgestellt, verschiedene Pläne gesichtet, von meiner Fachabteilung beurteilt und einer Projektentwicklung zugeführt. Zusätzlich gab es parallel immer Finanzierungsgespräche. Schlussendlich sind wir auch in der Diskussion bei der Zusammenlegung der beiden Vereine übereingekommen, dass es vernünftiger ist, beide Vereine in sich bestehen zu lassen, ihre sportliche Entwicklung damit nicht zu gefährden. Eine Zusammenlegung würde noch ein größeres Projekt und noch größeren finanziellen Aufwand bedeuten. Bestehende Vereinsstrukturen wären auch gefährdet gewesen.
In mehreren Zusammenkünften bei mir im Büro, aber auch vor Ort haben wir schlussendlich mit den beiden Vereinen die Projekte entwickelt, dass wir bei Rapid Feffernitz um ungefähr 300.000,-- eine Klubhaus-Sanierung, eine Platzsanierung und eine Sanierung der gesamten Sportstätte vornehmen werden, bei SG Drautal ebenfalls eine Kabinensanierung in der Höhe von ungefähr 400.000,-- Euro. Beide werden wahrscheinlich noch im heurigen Jahr einen Baubeginn erleben. Die Finanzierung ist auch so weit gesichert. Damit ist bei beiden Vereinen die Zukunft im Bereich der Infrastruktur für ihre tolle Jugendarbeit, die sie zur Verfügung stellen, gesichert. Von Streiterei kann hier keine Rede sein, sondern es ist eine konstruktive Arbeit aller Beteiligten an den zu realisierenden Projekten! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Dr. Schantl

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es von Seiten der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Das ist nicht der Fall! Von der ÖVP-Fraktion? – Auch nicht, dann hat der Anfragesteller noch die Möglichkeit einer Zusatzfrage, bitte!

Lobnig

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Herr Landesrat! Jetzt haben Sie mich einigermaßen irritiert, (Beifall von Abg. Mag. Dr. Kaiser.) – nein, nein Peter Kaiser – denn jetzt habe ich noch eine Werbebroschüre. Die ist aber vom Bürgermeister Eder, der interessanterweise nicht mehr antritt und vom Herrn Landesrat Rohr, deinem Kollegen! Jetzt heftet sich der Herr Landesrat Rohr das, was du mir da gesagt hast, auf seine Fahnen. Soll ich dir das vorlesen? „Gemeindeprojekte können nicht zügig umgesetzt werden, die wichtigsten Projekte Sportanlagen Feffernitz und Feistritz – mehrere 100.000,-- Euro und für Paternion auch 50.000,--.“ Und dann steht der beziehungsvolle Satz: „Durchgesetzt von Bürgermeister Georg Eder mit seinem Team und Landesrat Ing. Rohr.“ Landesrat Schantl kommt nicht vor.
Jetzt frage ich dich: Was ist da wirklich los?

Dipl.-Ing. Gallo

Landesrat Dr. Schantl (SPÖ):

Dr. Schantl

Herr Abgeordneter Gallo! Ein bisschen Nachhilfeunterricht: Sie wissen, dass bei Projektrealisierungen im Sportbereich immer 25 Prozent vom Sportreferat getragen werden und der Großteil des Projektes dankenswerterweise immer vom Gemeindereferenten Reinhart Rohr in einer konstruktiven Arbeit, die ich auch erwähnt habe, mit der Gemeinde zusammen aufgestellt werden, damit die Gesamtfinanzierung sichergestellt wird. (Unruhe und Lärm im Hause.) Danke auch noch einmal an Reinhart Rohr und dem Gemeindereferenten! Nur so kann es in Kärnten gelingen, in einer guten Zusammenarbeit mit dem Sportreferat und mit dem Gemeindereferenten viele Sportprojekte zu realisieren! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)

Dr. Schantl

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Bevor ich zur nächsten Anfrage komme, heiße ich die weiteren Regierungsmitglieder sehr herzlich willkommen, Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Gerhard Dörfler sowie Landesrat Dipl.-Ing. Uwe Scheuch! Herzlich willkommen hier im Hohen Haus!
Wir kommen zur 2. Anfrage:

2.
Ldtgs.Zl. 424/M/29:
Anfrage der
Abgeordneten Rossmann an Landesrat Dr. Schantl

Ich bitte, die Frage zu stellen!

Lobnig

Abgeordnete Rossmann (F):

Rossmann

Herr Präsident! Hohes Haus! Verehrter Herr Landesrat! Das neu umgebaute Krankenhaus Spittal/Drau hat nicht nur eine fantastische neue Optik und wunderschöne Zimmer, sondern hat auch eine hervorragende neue, gut ausgestattete physiotherapeutische Abteilung. Wenn man dort diese Physiotherapie als stationärer Patient in Anspruch nimmt, gewöhnt man sich natürlich an die TherapeutInnen, die dort tätig sind. Man baut eine gewisse Beziehung auf und hat das Vertrauen zu diesen Personen, dass die Genesung möglichst schnell voranschreitet. Wenn man dann jedoch, was ja erwünscht ist, das Krankenhaus möglichst rasch wieder verlässt, hat man eigentlich diesen Kontakt nicht mehr und nicht mehr die Möglichkeit, die Physiotherapie an dieser Station vorzunehmen und ist vielfach auf externe Physiotherapeuten im privaten Bereich angewiesen.
Ich war selbst dort Patientin und habe das auch von vielen Patientinnen dort erfahren, dass alle gesagt haben, warum kann man diese Leistungen nicht zumindest ein, zwei Wochen noch weiter in Anspruch nehmen.
Welche Gründe sehen Sie dafür, dass diese Abteilung ausschließlich stationären Patienten zugänglich ist?

Rossmann

Landesrat Dr. Schantl (SPÖ):

Dr. Schantl

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeordnete! Hohes Haus! Ich kann Ihnen nur beipflichten. Die physiotherapeutische Betreuung im neu eingerichteten Institut hier in Spittal an der Drau ist wirklich hervorragend und es freut mich, dass Sie mit der Behandlung auch zufrieden waren! Die Rahmenbedingungen, die Infrastruktur, die hier vorherrschen und die bereitgestellt werden, die vom Land finanziert sind und den Patienten zugute kommen, sind hervorragend und auf den stationären Betrieb abgestimmt. Auch hier gibt es eine ausreichende Finanzierung. Sollte ein Patient in häusliche Pflege entlassen werden, so übernimmt die Gebietskrankenkasse die Kostenfinanzierung und diese wird nicht für stationäre Patienten, aber auch nicht für ambulante Patienten im Krankenhaus Spittal gewährleistet. Das Krankenhaus Spittal ist völlig ausgelastet mit der Physiotherapie für hauseigene Patienten und würde auch keine ambulanten Patienten betreuen können. Noch dazu würden Sie für diese Betreuung keinen Kostenersatz bekommen und deswegen wird die Betreuung von einer niedergelassenen Ärztin, die direkt neben dem Spittal ist – Frau Dr. Ferlitsch – übernommen und eine gute Übergabe der Patienten vom Krankenhaus an diese Betreuung ist, glaube ich, auch gewährleistet. Die gute Zusammenarbeit in Spittal ist vorbildlich. Aufgrund der unterschiedlichen Finanzierungsströme gelingt es in vielen Bereichen leider nicht, eine Kontinuität in der Behandlung zu gewährleisten. Aber ich kann ja auch nicht meinen Arzt vom Krankenhaus mit hinaus nehmen, weil ich mich gut betreut fühle und mich draußen ewig weiterbehandeln lassen, genauso wie die Schwestern nicht. Deswegen ist es wichtig, dass Leistungen dort angeboten werden, wo sie auch finanziert werden, wo sie sinnvoll sind und die richtigen Finanzierungsströme herrschen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Dr. Schantl

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es von der SPÖ-Fraktion eine Zuatzfrage? – Das ist nicht der Fall. Von der ÖVP-Fraktion? Auch nicht. Dann hat die Anfragestellerin noch die Möglichkeit einer Zusatzfrage. Bitte, Frau Abgeordnete!

Lobnig

Abgeordnete Rossmann (F):

Rossmann

Ganz kurz! Den Vergleich mit dem Arzt, den lasse ich nicht gelten, denn den Arzt habe ich selbstverständlich nachher noch in der privaten Ordination zur Verfügung, die Therapeutinnen mit diesen Einrichtungen aber nicht.
Meine Zusatzfrage wäre: Im Krankenhaus Spittal gibt es Palliativbetten. Die Anzahl der Palliativbetten ist mit maximal fünf beschränkt. Wir wissen aber, dass die Palliativmedizin immer fortgeschrittener wird und auch immer größere Anerkennung erlangt und dass auch der Wunsch der Patienten, palliativ versorgt zu werden, immer größer wird.
Wie sehen Sie die zukünftige Versorgung der Palliativmedizin im Bezirk Spittal?

Rossmann

Landesrat Dr. Schantl (SPÖ):

Dr. Schantl

Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Sie sprechen ein für Kärnten ganz wichtiges Thema an, wo Kärnten auch Vorreiter ist. Palliativmedizinische Betreuung in Kärnten fußt auf zwei Bereichen: Das eine ist eine stationäre, dezentrale Versorgung in Klagenfurt, Spittal, St. Veit, mit Palliativbetten, unter anderem aber auch Palliativteams, die Patienten zu Hause und in Heimen betreuen. Diese Versorgung ist österreichweit einzigartig und von der Qualität her wirklich vorbildlich. Eine Neustrukturierung ist nicht geplant, eine Ausweitung in vieler Hinsicht schon, weil natürlich der Palliativ- oder der Geriatriebereich in Zukunft im Wachstum sein wird. Wir haben im Rahmen des regionalen Strukturplans „Gesundheit“ geplant, auch dieses Thema zu beleuchten und die genauen Zahlen dann als Fakten für eine Weiterentwicklung zu nehmen. Es ist wahrscheinlich, dass sich auch im Raum Spittal eine Veränderung ergeben wird. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Dr. Schantl

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Die Anfrage 3 kann nicht aufgerufen werden, weil sich das Regierungsmitglied für die Sitzung entschuldigen hat lassen. Ich frage den Herrn Abgeordneten Gallo, ob die Anfrage mündlich bei der nächsten Sitzung aufgerufen werden soll? (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Mündlich!) – Wird so vorgegangen! Wir kommen zur Anfrage 4:

4.
Ldtgs.Zl. 431/M/29:
Anfrage des
Abgeordneten Holub an Landesrat Mag. Dr. Martinz

Bitte, die Frage zu stellen!

Lobnig

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr verehrte Damen und Herren auf der Tribüne! Geschätzter Landesrat Martinz! Die Initiative „Genussland Kärnten“ zielt auf die Kooperation von Landwirtschaft und Handel ab. Im Herbst 2007 wurden von Ihnen in der Kärntner Presse ganzseitige Inserate zur Initiative „Genussland Kärnten“ geschalten, die von der Handelskette SPAR unterstützt wurde. Große Seite, da waren der Martinz und SPAR, alle waren sehr froh. Deswegen meine Frage, warum eigentlich nur eine Kette ausgewählt wurde und die anderen benachteiligt wurden:
Wieso stellen Sie sich als Agrarlandesrat des Landes Kärnten quasi als „SPAR-Landesrat“ für die Bewerbung einer bestimmten Handelskette zur Verfügung?

Holub

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Damen und Herren! Geschätzte Zuhörerinnen und Zuhörer! Als „SPAR-Landesrat“ betitelt zu werden, ist ja nichts Schlechtes. In einer Zeit, wo man rundherum nur von Schulden und Defiziten redet und von Verschwendung, wie wir gerade in diesem Hause gestern im Rahmen des Untersuchungsausschusses sehr eindrucksvoll mitbekommen haben, ist eine solche Bezeichnung fast eine Liebkosung. Ich kann auch gerne in diese Richtung argumentieren, dass einfach die Bewerbung der kärntner und einheimischen Lebensmittelprodukte auch ganz wesentlich dazu beiträgt, in Kärnten, in unserem Land, die Wertschöpfung zu erhöhen, um auch damit auch einen wesentlichen Beitrag zum Umweltschutz zu leisten.
Wir haben vor drei Jahren gemeinsam mit der Universität Klagenfurt eine Studie gemacht und sind draufgekommen – das gilt für ganz Österreich, aber natürlich auch für Kärnten – dass wir bei unserem gesamten Lebensmittelkonsum, den wir so haben, bei rund einem Drittel Entscheidungsfreiheit haben, nehmen wir Lebensmittel aus dem Ausland – eben nicht aus Kärnten – oder nehmen wir Lebensmittel aus Kärnten. Und wenn wir dieses Drittel zusätzlich ansprechen können, ergibt sich daraus eine zusätzliche Wertschöpfung, ein zusätzlicher Impuls für die heimische Lebensmittelproduktion von über 300 Millionen Euro, denn wir geben in Kärnten rund eine Milliarde Euro für Lebensmittel aus. Das heißt, ein klarer Auftrag für mich als Agrarreferent, hier aktiv zu sein, um einfach unsere einheimischen Lebensmittel, um unsere Produzenten noch mehr vor den Vorhang zu holen, darauf hinzuweisen, dass wir beste Qualität haben, dass wir nach den höchsten Lebensmittelstandards arbeiten. Hier haben wir ja auch eine Diskussion, dass die Prüfung und die Auflagen seitens der AMA sehr hoch, aber einfach notwendig sind, um wirklich mit Qualität punkten zu können.
Aus dieser Überlegung und aus dieser Aufbereitung ist die Idee mit dem „Genussland Kärnten“ entstanden, gemeinsam mit den „Genussregionen“. „Genussregionen“ ist ein bundesweites Projekt vom Herrn Bundesminister Pröll, wo eben das gleiche Ziel dahintersteckt, nämlich lokaltypische, regionaltypische Produkte vor den Vorhang zu holen, auszuzeichnen, zu demonstrieren, mit diesen Lebensmitteln können wir auf dem Markt entsprechend agieren und entsprechend erfolgreich sein! Das ist für mich die Kombination „Genussland Kärnten“, die Gesamtproduktpalette zu sehen, mit den einzelnen regionaltypischen Produkten und auch das klare Bekenntnis des Kärntners. Wir haben hier eine Untersuchung, dass der Kärntner eine sehr starke Affinität zu seinen einheimischen Produkten hat. Der einheimische Konsument ist wirklich ein guter Partner für die Landwirtschaft und um das alles noch zu verstärken, leichter den Weg von der Produktion über den Handel zum Konsumenten zu finden, ist eben im Rahmen des „Genusslandes Kärnten“ diese Initiative entstanden, mit einer Handelskette einmal zu starten, denn eines ist klar: Wir können den Vertrieb der Produkte in großen Mengen letztlich nur über den Handel organisieren. Es ist vieles im „Genussland Kärnten“ auch aktiv dabei, mit den Bauernmärkten, mit den Direktvermarktern, mit den Buschenschenken, mit Initiativen, die aus dem rein Bäuerlichen heraus kommen, aber um wirklich erfolgreich zu sein, um Wertschöpfung zu erzielen, braucht man den Handel. Deshalb diese Initiative und ich kann Sie beruhigen, es hat auch Gespräche gegeben und es gibt Gespräche mit anderen Lebensmittelkonzernen – ich will hier keine Werbung für irgendwen machen – aber ich bin dabei, dass das entsprechend verstärkt und verbreitert wird. Wir sind einmal gestartet mit der einen Lebensmittelkette, (Abg. Schober: Das ist ja eine Drohung!) weil diese in Kärnten eine sehr starke, flächendeckende Organisation ist. Wir sind blitzartig in jedes Geschäft gekommen, wir sind blitzartig in jede Verkaufsfläche gekommen, wir haben dort eigene „Genussland“-Ecken und das (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) war für mich das Entscheidende, warum dieser Start war, aber das wird bei Gott nicht dort aufhören, das war erst der Beginn! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Mag. Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es von Seiten der BZÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? Ja! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo und Abg. Zellot melden sich gleichzeitig.) Wer jetzt bitte? Herr Abgeordneter, bitte sich zu einigen! Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo, bitte die Frage zu stellen!
Lobnig

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

(Abg. Lutschounig: Zur Landwirtschaft wird wohl der Kollege Gallo reden und nicht du, Kollege Zellot! Das wirst du wohl einsehen! – Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion und in der F-Fraktion.) Herr Abgeordneter Lutschounig, ich bin Konsument! (Abg. Ing. Hueter: Das war jetzt wirklich eine Konsumentenfrage!) Sehr geehrter Herr „SPAR-Landesrat“ Dr. Martinz! Ich möchte meinen Kollegen Holub etwas korrigieren, der gemeint hat, alle wären darüber froh, dass Sie sich in einer selbstdarstellenden Weise hier auf den SPAR-Zug aufgehievt haben. Es gibt nämlich massive Beschwerden! Nicht nur die Drohung, nicht mehr bei SPAR kaufen zu wollen, weil das verpolitisiert wird, sondern tatsächlich auch Menschen, die nicht mehr bei SPAR kaufen.
Ich frage Sie daher: Welches Programm haben Sie zur Schadenswiedergutmachung? (Es herrscht Heiterkeit in der F-Fraktion.)
Dipl.-Ing. Gallo

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Diese einseitigen Drohungen, die zum Beispiel vom Kollegen Dörfler in seiner Heimatgemeinde ausgegangen sind und dort Druck auf den heimischen SPAR-Kaufmann ausgeübt haben, sind Einzelerscheinungen! Ich bin mir auch nicht so sicher, wie jetzt in den Geschäften vorgegangen wird, wenn der Herr Landesrat Scheuch in den SPAR-Supermärkten Gratiseis verteilen oder was er da machen wird. Ist das jetzt ein anderer SPAR? Gibt es unterschiedliche SPAR-Geschäfte? (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das ist nicht die Frage!) Das ist ja nicht einmal ein Sparen, das ist wieder einmal ein „Hinauswixen“ von Steuergeldern, aber gut, das kann ja jeder halten, wie er will, (Beifall von der ÖVP-Fraktion.) aber eigenartigerweise verliert man in dieser ganzen Inseratsflut, die vor allem das BZÖ tagtäglich vollführt, (Der Redner hält einen Zeitungsausschnitt in die Höhe.) ein bisschen den Überblick, worum es überhaupt geht. Hier geht es um die einheimischen Lebensmittel! Ich bin also bass erstaunt, dass ein so altgedienter, gut informierter Abgeordneter dieses Hauses die Zusammenhänge nicht kennt zwischen einheimischen Lebensmitteln, Arbeitsplätzen im ländlichen Raum, Umweltschutz und Konsumentenverlangen. Das ist eine ganz einfache Kette, die zusammengehört und ich glaube, gerade SPAR, gerade die Handelsketten (Zwischenruf von KO Abg. Ing. Scheuch. – Abg. Zellot: Ja, die den Milchpreis senken!) sind ja prädestiniert dafür, dass wir unsere Produkte dort hinein bekommen, unsere einheimischen Produkte, das, was die Bauern tagtäglich erzeugen! Gerade in eurem Raum, in Oberkärnten, haben wir mit der Oberkärntner Milch eine sehr breite Kooperation, (Abg. Zellot: Oberkärntner Milch gibt es keine mehr!) schauen wir sehr darauf, dass wir genau die gentechnikfreie Milch in die Regale bekommen, ist diese Handelskette der wesentliche Partner der Oberkärntner Milch! Das ist ja die Grundaufgabe von jedem einzelnen hier in diesem Land, gerade von den Abgeordneten, dafür zu sorgen, dass die Produkte der einheimischen Bauern in die Regale unserer Geschäfte kommen! Wie soll es denn sonst funktionieren? Ich weiß ja nicht, zurück auf die Bäume und jeder geht selber in den Stall und holt sich seine Lebensmittel? Mein lieber Herr Abgeordneter, nicht nur in deinem Umfeld, überall ist der Handel ein guter Partner für unsere Produkte! Und das sollte man akzeptieren, anders ist es nicht möglich, erfolgreich zu sein! Deshalb ist es ein ganz klarer Weg, der hier gegangen wird. Nicht nur von mir alleine, sondern von allen, die unsere heimischen Lebensmittelprodukte entsprechend platzieren wollen. Wie sonst soll das funktionieren, bitte? Und wenn ihr ja offensichtlich auch kein Problem habt mit dieser Handelskette, möchte ich auch darauf hinweisen, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Wir haben kein Problem, der SPAR hat das Problem!) SPAR Kärnten sichert hunderte von Arbeitsplätzen, das ist ein ganz wesentlicher Partner der Kärntner Wirtschaft! Bei jeder Einweihung in Maria Saal sehe ich auch BZÖ-Mitglieder in der ersten Reihe mit dabei, um diese Kette auch entsprechend zu unterstützen (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Herr Landesrat! Das hat ja damit nichts zu tun!) und auf einmal soll die schlecht sein? Entschuldigung! Das ist ein ganz wichtiger Wirtschaftsfaktor in diesem Raum, tun wir das nicht schlecht reden! Sind wir froh über diese Kooperation und damit werden wir auch weiterhin erfolgreich sein! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Mag. Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es von Seiten der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Bitte, Herr Abgeordneter Vouk hat sich gemeldet. Bitte!

Lobnig

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen! Liebe Zuhörer! Herr Landesrat! Ich habe Ihnen jetzt mit Genuss zugehört! Sie haben sich früher sozusagen als der „SPARefroh“ in Kärnten bezeichnet, das kann ich zwar nicht bestätigen und nicht unterschreiben, aber ich frage Sie, nachdem Sie angedeutet haben, auch andere Handelsketten unterstützen zu wollen:
Werden Sie in Zukunft auch als Vertreter, als Werber für andere Handelsketten in Erscheinung treten?

Vouk

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Das ist ein klarer Weg. Ich bin selbst Kaufmann und bei einer anderen Kette, ich habe keine Hemmungen, wenn es darum geht, die Wertschöpfung in diesem Land entsprechend zu stärken und einfach die richtigen Wege zu gehen. Wir haben Verhandlungen, das ist kein Geheimnis, auch mit REWE zum Beispiel. Das deshalb, weil wir aufgrund des neuen Vorstandsmitgliedes dort gute Verbindungen haben und wir bereiten dies in diesem Sinne vor. Alles zugleich geht nicht, aber wir haben wirklich Aufbauarbeiten geleistet. Diese Kooperation hat viele Erfahrungen gebracht, das muss ich auch sagen.
Wir haben eine große Liste von Kärntner Produkten, auf die man erst stoßt, wenn man sich das genau ansieht, welche wirklich hervorragenden Kärntner Produkte es gibt. Ich möchte nur ein paar aufzählen, damit man da ein wenig in Erinnerung ruft. Alleine der Eierring Herzogstuhl zum Beispiel, mit seinen fantastischen Eiern. Gerade bei Eiern möchte ich einen Appell an alle hier im Haus und auch die Zuseher aussenden: Kärnten hat keine Legebatterien mehr! Es gibt nur mehr Bodenhaltung. Kärnten ist das einzige Land, das die Frist, die normalerweise bis 2012 laufen würde, verkürzt hat und bereits seit 2007 gibt es in Kärnten kein Batterie-Ei mehr, sondern nur mehr Bodenhaltung, Freiland- und Bio-Eier. Bitte, darauf zu schauen! Jedes Ei ist gekennzeichnet mit Nummern. Null und eins ist das, was perfekt ist und das kann ich empfehlen! Das ist aus Kärnten und das ist sicher!
Osterschinken: Wir haben einen enormen Erfolg mit dem Osterschinken gehabt. Der Kärntner Reindling von der Firma Legat, wo wir unter anderem auch mit anderen Mitteln sehr helfen, dass es dort gesichert ist. Milchprodukte Sonnenalm, die Initiative im Görtschitztal, die ganz wesentlich hier weiterentwickelt wird. Die Kärntner Kartoffel, Most, Spargel zum Beispiel! Der Kärntner Spargel hat mittlerweile ein Erkennungspotential bekommen. Gerade der Spargel ist besonders gesund für Sportler und vor allem für die, die abnehmen möchten. Deshalb ist der Kärntner Spargel etwas, was in den letzten Jahren sozusagen aus dem Nichts heraus gewachsen ist, so wie der Spargel überhaupt. Ich kann euch nur empfehlen, beschäftigt euch mit dem Spargel, das ist ein ganz interessantes Gemüse. Das Kärntner Landbeef, und so weiter und so fort. Selbstverständlich werde ich das auch weiterhin sehr breit betreiben! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Mag. Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es von Seiten der ÖVP eine Zusatzfrage? – Herr Abgeordneter Ing. Hueter, Sie sind am Wort!
Lobnig

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Damen und Herren! Ich denke, diese Diskussion über den Genusslandesrat ist eine ganze wichtige und wesentliche Diskussion. Dies insofern, denn hier geht es ausschließlich um Kärntner Produkte, Kärntner Lebensmittel und hier bleibt die Wertschöpfung in unserem Lande. Deshalb glaube ich, kann man diese Aktion nur vollinhaltlich unterstützen!
Wir haben vor drei Wochen in Oberkärnten eine Vollmilchaktion für die Vollmilchkälber gestartet. Herr Landesrat, meine Frage: Was können Sie von dieser Aktion bei uns in Oberkärnten berichten?

Ing. Hueter

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Im Gegensatz zum Eis verschenken, war die Aktion mit dem Oberkärntner Vollmilchkalb eine wirklich sehr gelungene, sehr breit aufgestellte Aktivität, wo wir mit den Bauern erstens im Vorfeld abgeklärt haben, was steht zur Verfügung und, was gerade jetzt notwendig ist, das Fleisch der Vollmilchkälber in die Regale der Märkte zu bekommen. Es war ein durchgängiger Erfolg! Wir haben über hundert Stück absetzen können, und das war gerade für den Oberkärntner Raum ein ganz wesentlicher Impuls, um die Ställe nach dem Winter in gewisser Weise zu durchlüften. Es ist zum richtigen Zeitpunkt in die Regale gekommen!
Kalbfleisch ist, wie wir wissen, ein ausgespro​chen gesundes Lebensmittel. Es ist eines, das höherpreisig ist, also kein Schleuderartikel, sondern, wie Dr. Schantl bestätigen wird, Kalb​fleisch kann nur gesund sein. Deshalb haben wir dies in diesem Sinne auch massiv unterstützt. Es war nicht ganz einfach, weil jetzt die Grillsaison beginnt und so nicht ganz das Richtige war. Aber, und auch hier ist es wichtig und es zeigt sich, dass die bereits seit Monaten dauernde Kooperation mit SPAR sich auszahlt, weil wir hier uns motivieren konnten, dies jetzt durchzu​setzen und durchzuziehen, obwohl es nicht im Jahresplan enthalten war. Es war eine gelungene Aktion, danke auch für die Mithilfe der Ober​kärntner Bauern!

Mag. Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Nun hat der Anfragesteller noch die Möglichkeit einer Zusatzfrage, wenn er davon Gebrauch macht? – Bitte, Herr Abgeordneter!

Lobnig

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Landesrat! Ich sehe hier den Anfang, dass der Politiker als Werbeträger fungiert und vielleicht werden wir bald alle mit Kapperln und Overalls herum laufen und es gibt bald "Holub’s Iglo Cremespinat".
Die grundsätzliche Frage von mir ist aber: Wenn so eine Werbung, und für mich ist es eine Werbung, in der Zeitung erscheint und da steht einmal Martinz und einmal SPAR, wer zahlt das? Das ist meine Zusatzfrage.
Holub

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Es ist eine Kombination, wie bei vielen Kooperationen Kombinationen notwendig sind. Ich möchte aber auf den grünen Holub eingehen. Wir hätten viel Potential im Gemüsebereich, leider kommen wir dort nicht wirklich weiter! (Abg. Lutschounig: Spinat!) Entweder haben sich die Grünen noch nicht wirklich darum gekümmert, dass es auch im Lebensbereich, im grünen Bereich, im Gemüsebereich notwendig wäre, stärker zu sein. Vielleicht können wir eine Kooperation schließen, dass ihr euch nicht nur um die Stadtpflänzchen kümmert, sondern auch um die wirklichen grünen Anliegen, nämlich gesunde Lebensmittel auf unsere Teller! Also, es ist von der Finanzierung eine Kombination!

Mag. Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen nun zur nächsten Anfrage.

5.
Ldtgs.Zl. 432/M/29:
Anfrage der
Abgeordneten Dr. Lesjak an Landesrat Mag. Dr. Martinz

Bitte, die Frage zu stellen!

Lobnig

Abgeordnete Dr. Lesjak (GRÜ):

Dr. Lesjak

Geschätzter Herr Präsident! Geschätzter Landesrat! Die Produkte sollen von den einheimischen Bauern in die Regale kommen, haben Sie gesagt. Die Kärntnerin und der Kärntner hätten eine starke Affinität zu ihren heimischen Produkten. Jetzt gibt es die Marke „KÄRNTEN ECHT GUT“, das ist etwas Neues und soll für eine besondere Qualität aus Kärnten werben. Es haben sich einige Kärntner Unternehmen dieser Marke „KÄRNTEN ECHT GUT“ angeschlossen. Trotzdem ist aber auffällig, dass einige dieser Unternehmen, die Markenträger sind, nur teilweise oder kaum Rohstoffe aus Kärnten verarbeiten. Daher stellt sich die Frage nach der Sinnhaftigkeit.
Ich frage Sie daher: Was hat die einzelne Kärntner Bäuerin und der einzelne Kärntner Bau davon, wenn Agrarfördermittel im Rahmen der Marke KÄRNTEN-ECHT-GUT an Unternehmen vergeben werden, die keine oder nur teilweise Kärntner Rohstoffe verwenden?

Dr. Lesjak

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Als erstes einmal ist „Kärnten echt gut“ nichts neues, sondern es gibt sie schon seit fast zehn Jahren. Es wird demnächst vermutlich eine Jubiläumsverkostung stattfinden. „KÄRNTEN ECHT GUT“ hat sich also als Marke derartig stark etabliert in Kärnten. Wir haben auch eine Markenstudie durchgeführt, wo wir gesehen haben, welche Auszeichnung dem Konsumenten einfällt, wenn man nach original Kärntner Produkten fragt. Als Antwort kam zum überwiegenden Teil „Kärnten echt gut“ heraus! Das war sehr interessant, denn diese Antworten kamen vor „Bio“ oder „Gutes vom Bauernhof“ und so weiter. Also, „KÄRNTEN ECHT GUT“ ist eine seinerzeitige Entwicklung aus dem Leitbild Kärnten. Es gibt aus dieser Zeit einen Regierungsbeschluss, der von mir auch weiterhin umgesetzt wird. Ich möchte auf eines ganz klar hinweisen, es handelt sich hier um unsere Kärntner Betriebe aus der Lebensmittelproduktion, nicht aus dem bäuerlichen Bereich! Wenn man die einzelnen Betriebe sich ansieht und weiß, dass jeder einzelne Vertreter dieser Betriebe sehr genau und auch nach ihren eigenen aufgelegten Kriterien, die sehr wohl überprüft werden und eine ganz wichtige Initiative ist. Deshalb unterstütze ich es auch weiter!
Es ist nicht meine Erfindung, sondern es haben meine Vorgänger in den Agrarreferaten sehr gute Arbeit geleistet und haben mit viel Weitblick Produkte und Initiativen unterstützt, die jetzt fortgesetzt werden. „KÄRNTEN ECHT GUT“ ist ein ganz wesentlicher Spieler im Lebensmittelbereich. Die aufgelegten Kriterien, um als „KÄRNTEN ECHT GUT“ Lebensmittelprodukt ausgezeichnet zu werden, sind ganz klar: sie müssen aus Naturprodukten bestehen oder hergestellt sein, von Kärntner Herkunft und oder an einem Kärntner Produktionsstandort überwiegend durch Kärntner Wertschöpfung hergestellt werden. Es ist natürlich so, hier handelt es sich um größere Lebensmittelproduzenten, dass nicht die ganze Produktpalette ein Kärntner Produkt ist, ist logisch, sondern nur die Produkte, die diesen Kriterien entsprechen. Die entsprechen dem auch! Denn wir haben einen sehr strengen Kriterienkatalog, dem das Produkt unterzogen wird.
Teilnehmerbetriebe, damit man das kurz weiß: Kärntner Milch. Wer zweifelt an der Herkunft der Kärntner Milch? Da gibt es keinen Zweifel! (Abg. Trettenbrein: Das ist eine Steirer Milch!) Super, mit ein paar Vertragshändlern, genau, weil wir so einen guten Preis zahlen! Wir zahlen deshalb einen guten Milchpreis, weil Erfolg dahinter steckt! Die Kropfitsch Mühle, Glanzer Mehl, Bäckerei Marinitsch, Bäckerei Schieder, Wienerroither und die Kärntner Fleischerei. Die Finkensteiner Teigwarenfabrik kann ich nur jedem empfehlen, dass er auch einmal dorthin schaut, eine hervorragende einheimische Produktionsstätte für österreichische Kärntner Teigwaren. Frierss, ein ausgezeichneter Abnehmer Kärntner Produkte von den einheimischen Kärntner Bauern und Bäuerinnen! Gailtaler Almsennereien, Brunner’s Kärntner Nudel, Zimmermann Gemüse, die Brauereien Hirt und Villacher, Preblauer. Preblauer wird hoffentlich kein Zweifel entstehen, das sprudelt unten heraus und ist hundertprozentig einheimisches gesundes Wasser! Jeder von uns weiß, der Doktor kann das bestätigen, Preblauer ist für alle Therapien anwendbar!
Nur ein kleines Beispiel, aber ein sehr wichtiges, weil es zeigt, dass die entsprechenden Unternehmen sehr genau darauf schauen, um auch zusätzlich Kärntner Produkte hinein zu bringen: Braugersteaktion mit der Villacher Brauerei. Wir haben seit Anfang an, also schon seit Jahren, immer wieder die Idee, Kärntner Braugerste zu erzeugen. Das war preislich nicht notwendig oder nicht möglich, weil das so auseinder gefallen ist. Jetzt plötzlich weltweiter Anstieg der Preise des Getreides und des gesamten Lebensmittelbereiches, auch bei der Braugerste. Man spricht nahezu von einer Verknappung (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) von Braugerste, deshalb sind wir mit Villacher Bier eine Superkooperation eingegangen, um Kärntner Braugerste zu erzeugen. Das Bier, das wir trinken, von Villach zum Beispiel, aber auch die Hirter Bier, hat eine solche Aktivität schon ins Auge gefasst, mit Kärntner Baugerste und einen ganz klaren Braugerstenzuschlag. Das heißt, auch ein Nutzen für die Kärntner Landwirtschaft. Keine Billigsbergeraktion, sondern eine Plusaktion mit zusätzlichen Abgeltungen (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen! Bitte zum Schluss zu kommen!) für die Braugerste. Danke schön!
Mag. Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Danke! Gibt es von Seiten der BZÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Herr Abgeordneter Zellot, bitte!

Lobnig

Abgeordneter Zellot (F):

Zellot

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Zuhörerinnen und Zuhörer! Herr Agrarlandesrat, Sie haben uns jetzt so glustrig gemacht mit der gesunden Produktion in Kärnten und haben hier auch einige Begriffe verwendet. Ich glaube, es sind auch sehr viele Abgeordnete neugierig, was eigentlich dahinter steckt.
Hier meine konkrete Frage: Was ist ein Milchkalb?
Zellot

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Also, dass ich dir das erklären muss als praktizierender Landwirt! (Abg. Trettenbrein: Was ist das Vollmilchkalb?) Du bist europaweit unterwegs und du weißt, wir haben von Europa 85 Millionen Euro zusätzlich für die Aktionen, um auch in Kärnten Mittel einzusetzen, nur als Information. Dass du das nicht weißt, erschüttert mich direkt! Als Bauernvertreter und auch als jemand, der eigentlich da sein soll, um genau das tagtäglich unseren Kärntnerinnen und Kärntnern und unseren Schülern begreiflich zu machen, dass wir mit unseren Kärntner Produkten sehr viel Erfolg haben.
Ich muss, weil du gerade am Rednerpult bist, auch das wiederholen, was du zwischendurch immer wieder fragst und was auch klargestellt werden soll, weil wir gerade von der Lebensmittelproduktion in diesem Lande reden. Wir haben zum Beispiel, weil die Kritik oft von dir kommt, auch die Versorgung von McDonald’s und auch von internationalen Milchketten mit Kärntner Produkten. Das ist ganz wichtig und auch vielleicht für die Jungen wichtig. Wir alle gehen zwischendurch gerne zum McDonald’s einen Big Mäc konsumieren. Es wird auch kritisiert, dass wir eine Zusammenarbeit unter anderem mit McDonald's haben. Liebe Freunde! McDonald’s hat mit unserer Kärntner BVG einen direkten Liefervertrag! Wesentliche Mengen, die bei McDonald’s konsumiert werden, vor allem von der Jugend, weil es einfach auch nicht schlecht ist, sind vom besten Kärntner Fleisch!
 Damit das auch einmal klargestellt ist, weil das immer wieder so heruntergemacht wird: Warum macht die Kärntner Agrarwirtschaft sozusagen eine Kooperation mit einem Gastro-Riesen, der oft falsch verstanden wird, wenn man nicht genau hinter das Konzept schaut? Fest steht: Ganz wichtig sind die Mengen an Kärntner Produkten, die genau in die Konsumation hineinfließen, aber nicht nur in Kärnten, sondern in ganz Europa, in den ganzen Raum bis hinunter an die Adria. Das Kärntner Vollmilchkalb, das wolltest du wissen? (Abg. Trettenbrein: Das ist voll mit Milch!) Genau, wie du weißt, ist das ein Kalb, das voll mit Milch ist, das nur Milch konsumiert hat, bis das Ende seiner Tage kommt. (Abg. Trettenbrein: Sehr traurig! – Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Mag. Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es von Seiten der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Bitte, Herr Abgeordneter Vouk!

Lobnig

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Liebe Zuhörerinnen! Liebe Zu​hörer! Herr Landesrat! Als Konsument frage ich Sie, es gibt verschiedene Gütesiegel: "KÄRN​TEN ECHT GUT", AMA-Gütesiegel, "GE​NUSS​LAND KÄRNTEN". Ich behaupte, dass sich der Konsument da nicht genau auskennt.
Ich frage Sie: Werden Sie sich als Landesrat dafür einsetzen, dass es ein einheitliches Kärntner Gütesiegel gibt, wo Kärnten drinnen ist, wo auch Kärnten draufsteht?
Vouk

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Danke schön! Das ist eine wirklich wichtige Frage, weil die Konsumentenverwirrung ist tatsächlich so. Wir haben nicht nur eine Umfrage dazu, wo ganz eigenartige Ergebnisse herauskommen, wo zum Beispiel "KÄRNTEN ECHT GUT" als das Gütesiegel bezeichnet wird, was in der Summe, in der Menge natürlich nicht stimmt. Vor allem die Biobauern waren aus dieser Umfrage sehr enttäuscht, weil eine Frage war zum Beispiel: Welche Produkte, glauben Sie, sind garantiert gentechnikfrei produziert worden? Das ist logisch, der Biobauer hat von Haus aus diesen Anspruch gehabt. Das Vertrauen des Konsumenten ist aber nur bei knapp 76 Prozent, wo der Konsument sagt, Bioprodukte sind gentechnikfrei. Das heißt, wir haben hier auf der einen Seite sehr viel Nachhol- und auch Aufklärungsbedarf. Auf der anderen Seite ist das völlig richtig, und da haben wir gerade in diesem Halbjahr bei den Agrarreferentenkonferenzen massiv darauf gedrängt, hier eine Vereinfachung zustandezubringen. Das AMA-Gütesiegel hat sich doch schon sehr breit durchgesetzt, ist aber letztlich nicht bei allen Endprodukten drauf, sondern nur im Vorfeld direkt aus der Produktionskette. Das hat aber jedenfalls die Verlässlichkeit, dass es garantiert einheimisches Fleisch ist. Es gibt nicht nur Kärntner Fleisch, sondern österreichweit gedacht einheimisches Fleisch oder Fleisch einheimischer Herkunft. Das ist nicht ganz leicht durchzusetzen, weil zum Beispiel natürlich auch die Handelsketten wieder individuell mit irgendwelchen Marketingaktivitäten versuchen, eigene Produkte und da wieder eigene Auszeichnungen zu erfinden. Teilweise wird der Bauer, wird die Landwirtschaft dann auch hingedrängt, die Produktion in diese Richtung zu gestalten. Letztlich führt das nur zu einer Verwirrung. Ich kann dir versichern, das ist eine große Aufgabe, die wir uns gestellt haben, hier zu vereinfachen, zu verdichten, um einfach auch dem Konsumenten Sicherheit zu geben, damit er nicht mit einer Liste ins Geschäft gehen muss, dass er da kein Lebensmitteltechniker sein muss, um herauszufinden, was da los ist.
Ich habe sogar einen ganz persönlichen Druck von zu Hause, weil ich daheim natürlich auch immer nachschaue, welche Lebensmittel meine Frau, meine Mutter in ihrem Kühlschrank haben. Da kriege ich immer den gleichen Vorwurf: Ihr redet immer von euren Kärntner Produkten. Dann kaufe ich eines, wo „Kärnten“ draufsteht, dann lese ich drei Tage später, dieses oder jenes Gütesiegel hat gar nicht die Verlässlichkeit, dass es tatsächlich aus Kärntner Ursprung ist. Das ist aber eine Herausforderung, das ist vollkommen richtig und das ist auch ein wesentlicher Bestandteil meiner Arbeit! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das heißt, du setzt dich nicht einmal in den eigenen vier Wänden durch!)
Mag. Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es von Seiten der ÖVP-Fraktion eine Zusatzfrage? – Das ist nicht der Fall. Dann hat die Anfragestellerin noch eine Möglichkeit! Ich bitte, die Zusatzfrage zu stellen!

Lobnig

Abgeordnete Dr. Lesjak (GRÜ):

Dr. Lesjak

Geschätzter Landesrat! Bei allem Respekt, aber ich finde es schon bedauerlich, dass Sie sich dafür hergeben für Handelsketten zu werben, nicht nur für SPAR, sondern jetzt auch für McDonald’s, wo es nachgewiesener Weise ja so ist, dass McDonald’s als Fastfoodkette auch dafür verantwortlich ist, dass es ein falsches Essverhalten gibt. Wenn Sie den Film „Supersize“ gesehen haben: Da war es sichtbar, da ist ein Mann einen Monat lang zu McDonald’s gegangen und ist dann extrem krank geworden. Aber aus Ihrer Antwort entnehme ich, dass Sie diese Marke "KÄRNTEN ECHT GUT" … (Abg. Lutschounig: Ich kenne Leute, die vom Rauchen krank geworden und gestorben sind.) Ja, freilich, man sollte also für McDonald’s keine Werbung machen – Schlussfolgerung, oder? Aber das, was diese "KÄRNTEN ECHT GUT"-Geschichte anlangt muss man festhalten, dass das keine Landwirtschaftsförderung ist, sondern eine Wirtschaftsförderung. Denn so wie Sie gesagt haben, dass hier Betriebe in der Lebensmittelproduktion gefördert werden, dann muss man das eindeutig der Wirtschaftsförderung zurechnen. Das heißt also, das kann man nicht der Landwirtschaftsförderung zurechnen. Wie kommt diese Förderung dann bei den einzelnen Bauern eigentlich an? Der einzelne Bauer hat nichts davon, wenn es Markenstudien gibt, wenn es Kriterien gibt, die nicht festlegen, dass das Produkt aus Kärnten stammen muss. Also, es soll ja das drin sein, was drauf steht.
Eine Zusatzfrage meinerseits: Produkte aus Kärntner Herkunft – wo gibt es zum Beispiel Hopfen von Kärntner Herkunft für die Herstellung von Bier?
Dr. Lesjak

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

(1. LH-Stv. Dörfler: Das kann ich beantworten. Trinkt Kärntner Bier, da ist Kärntner Wasser drin! – Heiterkeit und Lärm im Hause.) Wir gehen von der Braugerste aus. Braugerste, das war das Projekt … (Es erfolgen mehrere gleichzeitige Einwände von Abgeordneten aus der F-Fraktion.) Nein! Ich glaube, es sollte sich jeder einmal in der Lebensmittelindustrie erkundigen oder sich hinein vertiefen, wie das Ganze vor sich geht. Es ist ja logisch, dass bei vielen Produkten, bei vielen Endprodukten Ingredienzien dabei sind, die es zum Beispiel in Kärnten nicht gibt. Es gibt verschiedenste Stoffe, Enzyme usw., die gibt es bei uns nicht. (1. LH-Stv. Dörfler: In der Steiermark, das ist nicht so weit weg!) Ja, die Steirer sind unsere Freunde. Und wenn wir denen ein bisschen unter die Arme greifen können, schadet es auch nichts! Wir haben mit der Braugerste versucht, eine neue Anbaufläche, eine neue Anbaustruktur zu schaffen, weil es ja auch vom Preis her attraktiv ist.
Ich möchte aber nur ganz kurz ausführen, sehr geehrte Frau Abgeordnete, (gemünzt auf Abg. Dr. Lesjak) den Kreislauf auch in einem wirtschaftlichen Prozess, sowohl volkswirtschaftlich als auch betriebswirtschaftlich zu sehen. Mein Ziel als Agrarreferent und verantwortlicher Politiker in diesem Lande ist es, in Kärnten Arbeitsplätze zu schaffen und in Kärnten die Umwelt entsprechend zu schonen, zu verbessern und unsere schöne Naturwelt zu erhalten. Das sind meine Oberziele! Wenn man von diesen Oberzielen ausgeht, gibt es dann die Wege dort hin. Und ein Weg ist, wenn es gelingt, unsere einheimischen Lebensmittel, wenn es gelingt unsere Produktion im ländlichen Raum, Nebeneffekt – nicht nur Sonntagsworte zum ländlichen Raum, sondern auch tatsächlich etwas zu tun – wenn es gelingt, unsere Produkte auch entsprechend zu verkaufen, auf den Markt zu bringen. Da sind Arbeitsplätze dahinter, vielleicht Ihrer, vielleicht meiner, vielleicht der Arbeitplatz unserer Kinder! Das ist das Entscheidende! Wenn es gelingt, alles was wir da in diese Richtung unternehmen, ist in meinen Augen richtig! Ein Auseinanderdividieren von Landwirtschaft und Wirtschaft ist auch im volkswirtschaftlichen Kontext überhaupt nicht möglich, es ist eine totale Verzahnung! Auch Landwirtschaft ist Wirtschaft, ganz wesentliche! Wenn wir von fünf bis sechs Prozent landwirtschaftlichem Produktionswert in Kärnten reden, und wir reden von an die 100.000 Beschäftigten inklusive Familienmitgliedern in diesem Produktionsbereich oder im ländlichen Bereich, dann sind das ganz gewichtige Gründe, warum ich einfach der Meinung bin, wir müssen schauen, unsere Produkte in den Verkauf, in den Konsum zu bringen. Wenn es gelingt, diesen Verkauf an der Spitze anzukurbeln, dann geht das hinunter, dann wird irgendwo eine Produk​tion angeleiert oder unterstützt oder der eine oder andere Bauer bekennt sich dazu oder der Hofübernehmer sieht eine Chance. Wir müssen auch Chancen einpflanzen, wir müssen säen! Man kann nur ernten, wenn man vorher sät! Wenn wir die Nachfrage wecken, ich will Kärntner Produkte und sonst nichts auf dieser Welt, dann wird das stattfinden, dann wird die Nachfrage groß sein. Dann werden wir am Beginn die Ernte einfahren können. Das ist das Ziel, deshalb die Unterstützung in diese Richtung! Danke schön! (Abg. Lutschounig: Echt gut! – Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Mag. Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Wir kommen nun zur nächsten Anfrage 6:

6.
Ldtgs.Zl. 433/M/29:
Anfrage der
Abgeordneten Mag. Knicek an Landesrat Mag. Dr. Martinz

Ich bitte, die Frage zu stellen!

Lobnig

Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Zuhörer auf der Tribüne! Nach der Genuss- und Jausenzeit möchte ich den Herrn Landesrat Martinz fragen:
Aus welchen Gründen werben Sie als Regierungsmitglied in Gemeindepostwurfsendungen der ÖVP?
Mag. Knicek

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Geschätzte Frau Abgeordnete! Dass Sie in Ihrer letzten Sitzung noch so eine Frage stellen, ist interessant, aber das wird Sie wahrscheinlich aus der Flut der eigenen Anzeigen, die das BZÖ tagtäglich hier von sich gibt, sozusagen ein bisschen durcheinandergebracht haben. Ich persönlich oder wir konnten keine Gemeindeaussendungen finden, (Abg. Ing. Scheuch: Das ist ja noch schlimmer!) wo wir hier sozusagen eine Vermischung zugelassen haben, anders als Ihr Brief von Ihrem Chef, Landeshauptmann Haider, der ja in eine sehr breite kontroversielle Diskussion Eingang gefunden hat: Wie ist das bezahlt worden? Hat er das als Landeshauptmann geschrieben? Als BZÖ-Obmann oder als sonst irgendetwas? Das haben wir bis heute nicht herausgefunden. (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) Vielleicht sollten Sie ihn fragen, damit wir vielleicht gleichzeitig die Aufklärung hier aus authentischem Munde erfahren? (Abg. Ing. Scheuch: Was ist das für eine Beantwortung?) Ich sehe nirgendwo eine Vermischung eines Postwurfes oder von sonst etwas, was hier als Regierungsmitglied mit einer Gemeindepostwurfsendung zu tun hat.
Mag. Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es von Seiten der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Das ist nicht der Fall! Von der ÖVP-Fraktion? – Auch nicht. Dann bitte, Frau Abgeordnete, haben Sie die Möglichkeit einer Zusatzfrage!
Lobnig

Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Herr Landesrat! Das ist Fakt, dass Sie da drinnen werben. Das haben ich Ihnen gezeigt, Sie wissen auch, worum es sich handelt. (Abg. Ing. Scheuch: Hoppala!) Ich möchte auch wissen, was diese Inseration gekostet hat bzw. wie sie verrechnet wurde. (Abg. Ing. Scheuch: Die es gar nicht gibt! Haben wir da die Unwahrheit gesagt?)
Mag. Knicek

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Wie gesagt, Sie haben mir ja nicht übermittelt, um was es sich handelt. Ich habe keine gefunden, wo das der Fall hätte sein sollen. (Abg. Ing. Scheuch: Das ist da!) Das ist für mich nicht nachvollziehbar! Ich sehe nicht so weit. (Abg. Ing. Scheuch: Dann gib es ihm hin, das ist eine ÖVP-Aussendung!) Danke! „Ein Fass ohne Boden.“ Ist das eine Selbsterkenntnis des Finanzreferenten des Landes Kärnten? (Dies wird auf heitere Art vorgetragen. – Beifall von der ÖVP-Fraktion. – Lärm und Unruhe in der F-Fraktion. – Vorsitzender: Am Wort ist jetzt Herr Landesrat Martinz. Ich bitte, die Frage zu beantworten, Herr Landesrat! Sie sind am Wort! – Abg. Ing. Scheuch: Jetzt bist du wieder einmal hineingefallen! Beantworte die Frage!) „Fass ohne Boden,“ das ist eh schon selbsterklärend für die Finanzpolitik in diesem Land! (Einwand von Abg. Rossmann.) Was meinen Sie jetzt? Vom Gratiskindergarten? (Abg. Rossmann: Ja!) Gratiskindergarten – das ist ja interessant, dass gerade das BZÖ den Gratiskindergarten in Frage stellt, wo es nicht nur ein gemeinsames Projekt von der Finanzierung oder von der Vorgangsweise her mit unseren HYPO-Zinsen ist, sondern wo gerade der Gratiskindergarten … (Vorsitzender: Herr Landesrat, bitte zur Sache! Das ist ja nicht Thema der Anfrage gewesen! Ich bitte, die Frage zu beantworten! Keine Frage, das ist eine Beantwortung! – Es herrscht Unaufmerksamkeit im Hause.) Es geht ja darum, dass das Inserat kritisiert wird. Die Kritik geht da völlig ins Leere, weil der Gratiskindergarten ist ja … (Abg. Rossmann: Ich habe Sie nach der Finanzierung gefragt, nicht nach dem Gratiskindergarten!) Das hat unsere Gemeindeorganisation gemacht, ganz einfach! (Abg. Ing. Scheuch: Keine Antwort ist auch eine Antwort!)
Mag. Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Wir kommen nun zur nächsten Anfrage:

7.
Ldtgs.Zl. 435/M/29:

Anfrage der Abgeordneten Warmuth an Landeshauptmann Dr. Haider
Die kann aber nicht aufgerufen werden, der Herr Landeshauptmann ist noch nicht im Hause.
Dann die Anfrage 8:

8.
Ldtgs.Zl. 436/M/29:
Anfrage der
Abgeordneten Mag. Trodt-Limpl an Landesrat Dr. Schantl
Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Lobnig

Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine Anfrage gilt dem Herrn Landesrat Dr. Schantl.
Herr Doktor: Wurden bei den 27 Public-Viewing Veranstaltungen, die die SPÖ so bewirbt oder beworben hat, auch alkoholische Getränke ausgeschenkt?
Mag. Trodt-Limpl

Landesrat Dr. Schantl (SPÖ):

Dr. Schantl

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Hohes Haus! Ja, Frau Abgeordnete, es wurde Alkohol ausgeschenkt, wie so bei vielen anderen Veranstaltungen in Kärnten auch, wie in der offiziellen Fanzone in Klagenfurt, nur haben wir keine Biergutscheine verteilt. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Dr. Schantl

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es von der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? Nein! Von der ÖVP-Fraktion? Auch nicht! Dann bitte, Frau Abgeordnete, haben Sie die Möglichkeit einer Zusatzfrage.

Lobnig

Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Wie haben Sie sich nachweislich dafür eingesetzt, dass Jugendliche keinen Alkohol trinken?

Mag. Trodt-Limpl

Landesrat Dr. Schantl (SPÖ):

Dr. Schantl

Die Vorbereitung zu diesen Public-Viewings in Kärnten wurde von der Gemeindeabteilung sehr breit mit einem großen Aufwand betrieben. Alle Gemeinden – das waren SPÖ-, ÖVP- und BZÖ-Gemeinden – wurden in mehrere Aufklärungsveranstaltungen eingeladen, wurden natürlich auch hier schon über die bekannten Jugendschutzbestimmungen, die in ganz Kärnten dankenswerterweise durch Gaby Schaunig herrschen, aufgeklärt und auf die Einhaltungen dieser Jugendschutzbestimmungen noch einmal hingewiesen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Dr. Schantl

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Die Anfrage 9 kann nicht aufgerufen werden, weil das Regierungsmitglied nicht anwesend ist. Ich frage die Frau Abgeordnete Lesjak, ob sie die Anfrage mündlich oder schriftlich … Ist auch nicht da, mündlich bei der nächsten Sitzung. Wir kommen zur Anfrage 10:

10.
Ldtgs.Zl. 439/M/29:
Anfrage des
Abgeordneten Mag. Ragger an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler

Bitte, die Frage zu stellen!

Lobnig

Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter!
Ich darf Sie fragen: Wie weit sind die Planungen des Bahnhofes Kühnsdorf-Südkärnten fortgeschritten?

Mag. Ragger

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Herr Abgeordneter! Hohes Haus! Ich weiß nicht, wem ich da glauben soll. Glaube ich dem Abgeordneten Jakob Strauß, der per Inserat mit Foto – mit der Frau Schaunig natürlich – in der Kleinen Zeitung in Völkermarkt am 15. März 2008, das habe ich hier (Der Redner hält einen Zeitungsausschnitt in die Höhe.) „Intercity wird auch in Kühnsdorf halten!“ – Foto Davy & Jacob – und da steht: „Ein Anschluss für Güterzüge wird errichtet. Damit erhält auch der Industriepark einen Direktanschluss. Ein Industriegebiet mit Gleisanschluss ist das Nonplusultra für die Wirtschaft!“ Herr Abgeordneter Strauß! Ich bin ein bisserl erstaunt. Am 15. März wurde das geschrieben. Du hast aber auch einen Brief bekommen seitens des Ministeriums, der auch mir vorliegt, wo genau das Gegenteil davon behauptet wird. Ich wundere mich, wie ein Abgeordneter des Kärntner Landtages wissentlich per Inserat Falschbehauptungen aufstellt, denn, Herr Abgeordneter Strauß, ich habe einen Brief vom 22. Februar, das heißt, fast ein Monat bevor das Inserat „Jakob und Gaby“ in der Kleinen Zeitung im Bezirk Wolfsberg geschalten wurde, wo der Verkehrsminister beziehungsweise das BMVIT dem Bürgermeister Jakob Strauß, Sittersdorf 100a, Miklautzhof – das wirst du sein – schreibt zur Anschlussbahn beziehungsweise zum Güterverladezentrum – und jetzt genau zuhören: „Eine Einbindung der Anschlussbahn ist nach dem derzeitigen Planungsstand nicht vorgesehen.“ Herr Abgeordneter Strauß, ich wundere mich – ich sage das noch einmal – wie man hergehen kann und per Inserat – noch dazu mit der Frau Kollegin Schaunig, die ja ohnedies schon Berühmtheit erlangt hat, weil sie ja auch am 20. März 2007, das liegt in einem Regierungsprotokoll vor, behauptet, sie hätte die Planungsgelder für den Zentralraum sichergestellt. Wie wir in der Zwischenzeit wissen, ist das leider das Gegenteil, und ich bin wirklich erstaunt und bedauere das, Jakob, weil wir durchaus auch persönliche Freunde sind und ich meine, der Jakob ist ein „grader Michel“ aus Südkärnten. Wenn man hergeht und vorher ein Schreiben des Ministeriums hat – und das ist ja auch in vielen Schreiben so passiert, der Generaldirektor Huber, der Verkehrsminister Faymann, haben mir geschrieben, haben aber auch den Gemeinden geschrieben, es ist ja wahrscheinlich ausreichend bekannt, dass nach deinen nicht richtigen Inseraten, ich sage einmal zumindest „Flunkern“ oder auch Unwahrheiten verbreiten oder auch Lügen verbreiten – jedenfalls die Gemeinde Eberndorf wieder heftig beim Verkehrsminister, bei der ÖBB und bei allen Stellen in Wien interveniert und protestiert hat. Bereits am 12. Feber habe ich reagiert und dem Verkehrsminister einen Brief geschrieben und der hat auch mir mitgeteilt, dass es kein Anschlussgleis geben wird. Der Herr Abgeordnete Strauß ist scheinbar schon im Wahlkampf: „Anbindung ist auf Schiene!“ Ich würde mir schon erwarten, Jake, nicht irgendeine Politshow im Bezirk veranstalten, nicht mit Presseaussendungen und noch viel schlimmer, mit bezahlten Inseraten, die Unwahrheit behaupten, obwohl man drei Wochen vorher einen Brief des Verkehrsministeriums erhalten hat, wo genau das Gegenteil drinnen steht! Das ist die Rosstäuscherei der SPÖ: Mit Inseraten die Falschheit zu behaupten!
Alles das, was wir getan haben, immer wieder wurden Spatenstiche kritisiert: Überall dort, wo es Spatenstiche gegeben hat, Katschbergtunnel, Packausbau, der Sondierstollen Koralm, der Bereich Klagenfurt Bahnhof, der Bereich Klagenfurt bis Grafenstein inklusive Bahnhof, ist in Bau beziehungsweise fertiggestellt. Und du gehst her und inserierst in der Kleinen Zeitung, noch dazu mit einem Foto der Vorsitzenden, dass der Gleisanschluss auf Schiene sei und hast drei Wochen von der ÖBB beziehungsweise vom Verkehrsministerium direkt an dich gerichtet, ein Schreiben, wo genau das Gegenteil drinnen steht. Wenn das die Politik der SPÖ ist! Und wir können in diesen Tagen ja feststellen, wie es läuft im Bereich der Zusagen: Der Herr Faymann hat in seinem Rahmenplan ausschließlich Projekte verkauft, die bereits mit Hubert Gorbach in Bau oder abgeschlossen waren, wie Pack, wie zweiter Katschbergtunnel, wie die Sanierung im Liesertal, wie der Bahnhof Klagenfurt, wie das Projekt Koralm und so weiter. Und dann hergehen und wissentlich per bezahltem Inserat gemeinsam mit der Vorsitzenden die Unwahrheit behaupten! So was habe ich in Kärnten noch nie erlebt! (Beifall von der F-Fraktion.)
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es von Seiten der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Bitte, Herr Abgeordneter Strauß, diese Frage zu stellen!

Lobnig

Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Geschätzter Herr Landeshauptmann-Stellver​tre​ter! Nun lässt das Procedere der heutigen Sitzung es ja nicht zu, ich möchte aber schon antworten auf deine – ich möchte einmal sagen – persönlichen Angriffe. (Vorsitzender: Herr Abgeordneter! Nur eine Zusatzfrage stellen, bitte!) Herr Präsident, deine Kollegen des BZÖ dürfen eine Einleitung machen und somit werde auch ich eine Einleitung machen. Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, in einem einstimmigen Regierungsbeschluss und auch durch dich als Verkehrsreferenten des Landes Kärnten mitgetragen, erklärt die Regierung in einem Schreiben, dass sie alles unternehmen wird und auch in dem Schreiben des Herrn Landeshauptmannes an die betroffenen Unternehmen in der Gemeinde Ruden, dass der Bahnhof Ruden beziehungsweise die Verkehrsanbindung in Ruden gehalten wird. Aufgrund meiner Informationen gibt es von dir als Verkehrsreferent des Landes gegenseitige Aussagen. Es geht um den Bahnhof Ruden beziehungsweise um den Anschluss.
Strauß

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Im Gegensatz zu dem, was da passiert ist – ich erinnere noch einmal an das Schreiben vom 22. Feber 2008 an dich als Bürgermeister vom BMVIT und noch einmal, ich betone „Die Einbindung der Anschlussbahn ist nach derzeitigem Planungsstand nicht vorgesehen.“ Ich wiederhole noch einmal, dass du das in deiner Erinnerung auch hast, und per Inserat am 15. März, das heißt drei Wochen später, mit Foto, wo auch die Vorsitzende – sie hat ja auch den Lilienbergtunnel besucht, die Bauarbeiter haben sich regelrecht erschreckt – „Intercity wird auch in Kühnsdorf halten!“ (Abg. Strauß: Ja!) Noch einmal: „Ein Anschluss für Güterzüge wird errichtet. Damit erhält auch der Industriepark einen Direktanschluss.“ Herr Abgeordneter Strauß, das ist einfach falsch! Und im Gegensatz zum Thema Ruden: Es war und ist ausreichend bekannt, dass in Verhandlungen mit der ÖBB insgesamt das Projekt Koralm neue Bahnhöfe erhalten wird, wie beispielsweise einen sanierten Bahnhof Grafenstein, wie beispielsweise einen fast ICE-tauglichen Bahnhof Kühnsdorf – ohne Gleisanschluss, nicht so wie von dir inseriert – und auch einen neuen Bahnhof Lavanttal, Spatenstich übrigens 31. August 2008, ein Projekt, das circa 25 Millionen Euro kosten wird. Es ist auch bekannt, dass es im Bereich Eis/Ruden einen Bahnhof gibt, wo es quasi Null Betrieb gibt und es ist auch bekannt, dass die ÖBB nicht bereit sind, im Rahmen der Koralmbahn für die Firma Urbas einen Gleisanschluss zu bauen. Wir haben dann im Regierungskollegium eine entsprechende Resolution verabschiedet, es ist aber Faktum, dass die Firma Urbas fünf bis acht Waggons pro Jahr – pro Jahr! – dort be- und entlädt. Das heißt, die ÖBB sagen natürlich aus wirtschaftlichen Gründen, dass ein Gleisanschluss an eine Hochleistungsbahn nicht vertretbar ist, dass aber gewährleistet ist – und deswegen hat sich ja auch die Firma Kohlbach jetzt in Bleiburg angesiedelt – dass am Bahnhof Bleiburg, deshalb wird ja die Bleiburger Schleife ertüchtigt beziehungsweise im Bahnhofsbereich St. Paul jedenfalls eine Güterverladung möglich sein. Ich kann nicht für jede Firma, die fünf bis sechs oder vielleicht zehn Waggons pro Jahr hat, das wird die ÖBB nicht tun, einen entsprechenden Gleisanschluss bauen. Ich würde mir nur wünschen, Herr Abgeordneter Strauß, dass in Zukunft die Wahrheit gilt und nicht per Inserat falsche Informationen an die Bevölkerung in Südkärnten erteilt werden, weil das ist „Bürgerpflanz“ erster Klasse!
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es von Seiten der ÖVP-Fraktion eine Zusatzfrage? Herr Abgeordneter Grilc hat sich gemeldet. Bitte!

Lobnig

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Neben den erwähnten problematischen Situationen in Kühnsdorf und in Eis/Ruden haben Sie schon selbst die Bleiburger Schleife angezogen.
Wie ist der aktuelle Stand der Arbeiten beziehungsweise Planungen in Zusammenhang mit diesem Projekt?

Mag. Grilc

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Herr Abgeordneter! Ich bin eigentlich erstaunt, das müsstest du ja wissen. Es hat vor kurzem den Spatenstich und Baubeginn für die Sanierung des Bahnhofes Bleiburg gegeben, inklusive Nebenanlagen. Es wurden in den letzten zwei Jahren – und auch das müsste dir ja bekannt sein – die Gleisanlagen neu errichtet. Es wurde im letzten Jahr im Bereich Mittlern die Unterführung errichtet, damit wir dort diese „Todeskreuzung“ beiseitigen konnten, was leider durch die ÖBB ein Jahr verzögert wurde. Das heißt, die Bleiburger Schleife ist insgesamt – übrigens auch in den neuesten Unterlagen der ÖBB nachzulesen – jetzt so wie geplant und vereinbart auf Schiene. Ich halte das für sehr wichtig, weil Bleiburg ja damit angebunden ist an das Europäische Bahnnetz. Man muss wissen, die Adriatic-Baltic-Achse mit dem Koralmtunnel eine Verkehrsverbindung von Danzig, sprich von der Nordsee bis zum Mittelmeer ist und das natürlich für den Raum Südkärnten – besonders auch für die Umgebung Bleiburg – immens wichtig ist, an diese Achse angebunden zu sein. Das heißt, in den nächsten zwei Jahren werden die Bauabschnitte so von der ÖBB abgewickelt, dass gewährleistet ist, dass mit Inbetriebnahme der Koralmbahn 2016 jedenfalls der Vollausbau und die Gesamtertüchtigung der Bleiburger Schleife abgeschlossen ist. Erfreulicherweise können wir jetzt auch feststellen, dass die Investitionen in die Infrastruktur – die Lippitzbachbrücke war entscheidend, das ist Faktum – aber auch in den Bahnhof und in die Bleiburger Schleife die Betriebsansiedlung, die dem Landeshauptmann erfreulicherweise gelungen ist, dass die Firma Kohlbach nicht ins Ausland geht, in Kärnten bleibt und sich in Bleiburg ansiedeln wird. Das ist wichtig für diesen Raum. Es werden 120 neue Arbeitsplätze sein, wovon 20 eine Zeitlang von Wolfsberg übersiedeln werden, um den Betrieb und das Unternehmen und die Fabrik in Gang zu setzen, aber es entstehen dort tatsächlich 100 neue Arbeitsplätze! Wir wissen, dass die Region das braucht und es war ja immer auch die Ausrichtung und Hoffnung und die Aufgabe, dass wir nach dem Bau der Lippitzbachbrücke, nach dem Vollanschluss der Region Südkärnten an die A2, tatsächlich auch Wirtschaft entwickeln können. Mit diesem Projekt ist ein erster, ganz großer, wichtiger Schritt getan!

Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Nun hat der Anfragesteller noch die Möglichkeit einer Zusatzfrage. Bitte, Herr Abgeordneter!

Lobnig

Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Danke, Herr Präsident! Wie uns mittlerweile durch dieses Schreiben bekannt ist, hat ja die ÖBB-Infrastruktur BauAG insbesondere für die Errichtung des Gewerbeparks Kühnsdorf einen Rückzieher gemacht. Jetzt frage ich Sie, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter:
Werden Sie sich für die notwendige Infrastruktur im Gewerbepark Kühnsdorf einsetzen und dafür Sorge tragen, dass die ÖBB-Infrastruktur BauAG die geeigneten finanziellen Maßnahmen ins Auge fasst?

Mag. Ragger

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (F):

Dörfler

Herr Abgeordneter! Ich kann festhalten, dass im Gegensatz zur Frau Schaunig, die jetzt immer irgendwelche Inserate mit Boxhandschuhen schaltet, obwohl sie immer am Golfplatz ist, wie ich lese – das ist mir ganz neu, dass man mit Boxhandschuhen am Golfplatz arbeitet, aber das ist halt der Stil der Frau Schaunig. Sie sollten besser das Comenius-Heim fördern, und nicht „Unsozial-Referentin“ spielen (2. LH-Stv. Mag. Dr. Schaunig-Kandut: Ein bisschen mehr Bewegung wäre vielleicht …) und nicht mit Falschinseraten agieren, weil es sind Leistungen, die der Landeshauptmann umsetzt, die Sie bewerben! (Neuerlicher Zwischenruf von 2. LH-Stv. Mag. Dr. Schaunig-Kandut: Ein bisschen weniger Politik und ein bisschen mehr Bewegung …) Ein bisschen mehr Bewegung täte mir gut, da gebe ich Ihnen Recht! Ich arbeite halt mehr als Sie und habe keine Zeit für den Golfplatz, Frau Kollegin. Das ist der wesentliche Unterschied! (Beifall von der F-Fraktion.) Sie verweigern dem Comenius-Heim seit Monaten einen Termin. In der Zwischenzeit war ich zweimal dort. Ich habe halt keine Zeit zum Sporteln und zum Golfplatzgehen, Frau Sozialreferentin! (Es herrscht starker Lärm im Hause.) Aber der Golfschläger passt ja ganz gut zu einer Sozialreferentin! So, zur Anfrage: Ich darf festhalten, Herr Abgeordneter Ragger, dass ich bereits am 12. Februar dem Bundesminister Werner Faymann und auch dem ÖBB-Generaldirektor, den der Herr Faymann für viel Geld in die Wüste geschickt hat, einen Brief geschrieben habe, wonach wir den Vollanschluss für den Bahnhof Südkärnten/Kühnsdorf fordern. Wie halt so oft ist der Herr Faymann ein richtiger Kärnten-Feind. Er hat ja die Mittel für den Zentralraum abgedreht, es gibt keine Planung mehr. Anstatt dass er – wie von den SPÖ-Bezirksbürgermeistern gewünscht, Herr Abgeordneter Strauß – einen Gleisanschluss für den Bahnhof Kühnsdorf baut, will er eine Transitbahnachse durch das Rosental bauen! Das ist die Politik des Herrn Werner Faymann für Kärnten! Wir haben ja jetzt im Juli einen Termin in Wien und Herr Abgeordneter Strauß, an Sie und die SPÖ gerichtet: Solange ein Verkehrsminister aus dem BZÖ in Wien gesessen ist, sind alle Kärntner Projekte – und das ist nachweislich – die verhandelt wurden, auch gebaut worden. Seit ein Werner Faymann Infrastrukturminister in Wien ist, sind alle Projekte, die wir mit Gorbach vereinbart haben, in so einem Rahmenplan und einige hat er herausgestrichen. Das ist bedauerlich. Du solltest nicht grinsen, du solltest eher traurig sein, dass auch das Anschlussgleis in Kühnsdorf nicht kommen wird.
Wir werden weiterhin darum kämpfen. Ich hoffe, dass die SPÖ sich bei ihrem Minister auch einmal im Interesse Kärntens durchsetzt. Der Abgeordnete Vouk ist ein selbst Betroffener. Er schweigt zur Diskussion am Wörthersee, sitzt schweigend da und lässt zu, dass 2016 300 Züge durch seine Gemeinde ungeschützt durchrattern werden. Ich erwarte mir, nicht zu schweigen und dem Herrn Manzenreiter seine falschen Weichenstellungen zu unterstützen, Herr Abgeordneter Vouk, sondern einmal zu erkennen, worum es in der ganzen Bahndiskussion überhaupt geht! Wir werden uns weiterhin dafür einsetzen, aber jetzt sitzen rote Entscheidungsträger in Wien! Der von der Kronen Zeitung eingesetzte neue Parteichef der SPÖ trifft halt viele Entscheidungen gegen Kärnten. Das ist die Wahrheit! Wir hoffen, dass es bald Neuwahlen gibt, dann gibt es einen neuen Verkehrsminister und hoffentlich wieder einen Kärntnerfreundlichen! (Beifall von der F-Fraktion.)
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Hohes Haus! Die Fragestunde ist somit von der Zeit her abgelaufen. Es sind eine Reihe von Anfragen vorhanden, die nicht aufgerufen werden konnten. Ich frage daher die Damen und Herren Abgeordneten, ob diese gesamten Anfragen noch bei der nächsten Sitzung mündlich aufgerufen werden sollen oder ob eine Frage schriftlich beantwortet werden soll. Ich vernehme, dass alles mündlich bei der nächsten Sitzung zur Aufrufung gelangt.
Hohes Haus! Wir kommen jetzt zur Durchführung der
Aktuelle Stunde
Es liegt ein entsprechender Antrag des Freiheitlichen Landtagsklubs vor. Nach dem Rotationsprinzip sind die Freiheitlichen an der Reihe und das Thema lautet: Instrumente der direkten Demokratie zur Erhaltung der Selbstständigkeit Kärntens.
Ich erteile als erstem Redner der Antragsteller das Wort, das ist der Klubobmann Ing. Scheuch und ich verweise auf die Rededisziplin von der Dauer von fünf Minuten. Ich erteile das Wort, Herr Klubobmann, Sie können sprechen!

Lobnig

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):
Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Es ist nicht allzu lange her, dass wir hier in einer Aktuellen Stunde über den EU-Reformvertrag gesprochen haben. Meine Wortwahl war damals, und ich habe genau nachgelesen, dass die Menschen enttäuscht über die EU sind, dass sie verärgert sind, dass es Demokratiedefizite in diesem geplanten Superstaat EU gibt, dass mangelhafte Transparenz vorherrscht. Und, ich habe eine offene Diskussion, meine sehr geehrten Damen und Herren, gefordert, die letztendlich auch in eine Volksabstimmung münden sollte. All das steht jetzt in einem Gusenbauer-Faymann Brief, ja man könnte beinahe glauben, die beiden Herren hätten bei mir abgeschrieben. Das ist aber auch nichts Neues, dass die Wiener SPÖ von der Kärntner BZÖ abschreibt, siehe zum Beispiel Teuerungsausgleich. (Beifall von der F-Fraktion.)
Die Wortmeldungen im Kärntner Landtag bei der damaligen Sitzung waren von trauter Einigkeit gezeichnet. Man hat gesagt, das sei ein schändliches Spiel mit den Emotionen. Die Materie sei übrigens zu komplex, um darüber abzustimmen, heißt auch, das Wahlvolk ist zu dumm, um darüber abzustimmen! Man hat sich zu Behauptungen verstiegen, dass Kärnten sowieso der Hauptprofiteur der EU sein sollte und alles in bester Ordnung sein sollte. Ich könnte Ihnen aus Ihren Sonntagsreden viele Zitate hier vorlesen.
Nun der Sinneswandel: Die SPÖ respektiert die irische Volksbefragung. Die gleiche SPÖ, meine sehr geehrten Damen und Herren, ignorierte und verspottete 15.000 beglaubigte Unterschriften, die hier in Kärnten gesammelt wurden. Anstatt auf sie zu reagieren, hat man den Parlamentsfahrplan dahingehend geändert, dass Tatsachen geschaffen werden. Nun könnte ich es mir verhältnismäßig einfach machen, heute hier am Rednerpult stehen und mich über einen Sieg der Patrioten freuen. (Heiterkeit von Abgeordneten aus der SPÖ-Fraktion.) Ich, und das sehe ich auch am Lachen der SPÖ-Leute hier, glaube aber diesen Damen und Herren nicht ganz und so geben wir Ihnen heute die Möglichkeit, Ihren Worten auch Taten Folge zu leisten, indem wir zwei Dringlichkeitsanträge hier eingebracht haben. Aber wir haben uns noch etwas besseres überlegt, sozusagen einen wirklichen Offenbarungseid, eine Nagelprobe, weil wir heute unter Tagesordnungspunkt 6 das Kärntner Volksbefragungsgesetz letztendlich auch diskutieren werden. Hier wird meine Fraktion einen Zusatzantrag einbringen, der sicherstellt, dass bei wichtigen EU-Materien das Volk automatisch, zumindest das Kärntner Volk zu befragen ist. Das wird die letztendliche Offenbarung, ob Sie hier mitgehen oder nicht. Sollten Sie nämlich diesem Antrag nicht zustimmen, ist das der endgültige Beweis, dass Sie bewusst die Menschen hier in Kärnten frech anlügen! Es liegt also bei Ihnen, ob Sie Ihren ramponierten Ruf in dieser Frage sanieren möchten und Sie einmal auf der Seite der Kärntnerinnen und Kärntner stehen möchten und auf der Seite des Heimatlandes, oder ob Sie Ihr populistisches Machwerk hier outen. Wir werden ja sehen, spätestens beim Tagesordnungspunkt 6! Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)
Ing. Scheuch

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Nach der Rede von Klubobmann Scheuch möchte ich doch ein bisschen mehr auf die Instrumente der direkten Demokratie zur Erhaltung der Selbstständigkeit Kärntens eingehen. Erlauben Sie mir ganz kurz einen Rückblick. Für mich und für die Sozialdemokratie ist Demokratie in weiterer Entwicklung der Menschenrechte gesellschaftspolitisch ein wichtiges, ich würde sogar sagen, das wichtigste Gut! Gerade die Geschichte der Sozialdemokratie ist untrennbar mit den schrittweisen Errungenschaften des allgemeinen, des geheimen Wahlrechtes, dem Kern der Demokratie, verbunden! Die Teilhabe der Staatsbürger an der Gestaltung des Staates und anderer Institutionen, Selbstverwaltungskörper, Interessensvertretungen, Gewerkschaften, wären ohne die Sozialdemokratie und ihren Jahrhunderte langen Kampf für diese Wahlrechte beziehungsweise für diese Demokratie undenkbar gewesen. (2. Präs. Dr. Strutz: Professor Kaiser!) Daher kann sich die Sozialdemokratie auch mit Fug und Recht, Herr Präsident Strutz, wie es Bundeskanzler Kreisky formulierte, als Partei im historischen Sinne bezeichnen. Als politische Begegnung nämlich, die immer auf der Seite, immer auf der Seite der Demokratie und der Menschenrechte gestanden ist! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
So viel einmal, meine Damen und Herren des BZÖ, der Antragsteller, zur korrekten geschichtlichen Dimension dieses Aktuelle Stunde Themas. Zur Einleitung einer landesweiten Volksbefragung, Hauptthema des Kollegen Scheuch, betreffend des Inhaltes einer Stellungnahme des Landes zum EU-Reformvertrag ist folgendes festgestellt: Die Fragestellung, damit das jeder hier auch weiß, lautete: Soll die Kärntner Landesregierung zum EU-Reformvertrag eine zustimmende Stellungnahme abgeben? Jetzt kommt es: Da der Reformvertrag den selbstständigen Wirkungsbereich des Landes betreffen könnte, ist und war der Bund verpflichtet, die Länder unverzüglich zu unterrichten und ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Stellungnahme des Landes Kärnten erfolgte, nachdem der Vertrag in Lissabon unterschrieben wurde. Zum EU-Vertrag diese Volksbefragung abzuhalten hätte bedeutet, nachdem der Vertrag bereits unterschrieben war, das Kärntner Volk zu befragen, (Abg. Ing. Scheuch: Das stimmt nicht!) ob wir eine Stellungnahme, die noch dazu zu spät abgegeben worden ist, überhaupt durchführen sollten. Das ist der Bereich, meine Damen und Herren, der hier auch einmal hier im Hohen Haus gesagt gehört.
Dass das Parlament die EU-Verträge, Herr Landeshauptmann, ratifizieren soll, wurde übrigens im Nationalrat unter Bundeskanzler Schüssel und BZÖ-Regierungsbeteiligung mit 182 zu 1 Stimmen beschlossen. (Abg. Ing. Scheuch: Volksbefragung!) Ich komme schon dazu! Der SPÖ-Vorschlag, über Art und Stil kann man geteilter Meinung sein, ich bin es! Es gibt aber euch, also all jene, die damals mitgestimmt haben, dass das Parlament solche Verträge zu ratifizieren hat, (Abg. Ing. Scheuch: Ihr habt in Kärnten die Volksbefragung verhindert!) die Chance, und jetzt komme ich schon zu dir, Kollege Scheuch, zukünftige Vertragsveränderungen in der Europäischen Union, welche österreichische und damit Kärntner Interessen trotz mancher Freistaat-Tümmlerei berührt, durch eine Volksabstimmung zu entscheiden.
Persönlich sage ich, Elemente wie Volksbefragung, Volksbegehren und Volksabstimmung sind wichtige Elemente für die Bürgerinnen und Bürger und sie bedürfen Information, Diskussion und Kommunikation der jeweiligen Inhalte und Themen. Sie erfordern aber im Wesentlichen eines, weil Sie gesagt haben Offenbarung: Herr Klubobmann Scheuch, sie sollen auf der Ebene stattfinden, wo sie ihre Anwendung finden. Daher bin ich der Meinung, dass im gegenständlichen Fall der Vorschlag der SPÖ, bei zukünftigen Verträgen auf Bundesebene eine Volksabstimmung durchzuführen, richtig ist und analog dessen wäre es noch richtiger und weiterführend, dass man das auch EU weit, dort, wo nämlich der Bezugsraum ist, gleichzeitig ist. Das ist die Position der SPÖ, die unterstreichen wir auch mit einem Dringlichkeitsantrag und der wird die wirkliche Offenbarung sein, den die BZÖ auch heute zu leisten hat, (Abg. Ing. Scheuch: Dann könnt ihr ja mitgehen!) damit sie ihr eigenes Abstimmungsverhalten im Nationalrat, wo sie dafür gestimmt hat, dass die Abgeordneten abstimmen sollten und nicht das Volk, das könnt ihr heute korrigieren. Sagt: Danke SPÖ für die Möglichkeit! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Tauschitz das Wort.)
Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Zuhörerinnen und Zuhörer! Instrumente der direkten Demokratie zum Erhalt der Selbstständigkeit Kärntens. Dieser Titel der Aktuellen Stunde, wenn ich den alleine betrachte, fühle ich mich so, als hätten wir ein verfassungsrechtliches Problem, würde die Demokratie in Kärnten gerade abgeschafft werden. So, als würde eine kriegerische Auseinandersetzung vor der Türe stehen, wo wir unsere Selbstständigkeit erhalten müssten oder hätten wir sonst irgendwelche historischen Probleme, die es in der Vergangenheit schon gegeben hat und uns viel Leid beschert haben. Aber keines dieser Dinge sehe ich nur ansatzweise in Reichweite. Der Klubobmann Scheuch kommt hier heraus und spricht hier vom Erhalt der Selbstständigkeit, die Menschen sind enttäuscht und verärgert über die Europäische Union, weil es keine Transparenz gibt! (Abg. Ing. Scheuch: Sie sind es auch!) Und was ist die Antwort der BZÖ darauf, dass es keine Transparenz gibt? Ein Fleckerlteppich soll es werden, aus nationalen Referenden in EU-Fragen, dass jedes Land extra abstimmt. Und am besten, innerhalb Österreichs die Bundesländer noch extra. Wie soll man durch eine solche Verkomplizierung der Sache mehr Transparenz geben? (Abg. Ing. Scheuch: Das Volk befragen!)
Geben Sie es doch zu, Sie wollen die Europäische Union nicht und tun alles, um sie zu blockieren. (Abg. Ing. Scheuch: Selbstständigkeit für Kärnten!) Herr Kollege Scheuch, wenn Sie die Selbstständigkeit für Kärnten fordern, gehen Sie hier heraus und leisten einen Offenbarungseid. Gehen Sie heraus und sagen, passt auf, Kärnten hat in den letzten Monaten zum Beispiel bei der Arbeitslosigkeit nur 0,8 Prozent weniger, Österreich hat 8 Prozent weniger Arbeitslose, Kärnten ist per Definition die schwächste Volkswirtschaft in Österreich, aber wir wollen uns abspalten. Dann kommt raus und sagt die Wahrheit! Sagt den Bürgerinnen und Bürgern ins Gesicht, dass ihr euch abspalten wollt und dass ihr in Wahrheit nicht mehr weitermachen wollt mit Österreich, mit der Europäischen Union! (Abg. Ing. Scheuch: Lasst uns abstimmen!) Ich sage euch, du tust dem Volk nichts Gutes! Das ist für unsere Bürgerinnen und Bürger nicht gut! (Abg. Ing. Scheuch: Fragen wir die Kärntnerinnen und Kärntner! – Abg. Lutschounig: Ihr habt Erfahrungen mit dem Abspalten!)
Ich kann leider nicht so laut reden, weil meine Stimme sonst weg ist, aber ich fordere in dieser Frage wirklich mehr Ehrlichkeit, ein bisschen mehr Anstand und Selbstachtung. Die Menschen sind nicht deswegen auf die Europäische Union und auf die Politik „angefressen“, sage ich jetzt einmal auf gut kärntnerisch, (Abg. Ing. Scheuch: Sind sie es oder sind sie es nicht?) weil, mein lieber Freund Scheuch, hör einmal zu, sie sind nicht deshalb „angefressen“, weil die Selbstständigkeit Kärntens nicht gewährleistet ist. Sie sind deshalb „angefressen“, weil die Politik völlig beliebig geworden ist. Weil genau solche Anträge zu Aktuellen Stunden den Bürgern den puren Populismus bringen! (Heiterkeit von Seiten der F-Fraktion.) Weil das Verhalten der Sozialdemokraten, eines Herrn Faymann, eines Herrn Gusenbauer, der einen Kniefall macht vor dem Herrn Dichand und in einer ganz essentiellen wichtigen Frage für die Politik wegen ein paar Umfragen die Linie der letzten 15 Jahre weg schmeißt, so, als wäre das ein Papier, das man einfach entsorgen kann. Das ärgert die Menschen! Das ist das, wo die Menschen sagen, es widert sie an, wie Politik in diesem Land gemacht wird. Der Uwe Scheuch stimmt draußen im Parlament für diesen Vertrag mit und geht dann hier in Kärnten her und spielt sich als der große Revoluzzer auf und als der große Separatist, der Kärntens Selbstständigkeit gewähren wird. (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Es hat der Kollege Androsch obendrein, ein ehemaliger SPÖ-Finanzminister, in der heutigen Krone etwas sehr wichtiges gesagt: Wenn man in die Geschichte schaut, sieht man, wo es hinführt, wenn man die politischen Einheiten immer kleiner macht, vom polnischen Libero Veto, was dafür gesorgt hat, dass Polen im 18. und 19. Jahrhundert durch dieses Recht der Abgeordneten, Vetos einzulegen, nichts Gutes für die Bevölkerung gemacht hat.
Es gibt Volksabstimmungen, es gibt Volksbegehren, es gibt Volksbefragungen, alles hier! Das gibt es in der Landesverfassung, in der Bundesverfassung! (Abg. Ing. Scheuch: Ihr lasst es ja nicht zu!) Es ist alles hier, es besteht alles, (Abg. Ing. Scheuch: 15.000 Unterschriften!) aber mit Regeln, damit mit diesen Instrumenten der direkten Demokratie kein Missbrauch betrieben wird! Deswegen gibt es diese Regeln und die werden wir auch nicht ändern, wenn das BZÖ es wünscht (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) bzw. die 15.000 Unterschriften dann doch nicht zustandebringt. (Abg. Ing. Scheuch: Die sind ja da! Was phantasierst du? Die sind ja da! – Es erfolgen mehrere gleichzeitige Zwischenrufe von Abgeordneten aus der F-Fraktion. – Vorsitzender, das Glockenzeichen betätigend: Herr Abgeordneter, setzen Sie fort, Sie sind am Wort!) Danke vielmals! Abstimmungen, Volksabstimmungen für europäische Fragen soll man auf europäischer Ebene lösen. Eine europäische Volksabstimmung – dazu stehen wir! (Abg. Ing. Scheuch: Du bist ein super Kärntner Abgeordneter! Verräter!) Abstimmung zu österreichischen Fragen – österreichische Volksabstimmungen, Abstimmungen zu Kärntner Fragen – mit Kärntner Volksabstimmungen. (Unruhe und Lärm im Hause.) Machen wir eine Volksabstimmung darüber, ob es weiterhin sein darf, (Abg. Ing. Scheuch: Mach eine!) dass das BZÖ dieses Land so verschuldet (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen! Ich bitte zum Schluss zu kommen! – Abg. Ing. Scheuch: Mach eine!) und die Landesschulden in den letzten acht Jahren verdreifacht hat! (Abg. Ing. Scheuch: Mach endlich eine! – Beifall von der ÖVP-Fraktion.)

Tauschitz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Ich bitte um mehr Aufmerksamkeit und erteile Abgeordnetem Holub das Wort!

Lobnig

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren auf der Tribüne! Instrumente der direkten Demokratie – ich liebe direkte Demokratie! Die Grünen haben die Basisdemokratie als einer der sechs Grundwerte ins Programm geschrieben. Bei uns ist Demokratie so stark, dass wir uns wirklich sehr lang und sehr oft damit beschäftigen. Das kann oft einmal mühsam sein, das zahlt sich aber aus, weil alle miteingebunden werden. Ich kann mich noch erinnern, dass seinerzeit einmal der Kollege Strutz zum Parteiprogramm der Kärntner FPÖ gesagt hat: „Unser Programm ist das gesprochene Wort vor dem Jörg Haider!“ (3. Präs. Dr. Strutz: Das hat gut funktioniert!) Ja, ich glaube, dass es funktioniert. Es ist ja nicht gesagt, dass so etwas nicht besser funktioniert als eine Demokratie. Nur, ich liebe Demokratie, (Heiterkeit und Lärm im Hause.) deswegen habe ich mich dazu bekannt und deswegen bekenne ich mich zur direkten Demokratie und zu Volksabstimmungen, Volksbefragungen, Unterschriftensammlungen. Es gibt nichts Schöneres, als mit den Menschen auf der Straße zu diskutieren. Das ist die schöne Geschichte. Nur hängt das damit zusammen, dass man die Menschen auch informiert und dass man sie richtig informiert. Von wem werden jetzt unsere Bürgerinnen und Bürger informiert? In letzter Zeit sehr stark von der Kronen Zeitung, dann kommt man eben zu der Idee, dass bei uns die Kronen Zeitung Bundeskanzler ist. Die Frage ist: Wie funktioniert die Kronen Zeitung? Wie kommen die zu ihrer Meinung? Sitzen da jetzt lauter Anwälte zusammen? Stimmen die jedes Mal über eine Überschrift ab, wenn dann bei der Kronen Zeitung oben steht, wir sind Bundeskanzler? Haben die wirklich Berater, die alle 1.000 Seiten des Antrages, des EU-Vertrages durchgelesen und den Menschen erklärt haben oder setzt sich da einer hin und sagt, das ist die Linie und jetzt machen wir das, wie das eben auch gut funktionieren kann? Das ist eben die Frage! Wenn sich jetzt ein Politiker wie unser Herr Bundeskanzler der Kronen Zeitung sozusagen unterordnet, ist das jetzt demokratisch und ordnet sich jetzt ein Demokrat einem nicht ganz so demokratischen System unter? Wer ist dann wirklich der Chef? Das ist die Frage. Wie bekennt man sich zur direkten Demokratie? Ich hätte es lieber abgestimmt, genauso wie die Grünen es beim EU-Vertrag lieber gehabt hätten, wenn eine EU-weite Volksabstimmung stattgefunden hätte. Das wurde uns aber leider vermiest. Das hätte alle Europäerinnen und Europäer betroffen, 500 Millionen. Die hätten gleichzeitig abgestimmt und dann hätten wir es gewusst. Aber man schreibt auch nicht so viele Sachen in so vielen Seiten, ohne das so vielen Menschen überhaupt zu erklären. Das ist die grundsätzliche Geschichte. Das gibt natürlich dem neuen Politikerschlag Auftrieb, der einfach nur herkommt, Angst macht, populistisch ist, sich die Sachen selber nicht durchliest. Ich möchte wissen, wer es wirklich selber durchgelesen hat? (Abg. Ing. Scheuch: 15.000 Unterschriften! Was machen wir mit denen?) Ich respektiere alle Unterschriften in Kärnten. Nur, haben die Menschen wirklich gewusst, was hier abgestimmt wird? Es ist natürlich auch eine Feigheit der EU dabei, dass man genau weiß, man kriegt nicht in allen 27 Ländern die Zustimmung, deswegen geht man in die Parlamente, weil dort kann man besser verhandeln! Das ist klar, dann funktioniert das System aber nicht. Was hier aber verwechselt wird ist, dass auf der einen Seite die Unzufriedenheit mit der EU genommen wird, auf der anderen Seite der EU-Reformvertrag und der ist nicht schlecht. Da ist 90 Prozent von dem okay, was da drin steht! Da steht drin, dass man 1 Million Unterschriften ein EU-weites Volksbegehren machen kann. Da wird der Unmut mit der EU mit dem Reformvertrag verwechselt, da wird einfach instrumentalisiert. Das wird verquickt, aber das wird sich hoffentlich auch noch irgendwie lösen lassen, weil die Frage ist: Was ist die Alternative? Werden wir halt überall hinaufdrücken und sagen: Dann treten wir halt aus der EU aus. Hat sich das schon jemand überlegt, wie das bei den nächsten Problemen sein wird, die auf uns zukommen, bei dem Klimawandel und bei der Wirtschaftskrise durch die Ölpreiserhöhung? (Einwand von 1. LH-Stv. Dörfler.) Was wird dann sein? Da brauchen wir eine starke EU und wenn wir nicht mit dem Herzen bei der EU sind, sondern bei uns selber in unserem eigenen Kärntner Kochtopf und dort herumrühren, dann werden wir den Horizont nicht erweitern können, das ist die Geschichte. Die jungen Menschen wollen eine EU haben, ich will sie auch haben. Ich will sie vor allem sehr demokratisch haben. Die EU ist nicht undemokratisch. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Um das geht es nicht!) Wir alle oder ein Großteil war in Brüssel draußen und hat sich das angeschaut. Da habe ich nur große Augen gemacht, wie demokratisch das abläuft. (Lärm im Hause. – Abg. Zellot: Warst du in der Kantine?) Nein, wirklich, das ist unfassbar. Mit 2 Promille kannst du dort etwas verändern! (Heiterkeit und Lärm in der F-Fraktion. – Der Vorsitzende betätigt das Glockenzeichen.) Freilich ist es auch überverwaltet, aber es ist schon toll, was man dort sieht, wie ernst die Menschen in Brüssel die Demokratie nehmen. Das ist nicht einmal zynisch gemeint. (Einwand von LH Dr. Haider: Er hat ein Kabarett gemacht. – Zwischenruf von 1. LH-Stv. Dörfler. – Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) Wir haben uns das angeschaut, da sitzen 300, 400 Leute im Ausschuss der Regionen mit 17 Übersetzern. Da wird wirklich hart gearbeitet und das ist demokratisch, nicht nur, weil es einer sagt. Ich liebe direkte Demokratie, aber fangen wir in Kärnten damit an! Fangen wir damit an, dass wir eine Volksabstimmung machen, bevor wir ein Stadion bauen, bevor wir ein Einkaufszentrum bauen und fragen wir nicht nachher die Leute: Seid Ihr jetzt zufrieden, dass es da ist? (Lärm im Haus.) Ja, freilich haben wir die Ansuchen gestellt, die wurden ja weggewischt. Genug haben wir gehabt, ja freilich, die haben wir eingebracht. Das wurde uns im Stadtsenat abgewürgt, der Bürgermeister hat es einfach weggeschmissen! Das war die Geschichte! Also, bitte, liebe Freunde, direkt demokratisch vorher abstimmen und dann bauen, danke! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Du bist ja ein EU-Bürgermeister! – Einzelbeifall von Abg. Dr. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager das Wort.)
Holub

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

(Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Franzi, streng dich an! Auf der Tribüne steht schon dein Nachfolger!) Herr Präsident! Hoher Landtag! Werte Damen und Herren Abgeordnete! Werte Zuhörer auf der Tribüne! Man kann nur staunen, wie weit weg SPÖ, ÖVP und vor allem die Grünen sind, die ihre basisdemokratischen Wurzeln hier beweinen müssen. Denn der Niedergang der Grünen hat ja mit dem zu tun, dass Ihr euch nicht mehr an das haltet, was vor Jahren gepredigt wurde. Aber wie weit weg sind die von mir genannten Parteien vom Volk und von Österreich, mit Ausnahme der SPÖ, die Führungsköpfe versuchen da wieder zurückzurudern. Man muss schon sagen, wenn eine europäische Volksabstimmung verlangt wird, gerade das will ich oder wollen die Freiheitlichen verhindern, dass andere über unser Österreich und damit auch über Kärnten drüberfahren. Wir selbst sollen entscheiden: Ist das für uns gut oder nicht? Weder der Verfassungsvertrag der Europäischen Union noch der Vertrag von Lissabon sind für Österreich brauchbar, im Gegenteil, äußerst unbrauchbar, wenn man das genau liest und die Leute wissen das auch. Das wissen die Iren, die sind auch nicht alle blöd! (Abg. Lutschounig. Die mit Doppel R!) Und alle anderen, würde es Volksabstimmungen geben, würden zu ähnlichen Entscheidungen kommen. Wir wollen uns nicht diesem Koloss und dieser Bürokratie in Brüssel ausliefern! Wir wollen Österreicher bleiben und eine Eigenständigkeit erhalten, soviel dazu! Klar ist noch, dass die ÖVP für diesen totalen Pro-EU-Kurs einsteht, vom Bund bis herunter zum Land Kärnten. Klar ist das im weitesten Sinne auch für die Grünen. Weniger klar ist es bei der SPÖ und auch beim BZÖ. Denn da erinnere ich auch daran, was schon einer meiner Vorredner getan hat, dass das Zustandekommen des Verfassungsvertrages 2005 mit Ausnahme der Barbara Rosenkranz unter dem damaligen Generalsekretär, deines Bruders, Herr Klubobmann, Uwe Scheuch … (Abg. Ing. Scheuch: Was war mit dem Siegfried Kampl?) Das war der Bundesrat, das ist aber im Nationalrat! Herr Landeshauptmann, da braucht ihr euch nicht herausreden! Eure Abgeordneten des BZÖ haben auf deine Weisung hin im Nationalrat dem Verfassungsvertrag zustimmen müssen. (LR Dipl.-Ing. Scheuch: Das ist ein anderer Vertrag!) Das ist eine nachweisliche Geschichte, das lässt sich nicht wegdiskutieren, weil da gibt es Protokolle. Es ist in Ordnung, wenn das BZÖ dann nicht mehr in der Regierung ist (LR Dipl.-Ing. Scheuch: Ich sitze in Kärnten!) und das dann aus diesen Gründen versucht, weil ja 70 bis 80 Prozent der Österreicher gegen diesen Reformvertrag und für eine Volksabstimmung sind und man das nicht negieren kann. Jetzt noch zu diesen angekündigten Anträgen des BZÖ: Ich glaube, wenn das richtig ernst gemeint ist, dann lässt man das ja den Abgeordneten rechtzeitig zukommen, (Abg. Ing. Scheuch: Kriegst du ja wohl!) weil das ist keine Geschichte, die man zwischen Tür und Angel abhandeln kann, damit man das lesen und schauen kann: Ist das verfassungskonform? Dann würde man dem, wenn das drinsteht, was du hier angekündigt hast, selbstverständlich die Zustimmung geben. So muss ich das offenlassen, weil ich diese Dringlichkeitsanträge erst lesen muss. Sehr verehrte Damen und Herren! Auch das Reden des Klubobmannes der SPÖ, Dr. Kaiser, ist natürlich ein Problem. Er hat hier den Spagat zu vollbringen gehabt, doch der EU die Treue zu halten und nicht für Abstimmungen zu sein, obwohl die Bundes-SPÖ, zumindest die zwei, der Obmann und der Bundeskanzler da anderer Meinung sind. Obwohl das nicht ehrlich sein kann, denn vor wenigen Wochen, als im Parlament über diesen Reformvertrag abgestimmt wurde, war die SPÖ noch voll auf Linie und hat keiner Volksabstimmung ihr Wort geschenkt oder ist dem nur annähernd beigetreten. (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) Jawohl, Herr Präsident! Eine Frage wäre noch an das BZÖ zu richten: Warum man in Kärnten eine Volksbefragung, die ja nicht bindend ist, durchführen wollte und nicht eine Volksabstimmung, damit wenigstens dieses Bundesland die Möglichkeit gehabt hätte, das in einer Volksabstimmung kundzutun? Wir werden sehen, was mit diesen zwei Anträgen herauskommt. Wenn es so ist, wie du gesagt hast, hast du eine Stimme mehr hier im Landtag. Ich werde die Zustimmung geben! Ich danke!
(Der Vorsitzende erteilt LH Dr. Haider das Wort.)
Schwager

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ein Abgeordneter der ÖVP hat heute die Frage gestellt, warum wir sozusagen für die Selbstständigkeit Kärntens kämpfen, es ist ohnedies keine Gefahr. Ich glaube, dass sich die Kärntner Bevölkerung zu allen Zeiten, auch wenn man unsere Geschichte betrachtet, immer richtig verhalten hat, indem sie ihr eigenes Schicksal selbst in die Hand genommen hat. Das war mit der Volksabstimmung 1920 so, wo man sich auch nicht auf andere verlassen hat. Das war immerhin die erste demokratische Ausübung des Selbstbestimmungsrechtes der Völker. Das sollten wir nicht vergessen. Das ist nicht irgendeine historische Geschichte, sondern Kärnten hat damals den wichtigsten Beitrag für den Verbleib der Einheit Österreichs geleistet und hat damals auch klar gesagt, dass es gewohnt ist, seine Heimat selbst zu schützen. Genauso tun wir das jetzt in dieser Frage. Wenn man heute die Tageszeitungen liest und etwa in der Kronen Zeitung auf Seite zwei liest, dass im Burgenland zum selben Zeitpunkt, wo wir das hier diskutieren, der dortige Landeshauptmann ebenfalls die Initiative unternimmt, dass in Zukunft alle EU-Reformvertragsänderungen verpflichtend einer Volksabstimmung zuzuführen sind, dann frage ich mich, warum die SPÖ hier im Lande dagegen opponiert. Denn das, was im Burgenland richtig sein kann, muss ja in Kärnten nicht unbedingt als falsch bezeichnet werden, nur weil es hier der BZÖ-Landeshauptmann mit seiner Mehrheitsfraktion durchführen will. Da müssen Sie einmal über den eigenen Schatten springen! Demokratie, Herr Kollege, (gemünzt auf Abg. Mag. Dr. Kaiser.) ist nicht parteipolitisch auflösbar! (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Eben!) Sie sollten dem Beispiel des burgenländischen roten Landeshauptmannes folgen und unserem Antrag heute die Zustimmung geben, (Beifall von der F-Fraktion.) damit hier eine ordentliche demokratische Entwicklung durchgeführt werden kann!
Und wenn man sich das anschaut, hat ja die Frage Volksbefragung, Volksbegehren in Kärnten immer eine wichtige Rolle gespielt. Es hat im Jahre 1979/1980, als damals die SPÖ-Mehrheit in der Landespolitik die Nockalm mit einem riesigen Hoteldorf verbauen wollte, die erste Volksbefragung gegeben, initiiert damals auch von uns mit einem durchschlagenden Erfolg. Die SPÖ musste sich zurückziehen und daraus ist dann der Nationalpark Nockberge geworden, weil man gesagt hat, wir wollen das nicht zulassen. Also, von wegen, Herr Kollege Kaiser, dass die SPÖ immer auf Seiten der Bürger gestanden ist: Ihr habt ständig gegen die Bürger opponiert! Ihr habt das bei der Nockalm gemacht und Ihr wart gegen die Volksbefragung! (Abg. Ing. Scheuch: Ortstafeln!) Ihr wart bei der Ortstafelvolksbefragung dagegen, obwohl Ihr wisst, dass die gesicherte Mehrheit in Kärnten keine Ortstafeldiskussion mehr haben will und schon gar nicht von Wien ein Diktat haben will! Das wisst Ihr ganz genau! (Beifall von der F-Fraktion.)
 Ihr wart auch in der Frage – das hat man schon vergessen – des Minderheitenschulgesetzes, wo wir 1983/84 ein Volksbegehren in Sachen Minderheitenschulgesetz initiiert haben, um die Benachteiligung der einsprachigen Schüler, die nur im Deutschunterricht angemeldet sind, zu beseitigen. Dieses Volksbegehren hier in Kärnten – angeblich so lächerlich das kleine Kärnten – hat dazu geführt, dass das Wiener Parlament seine Meinung geändert und schlussendlich sogar mit Stimmen des grünen Abgeordneten damals einen einstimmigen Beschluss gefasst hat. Also, wenn jemand auf der Seite des Volkes steht, dann, glaube ich, ist es meine Fraktion und sind es meine Anhänger, die immer mit der Bevölkerung in der direkten Demokratie etwas getan haben! (Beifall von der F-Fraktion.) Und genau so habe ich das auch beim EU-Reformvertrag gehalten. Sie werden keine Aussage und keine Stellungnahmen von mir finden, auch wenn ich im Widerspruch zu meinen eigenen Parteifreunden in Wien gestanden bin, wo ich nicht die Volksbefragung und die Volksabstimmung in Sachen Reformvertrag und früher Verfassungsvertrag vertreten habe. Und das ist auch meine gesicherte Überzeugung, denn als Kärntner Landeshauptmann muss ich ein Interesse daran haben, dass wesentliche Kompetenzen und Zuständigkeiten, die uns übertragen sind, nicht nach Brüssel abwandern und wir nichts zu reden haben. Ich appelliere noch einmal an Sie alle, denken Sie darüber nach. Im Reformvertrag geht es um das Thema Sicherheit, wird die Frage der Justizpolitik nach Brüssel übertragen, wird die Sicherheitspolitik nach Brüssel übertragen, (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit, bitte!) wird die Zuständigkeit des Asyl- und Fremdenwesens nach Brüssel übertragen! Wir sind heute in Kärnten nicht zuletzt deshalb so ein attraktiver Wirtschaftsstandort, weil jene, die hier investieren, wissen, hier ist das Land sicher. Hier gibt es die niedrigste Kriminalität, hier gibt es den niedrigsten Ausländeranteil, hier gibt es die niedrigste Asylantenquote und ich möchte nicht haben, dass in Brüssel entschieden werden kann, wer bei uns als Asylant zuwandern darf, wie viel wir aufzunehmen haben und wie die Zuwanderungspolitik zu organisieren ist! Das ist unsere Sache, meine Damen und Herren! (Beifall von der F-Fraktion. – Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen! Herr Landeshauptmann, bitte zum Schluss zu kommen!) Daher bitte ich Sie, unserer Initiative die Zustimmung zu geben, denn letztlich schlägt in vielen Herzen der SPÖ-Abgeordneten die gleiche Überzeugung, die ich hier geäußert habe! Ich kenne keinen SPÖ-Abgeordneten, den das Thema Sicherheit nicht auch wichtig ist. Dann springen Sie über Ihren eigenen Schatten und verlassen Sie die parteipolitische Orientierung und stimmen Sie zu, dass wir bei allen EU-Fragen eine verpflichtende Entscheidung des Kärntner Volkes möglich machen! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Köchl das Wort.)
Dr. Haider

Abgeordneter Köchl (SPÖ):

Köchl

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren auf der Zuhörertribüne! Instrumente der direkten Demokratie zur Erhaltung des selbständigen Kärntens – das ist ganz einfach ein Fachthema für uns Sozialdemokraten, da wissen wir, wovon wir reden. (Heiterkeit in der F-Fraktion.) Das hat Peter Kaiser auch schon ausgeführt, dafür kämpfen wir schon 100 Jahre und beim BZÖ werde ich den Eindruck einfach nicht los, dass hier diese Demokratie mit den Füßen getreten wird. Immer wenn geglaubt wird, dass es passt, dann gehört eine Volksabstimmung her und ansonsten brauchen wir sie nicht! Ich glaube, dass Sie heute auch schon die Gelegenheit haben werden, zu beweisen, dass Sie Demokratie ernst nehmen. Wenn es Ihrer Mutterpartei, der FPÖ, in Kärnten nicht so gut geht und Sie dringend die Fünf-Prozent-Hürde brauchen, dann wird es in diesem Haus heute sicherlich die Möglichkeit geben, dafür zu sorgen, dass nicht so wie bei uns jetzt zehn Prozent sind in Kärnten, sondern dass fünf Prozent in Zukunft reichen. Und das wird ganz einfach möglich sein, wenn die BZÖ-Freunde hier mitstimmen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Sehr geehrte Damen und Herren, ich möchte aber das Ganze – vielleicht direkte Demokratie – auf die Gemeindepolitik herunterbrechen. Denn starke Gemeinden sind ganz einfach ein Fundament einer starken Republik hier in Österreich. Es ist wichtig und richtig, wir in Kärnten waren die Vorreiter für die Bürgermeisterdirektwahl und wir als Sozialdemokraten und auch andere haben dafür gekämpft, dass es diese Direktwahl gibt. Das war ganz einfach wichtig für dieses Land! (Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch: Dem Landeshauptmann ist die Bürgermeisterdirektwahl eingefallen!) Die Lösungskompetenz liegt ganz einfach näher bei den Bürgern. Wir Bürgermeister draußen in den Gemeinden wissen, wo die Menschen der Schuh drückt und wir sind die ersten Ansprechpartner. Ich darf das vielleicht mit einem Beispiel näher bringen, wo es irrsinnig wichtig wäre, wenn wir direktere Demokratie hätten, zum Beispiel bei den Handymasten. Ich glaube, hier stellt jeder Betreiber irgendwo einen Handymasten hin, wo es ihm gerade passt. Bürgermeister und Gemeinderäte wären dazu geeignet, das zu regeln zum Wohle der Bürger, zum Schutze der Bürger, denn die Strahlungen sind sicherlich nicht einfach! Und das wäre das erste Beispiel für eine bessere Demokratie. (Abg. Rossmann: Sagt es euren Ministern!) Sie haben ja auch sechs Jahre Zeit gehabt in der Regierung und haben auch nichts gemacht! Eine zukünftige Forderung soll sein, den Gemeinden und den Gemeinderäten mehr Kompetenzen zu geben. Ich glaube, man könnte hier von Seiten der BH das eine oder andere noch locker herunterbrechen auf die Gemeinden. Ich erinnere da an den Pass. Wenn ich heute einen Reisepass brauche, muss ich zur BH gehen. Wegen diesem Reisepass muss ich da hinfahren, dann wird er ausgestellt. Das könnten in der heutigen Zeit mit dem Computer jederzeit auch die Gemeinden machen. Und wir könnten auch, wenn 100,-- Euro vergeben werden vom Herrn Landeshauptmann, das unbürokratisch machen. Wir könnten die Gemeinden damit beauftragen, die würden das einfach machen (Abg. Warmuth: Kannst ja beantragen! – KO Abg. Ing. Scheuch: Ja, mach das einmal in der Fragestunde und nicht in der Aktuellen Stunde, die war schon!) und man bräuchte bei diesen Belastungen nicht extra die Kilometer nach Klagenfurt fahren zur BH, um das Geld dort abzuholen, damit man den Dank an den Herrn Landeshauptmann abstattet! Ich glaube, das wäre direkte Demokratie und ich danke wirklich für die heutige Fragestunde, weil ich glaube, direkte Demokratie wird sicherlich auch in diesem Hause wieder gelebt werden! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Um 10.54 Uhr übernimmt Zweiter Präsident Ferlitsch den Vorsitz. – Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Grilc das Wort.)

Köchl
Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es war nicht überraschend, dass der Herr Landeshauptmann natürlich auf die Kärntner Volksabstimmung gekommen ist, wenn es um die Selbstständigkeit Kärntens geht. Und jetzt sage ich als studierter Historiker: Er hat natürlich die Dinge völlig falsch interpretiert! Denn jeder, der die Geschichte tatsächlich kennt, weiß, dass wir den Abwehrkampf militärisch verloren haben und dass es das Eingreifen einer internationalen Staatengemeinschaft war, die die Volksabstimmung überhaupt erst möglich machte. Das heißt, dieser Gedanke sollte (Zögernder Beifall von Abgeordneten der Grünen, der SPÖ-Fraktion und der ÖVP-Fraktion.) – Danke! Sie dürfen ruhig applaudieren, denn ich ziehe daraus den, glaube ich, richtigen Schluss, dass ich sage, eine Region muss auch die Sicherheit haben, dass die umliegenden Teile, die Nachbarn, in ihrem Sinne agieren und genau das Jahr 1920 ist das beste Beispiel dafür, dass eine kleine Region, die um Selbstständigkeit ringt, mit Hilfe einer größeren Gemeinschaft ihr Ziel erreicht. Das sehe ich auch als das wahre Ziel der jetzigen Europäischen Union und das ist eigentlich auch der persönliche Hintergrund und letzten Endes auch der ideologische Hintergrund der ÖVP, warum wir für diese europäische Einheit so massiv eintreten. Dass es da und dort Mängel gibt, das haben wir im eigenen Land natürlich auch. Aber genau dafür hat ja auch zum Beispiel der Lissabon-Vertrag Instrumentarien geschaffen! Es wurde schon die Möglichkeit des Volksbegehrens erwähnt vom Kollegen Holub oder die Stärkung des Parlaments insgesamt. Das sind ja Dinge, die in der Fortentwicklung eines solchen Systems erfreulich sind. Und eines sage ich Ihnen auch: Ich glaube, dass jede und jeder immer wieder bei diversen privaten Debatten am Stammtisch oder wo auch immer folgendes hört: Du kannst nicht mitreden, du kennst dich nicht aus! Umgekehrt kann ich nur mitreden, wenn ich mich auskenne und es gibt ganz einfach Materien, die nicht so ganz locker populistisch aufzuarbeiten sind, außer man will es bewusst. Erinnern Sie sich bitte daran, ich war einer derjenigen, der seinerzeit über Zwentendorf abgestimmt hat, ohne inhaltlich wirklich über alle Folgen der Atomenergie Bescheid zu wissen und das ist möglicherweise den einen oder anderen hier herinnen genauso gegangen. Damals haben wir abgestimmt: Kreisky – Ja oder Nein! Und Zwentendorf war das Feigenblatt. (2. LH-Stv. Dörfler: Gott sei Dank!) Und so etwas Ähnliches darf bitte nicht jetzt wieder passieren, dass wir Stellvertreterkriege führen. Wir tun es leider Gottes, hier in Kärnten zum Teil, und wenn ich mit Entsetzen lese, dass selbst ein polnischer Präsident plötzlich „durchdreht“ und Dinge, die das eigene polnische Parlament beschlossen hat, in Eigenmächtigkeit konterkariert, dann sind das Entwicklungen, die ich nicht gutheißen kann! Ich habe vom polnischen Präsidenten gesprochen (KO Abg. Ing. Scheuch: Fragt einfach die Leute! Wir sind in Kärnten! Wir sind ja kärntenbezogen!) – wir sind selbstverständlich kärntenbezogen, sehr geehrter Herr Klubobmann – und daher möchte ich auch klarstellen, dass Entwicklungen vom Großen herunter bis in die kleinsten Zellen, wenn sie negativ laufen, auch als solche erkannt werden sollen und man solchen Dingen auch dementsprechend massiv begegnen sollte! Ich sage ganz klar: Egal, was immer an Diskussionen heute geführt wird, dass wir mitten im Wahlkampf sind, das hört man allenthalben. Eines wird – und davon bin ich überzeugt – am Ende dieser Diskussion trotzdem fix feststehen: Kärnten bleibt Teil der Republik Österreich und Österreich Teil der Gemeinschaft in Europa! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dr. Lesjak das Wort.)
Mag. Grilc

Abgeordnete Dr. Lesjak (GRÜ):

Dr. Lesjak

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Verehrte Kolleginnen und Kollegen auf der Tribüne! Der Titel dieser Aktuellen Stunde lautet „Instrumente der direkten Demokratie zur Erhaltung der Selbständigkeit Kärntens“. Selbständig ist Kärnten nur, wenn wir uns in der EU mittels entsprechender Instrumente auch selbständig bewegen. Diese Diskussion müssen wir wirklich sehr ehrlich führen! Die erste Tatsache ist die, dass wir Mitglied in der EU sind, die zweite Tatsache ist die, dass der Vertrag von Nizza immer noch gilt. Drittens: Der Reformvertrag ist eine deutliche Verbesserung gegenüber dem gültigen Nizza-Vertrag. Es ist aber auch eine Tatsache, dass sich eine Anti-EU-Bewegung herauskristallisiert hat, an deren Spitze sich die Kronenzeitung gesetzt hat und gegen alle diese Verbesserungen, die im Reformvertrag vorgeschlagen sind, auftritt. Dieses „Kronenzeitung-Volk“, diese versammelte Anti-EU-Bewegung möchte diesen Reformvertrag nicht. Und jetzt möchte ich sachlich sein und Ihnen vortragen, was man nicht möchte. Was möchte man hier in Kärnten offenbar nicht in der EU? Man möchte nicht, dass die Grundrechte-Charta rechtsverbindlich wird. (KO Abg. Ing. Scheuch: Das wollen wir schon! – Die Rednerin liest aus ihren Unterlagen vor:) „Die EU tritt der Europäischen Menschenrechtskommission bei. Das Europäische Parlament erhält viel mehr Rechte. Die soziale Marktwirtschaft sowie die Vollbeschäftigung genauso wie Klimaschutz sind Ziele der Union.“ Das ist alles vorgesehen jetzt im Verfassungsvertrag. Eine stärkere, gemeinsame europäische Außenpolitik wird strukturell ermöglicht. Die strikte Einhaltung der UNO-Charta wird vorgeschrieben, die Erhaltung der Handlungsfähigkeit durch die Einführung der doppelten Mehrheit. Mit dem Bürger- und Bürgerinnenbegehren wird ein Instrument der direkten Demokratie geschaffen, mit dem wir in Kärnten zum Beispiel schon fast die Anzahl der Unterschriften hätten. Eine Million braucht man dafür, 500.000 hätten wir in Kärnten. Also wenn sich Regionen zusammenschließen, können sie sich durchsetzen in der EU. Es braucht zwei, drei Regionen und man ist handlungsfähig! Die Dienste im öffentlichen Interesse werden vor Privatisierungen geschützt. Österreich wird ab der nächsten Europa-Wahl nicht wie bisher 18, sondern 19 Sitze im Europäischen Parlament haben und jeder Mitgliedsstaat, der austreten will, kann das im Rahmen dieses Reformvertrages auch tun. Aber diese Dinge will man hier nicht! Man möchte in Kärnten keine Ausweitung der Demokratie und keine Verbesserung der demokratischen Möglichkeiten in der EU, das ist hier unerwünscht, denn in diesem Reformvertrag, der hier vorliegt, gibt es zum Beispiel das Instrument des BürgerInnenbegehrens. Als Instrument der direkten Demokratie ist das eines, das den Erhalt der Selbständigkeit Kärntens garantieren kann! Kein anderes Instrument kann hier den Erhalt Kärntens garantieren, weil man ja damit auf die EU Einfluss nehmen kann. (KO Abg. Ing. Scheuch: So ein Blödsinn!) Mit einer Kärntner Volksabstimmung kann man in der EU keinen Einfluss nehmen! Man kann nur einen Trotz zum Ausdruck bringen und andere verhindern, beeinflussen und mitgestalten kann man gar nichts! Die Forderung nach einer Volksabstimmung in Kärnten ist nichts anderes als ein Eingeständnis in die eigene Machtlosigkeit, weil das Kärntner Volk gerade einmal ein Promille in der EU repräsentiert! Ein Promille ist das Kärntner Volk und möchte da großartig mit einer Volksabstimmung die EU-Mitgliedschaft irgendwie verhindern! (KO Abg. Ing. Scheuch: Ja! Das wollen wir!) Ja, genau! Deswegen müsste die Überschrift von der heutigen Aktuellen Stunde lauten: „Wie die Kärntner BZÖ die Mitbestimmung verhindern will!“ (3. Präs. Dr. Strutz: Das ist ja eine Kärnten-Beschimpfung!) Sie wollen die Mitbestimmung verhindern in der EU, weil im neuen Reformvertrag das BürgerInnenbegehren vorgesehen ist! (KO Abg. Ing. Scheuch: Mit 1 Million!) Damit hätten wir tatsächlich eine Möglichkeit zur Mitbestimmung! Sie wollen keine Ausweitung des Parlaments, Sie wollen keine Grundrechte-Charta, Sie wollen keine direkte Bestimmung! Statt diese Mitgestaltung zu fördern, wird aus der Schmollecke heraus eine nationalstaatliche Idee beschworen und es wird die Legende vom Schutz der Kärntner Heimat erzählt. Das ist der falsche Weg! Das versetzt uns um 60 Jahre zurück und damit wird ganz nach Kärntner Tradition politisches Kleingeld gemacht. Das bedient in erster Linie natürlich den rechtsgerichteten Mob, (Vorsitzender: Die Redezeit beträgt noch eine halbe Minute!) an der Spitze die Kronenzeitung, vertreten durch die SPÖ. Die SPÖ spielt sich auf als Steigbügelhalter für die Kronenzeitung und die SPÖ auf Bundesebene springt bei! In diesem Fall ist das Volk das Pferd, das gelenkt werden soll! Sie wollen hier nicht ehrlich diskutieren! Sie wollen dem Volk etwas vorschwindeln! (3. Präs. Dr. Strutz: Unglaublich!) Das EU-Volk ist enttäuscht! Ja, es gibt einen Protest und dieser Protest ist Ausdruck einer tiefen Vertrauenskrise und dieses Vertrauen müssen wir zurückgewinnen!
In diesem Fall ist das Volk das Pferd, das hier gelenkt werden soll. Sie wollen hier nicht ehrlich diskutieren, Sie wollen dem Volk etwas vorschwindeln! Das EU-Volk ist enttäuscht. Ja, es gibt einen Protest und dieser Protest ist Ausdruck einer tiefen Vertrauenskrise. Dieses Vertrauen müssen wir zurück gewinnen! (Abg. Ing. Scheuch: Das erzählen Sie uns schon seit fünf Jahren!) Wir müssen den Bürgerinnen und Bürgern, dem EU-Volk die demokratischen Möglichkeiten zurückgeben. (Vorsitzender: Frau Abgeordnete, bitte zum Schluss zu kommen!) Wir dürfen nicht verleugnen, dass wir in einer Gemeinschaft spielen. Die EU ist kein Einzelsport, das ist ein Mannschaftssport. Und nur, wenn wir in der Mannschaft mitspielen, können wir auch etwas weiterbringen!
Diese Art, die Sie betreiben, von Manipulation des Volkes, das ist der falsche Weg! Das ist ein negative campagning gegen die EU, das kommt einer Rufschädigung ähnlich! (Vorsitzender: Frau Abgeordnete, die Redezeit ist abgelaufen! Bitte zum Schluss zu kommen!) Das ist also nicht der richtige Weg. Danke! (Beifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt 3. Präs. Dr. Strutz das Wort.)
Dr. Lesjak

Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

(Abg. Ing. Scheuch: Jetzt werden wir etwas Erbauliches hören!) Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Rechtsgerichtete Mob, an der Spitze die Kronen Zeitung! Frau Abgeordnete, das ist ganz schön gewagt, was Sie hier feststellen. Ich würde die Kronen Zeitung eher als die neue Parteizeitung der Sozialdemokraten bezeichnen. Liebe Genossen, nicht mehr die KTZ lesen, sondern das, was Sache ist, steht in der Kronen Zeitung! Kanzler Gusenbauer und SPÖ-Chef Faymann fordern Volksabstimmung für EU-Vertrag. Auch Häupl ist für Volksabstimmung, Bürgermeister unterstützt EU-Linie der SPÖ! Das hat sich bei euch noch nicht ganz herum gesprochen! Oder, heute aktuell, Herr Landeshauptmann: Die SPÖ bringt heute im Landtag einen Entschließungsantrag ein, dass künftig EU-Vertragsänderungen einer Volksabstimmung unterworfen werden. Leider nicht in Kärnten, da machen wir das, wir sind die besseren Sozialdemokraten, sondern in Burgenland! Jetzt, liebe Kolleginnen von der SPÖ! Wenn mein Sportsfreund, der Herr Professor Kaiser heraus kommt und die Geschichtsbücher heran zieht und uns einen demokratiepolitischen Vortrag hält, der schwer nachzuvollziehen ist, dann weiß man eines: Die SPÖ ist im Eck und es sind ihnen die Argumente ausgegangen. Er sprach vom Beitrag der SPÖ zur Demokratie und zur demokratiepolitischen Entwicklung.
Ich werde euch sagen, was der Beitrag der SPÖ in Wirklichkeit ist: Nämlich die Politikverdrossenheit! Die Menschen wenden sich ab, nicht nur von der Sozialdemokratie, sondern insgesamt von den demokratischen Einrichtungen in Österreich. Es gibt kein Vertrauen mehr, es gibt einen Frust, weil die Menschen in entscheidende Fragen nicht eingebunden sind. Und warum ist das so? Weil die SPÖ, immer, wenn sie strategisch im Eck ist, zu einem einfachen Mittel greift: der Bundeskanzler, der Parteivorsitzende greift zum Kugelschreiber und schreibt einen Brief. Das war bei Vranitzky so, als die Umfragen schlecht gelegen sind, hat es den berühmten Pensionistenbrief gegeben. Da hat es geheißen, wenn wir die SPÖ nicht wählen, dann kommt ein Anschlag auf die Pensionisten zu. Mich freut es, dass die Damen in der SPÖ-Riege mit dem Kopf nicken. Und was ist gekommen? Der größte Anschlag, die größte Pensionskürzung, die unsere Väter- und Müttergeneration jemals erlebt haben. Als es für Gusi eng geworden ist, hat man einen Brief geschrieben und gesagt: Wählt die SPÖ, die Eurofighter werden abbestellt, die Studiengebühren werden gekürzt, es droht eine Zweiklassenmedizin. Was haben wir heute? Die Eurofighter sind da, die Studiengebühren sind nicht wie versprochen abgeschafft worden und wir haben mit der neuen Gesundheitsreform diese Zweiklassenmedizin, Frau Kollegin! (Abg. Mag. Trannacher schüttelt verneinend den Kopf.) Frau Kollegin, die Sie im Wahlkampf einfach den Menschen versprochen haben, Sie haben sie angelogen! Jetzt lügen Sie ein drittes Mal! Ein Kniefall vor der Kronen Zeitung, wo gesagt wird, jetzt kommt eine Volksabstimmung über den EU-Vertrag. Zuerst den EU-Vertrag im Parlament durchpeitschen, damit unsere Initiative auf Volksbefragung nicht behandelt werden kann und danach einen Kniefall vor der Mediaprint zu machen und die Menschen anzulügen und zu sagen, ja wir wollen ja doch diese Volksabstimmung. Das ist verwerflich! Das ist der Beitrag der Sozialdemokraten zur demokratischen Entwicklung in Österreich! Warum nur mehr 30, 40 Prozent überhaupt zur Wahl gehen? Weil sie „angefressen“ sind auf diese Lügen und auf diese Entwicklung! (Beifall von der F-Fraktion.)
Deshalb appelliere ich an die Genossen in Kärnten! Setzen Sie ein Zeichen, dass das, was Faymann und Gusenbauer dem Herrn Dichand versprochen haben, da wo sie den Österreichern wieder Hoffnung gemacht haben, in den demokratiepolitischen Entscheidungsprozess eingebunden zu werden, dass das nicht wieder die dritte Lüge war, sondern dass sie auch das, zumindest dort, wo sie stimmberechtigt sind, (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) Herr Präsident, dass Sie hier in Kärnten unserem Dringlichkeitsantrag heute zustimmen, damit wir das auch in der Verfassung verankern können.
Einen Geschichtsunterricht, weil der Kollege Kaiser uns den erteilt hat, den muss ich schon dem Kollegen Grilc von der ÖVP geben. Sie sind hier heraus gekommen und haben gesagt, na ja, der Abwehrkampf wurde verloren. (Abg. Mag. Grilc: Militärisch!) Militärisch verloren. Kollege Grilc, gilt das Wort, ohne Abwehrkampf keine Volksabstimmung nicht mehr? (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen, bitte zum Schluss zu kommen, Herr Präsident!) Sie haben hier geschichtlich etwas behauptet, was einfach nicht stimmt. Der Kollege Lutschounig weiß das. Hätten wir diesen Abwehrkampf nicht geführt, hätten sich die Kärntner nicht für Kärnten eingesetzt, hätte es keine Volksabstimmung gegeben. Das ist die Wahrheit! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Seiser das Wort.)
Dr. Strutz

Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Der Herr Dritte Präsident Strutz hat in einer ungewöhnlich emotionalen Rede das Thema (Abg. Zellot: In einer hervorragenden Rede!) Kronen Zeitung angesprochen. Wenn Sie sich erinnern, Herr Kollege Strutz, hat die Kronen Zeitung, um das ganz höflich und bei weitem nicht so emotional zu formulieren, nicht ganz unwesentlich den Aufstieg und den Fall der FPÖ und des BZÖ begleitet über die Jahrzehnte. Es waren kaum irgendwelche Verrenkungen, die man ausgelassen hat, um in der Kronen Zeitung entsprechend präsent zu sein. Jetzt gibt es natürlich, wie es Klubobmann Scheuch immer bezeichnet, das Gekreische im Hühnerstall, (Abg. Ing. Scheuch: Im Stall gackern die Hühner!) weil die Kronen Zeitung den Herrn Faymann und den Herrn Gusenbauer mitunter auf der Seite zwei und auf Seite drei bringt und BZÖ-Abgeordnete beziehungsweise BZÖ-Politiker auf Bundesebene nur mehr im Gerichtsteil vorkommen. Also, das ist nicht unser Problem! (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Abg. Ing. Scheuch: In Kärnten habt Ihr ein großes Problem!)
Die Selbstständigkeit Kärntens ist wieder einmal in Gefahr und es sollte darüber diskutiert werden. Vorab möchte ich noch eine kleine Information zur gerade abgelaufenen Volksabstimmung in Irland abgeben. Die Iren haben mit ihrer Ablehnung dokumentiert, das ist Faktum, dass sie eine sozialere EU wollen, dass sie mehr Transparenz in der EU wollen und dass sie mehr Austausch unter den Mitgliedsländern wollen. Das ist auch ein Dringlichkeitsantrag, der heute von unserer Fraktion im Hohen Haus behandelt wird. Wir gehen davon aus, dass wir Ihre Zustimmung erhalten werden.
Selbstständigkeit, Eigenständigkeit in unserem Bundesland, meine sehr geschätzten Damen und Herren, mitunter habe ich den Verdacht, dass sämtliche Probleme, die im Land, im Bund und auch sonst wo nicht gelöst werden können, das ist die Vertrauenskrise, von der wir heute reden, die auf die EU-Ebene und auf die Globalisierung geschoben wird. Wir könnten Eigenständigkeit, Selbstständigkeit und Eigenverantwortung unter Beweis stellen, wenn wir jene Probleme, die in Kärnten virulent sind und die dazu führen, dass die Menschen eine Vertrauenskrise in die Politik haben, in Kärnten selbst lösen. Weil das haben wir in der Hand, meine sehr geschätzten Damen und Herren! Sie werden heute noch mit einer Menge von Anträgen konfrontiert sein, die sich um die Lebenssituation der Menschen bemühen, die versuchen, die Lebenssituation der Menschen zu ändern, ohne auf Brüssel zu schielen und ohne darüber zu spekulieren, ob die Globalisierung, die EU oder sonst irgendjemand schuld ist an der Situation in Kärnten. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Diese Situation ist augenscheinlich, geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Wenn Sie sich die Wirtschaftsstatistiken anschauen, wenn Sie sich die Insolvenzstatistiken anschauen, wenn Sie sich die Einkommenssituation in Kärnten anschauen, Kärnten ist reich! Kärnten blüht auf! Schuld daran, dass es nicht weiter blüht und der Reichtum nicht weiter ausgebaut wird, ist offensichtlich die EU! (Abg. Ing. Scheuch: Eure Minister! Der Gusi und der Faymann! – Zwischenrufe von Abgeordneten der SPÖ- und F-Fraktion. – Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) Wenn wir selbstständig sein wollen, wenn wir aus dem Reigen der neun Bundesländer herausstechen wollen, meine sehr geschätzten Damen und Herren, dann ist es an uns, die Problematiken in diesem Land, den Schmutz vor unserer eigenen Haustüre zu kehren! Daher sind die Landesregierung und der Landtag aufgefordert, aber Schuld ist nicht die EU! (Abg. Ing. Scheuch: Bist du jetzt dafür oder dagegen?) Vernebeln Sie nicht den Menschen mit einer an eine Maturafrage in Staatsbürgerschaftskunde gemahnende Thematik in der Aktuellen Stunde die Sicht auf die Problematik in unserem Land. Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)
Seiser

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

(Abg. Ing. Scheuch: Der geht wenigstens eine Linie!) Geschätzter Herr Präsident! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Zuerst einmal zur Aufklärung. Selbstverständlich, ohne Abwehrkampf gäbe es keine Volksabstimmung. Aber Tatsache ist auch, dass wir militärisch gesehen, den Abwehrkampf nicht gewonnen haben, so viel zum Faktum. Meine geschätzten Damen und Herren! Heute hat der Herr Klubobmann oder einer der BZÖ-Leute glaube ich, gesagt, dass dieser Vertrag im Parlament durchgepeitscht worden ist. Mag sein, dass es durchgepeitscht worden ist. Ein Durchpeitscher sitzt heute auf der Regierungsbank hier und hat das mitunterschrieben und hat damit seine Hand gehoben. Was ich weiß, war nur die Frau Rosenkranz jene, die dagegen war. So ist es zumindest in den Medien berichtet worden, meine Damen und Herren.
Wir müssen uns schon fragen, wenn wir eine solche Debatte abführen, bekennen wir uns eigentlich noch zu einem Delegiertensystem? Sprich, dass es Politiker gibt, die dafür bezahlt werden, dass sie dort die Interessen dieser Menschen vertreten. Oder wollen wir alles dem Volk selbst überlassen? Direkte Demokratie, ja, ist gut, ich bekenne mich dazu, aber es hat auch Grenzen! Weil, wenn wir das Kärntner Volk befragen würden, was vielleicht gescheit gewesen wäre, dann wären solche Missstände nicht aufgetreten, ob die Kärnten Werbung und der Herr Koloini befugt sind, mit dem Visum Privatausgaben zu decken. (Lärm im Hause. – Vorsitzender: Meine Damen und Herren! Herr Abgeordneter, bitte unterbrechen Sie die Rede. Ich würde bitten, dem Redner mehr Aufmerksamkeit zu schenken und nicht die Sitzung durch ständige Zwischenrufe zu unterbrechen und zu stören. Das macht kein Bild, den jungen Schülerinnen und Schülern, die sich im Hohen Haus von der Arbeit des Parlamentes überzeugen wollen! Bitte um mehr Aufmerksamkeit!) Danke Herr Präsident! Wenn Sie Ihre eigenen Leute im Griff hätten, dann hätten wir weniger Zwischenrufe, dann ginge es viel schneller!
Aber ich glaube, wenn wir uns dazu bekennen sollten, meine Damen und Herren, dann müssen wir auch den Politikern eine gewisse Verantwortung übertragen können und diese Verantwortung müssen sie dann auch leben und verantworten, das ist überhaupt keine Frage. Wenn heute Irland schon ein paar Mal zitiert wurde, die Iren sind auch jene, die absolute Nutznießer waren in dieser Europäischen Union. Dort ist wirklich Geld hinein gepumpt worden und es ist für mich genauso unverständlich, wie jetzt, wenn sich ein burgenländischer Landeshauptmann über gewisse Dinge in der EU aufregt, so viel wie das Burgenland über das Ziel 5b-Gebiet Geld bekommen hat und ich gönne ihnen das, ich bin nicht neidig, so viel hat kein anderes Bundesland bekommen. Ich glaube, man muss schon sagen, irgendwo muss man die Kirche im Dorf lassen. Wenn man Nutznießer ist von einer Organisation, dann kann man diese nicht nur verteufeln, meine Damen und Herren!
Wenn Sie sagen, mehr Demokratie liebe Freunde aus dem BZÖ, werden Sie heute Gelegenheit haben, ihr Demokratieverständnis besonders zu schärfen und zu verstärken. Heute haben wir einen Tagesordnungspunkt, wo es darum geht, dass es auch für kleinere Parteien und kleinere Gruppierungen eine Erleichterung gibt, in den Kärntner Landtag einzuziehen. (Abg. Ing. Scheuch: Bist du schon unter zehn Prozent?) Hier können Sie Ihr Demokratieverständnis unter Beweis stellen! Die Stunde der Wahrheit kommt in etwa eineinhalb Stunden und da werden wir sehen, wie es tatsächlich damit aussieht. Die Frage der Manipulation der Medien, meine Damen und Herren, ist wirklich schon eine unerträgliche Geschichte. Selbst die Auflagenstärke einer Zeitung in Österreich, die jetzt wieder diesen EU-Schwenk einer Kanzlerpartei mitvollzogen hat, ist für mich auch unerträglich!
Das ist wirklich Manipulation pur, was hier betrieben wird! Und eines an die Adresse der SPÖ gerichtet: Ich verstehe nicht, dass die Parteispitze die Verantwortung und das Gefühl für die Zukunft einem 86-jährigen überantwortet, und das ist der Eigentümer der Kronen Zeitung! Ich verstehe das nicht, da sie immer als moderne Partei gegolten haben und jetzt ist es praktisch ein Greis, dem sie die Zukunft Europas und somit die Zukunft Österreichs in die Hände legen! Das kann es ja nicht sein! Dieser Schwenk ist für mich unverständlich! Als Bauer tut es mir leid, dass das Bauernsterben weitergeht, dass der nächste Bauer offenbar der Gusenbauer sein wird, der hier hoffentlich nur politisch stirbt. Ansonsten gönne ich ihm ein sehr langes Leben, das ist überhaupt keine Frage! Diesen Kurs, der jetzt von der SPÖ da eingegangen worden ist, glaubt auch niemand. (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) Beim Landeshauptmann, der als Erster gesagt hat: „Wenn wir nicht zur EU kommen, sind wir das Armenhaus Europas, etwa vergleichbar mit Albanien“, ist man es ja gewohnt, dass er einen Zick-Zack-Kurs geht. Das sind die Zitate. (Abg. Ing. Scheuch: Wirtschaftsraum!) Dann war er der Erste, der umgeschwenkt hat. Von ihm sind wir es ja gewöhnt, aber von der SPÖ, die in dieser Richtung Linie bewahrt hat, sind wir eigentlich zutiefst enttäuscht, meine Damen und Herren! Danke vielmals für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Lutschounig

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Meine lieben Zuhörerinnen und Zuhörer! Mein Vorredner hat von „Zick-Zack“ gesprochen. Bei der Betrachtung eurer Reden ist mir aufgefallen, dass der nächstfolgende Redner der ÖVP immer das Gegenteil von dem gesagt hat, was der Vorredner gesagt hat, soviel zu euch. Da ist mir die SPÖ schon lieber, denn da war es immerhin der Herr Dr. Kaiser, (Abg. Lutschounig: Der Scheuch schreit immer so viel eine, dass du falsch verstehst!) Klubobmann, der es in der Aktuellen Stunde geschafft hat, diese zu einer Märchenstunde zu machen. Er hat die Verdienste der Sozialdemokratie aus der Vergangenheit hervorgekramt, darin geschwelgt. Aber, lieber Peter Kaiser, das war einmal! Denn seither hat es vor allem sehr viele Skandale gegeben, die Wähler sind euch davongelaufen. Jetzt ist es so, dass sie euch nicht mehr ernst nehmen. Das ist nicht nur ein „Zick-Zack“, sondern das ist keine Stabilität. Die eigenen Mitglieder wissen nicht mehr, was sie tun und das Parteiprogramm ist – vorsichtig ausgedrückt – zu einem vom Zeitungsherausgeber initiierten Leserbrief der Herren „Wischi und Waschi“ verkommen.
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Qualität der Versprechungen und der Ankündigungen der SPÖ ist ungefähr die derjeniger, wie mit der Abschaffung der Studiengebühren oder der Nichtbeschaffung der Eurofighter oder der Gesundheitsreform und dergleichen mehr. Ich darf für mich in Anspruch nehmen, dass ich hier im Kärntner Landtag der erste und bisher einzige Politiker war, der schon im März, am 13. genau, den Umweg über Irland genommen hat. Da darf ich mich zitieren, ich habe damals gesagt: „Ich hoffe, dass es in dem einzigen Staat der EU, der diesen Vertrag von Lissabon einer Volksabstimmung unterwirft, nämlich Irland, dazu führen wird, dass auch dieser Vertrag nicht endgültig das Licht der Welt erblickt, sondern dass die Menschen – und dafür werde ich dann dankbar sein – diesem Weg eine Absage erteilen, weil das ein Weg gegen die Menschen ist und nicht mit den Menschen!“ Diese Dankbarkeit möchte ich heute nach Irland schicken!
Wir sind damals gescholten worden, dass wir mit dem Ausdruck der „Chaoten“ über das Ziel hinausgeschossen sind. Heute und in den letzten Tagen hat die SPÖ selbst den Beweis dafür erbracht, wer die Chaoten sind, nämlich sie selber. Denn die Bundesregierung hat bereits sehr viele Stückln geliefert, die die großen Kabarettisten, die es in Wien einmal gegeben hat, ob Wehle, Qualtinger, Bronner, Karl Waldbrunn, Karl Farkas oder Maxi Böhm zusammen sicher nicht zusammengebracht haben. Wenn wir nach Kärnten blicken, ist auch das Agieren beispielsweise des SPÖ-Geschäftsführers, der vorher ganz andere Töne von sich gegeben hat, um nur einige Presseaussendungen in den Untertiteln oder Titeln zu zitieren. Der Herr Passegger sagt: „ … dass die BZÖ Anti-EU-Vertragskampagne letztklassiger Populismus auf geistigem und optischem Kindergartenniveau sei“ – also, dieses Niveau haben Sie jetzt offensichtlich unterschritten – „ … dass die BZÖ Unterschriftenaktion eine Blamage ist.“ Jetzt fordern Sie dasselbe, dass die Volksbefragung sinnlos sei und so weiter und so weiter. Wenn ich das vergleiche, was Dr. Kaiser vorher gesagt und heute zum Besten gegeben hat, dann muss ich sagen, offensichtlich gibt es in der SPÖ bereits zwei Dr. Peter Kaiser!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das, worum es letztendlich geht ist, dass wir den Menschen das Gefühl geben müssen, auch mitbestimmen zu können und zwar substanziell und nicht nur aus Augenauswischerei! Daher fordere ich die SPÖ auf, nicht nur Ankündigungen zu machen, sondern die Ankündigungen, die sie machen, auch einzuhalten! Denn wo ist beispielsweise der berühmte „Ederer-Tausender“ verwirklicht? Das ist eine reine Ankündigung gewesen, die den Menschen wehtut. Was geblieben und was gekommen ist ist, dass sich die Menschen das Leben heute nicht mehr leisten können. Darauf hat die SPÖ keine Antwort. Das ist die Vertrauenskrise, die auch in die EU hineinspielt. Daher sagen wir: Wir wollen die Entscheidungen in Kärnten haben, (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) – danke schön – Kärnten darf keine Kolonie Brüssels werden! (Beifall von der F-Fraktion.)
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Hohes Haus! Die Aktuelle Stunde ist somit wegen Zeitablauf beendet. Wir kommen nun zur

Tagesordnung
Ich möchte zur Erstellung der Tagesordnung noch folgendes mitteilen: Es sind seit dem Ergehen der Einladung noch weitere Verhandlungsgegenstände eingelangt, die verhandlungsreif sind. Die Obmännerkonferenz hat beschlossen, die Tagesordnung um fünf Punkte zu erweitern. Ich darf diese fünf Punkte zur Kenntnis bringen:
Nämlich zum Tagesordnungspunkt Ldtgs.Zl. 106-13/29: Bericht und Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule betreffend Kindergartengesetz; zum Tagesordnungspunkt Ldtgs.Zl. 93-46/29: Bericht und Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule zur Regierungsvorlage betreffend Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über den Ausbau des institutionellen Kinderbetreuungsangebotes; zum Tagesordnungspunkt Ldtgs.Zl. 111-8/29: Bericht und Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule zur Regierungsvorlage betreffend das Gesetz, mit dem das Kärntner Verwaltungsakademiegesetz geändert wird; zum Tagesordnungspunkt Ldtgs.Zl. 281-24/29: Bericht und Antrag des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Raumplanung und Nationalparks betreffend Änderung des Gesetzes mit dem das Kärntner landwirtschaftliche Schulgesetz geändert wird; zum Tagesordnungspunkt Ldtgs.Zl. 246-25/29: Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport betreffend das Gesetz, mit dem die Kärntner Krankenanstaltenordnung 1999 und das Kärntner Gesundheitsfondsgesetz geändert werden.
Die Obmännerkonferenz hat auch beschlossen, sofern diese Punkte mit einer Zweidrittelmehrheit auf die Tagesordnung genommen werden, dass die Tagesordnung umgereiht wird, und zwar in der Folge: An die bisherige Stelle Punkt 18 tritt Ldtgs.Zl. 106-13/29; statt Punkt 19 tritt Ldtgs.Zl. 93-46/29; statt Punkt 20 tritt jetzt Ldtgs.Zl. 111-8/29; an den Punkt 21 tritt jetzt Ldtgs.Zl. 281-24/29; an Punkt 23 tritt Ldtgs.Zl. 246-25/29. Die bisherige Zahl 23 wird um diese fünf Tagesordnungspunkte gemeinsam nach rückwärts gereiht.
Wer diesem Antrag hier die Zustimmung gibt, bitte um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. Hohes Haus! Ich möchte auch noch darauf hinweisen, dass das Einbringen von Dringlichkeitsanträgen und Dringlichkeitsanfragen somit um 12.23 Uhr endet. Wir sind nun in der Tagesordnung. (KO Abg. Ing. Scheuch meldet sich zur Geschäftsordnung.) Zur Geschäftsordnung, bitte Herr Klubobmann!
Lobnig

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich möchte Sie darüber informieren, dass ich hiermit einen Antrag einbringe, einen Antrag gemäß Art. 55 K-LVG. Nachdem wir hier in mehreren Pflegeeinrichtungen Kärntens schwere Missstände geortet haben und nachdem die zuständige Landesrätin Schaunig sich nach wie vor weigert, wichtige Unterlagen für den Untersuchungsausschuss, der im Kärntner Landtag zu diesem Thema installiert worden ist, dem Ausschuss zu übermitteln, möchten wir hiermit via Antrag der betreffenden Landesrätin das Vertrauen entziehen und bringen deswegen hier ein Misstrauensvotum gegen die Landesrätin ein – Punkt 1. Punkt 2 möchte ich das Haus darüber informieren, dass ich Ihnen, Sie haben das schon bei sich liegen, einen Überprüfungsauftrag des Bundesrechnungshofes übermittelt habe, in dem der Kärntner Landtag diesen beauftragt, den Sozialhilfeverband Völkermarkt einer eingehenden Prüfung zu unterziehen. Auch das erfolgt aufgrund verschiedenster Verdachtsmomente gegen diesen Verband. Ich übergebe Ihnen hiermit den Misstrauensantrag. (KO Abg. Ing. Scheuch geht zum Vorsitzenden und übergibt diesem den Antrag. – Beifall von der F-Fraktion. – KO Abg. Mag. Dr. Kaiser meldet sich zur Geschäftsordnung.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Dr. Kaiser zur Geschäftsordnung das Wort.)
Ing. Scheuch

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Namens der SPÖ-Fraktion weise ich diesen Misstrauensantrag des BZÖ und seine Begründung auf das Schärfste zurück. Es ist vielmehr so, dass die positive Sozialpolitik im Land Kärnten österreichweit, so unter anderem auch von Dr. Werner Vogt, breiteste Anerkennung findet. Dieser Misstrauensantrag ist nichts anderes, als eine rein parteipolitische Polemik. (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – KO Abg. Tauschitz meldet sich zur Geschäftsordnung.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Tauschitz zur Geschäftsordnung das Wort.)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Auch von Seiten der ÖVP-Fraktion muss ich festhalten, dass der Misstrauensantrag gegen eine Landeshauptmann-Stellvertreterin, Sozialreferentin, eine neue Art der Kultur hier im Haus darstellt und dass ich das auch als ein „vorwahlkämpferisches Geplänkel“ einstufe. Aus diesem Grund wird die ÖVP-Fraktion diesem Misstrauensantrag nicht die Zustimmung geben! Ich danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und von der SPÖ-Fraktion. – Abg. Holub meldet sich zur Geschäftsordnung.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub zur Geschäftsordnung das Wort.)
Tauschitz

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Auch die Fraktion der Grünen findet diese Art und Weise überzogen und wird dem nicht zustimmen! (Beifall von Abg. Dr. Lesjak und von der SPÖ-Fraktion.)

Holub

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gut! Ich weise diesen Antrag dem Rechts- und Verfassungsausschuss zu. (Punkt 1: Zuweisung RVE, Punkt 2: Übermittlung an BRH) Die weitere Behandlung bitte! (KO Abg. Mag. Dr. Kaiser meldet sich zur Geschäftsordnung.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Dr. Kaiser zur Geschäftsordnung das Wort.)

Lobnig

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich stelle einen Antrag zur Geschäftsordnung gemäß § 64 K-LTGO betreffend EURO 2008. Der Kärntner Landesrechnungshof wird aufgefordert, die Vorgänge rund um die Durchführung der EURO 2008 in Klagenfurt dahingehend zu prüfen, ob dabei den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit, Rechtmäßigkeit und Sparsamkeit entsprochen wurde. Weiters möge geprüft werden, ob die in den Medien kolportierten Meldungen – Ausfallshaftung des Landes Kärnten für das bayerische EURO-Bierzelt, Tätigkeit der BZÖ-nahen ABC-Werbeagentur, EM-Werbeplakate der Firma des früheren LH-Mitarbeiters Karl Heinz Petritz, Fanzelt im Europapark für Franz Widrich etc. – den Tatsachen entsprechen und ob auch dabei den oben angeführten Grundsätzen entsprochen wurde. Um einen allfälligen finanziellen Schaden für das Land Kärnten zu verhindern, zum Beispiel Haftungsinanspruchnahme aus der angeblichen Ausfallshaftung, ist eine vordringliche Behandlung des Prüfungsauftrages notwendig.
Mag. Dr. Kaiser

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Herr Klubobmann, ich würde bitten, dass Sie mir den Antrag übergeben! (KO Abg. Mag. Dr. Kaiser, dem Vorsitzenden den Antrag übergebend: Was ich somit tue! – KO Abg. Ing. Scheuch meldet sich zur Geschäftsordnung.) – Hohes Haus, ich lasse nun über diesen Antrag … Halt! Bitte, da war die Kamera davor, Entschuldigung! Bitte, Herr Klubobmann Ing. Scheuch!
Lobnig

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Ich habe mich natürlich auch in dieser Causa zur Geschäftsordnung gemeldet. Wir werden, und darauf bin ich natürlich stolz, dieser Prüfung als einzige Partei im Kärntner Landtag natürlich wieder zustimmen, weil es eben, wie in vielen anderen Causen, nichts zu verstecken gibt. Wo Tartarengerüchte von der SPÖ geschürt und aufgebracht werden, sollten diese untersucht werden. Wir werden einer lückenlosen Aufklärung nicht entgegenstehen, hoffen aber dann auch, dass sich die SPÖ endlich einmal entschuldigen wird, wenn wieder einmal, wie so oft am Ende des Tages, nichts herauskommt! Danke! (Beifall von der F-Fraktion. – KO Abg. Tauschitz meldet sich zur Geschäftsordnung.)
Ing. Scheuch

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Tauschitz das Wort.)

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Der Antrag der Sozialdemokratischen Fraktion auf Überprüfung der EURO-Aktivitäten der Stadt Klagenfurt durch den Rechnungshof wird von der ÖVP selbstverständlich die Zustimmung erreichen, weil die Stadt Klagenfurt gar nichts zu verbergen hat. Bezüglich der Überprüfung des Landes darf ich als Vorsitzender des Untersuchungsausschusses nur auch mitteilen, dass das in der letzten Sitzung am gestrigen Tage bereits Thema war und die Zeugen, sozusagen mit Freiheitsstrafe bedroht, ausgesagt haben, dass die Ausfallshaftungen nicht existieren. Aus diesem Grund sehe ich einer Rechnungshofüberprüfung sehr positiv entgegen. Wir werden diesem Antrag selbstverständlich die Zustimmung geben!
Tauschitz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Nun, meine Damen und Herren, ich lasse über diesen Antrag abstimmen. Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte um ein Handzeichen! Das ist einstimmig so beschlossen. Ich darf dem Landtagsdirektor den Antrag übermitteln. Zur Geschäftsbehandlung! Bitte, Herr Abgeordneter Holub!

Lobnig

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich stelle nach Paragraph 64 der Landtagsordnung den Antrag, wo mein Kollege Tauschitz schon vorgegriffen hat, auf Überprüfung des Bundesrechnungshofes zur Verwendung der eingesetzten Mittel für die Vorbereitung und Umsetzung der EURO 2008 für die Stadt Klagenfurt am Wörthersee und darf Ihnen den Antrag überreichen.

Holub

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Herr Abgeordneter! Das ist leider nicht mehr möglich, nachdem in derselben Materie bereits ein Antrag … (Abg. Holub wendet ein: Des Landesrechnungshofes, nicht des Bundesrechnungshofes!) Bitte um Prüfung! (Abg. Holub berät sich mit Landtagsdirektor Mag. Weiß und dem Vorsitzenden.) Hat sich mittlerweile geklärt! Ich sehe keine Wortmeldung mehr, wir kommen … (KO Abg. Ing. Scheuch: Geht nicht?) Nein, es geht nicht! Es kann nur ein Antrag für den Bundesrechnungshof eingebracht werden. 
Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 1:

1.
Ldtgs.Zl. 2-8/29:

Angelobung
eines Mitgliedes des Land​tages nach Art. 23 K-LVG

Hohes Haus! Laut Mitteilung der Landeswahlbehörde hat die Frau Abgeordnete Mag. Helga Knicek auf die Ausübung ihres Mandates als Abgeordnete zum Kärntner Landtag verzichtet. An die Stelle von Frau Abgeordneter Mag. Knicek wurde Herr Bürgermeister Franz Mandl berufen. (Der neu anzugelobende Abgeordnete betritt den Plenarsaal und tritt vor das Präsidentenpult.) Der neu in den Landtag eingetretene Abgeordnete hat nach Namensaufruf das Gelöbnis zu leisten. Ich ersuche Sie, sehr geehrte Damen und Herren, sich von Ihren Sitzen zu erheben und den Schriftführer, die Gelöbnisformel zu verlesen!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Die Gelöbnisformel lautet wie folgt:

„Ich gelobe, für die Freiheit, den Bestand und die Wohlfahrt des Landes Kärnten und der Republik Österreich jederzeit einzutreten, die Gesetze des Landes und des Bundes getreu zu beachten und meine Pflichten nach bestem Wissen und Gewissen zu erfüllen!“
Herr Franz Mandl:

Mag. Weiß

„Ich gelobe!“ (Der Vorsitzende gratuliert dem neuen Abgeordneten unter Beifall aller Anwesenden. – KO Abg. Ing. Scheuch überreicht ein Hufeisen, Frau Abg. Warmuth einen Blumenstrauß. Unter Anteilnahme der Presse und des ORF erfolgen Gratulationen aller Mitglieder des Kärntner Landtages an Herrn Abg. Mandl.)

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Damit, meine Damen und Herren, ist der Landtag wieder vollzählig konstituiert und wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 2. Ich warte ein wenig zu, bis die Gratulationen vollendet sind und dann schreiten wir in der Tagesordnung fort. Hohes Haus! Ich darf die Damen und Herren Abgeordneten bitten, wieder ihre Plätze einzunehmen. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 2:

2.
Ldtgs.Zl. 4-12/29:

Nachwahl von Mitgliedern in die Ausschüsse gem. Art. 17 Abs. 3 K-LVG

Hohes Haus! Durch das Ausscheiden von Frau Abgeordneter Mag. Helga Knicek aus dem Kärntner Landtag wird die Nachwahl des neuen Mitgliedes in die Ausschüsse erforderlich. Es gilt das Verhältniswahlrecht. Der ordnungsgemäß eingebrachte Wahlvorschlag des freiheitlichen Landtagsklubs ist verfassungskonform. Die Wahl erfolgt durch die Verlesung des Wahlvorschlages. Ich darf nun den Landtagsdirektor bitten, den Wahlvorschlag zu verlesen!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Der Wahlvorschlag lautet wie folgt:

Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule: Dritter Präsident Dr. Martin Strutz anstelle der ausgeschiedenen Mag. Helga Knicek. Unvereinbarkeitsausschuss: Abgeordneter Franz Mandl und Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr Abgeordneter Franz Mandl.
Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Dankeschön! Sie sind damit gewählt und ich gratuliere dem Herrn Abgeordneten recht herzlich! Der Landtag und seine Ausschüsse sind somit ordnungsgemäß konstituiert und können ihre Arbeit aufnehmen. Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 3:

3.
Ldtgs.Zl. 10-12/29:

Verlesung der Änderung der Klub​anzeige des F-Klubs gem. § 7 Abs. 4 K-LTGO

Der Freiheitliche Landtagsklub hat eine Änderung seiner Klubanzeige übermittelt. Diese ist nach unserer Geschäftsordnung in der Landtagssitzung zu verlesen und der amtlichen Niederschrift als Beilage beizuschließen. Ich ersuche nun den Landtagsdirektor, die Änderung der Klubanzeige zu verlesen.

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Der freiheitliche BZÖ-Landtagsklub Kärnten setzt sich wie folgt zusammen:

Klubobmann Landtagsabgeordneter Ing. Kurt Scheuch, Klubobmann-Stellvertreter Landtagsabgeordneter Dipl.-Ing. Johann Alois Gallo; weitere Mitglieder: die Landtagsabgeordneten Bernhard Gritsch, Ing. Helmut Haas, Erster Präsident Josef Lobnig, Franz Mandl, Mag. Christian Ragger, Mares Rossmann, Adolf Stark, Dr. Martin Strutz, Harald Trettenbrein, Mag. Johanna Trodt-Limpl, Wilma Warmuth, Günter Willegger, Roland Zellot.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Dankeschön! Hohes Haus! Der Landtag ist somit vollzählig, vollständig konstituiert und kann die Arbeit fortsetzen. Ich rufe uns alle zu einer konstruktiven Arbeit zum Wohle unseres Landes und unserer Kärntner Bevölkerung auf. Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 4:

4.
Ldtgs.Zl. 129-20/29:

Bericht und
Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend das Gesetz, mit dem das Kärntner Bezügegesetz 1997 geändert wird


./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Mag. Ragger. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die 1. Lesung erfolgt und ich erteile dem Berichterstatter nun das Wort.

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Bei gegenständlicher Änderung des Kärntner Bezügegesetzes aus dem Jahre 1997 geht es im Wesentlichen um den Verzicht der Anhebung der Gehälter sowohl des Landeshauptmannes beziehungsweise dessen Stellvertreters, des Präsidenten des Landtages, des Klubobmannes als auch der Abgeordneten. Weiters verzichten in den Gemeinden sämtliche Bürgermeister auf die Erhöhung ihres Gehaltes, welches inflationsmäßig angepasst werden soll. Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet und schließt gleichzeitig wieder die Generaldebatte, da keine weitere Wortmeldung vorliegt. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Auch der Antrag über die artikelmäßige und ziffernmäßige Abstimmung wird ebenfalls einstimmig beschlossen. – Berichterstatter:)
Artikel I

Das Kärntner Bezügegesetz 1997 – K-BG 1997, LGBl. Nr. 130, in der Fassung der Gesetze, LGBl. Nr. 109/2001, 54/2003, 49/2005 und 61/2006 wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, zuf 4, Ziffer 5, Ziffer 6.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Artikel I erfolgt einstimmig. – Vorsitzender: Bitte fortzusetzen! – Bericht​erstatter:)
Artikel II

Es treten in Kraft:
1. Art. I Z. 2 und 3 am 1. Juli 2008.

2. die übrigen Bestimmungen dieses Gesetzes an dem der Kundmachung folgenden Monatsersten.

Ich beantrage die Annahme
(Die Annahme von Artikel II erfolgt einstimmig. – Vorsitzender: Bitte Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)
Gesetz vom 3. Juli 2008, mit dem das Kärntner Bezügegesetz 1997 geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt ebenfalls einstimmig. – Vorsitzender: Bitte die 3. Lesung! – Berichterstatter:)
Dem Gesetz, mit dem das Kärntner Bezügegesetz 1997 geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.
(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt einstimmig.)

Mag. Ragger

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt 5:

5.
Ldtgs.Zl. 186-5/29:
Bericht und
Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend das Gesetz, mit dem die Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlordnung 2002 geändert wird


./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist der Abgeordnete Dipl.-Ing. Gallo. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die 1. Lesung erfolgt. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort. Bitte!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und Herren! Die österreichische Bundesregierung hat in ihrem Regierungsprogramm für die 23. Gesetzgebungsperiode im Kapitel „Staats- und Verwaltungsreform“ in dessen Punkt 5 „Wahlrecht“ unter anderem die Senkung des aktiven Wahlalters auf das vollendete 16. Lebensjahr und die Einführung der Briefwahl angekündigt. Diese angekündigten Änderungsvorhaben wurden zwischenzeitlich durch eine Novelle zur Bundesverfassung beschlossen, sodass ein zwingender Anpassungsbedarf auch auf landesgesetzlicher Ebene herrscht. Konkret besteht dieses Anpassungserfordernis auch für das Wahlrecht zu den Gemeindevertretungen und der Bürgermeister. Mit dem gegenständlichen Änderungsvorschlag soll nun die erforderliche Anpassung der Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlordnung 2002 initiiert werden. Die diesbezügliche Vorlage ist in der Landesregierung einstimmig beschlossen worden und wurde im Rechts- und Verfassungsausschuss behandelt. Letztendlich wurde ein Unterausschuss gebildet und diese Materie diesem zugewiesen. Im Zuge dieser Behandlung sind von SPÖ und ÖVP eine Reihe von Abänderungswünschen gestellt worden, über die ich dann dem Debattenredner die Berichterstattung überlasse. Die Abstimmung im Rechts- und Verfassungsausschuss ist am Ende teilweise einstimmig und teilweise mit den Stimmen von SPÖ und ÖVP erfolgt. Ich bitte um Durchführung der Generaldebatte.
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Tauschitz das Wort.)

Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Der Berichterstatter hat ja schon einiges berichtet. Über die Details möchte ich jetzt einiges verlieren, und zwar: Diese Umsetzung von einer bundesverfassungsgesetzlichen Vorgabe war notwendig, weil wir endlich – die ÖVP hat das ja schon lange gefordert – die Briefwahl auch auf Bürgermeister- und Gemeinderatswahlebene eingeführt haben und mit dieser Briefwahl ein besseres Angebot an die Wählerinnen und Wähler stellen können, sich an der Wahl zu beteiligen. Wie wir alle wissen, ist die Wahlbeteiligung eines unserer größten Probleme. Das Wahlalter abzusenken auf 16 Jahre hat es in Kärnten ja schon gegeben. Was nicht der Fall war, war, dass der Stichtag gleich der Wahltag ist und es ist unverständlich, wenn jemand am Wahltag seinen 16. Geburtstag feiert, dann soll er auch berechtigt sein, an der Wahl teilzunehmen. Diese beiden Punkte haben noch die Einstimmigkeit gefunden, in weiterer Folge haben sich aber die SPÖ-Fraktion und die ÖVP-Fraktion gefunden, um gemeinsam noch andere Änderungen vorzunehmen. Zum Beispiel jene, dass in der Vorlage der Landesregierung, die uns als Ausschuss zugegangen ist, vorgesehen war, den Zeitraum zwischen der Wahl und einer eventuellen Stichwahl des Bürgermeisters von zwei Wochen auf drei Wochen zu erweitern.
Das würde nicht nur eine ungemeine Kostenbelastung mit sich bringen und ist auch nicht notwendig, weil wir bei der Briefwahl eine weitere Änderung eingeführt haben. Nämlich, dass bei der Bürgermeister- und bei der Gemeinderatswahl, wo wir in Gemeinden teilweise mit Wahlberechtigten zu tun haben, die sich quantitativ unter tausend befinden, am Sonntag nun ein Endergebnis zustande kommen kann. Dies aus dem Grund, da die Briefwahlkarten spätestens vor Schluss des Wahllokales einlangen müssen. Somit ist sichergestellt, dass in den Gemeinden bei der Bürgermeisterwahl und bei der Gemeinderatswahl am Sonntagabend Klarheit herrscht. Eine Verzögerung wegen zwei oder drei Stimmen, die obendrein theoretisch auch nach der Wahl abgegeben werden könnten, wird somit ausgeschlossen. Ich glaube, dass das sicherlich der richtige Weg ist.
Eine weitere Neuerung erfährt dieses Gesetz und das Wahlrecht in Kärnten. Denn es wird jetzt möglich sein, am neunten Tage vor der Wahl auf der Gemeinde ebenfalls schon seine Stimme abgeben zu können. Die Erfahrungen aus den anderen Bundesländern, wie in der Steiermark und Niederösterreich, die diese Regelung bereits haben, hat gezeigt, dass zigtausende Menschen gerne davon Gebrauch machen, neun Tage vor der Wahl ihre Stimme bereits abzugeben. Auch diese Änderung ist eine Steigerung der Möglichkeit, an der Wahl teilzunehmen. Sie ist der Versuch, mehr Partizipationen an demokratiepolitischen Prozessen zu erreichen und ist letztendlich eine Maßnahme zur Erhöhung der Wahlbeteiligung.
Noch etwas, zu dem sich SPÖ und ÖVP ganz entschlossen haben, ist eine Kleinigkeit im Gesetz, die aber vielleicht nicht irrelevant ist. Es war nämlich in der Regierungsvorlage vorgesehen, die Bürgerinformationspflicht der Gemeinden abzuschaffen. Alle kennen die weißen oder grünen Zettel, die man als Wahlberechtigter vor der Wahl nach Hause geschickt bekommt, wo das Wahllokal oben steht, der Name, die Nummer, unter der man in der Wählerevidenz eingetragen ist. Diese Zettel sind praktisch und beschleunigen den Ablauf der Wahl einfach immens. Die Abschaffung dieser haben wir wieder rückgängig gemacht und es wird die Bürgerinformationspflicht wieder geben. Ich bin sehr froh darüber, dass die Bürgerinnen und Bürger auch jetzt weiterhin informiert werden, wann sie wo von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen können.
Es wird noch einen Abänderungs- und Zusatzantrag geben. Ich bringe den jetzt einmal formal ein, und zwar kommt dieser aus der Verfassungsabteilung. Es hat schon im Entwurf, der von der Regierung dem Landtag zugeteilt wurde, einen kleinen Fehler gegeben. Es hat nämlich im Kopf der Text „Der Landtag von Kärnten hat beschlossen“ gefehlt und eine weitere kleine Änderung in der Ziffer 23. Das betrifft den Paragraphen 56a, das ist der Vorgang bei den Briefwahlen, hier entfällt im vierten Absatz in der vorletzten Zeile der Ausdruck „jeweiligen“ und der Klammausdruck lautet statt „§ 80 Abs. 3 und 4“ nur mehr „§ 80 Abs. 2“. Herr Präsident, ich gebe diesen Abänderungs- und Zusatzantrag hier förmlich ab. Ich glaube, dass wir hier einen Meilenstein setzen können bei den Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlen. Ich bin sehr stolz darauf, dass wir das auch erreichen werden. Ich danke! (Abg. Tauschitz übergibt dem Vorsitzenden den Antrag. - Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Tauschitz

Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Bitte, den Antrag zu unterschreiben mit vier Abgeordneten, Herr Klubobmann! Als nächstes zu Wort gemeldet ist der Zweite Präsident Ferlitsch. Ich darf dir das Wort erteilen!

Lobnig

Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Kärnten ist mit der Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlordnung wiederum Vorreiter im weitesten Sinne. Wählen mit 16 ist von Kärnten ausgegangen. Ein Antrag des Gemeindebundes hat in weiterer Folge im Kärntner Landtag seinen Niederschlag gefunden und auch der Beschluss wurde gefasst. Bei der Bürgermeisterdirektwahl ist es nicht anders und es gibt heute noch Bundesländer in Österreich, die noch nicht so weit sind, die die Direktwahl des Bürgermeisters eingeführt haben. Die neue Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlordnung ist ein zeitgemäßes, modernes, zukunftsorientiertes Element im Sinne weiterer demokratiepolitischer Maßnahmen. Die Kernpunkte wurden bereits schon einige Male heute angesprochen: verpflichtende Einführung der Wählerinformation. Wir waren anfangs von Seiten des Gemeindebundes nicht so dafür, dass wir das verpflichtend hinein nehmen, weil die Gemeinden auf freiwilliger Basis diesen Part bereits durchgeführt haben. Es hat sich allerdings in den Diskussionen gezeigt, dass es sehr sinnvoll ist, dass wir auch das verpflichtend einführen. Nämlich insofern, dass der Wähler das Wahllokal weiß, die Wahlzeiten bekannt gegeben bekommt und andererseits es für die Wahlbeisitzer leichter ist, den Wähler praktisch zu erkennen und damit auch in der Wählerliste zu vermerken.
Das Wahlergebnis wird am Wahltag feststehen, auch das ist ein wesentlicher Vorteil. Denn die Bevölkerung, aber auch die Funktionäre warten auf ein Endergebnis am Wahltag. Die Auflage des Wählerverzeichnisses an Wochenenden und Feiertagen entfällt. Aufgrund von verschiedenen Gesprächen und Meinungen der einzelnen Gemeinden glaube ich, ist es zweckmäßig, nachdem fast kein Gebrauch gemacht wurde im Bereich der Einsicht, dass man diesen Passus streicht und weglässt. Zusätzlicher Wahltag am neunten Tag vor dem regulären Wahltag. Ich weiß, es war geplant, dass man noch am dritten Tag vor der Wahl eventuell noch einen solchen Tag her nimmt, um zwei Möglichkeiten zu haben. Wir haben uns dann doch darauf geeinigt, auch von Seiten des Gemeindebundes ersucht, dass man den neunten Tag hernimmt. Damit wird für die Bevölkerung die Möglichkeit geschaffen, diesen Wahltag vorzuziehen wenn sie am Wahltag eventuell nicht im Ort ist oder ausreist. Wir wissen aber auch, dass die Wahlbeteiligung, vor allem in Städten und in größeren Gemeinden eher rückläufig ist. In den Landgemeinden ist es etwas anders. Wir können damit, so hoffen wir, die Wahlbeteiligung heben und nicht senken und man zu einer Wahlbeteiligung von 75 bis 80 Prozent kommen könnte. Die Briefwahl ist ebenfalls ein Bestandteil. Die fliegende Wahlkommission ist ein wichtiger Punkt, denn für kranke und betagtere ältere Menschen war das immer von Vorteil, dass die Wahlkommission sie zu Hause aufsuchen konnte und sie damit auch die Möglichkeit hatten, die demokratische Willensbildung in Anspruch zu nehmen.
Ich glaube, dass wir mit dieser Änderung der Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlordnung am richtigen Weg sind. Ich darf die Gelegenheit wahrnehmen, um allen Funktionären in diesem Zusammenhang, allen Wahlbeisitzern – es ist nicht einfach, ehrenamtlich einen Sonntag und mehrere Tage opfern, um die Wahlen durchführen zu können – zu danken. Man merkt in diesem Zusammenhang, dass die Bereitschaft doch teilweise gestärkt werden müsste, um die Wahlbeisitzer und die Wahlbehörden auch ausstatten zu können. Das ist aber eine Sache der einzelnen politischen Parteien. Wir sind guter Dinge und werden auch von Seiten des Gemeindebundes versuchen, hier dieses Amt attraktiver zu gestalten.
Ein Punkt ist allerdings, er betrifft die Änderung der AGO, dass wir nunmehr von sechs Monaten auf zwölf Monate erhöhen, um die Nachwahlen für die Bürgermeister im Falle eines Unglücks oder im Falle einer Zurücklegung des Amtes doch durchführen zu können und einen längeren Zeitraum zu gestalten.
Das wären meiner Meinung nach die wichtigsten Punkte, und wie ich schon sagte, sind wir auch da wiederum in einer Vorreiterrolle. Ich danke schön! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Ragger das Wort.)
Ferlitsch

Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Monatelang haben wir auf dieser Gemeinde- und Bürgermeisterwahlordnung herum gefeilt. Monatelang ist diese Materie im Unterausschuss gelegen. Monatelang ist Stillstand gewesen. Die SPÖ und die ÖVP haben sich sogar nicht erdreistet, den konsensualen Weg der Demokratie zu verlassen, obwohl Verfassungsbestimmungen eigentlich immer einstimmig in diesem Haus beschlossen worden sind. Es hat sogar so weit geführt, dass im Unterausschuss, nachdem die Regierungsvorlage eingegangen ist, der Gemeindebund einen Rück​wärtssalto geschlagen hat, indem er nämlich bei der Regierungsvorlage keine Einsprüche gemacht hat und diese eins zu eins in unser Haus weiterleiten konnte. In weiterer Folge aufgrund der ständigen Verzögerung, dass nämlich die Landtagswahlordnung auch geändert werden muss, ist sozusagen dieses Vehikel der Gemeinde- und Bürgermeisterwahlordnung dazu verwendet worden, mit irgendwelchen fadenscheinigen Argumenten letztendlich hier eine neue Bestimmung vom Zaun zu brechen. So wie es der Herr Bürgermeister vorher und der Herr Präsident angesprochen haben, es sollte eine Verlängerung der Bürgermeister, wenn ein Bürgermeister aus dem Amt ausscheidet, von sechs Monaten auf ein Jahr, angehoben werden. Dies dient letztendlich für mich nur dazu, einzelne Nachfolger von einem scheidenden Bürgermeister dazu zu verwenden, dass man diesen in sein Amt einführt und versucht, ihn zu etablieren, sodass er die Sicherheit hat, von der Bevölkerung gewählt zu werden. (2. Präs. Ferlitsch: Es gibt auch andere Situationen!)
Eines muss auch klar sein: Wir sind nicht dafür da, letztendlich hier einzelnen Bürgermeistern aus den Coleurs der SPÖ oder der ÖVP Rückhalt zu gewähren, dass sie ihren Nachfolger ein Jahr lang vorher aussuchen kann, dann tritt er zurück. Das wird es wahrscheinlich bei uns nicht geben! Letztendlich wird dieser Antrag auch in einer Materie behandelt werden müssen, der in meinem RuV-Ausschuss liegt.
Von der Herabsetzung können wir festhalten, dass eigentlich die Änderung der Bürgermeisterwahlordnung heute für uns ein lachendes und ein weinendes Auge hat. Nämlich das lachende, weil es eine lang gehegte Forderung unserer Partei gewesen ist, die Herabsetzung des Wahlalters auf 16 Jahre festzulegen und auch die Briefwahl einzuführen. Aber letztendlich war es dann, wie ich schon gesagt habe, im Ausschuss eine Augenauswischerei und eine Verzögerungstaktik der ÖVP und der SPÖ, letztendlich diese Bürgermeister- und Gemeinderatswahlordnung heute mit dieser Landtagswahlordnung zu beschließen. Man ist sogar so weit gegangen, dass die Frau Abgeordnete Cernic im Ausschuss noch gemeint hat, man müsste auf die Mittel der Demokratie achten und es gehört eine zusätzliche Informationspflicht eingeführt. Es hat sich aber keiner dazu eine Auskunft entlocken lassen, was das alles zusätzlich kostet. Zahlen wird dies letztendlich die Gemeinde, zahlen wird diese neuen Bürgerinformationspflichten, die eingeführt werden, letztendlich der Gemeindebürger.
Weiters haben sie sich auch nicht herab gelassen, in dieser gesamten Etablierung der Bürgermeister- und Gemeinderatswahlordnung als auch der Landtagswahlordnung den Verfassungswege zu verlassen. Nämlich die Verfassungsbestimmung laut der Regierungsvorlage dahingehend zu torpedieren, dass sie den Auslandskärntnern wieder das Wahlrecht entzogen haben und damit dieses heute nicht beschlossen werden wird. Man hätte die Möglichkeit gehabt, dass auch Auslandswahlkärntnern, die in den letzten zehn Jahren ihren Hauptwohnsitz in Kärnten gehabt haben, das Wahlrecht eingeräumt wird. Das wollte die SPÖ nicht und daher ist man heute in einem einfachen Verfahren herangegangen, auch den nächsten Tagesordnungspunkt, der zu diskutieren sein wird, dass man die Tür und das Tor für eine Slowenisierung dieses Parlaments geöffnet hat. Dies deshalb, weil wir letztendlich im zweiten Ermittlungsverfahren diese Wahlhürde in der Landtagswahlordnung auf fünf Prozent herabsenken werden. Wir werden bei den nächsten Wahlen sehen, mit wem die SPÖ und ÖVP zufrieden sind und mit wem sie Koalitionen zu bilden hat, wenn sie mit Slowenen hier im Hause verhandeln wird müssen, wenn sie hier im Haus über Ortstafeln in jeder Sitzung sprechen wird müssen. Wir halten aber im Großen und Ganzen fest, dass hier erstmalig seit die Usancen des Hauses gepflegt werden, abgegangen worden ist von einem einheitlichen demokratischen Weg.
Es ist im Unterausschuss abgegangen worden von Verfassungsfragen und hier letztendlich mit Brachialgewalt in einer Mehrheitsentscheidung durchgesetzt worden, dass man hier die fünf-Prozent-Hürde auf Kosten von zusätzlichen Kosten für die Gemeinde, auf Kosten von zusätzlichen Maßnahmen, die sich die SPÖ eingebildet hat, umsetzt. Ich glaube, am Ende des Tages wird sich weisen, dass diese fünf-Prozent-Klausel letztendlich trügerisch ist, denn sie ist nur im zweiten Ermittlungsverfahren enthalten. Es wird auch auf Ihre Kosten, liebe SPÖ, gehen, dass nämlich nach der Wahlarithmetik, und das kann man durchspielen wie man möchte, Sie Ihre Mandate verlieren werden. Das ist letztendlich auch wieder Befriedigung für uns, weil das wenigstens unser lachendes Auge ist. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Mag. Ragger

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Damen und Herren auf der Tribüne! Heute haben wir zwei Änderungen zu beschließen, nämlich die Bürgermeisterwahlordnung und die Landtagswahlordnung. Hier gibt es grundsätzlich die Zustimmung von grüner Seite, natürlich. Es ist alles zu versuchen, mehr Menschen am demokratischen Prozess teilhaben zu lassen. Das ist auch die Intention gewesen! Wählen mit 16 und die Briefwahl waren immer wieder auch auf Bundesseite grüne Anträge. Durch die Änderung der Nationalratswahlordnung ist es für uns auch Pflicht geworden, dies auch auf Gemeinde- und Landesebene zu beschließen.
Wenn mit 16 gewählt werden kann, das hat es in Kärnten ja schon gegeben. Was sich ändert, ist der Stichtag. Das heißt, man kann jetzt direkt am Geburtstag wählen und muss nicht schon vorher 16 geworden sein, das ist auch etwas. Auch die Briefwahl ermöglicht jetzt mehr Menschen die Wahl. Wo ich bei der Bürgermeisterwahlordnung nicht ganz d’accord war, war das, dass jetzt die Briefe direkt am Wahltag eingelangt sein müssen. Denn ich denke mir, auch wenn Menschen Donnerstag, Freitag etwas wegschicken, dann wird es wahrscheinlich erst Montag, Dienstag ankommen. In anderen Ländern ist es teilweise anders geregelt und hier wird meiner Meinung nach der Wählerwille nicht ganz abgebildet. Ich hätte gerne evaluiert gehabt, wie viele Wählerstimmen das betreffen wird. Das werden wir halt nach der nächsten Gemeinderatswahl wissen. Ansonsten ist es gut, wenn eine neue Klientel wie die 16-Jährigen dazu kommt, denn dann muss sich die Politik auch darum bemühen: Wie wird man sie bedienen? Gibt es öffentliche Verkehrsmittel? Gibt es politische Bildung? Wird man die Politik an die Jugendlichen herantragen? Stimmt es wirklich, was alle sagen: Warum sollen die wählen, die wissen noch nichts? Ich treffe Menschen, die sind weit über 16 und wissen auch noch nichts. Das kann man nicht verallgemeinern.
Trotzdem werden wir viele Sachen unternehmen müssen, damit wir einfach das Image der Politik ein bisschen in die Höhe bekommen. Die Menschen sind müde geworden, die Menschen entfernen sich einfach auch vom Wahlprozess. Wir haben es in Tirol gesehen, wenn dann 40 Prozent nicht wählen und 20 Prozent aus Protest wählen, dann haben wir fast 60 Prozent, die mit den politischen Parteien, mit dem Angebot nicht mehr einverstanden sind. Da wird man sich etwas überlegen müssen. Wenn man beim heutigen Tagesordnungspunkt 4, (Abg. Ing. Scheuch: Warum hast du nicht beim Tagesordnungspunkt gesprochen?) wo ich extra mit meiner Kollegin Barbara Lesjak hinausgegangen bin, wenn man einfach die eigene Politik im Land so bewertet, dass man sagt, die Abgeordneten sollen weniger verdienen, dann ist das auch ein Zeichen, wo man sagt, ja, entweder sind sie weniger wert oder sie waren vorher zuviel wert. Das ist eine grundsätzliche Frage. Ist das wirklich so viel Geld, das man dem Land spart, wenn man jedem Abgeordneten 2,-- Euro brutto am Tag wegnimmt, wenn ich an die 1 Million Euro Schulden pro Tag denke, die zunehmen? Steht das in Relation? Oder ist das einfach ein grundsätzliches Zeichen, dass man sagt, Abgeordnete in Kärnten sind weniger wert als in anderen Bundesländern? Von der Summe her steht es nämlich so geschrieben. Ich habe kein Problem, ich bin es gewohnt, ehrenamtlich zu arbeiten. Ich komme vom Roten Kreuz und von der Kultur, da macht man das täglich. Ich mache da auch meinen Klubobmann ehrenamtlich dazu. Das ist nicht das Problem! Die Frage ist nur: Was ist das für ein Signal an sich selber, an die Würde? Das müssen sich die Leute schon überlegen. (Abg. Ing. Scheuch: Warum hast du nicht zum Tagesordnungspunkt gesprochen?) Ja, weil dieser Tagesordnungspunkt sehr schnell geschlossen wurde. Es war mir nicht mehr möglich, meine Stimme abzugeben. (Abg. Ing. Scheuch: Das heißt, du hast verschlafen?) Ich habe es verschlafen, danke sehr! Ja, das war es! Es ist heute relativ dicht. (Abg. Ing. Scheuch: Verschlafen!) Ja, eh, warum sollte ich etwas anderes sagen als passiert ist? Nur, wir müssen die Politik ein bisschen aufwerten. Da müssen wir uns selber hernehmen und sagen: Okay, wenn wir wollen, dass die Politiker weniger verdienen, weil sie weniger leisten oder weil man aus irgendeinem Grund ein schlechtes Gewissen hat, dann sollen sie jetzt nichts mehr verdienen. Aber wer von den jungen Menschen wird dann grundsätzlich bereit sein, ein Bürgermeisteramt zu übernehmen? Der Adi Stark weiß, wie das ist. Es ist nicht unbedingt so gut bezahlt für die ganze Arbeit und für den ganzen Ärger, den man am Hals hat. Irgendwie muss man anfangen, alles aufzuwerten. Da müssen wir bei uns selber anfangen und sagen, das, was ich mache, ist etwas wert. Ich habe kein schlechtes Gewissen. Grüne arbeiten grundsätzlich hauptberuflich in der Politik, wenn sie das machen. Ich finde, wir sollten unsere Würde auch ernst nehmen, deswegen habe ich da auch nicht mitgestimmt. Ich will grundsätzlich meinen Kollegen nicht 64,-- Euro im Monat weniger geben. Ich weiß nicht, so viel ist das auch nicht. Es ist natürlich an Geld gesehen nicht so wenig. Aber wenn ich mein „Dings“ anschaue, ich habe ja alles offen gelegt, habe ich ungefähr 1.900,-- Euro netto im Monat. Soll halt davon etwas wegkommen. Das spende ich gerne, aber dann möchte ich auch hier bestimmen können, was mit dem Geld passiert. Dann soll man auch sagen: Ja, das geht an karitative Einrichtungen, ansonsten werden wir unsere eigene Würde nicht herstellen.
Ich bin bei diesen beiden Wahlordnungsänderungen dafür. Jetzt kommt noch einiges. Ich bin auch bei der Landtagswahlordnung bei den fünf Prozent sehr dafür, weil wir wirklich das letzte Land in Europa sind, das diese hohe Hürde gehabt hat. Warum sollen wir nicht demokratischer werden? Danke! (Beifall von Abg. Dr. Lesjak, von der ÖVP-Fraktion und von der SPÖ-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichterstatter das Schlusswort.)

Holub

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Ich verzichte auf das Schlusswort und beantrage das Eingehen in die Spezialdebatte. Ich beantrage in der Spezialdebatte ziffernmäßiges Aufrufen. Ich füge hinzu, dass ich so berichten werde, dass die einzelnen Fraktionen entsprechend der Abstimmung im Rechts- und Verfassungsausschuss die Möglichkeit haben, ihre Meinung dazu durch das Abstimmungsverhalten zu dokumentieren.
(Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Auch der Antrag über die ziffernmäßige Abstimmung wird einstimmig beschlossen. – Berichterstatter:)
Die Gemeindrats- und Bürgermeisterwahlordnung 2002 – K-GBWO, LGBl. Nr. 32/2002, in der Fassung des Gesetzes, LGBl. Nr. 53/2005 wird wie folgt geändert:
Ziffer 1 § 8 Abs. 1 lautet, Ziffer 2 § 11 Abs. 4 letzter Satz lautet, Ziffer 3 § 17 Abs. 1 lautet, Ziffer 4 § 20 Abs. 3 und 4 lauten, Ziffer 5 § 22 Abs. 1 lautet, Ziffer 6, Ziffer 7.

Ich beantrage die Annahme von Ziffer 1 bis 7.
(Die Annahme von Ziffer 1 bis Ziffer 7 erfolgt einstimmig. – Berichterstatter:)
Ziffer 7a: Dem § 33 wird folgender Abs. 3 angefügt.

Ich beantrage die Annahme von Ziffer 7a.
(Die Annahme von Ziffer 7a erfolgt mehrheitlich. – Berichterstatter:)
Ziffer 8 § 34 Abs. 2 lautet, Ziffer 9 § 36 lautet, Ziffer 10 § 37 lautet, Ziffer 11: Im § 38 entfällt der Klammerausdruck „(zum Beispiel mittels Buntstiftes)“, Ziffer 12 § 39 Abs. 1 lautet, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15 § 41 Abs. 1 Z. 1 lautet, Ziffer 16 § 41 Abs. 2, zweiter Satz lautet, Ziffer 17, Ziffer 18, Ziffer 19: Im § 47 Abs. 7 wird vor dem letzten Satz folgender Satz eingefügt, Ziffer 20, Ziffer 21, Ziffer 22 Abs. 3a.

Ich beantrage die Annahme von Ziffer 8 bis Ziffer 22 Abs. 3a.
(Die Annahme von Ziffer 8 bis 22 Abs. 3a erfolgt einstimmig. – Berichterstatter:)
Abs. 3b, Ziffer 22 § 50 Abs. 4 erster Satz lautet, Ziffer 23: Nach § 56 wird folgender § 56a eingefügt, § 56a: Vorgang bei der Briefwahl, Ziffer 23 … (Vorsitzender: Stopp, Herr Abgeordneter! Hier haben wir eine Abänderung. Es ist bis zum Punkt 22 von 3b einmal der Antrag zu stellen, darüber abzustimmen und dann 22a, bis 22a!) Ich beantrage die Annahme von 22, (Vorsitzender: 3b!) 22 3b bis 22a!

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Sie haben den Antrag gehört. Ich bitte, darüber abzustimmen: Z. 22 Abs. 3b und 22a. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist mit Mehrheit so beschlossen worden. Ich bitte fortzusetzen! Bei Z. 23 haben wir jetzt den Abänderungsantrag. Ich bitte den Schriftführer den Antrag zum Punkt 23 zu verlesen!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Der Abänderungsantrag lautet:
In der Ziffer 23 (§ 56a – Vorgang bei der Briefwahl) entfällt im Abs. 4 in der vorletzten Zeile der Ausdruck „jeweiligen“ und der Klammerausdruck lautet statt § 80 Abs. 3 und 4 § 80 Abs. 2.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Sie haben den Abänderungsantrag gehört. Wer dem Abänderungsantrag hier die Zustimmung gibt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist mit Mehrheit so beschlossen. Ich bitte, nun fortzusetzen!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Jetzt kommt offensichtlich die Ziffer 23 unter Berücksichtigung der Änderung, dann die Ziffer 23a.
Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Ziffer 23 und Ziffer 23a erfolgt mehrheitlich. – Berichterstatter:)
Ziffer 24: Dem § 57 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt, Ziffer 25, Ziffer 26, Ziffer 27: Im § 63 Abs. 3 wird im ersten Satz folgender Halbsatz angefügt.

Ich beantrage die Annahme der Ziffern 24 bis 27.
(Die Annahme von Ziffer 24 bis Ziffer 27 erfolgt einstimmig. – Berichterstatter:)
Ziffer 27a: Nach § 69 wird folgender § 69a eingefügt, § 69a Stimmabgabe vor dem Wahltag.
Ich beantrage die Annahme von Ziffer 27a.
(Die Annahme von Ziffer 27a erfolgt mehrheitlich. – Berichterstatter:)
Ziffer 28 § 75 Abs. 3 werden folgende Sätze angefügt, Ziffer 29.

Ich beantrage die Annahme von Ziffer 28 und Ziffer 29.
(Die Annahme von Ziffer 28 und Ziffer 29 erfolgt einstimmig. – Berichterstatter:)
Ziffer 29a, Ziffer 30 § 80 lautet, § 80 Ermittlung der Wahlergebnisse für die Wahl des Gemeinderates, Ziffer 31 § 82 lautet, § 82 Ermittlung des Wahlergebnisses für die Wahl des Bürgermeisters.

Ich beantrage die Annahme von Ziffer 29a, Ziffer 30 und Ziffer 31.
(Die Annahme von Ziffer 29a, Ziffer 30 und Ziffer 31 erfolgt mehrheitlich. – Berichterstatter:)
Ziffer 32: Im § 84 Abs. 3 wird nach dem zweiten Satz folgender Satz eingefügt, Ziffer 33 § 84 Abs. 5 erster Satz lautet, Ziffer 34: In § 85 Abs. 3 wird dem letzten Satz folgender Halbsatz angefügt, Ziffer 35, Anlage 3 lautet.

Ich beantrage die Annahme von Ziffer 32 bis Ziffer 35.
(Die Annahme von Ziffer 32 bis Ziffer 35 erfolgt mehrheitlich. – Vorsitzender: Bitte Kopf und Eingang. – Berichterstatter:)
 Gesetz vom 3.7.2008, mit dem die Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlordnung 2002 geändert wird.

Ich beantrage die Annahme.
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Hier haben wir einen Zusatzantrag. Der Landtag von Kärnten hat beschlossen. Ich bitte, das mitzuberücksichtigen. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist ebenfalls mit Mehrheit so beschlossen. Die 3. Lesung, bitte!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Der Landtag wolle beschließen:

Dem Gesetz, mit dem die Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlordnung 2002 geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt mehrheitlich.)
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Wir kommen nun zum nächsten Tagesordnungspunkt 6:

6.
Ldtgs.Zl. 333-3/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend das Gesetz, mit dem die Kärntner Landtagswahlordnung, das Kärntner Volksabstimmungsgesetz, das Kärntner Volksbefragungsgesetz und das Kärntner Volksbegehrensgesetz geändert werden



./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist Abgeordneter Mag. Ragger. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten ist die 1. Lesung erfolgt. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!
Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Aufgrund einer bestehenden Regierungsvorlage wurde dem Haus ein Gesetz zur Änderung der Kärntner Landesverfassung, der Kärntner Landtagswahlordnung, des Kärntner Volksabstimmungsgesetzes, des Kärntner Volksbefragungsgesetzes und des Kärntner Volksbegehrensgesetzes zugeleitet. In Abänderung dieser Regierungsvorlage wurde die Verfassungsbestimmung mehrheitlich herausgenommen und wurde das Ausländerwahlrecht zurückgestellt. Weiters wurde eine Änderung der Herabsetzung des Wahlalters auf 16 Jahre als auch die Einführung der Briefwahl aufrechterhalten. Ein weiterer Punkt in dieser nunmehr vorliegenden Gesetzesvorlage bildet die Herabsetzung der „Prozenthürde“ im zweiten Ermittlungsverfahren für die bevorstehende Landtagswahl.
Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt KO Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)
Mag. Ragger

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreter! Herr Landesrat! Meine Damen und Herren des Hohen Hauses! Dieser Tagesordnungspunkt 6, die Änderung der Kärntner Landtagswahlordnung, des Volksabstimmungsgesetzes, des Volksbefragungs- und des Volksbegehrensgesetzes ist eine sehr wesentliche Tätigkeit, die der Kärntner Landtag in dieser Legislaturperiode durchführt. Der Grund dafür liegt auf der Hand. Das Bundesland Kärnten hat österreichweit die höchste Wahlhürde. Dies ist ein vielfach kritisiertes – und ich füge hinzu – unzeitgemäßes Faktum. Wir haben daher mit dieser Wahlrechtsänderung eine Zielsetzung, die lautet:
Demokratiepolitische Weichenstellung für die Zukunft! Es war Landeshauptmann-Stellvertre​terin Schaunig, die vor mittlerweile knapp sechs Monaten zum ersten von mehreren runden Tischen eingeladen hat, und alle im Kärntner Landtag vertretenen politischen Parteien mit Ausnahme des BZÖ haben dieser Einladung Folge geleistet. Es war trotz unterschiedlicher Zugänge, die natürlich auch da und dort Parteieninteressen widerspiegelt haben, klar, dass uns etwas eint: Es eint uns, dass wir diese undemokratischen Wahlhürden als solches abzuschaffen haben. Es eint uns, dass wir ein den Erfordernissen des beginnenden dritten Jahrtausends entsprechendes, demokratisches Wahlrecht durchsetzen mögen und es eint uns mehr als alles andere, dass wir der Demokratie als wesentliches und höchstes Gut einen möglichst breiten und für jede und für jeden wählbaren Zugang ermöglichen. Wir haben daher Zielsetzungen in dieser Landtagswahlgesetzordnung umgesetzt, vorgeschlagen, eingebracht, die in 70 Stunden sowohl in Parteiengesprächen, in Verhandlungen in den Ausschüssen, in einem eigens damit befassten Unterausschuss unter Führung des Abgeordneten Grilc debattiert wurde und haben dann etwas herausgebracht, was natürlich nur ein Kompromiss sein kann. Ein Kompromiss, der aber – und das betone ich einmal mehr – die Intentionen, der Demokratie Stärke zu verleihen und dort, wo sie durch relativ hohe Wahlhürden kleinere mitbewerbende Parteien ausschaltet und von der Teilhabe an der Partizipation und an der Gestaltung der Politik in diesem Land fernhält, dass dem, so weit es in vernünftigem Ausmaß möglich ist, abgeschafft wird. Wir haben daher eine Reihe von Punkten debattiert, die sich in manchen Bereichen bereits jetzt bei der vor kurzem beschlossenen Bürgermeister- und Gemeinderatswahlordnung niedergeschlagen haben. Ich wiederhole die wesentlichsten davon: Wir haben in diese Landtagswahlordnung Änderungen eingearbeitet, die vom Grundsatzgesetzgeber, vom Bund, im Rahmen der kleinen Wahlrechtsreform beschlossen wurden. Das ist die Senkung des Wahlalters, welches auf kommunaler Ebene in Kärnten bereits beschlossen war und jetzt nachvollzogen wird auf Landtagswahlordnung und ich füge hinzu, mit der Verpflichtung, hier nicht nur Rechte zu vermitteln, sondern auch Kommunikation, Information und ähnliches weiterzugeben. Wir haben die Einführung der Briefwahl beschlossen, um möglichst vielen den Zugang zum allgemein gültigen Wahlrecht auch auf Landesebene zu ermöglichen. Wir haben als zusätzliches Angebot an Wählerinnen und Wähler einen zweiten, vorgezogenen Wahltag, nämlich neun Tage vor der Wahl zusätzlich zum Wahltag und zusätzlich zur Briefwahl angeboten. Und wir haben auch die fliegende Wahlkommission, die vor allem für ältere, gebrechliche und an diese Serviceleistung gewohnte Personen ein wesentlicher Punkt war, beibehalten. Wir haben – und damit komme ich jetzt in den Bereich dessen, wo sich vielfach auch die politischen Geister nachvollziehbar, wenn man Parteieninteressen heranzieht, geschieden haben – wir haben das zweite Ermittlungsverfahren geändert. Wir haben die Änderung so durchgeführt, dass sie mit einer einfachen Mehrheit des Kärntner Landtages möglich ist, denn bisher war es eine Art politische argumentative Legendenbildung, dass für Änderungen der Grundmandatshürde – und das ist richtig so – eine Zweidrittelmehrheit notwendig ist. Nur eine Grundmandatshürde, meine Damen und Herren des Hohen Hauses, kann dann und nur dann aufgrund der geltenden Verfassung durchgeführt werden, wenn wir die Anzahl der Abgeordneten zum Kärntner Landtag verdoppeln, denn dann würde diese Grundmandatshürde halbiert werden. Daher haben wir im zweiten Ermittlungsverfahren eine Änderung vorgeschlagen, die auch mehrheitlich im Ausschuss und mit Unterstützung des Abgeordneten Schwager und der Grünen hier heute vollzogen werden sollte, nämlich dass am zweiten Ermittlungsverfahren all jene teilnehmen können, die im ersten Ermittlungsverfahren ein Grundmandat erreicht haben – das war bisher der Fall – oder zumindest fünf Prozent der gültig abgegebenen Stimmen landesweit erhalten haben. In Konsequenz dazu haben wir auch einen Zusatzantrag formuliert, den ich jetzt dem Landtagspräsidenten übergeben werde, der die Landtagswahlordnung auch dahingehend ändert, dass sie vom System Hagenbach-Bischoff auf Hare/Niemeyer – wie in der Nationalratswahlordnung vorgesehen – umgestellt wird. Da Demokratie ihren Preis hat, haben wir auch gemeinsam mit der österreichischen Volkspartei und den Grünen einen gesetzlich fixierten Wahlkostenersatz im Rahmen einer Pauschalentschädigung in der Höhe von 98 Cent pro Wahlberechtigtem an die Gemeinden zu leisten. Wir möchten auch dies indexsichern und wir möchten auch dies im derzeit zu novellierenden und heute zu ändernden Gesetz festgelegt haben. Meine sehr geehrten Damen und Herren, abschließend von Seiten der SPÖ: Die Änderungen der Kärntner Landtagswahlordnung können nur ein Kompromiss sein. Es ist ein Schritt in die Richtung eines modernen, eines demokratischen Wahlrechtes und ich verwehre mich gegen Angstparolen, wie Slowenisierung und Islamisierung. Ziel ist es, die Demokratie in diesem Land zu stärken. Ziel ist es, allen demokratisch wahlwerbenden Gruppen ein faires Angebot zu machen. Ziel ist es aber vor allem, der Bürgerin und dem Bürger, dem Kärntner und der Kärntnerin die Chance zu geben, möglichst viele Möglichkeiten und Zugänge zu haben, um dieses Wahlrecht, das Wesen der Demokratie, in letzter Konsequenz auch nutzen zu können. Ich übergebe dem Präsidenten den entsprechenden, von mir einbegleiteten Zusatzantrag und appelliere noch einmal an alle im Kärntner Landtag vertretenen Parteien, dieser Demokratisierung und Modernisierung des Wahlrechtes zuzustimmen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager das Wort.)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Werte Damen und Herren Abgeordnete! Werte Zuhörer! Mein Vorredner, der Klubobmann der SPÖ, ist ja schon sehr weit eingegangen in die Problematik des Kärntner Wahlrechtes und in seine Lösungsvorschläge, die von mir unterstützt werden. Ein Wahlrecht eines Landes hat natürlich eine Geschichte! Kärnten hatte ja schon einmal ein ganz demokratisches und Kleinparteien-freundliches Wahlrecht, in den 40er-, also nach dem Zweiten Weltkrieg, 50er-, 60er-Jahren und einem Teil der 70er-Jahre war ganz Kärnten ein Wahlkreis. Das hatte natürlich den Nachteil, dass theoretisch – theoretisch! – alle Abgeordneten aus einer Stadt oder aus einer Region kommen konnten. Es hätten alle Abgeordneten aus Klagenfurt kommen können und in einem anderen Bundesland wurde das beim Verfassungsgerichtshof – es war das Burgenland – beanstandet und dann hat der Verfassungsgerichtshof festgestellt, dass bei Landtagswahlen Länder in Wahlkreise einzuteilen sind. Das hat man dann in Kärnten sehr drastisch gemacht, ich muss dazu sagen mit damals sozialistischer Mehrheit, vier Wahlkreise und zwei Wahlkreisverbände. Das Kärntner Oberland mit der Stadt Villach ein Wahlkreisverband und zwei Wahlkreise und das Kärntner Unterland mit Klagenfurt, unserer Landeshauptstadt, in zwei Wahlkreise eingeteilt und einen Wahlkreisverband. Wir Freiheitlichen haben das immer bekämpft damals und sogar 1999 schon im April – im April war schon der Dr. Haider Landeshauptmann dieses Landes – hat die FPÖ noch einen Antrag eingebracht, um dieses undemokratische Wahlrecht zu reformieren und eben die Mandatshürden Kleinparteien-freundlicher zu machen. Ich stehe zu dem, eine Partei soll durchgehend immer dasselbe vertreten und die Menschen sollen sich darauf verlassen können, was eine Partei vertritt. Und man darf nicht von der einen Wahl bis zur nächsten denken, sondern man muss in die Zukunft denken und es sind einfach zehn Prozent, das ist schon mehr oder weniger ein Mehrheitswahlrecht und ich glaube, dass das jeder Demokrat, jeder Demokrat reinen Herzens, eigentlich nicht mehr vertreten kann. Es ist auch die Briefwahl angesprochen, womit ich ein bisschen Schwierigkeiten gehabt habe und noch habe, aber es ist halt so. So wie es ich als FPÖ-Vertreter hier und als einzelner Abgeordneter haben will, wird es natürlich schon nicht sein. Die Briefwahl hat ihre Tücken, wie wir alle wissen, und lange Zeit war ja auch die SPÖ eine Gegnerin dieser Briefwahl, aber das haben wir jetzt von Bundesseite her „aufs Auge gedrückt“ bekommen und das ist in dieser erträglichen Form Einfluss in unser Wahlgesetz. Ab 16 Jahren wahlberechtigt, da muss man auch was sagen dazu. Ich bin ein alter Feuerwehrmann, selber als Probefeuerwehrmann mit 15 Jahren in die Feuerwehr eingetreten, habe einen Kurs gemacht und ein Jahr später bekommt man einen Stern und ist vollwertiges Mitglied einer Feuerwehr und trägt auch bei Einsätzen seine Haut zu Markte. Und da haben wir in Kärnten sehr viele, wir haben etliche Jungfeuerwehren und ich glaube, wenn in den freiwilligen Vereinen und Rettungsdiensten unsere jungen Leute bereit sind, mitzuarbeiten, dann sollen sie auch das Recht haben, mitzubestimmen, zumindest das aktive Wahlrecht haben. Dagegen ist von Seite der FPÖ sicher nichts einzuwenden! So, jetzt habe ich das einmal gestreift! Ich bedanke mich bei allen, die das positiv sehen und die diese Wahlrechtsänderung möglich gemacht haben! Das sind natürlich größere Parteien als es die Freiheitliche Partei jetzt ist und das ist positiv zur Kenntnis zu nehmen. Jetzt befasse ich mich noch mit den Ansichten des BZÖ. Was ich überhaupt nicht verstehen kann, weil in allen anderen Bundesländern kann die Mandatshürde gar nicht so gering sein, dass sie noch ein Mandat machen. (Heiterkeit und Beifall aus der SPÖ-Fraktion und der ÖVP-Fraktion.) Weil in Niederösterreich zum Beispiel wäre ein Prozent sogar zuviel und zu hoch, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das ist Selbstmord! – Heiterkeit in der SPÖ- und ÖVP-Fraktion.) aber Kärnten ist eben anders! Dort will man dieses mehrheitsbildende Wahlrecht beibehalten. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Wer zuletzt lacht!) Ja schau, du kannst da wohl Zeter und Mordio schreien und mich in meinen Ausführungen da unterbrechen, aber es wird für euch nichts besser! (Heiterkeit und Beifall aus der SPÖ- und ÖVP-Fraktion.) Denn es gibt viele Punkte, wo die Kärntnerinnen und Kärntner mich fragen, wie meinen denn die das und wie meint der Landeshauptmann das, und das ist sicher einer, wo er in eine totale, undemokratische Minderheitenrolle gebracht wird und das macht es auch nicht besser, dass ihr euch auf Islamisten ausredet und auf die Kärntner Slowenen, die dann „urasn“ werden hier im Kärntner Landtag, weil das alles Hirngespinste sind und das sicher so nicht stattfinden wird. Wir wissen alle, jetzt haben wir das Wahlalter auf 16 Jahre heruntergesetzt. Das lässt zu erwarten bei einer 80-prozentigen Beteiligung der Kärntner Stimmberechtigten an der Landtagswahl, dass auch bei fünf Prozent sicher 20.000 Stimmen notwendig sind, um ein Mandat zu erreichen oder um da überhaupt bei diesem zweiten Ermittlungsverfahren teilnehmen zu können. Also das wird den Kärntner Slowenen sicher nicht möglich sein, weil wenn man sich die Ergebnisse der Einheitsliste anschaut, als sie kandidiert haben, sind sie über 6.000 Stimmen nie hinausgekommen. Das ist das eine, dann habe ich mir angeschaut, das wurde ja auch gesagt und in den Medien bekannt gegeben, die Islamisten werden hier im Kärntner Landtag ihre Stimme erheben. Ich habe nachgeschaut, es gibt in Kärnten tatsächlich an die 4.000 Eingebürgerte, die den Islam als Glauben haben. In irgendeiner Form, da gibt es ja auch Unterschiede. Es sind Ägypter bei uns eingebürgert, jetzt ist es aber so, dass die alle eingebürgert wurden mehr oder weniger in der Zeit, wo der Landeshauptmann Dr. Haider hieß, in den letzten zehn Jahren (Abg. Lutschounig: Man höre und staune! – Heiterkeit in der SPÖ- und ÖVP-Fraktion.) und jetzt fürchtet er sich vielleicht. Wir wissen, dass ausschließlich der Landeshauptmann für die Einbürgerung zuständig ist. Wo er nicht unterschreibt, wird nicht eingebürgert! Und jetzt fürchtet er sich vor diesen Leuten, die er selber hier in Kärnten eingebürgert hat. Das ist auch eigenartig! (Beifall aus der SPÖ- und ÖVP-Fraktion.) Verehrte Damen und Herren, das ist natürlich alles heiße Luft und es wird davon abgelenkt, dass es ein Problem des BZÖ ist, dass es nicht gelungen ist, die reine Übernahme der gesamten Kärntner FPÖ und jetzt versucht man natürlich, uns los zu werden. Und es wird alles dafür getan! Wir sind die einzige Partei, die im Kärntner Landtag vertreten ist, die keine Förderungen kriegt, weder für den Klub noch für die Partei.
Das liegt beim Verfassungsgerichtshof, da werden wir vielleicht Recht bekommen. Wir müssen uns alles beim Gericht erstreiten. Ich habe euch schon des Öfteren mitgeteilt, ich habe hier meinen Sitz, sonst keine Rechte in diesem Haus, sogar nur eingeschränkte Rederechte. Jetzt wird natürlich versucht von Seiten des BZÖ, so gut es möglich ist, uns bei der nächsten Wahl wegzubringen. Auch den Wählern wird gesagt, es gibt keiner gerne seine Stimme einer Partei, von der er dann annimmt, na ja, die werden das eh nicht schaffen und meine Stimme ist weggeworfen. Das ist jetzt nicht möglich! Denn die Kärntnerinnen und Kärntner werden uns sicher zutrauen, dass wir diese fünf Prozent zusammen bringen. Es ist natürlich auch unser Ziel, Grundmandate zu machen und die Fraktionsstärke hier in diesem Haus zu sein!
Solche bösen Sachen, die gegen uns gerichtet sind, gehen natürlich nicht auf! Das ist wieder die ausgleichende Gerechtigkeit. Denn oft hat man schon versucht, die FPÖ tot zu reden oder tot zu machen. (Abg. Ing. Hueter: Deine Freunde!) Am schlimmsten war es immer, wenn die eigenen dann gegen die FPÖ marschiert sind und sich abgespaltet haben. (Abg. Rossmann: Das ist keine Therapiestunde hier!) Liebe Frau Abgeordnete Rossmann, ich muss dir sagen, du wirst von den alten Geschichten vielleicht nicht viel wissen, weil du noch zu wenig lang dabei bist. Aber schon die Entstehungsgeschichte war eine recht schwierige. Damals war die FPÖ auch bedroht vom Hinauswurf aus dem Nationalrat und allen Landtagen. In vielen Landtagen waren wir gar nicht vertreten. Das hat sich dann aber gemausert und es hat gezeigt, dass bei solchen Abspaltungstendenzen, war es die Heide Schmidt oder dann auch Dr. Haider, wir inzwischen resistent sind. Ganz im Gegenteil, das sind Reinigungsprozesse (Heiterkeit im Hause. – Beifall von der SPÖ- und der ÖVP-Fraktion.), dass wir dann als FPÖ ansetzen können. Und, wie die Umfragen zeigen, uns dann eigentlich in alter Stärke oder in noch größerer Stärke wieder findet, als unseren Gegnern lieb ist. Also ich werde auf jeden Fall, das habe ich bereits auch angekündigt, dieser Wahlrechtsänderung mit großer Freude, wie ich immer sage, meine Zustimmung geben. Nicht nur wegen der FPÖ, sondern das ist demokratiepolitisch notwendig.
Wir wollen nicht vergleichbar sein mit Russland, wo es eine sieben-Prozent-Hürde gibt oder Weißrussland oder anderen. Man muss vorsichtig sein, weil es auch in den westlichen Demokratien, wenn man England her nimmt oder Frankreich, so hohe Grundmandatshürden gibt oder ein mehrheitsbildendes Wahlrecht. Auch in Österreich wird von einigen Seiten mit dem geliebäugelt. Dazu möchte ich sagen, dass auch ein mehrheitsbildendes Wahlrecht über das Unvermögen von manchen Politikern nicht hinweghelfen kann. Wer immer sich betroffen fühlt, der weiß eh, wen es betrifft. In Kärnten sind wir vorläufig am richtigen Weg, den sollen wir beibehalten und dann werden wir uns alle nach der nächsten Wahl in neuer Frische hier in diesem Hause finden. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion und von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Schwager

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Verehrte Damen und Herren auf der Tribüne! Der Franz Schwager hat schon viel erlebt in seinem Leben, von der Mehrheit zur Minderheit in ein paar Tagen. So hat er gesehen, wie es im Landtag aussieht mit der Geschäftsordnung, wenn man wirklich nur ein Abgeordneter ist. Ich bin froh, dass wir heute dazu übergehen, wirklich für Kärnten etwas Historisches zu machen. Der erste Antrag der Grünen im Landtag war die Senkung der Hürde, dass man es einmal überspringt. Uns wären vier Prozent auch Recht gewesen, damit wir uns angleichen an europäisches Niveau. Aber ich denke, es ist ein denkwürdiger Tag. Damit können wir jetzt einmal zufrieden sein, denn lange haben wir dafür gebraucht.
Es ist nicht nur, würde ich einmal sagen, reines Demokratieverständnis, was alle Fraktionen dazu anhält, das zu machen. Es sind sicher auch wahltaktische Überlegungen dabei, obwohl für mich sicher das Demokratische und das Inhaltliche im Vordergrund stehen müssen. Die Strategie sagt, dass nach den Umfragen das BZÖ sehr stark sein wird. Schauen wir einmal, wie es nach der Wahl aussehen wird! Deshalb hat man jetzt dafür gesorgt, dass die FPÖ relativ sicher im Landtag vertreten sein wird. Ich habe damit sicherlich kein Problem. Wir wissen alle, wie es von außen ausgesehen hat. Wir haben 20 Jahre gebraucht, bis wir das übersprungen haben. Ich bin froh, dass im Hintergrund nicht mehr der Gedanke ist, vielleicht gibt es dich, vielleicht auch nicht und war die ganze Arbeit doch für den Hugo oder nicht. Für Kärnten ist es auf jeden Fall gut und wichtig, dass es so gekommen ist, dass im zweiten Ermittlungsverfahren landesweit fünf Prozent ausreichen. Ich freue mich schon auf den Wahlkampf. Es wird eine lockere Geschichte werden, denke ich und möge der Beste gewinnen! (Einzelbeifall von Abg. Dr. Lesjak.)
Holub

Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Als nächstes zu Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordneter Lutschounig. Bitte! (Abg. Lutschounig: Herr Präsident! Ich ziehe meine Wortmeldung zurück!) Dann haben wir die nächste Wortmeldung, Herr Klubobmann Scheuch, bitte!

Lobnig

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hohes Haus! Man könnte viel sagen zu meinem Vorredner Schwager Franz. Ich sage nur eines: Lieber Franz, gehe in dich und überlege, was du als Person ohne Dr. Jörg Haider heute wärst. (Zwischenrufe von Abgeordneten der SPÖ-Fraktion und der ÖVP-Fraktion.) Die andere Seite ist die Wahlrechtsreform und das ist auch bezeichnend für den besonderen Mut und die besondere Tiefe der Diskussion der SPÖ, der Grünen, der FPÖ und der ÖVP, die Jagdgesellschaft auf den Landeshauptmann hat sich formiert. Das ist nichts Neues. Das Besondere dabei ist aber, dass man heute wirklich, und das erstaunt mich, das ist wieder einmal eine neue Qualität hier in diesem Haus, dass der Klubobmann Kaiser heute hier heraus kommt ans Rednerpult und via Zusatzantrag, meine sehr geehrten Damen und Herren, via Zusatzantrag eine Systemveränderung nur so nebenbei noch als Drüberstreuer aus dem Ärmel schüttelt, in dem er sagt, die Zählsysteme werden umgestellt. Ich bin mir gar nicht so sicher, ob das alle hier ganz genau verstanden haben, was das letztendlich heißt. (Abg. Dr. Lesjak: Das heißt Demokratie!) Das heißt weniger direkte Demokratie, das heißt definitiv Zentralisierung hier in Kärnten. Das heißt, das Gewicht der Bezirke wird zugunsten einer zentralistischen Denkart geopfert. Das ist der Punkt! (Abg. Lutschounig: Genau das Gegenteil ist der Fall!) Das ist so, weil Sie logischerweise die Grundmandate brauchen, die Sie draußen nicht mehr erreichen auf Landesebene, damit Sie mit Ihren Miniparteien überhaupt noch in den Kärntner Landtag kommen. (Abg. Tauschitz: Wir gewinnen die Wahlen und nicht die Umfragen!) Na ja, zu diesem Zwischenruf, dass Sie nicht die Umfragen, sondern die Wahlen gewinnen, den lasse ich einmal so stehen. Wir werden ja sehen, habe ich heute gesagt, und ich wünsche Ihnen natürlich nicht, dass Sie die Wahlen gewinnen! Das müssen Sie verstehen, das ist politisch auch so legitim. (Abg. Ing. Hueter: Was ist BZÖ? Bienenzuchtverein!)
In der Wahlrechtsreform hat man sich auch nachträglich und vehement gegen Diskussionsprozesse verwehrt, sondern man hat am parteistrategischen Tisch letztendlich entschieden. Interessant auch, dass in der Regierungssitzung, die einen Vorschlag an den Landtag gemacht hat, hier nicht viel gesprochen wurde. Fakt ist und das ist leider so, dass Sie hier direkte Demokratie der Menschen, nämlich auch den Bezug der Bezirksabgeordneten zu ihrem Wahlkreis, der für mich ein wichtiges Gut darstellt, heute ohne Vorwarnung via Federstrich streichen. Ich sage Ihnen nur eines: Natürlich können Sie hier mit demokratischen Mitteln im Landtag und das ist so zu … (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Ihr ward bei allen Parteigesprächen eingeladen!) Wir waren auch im Unterausschuss und da war keine Rede davon, lieber Peter Kaiser, keine Rede davon, auch auf Nachfrage, und jetzt würde ich dich wirklich ersuchen, hier nicht unehrlich zu sein. Es hat im Untersuchungsausschuss von Seiten der ÖVP noch die Frage gegeben, ob dieses Zählsystem geändert wird und du hast gesagt, da bist du nicht dabei. So war es! Ich würde dich wirklich ersuchen, auch aufgrund unserer eigentlich persönlich korrekten Verhältnisse zueinander, das wirklich nicht zu bestreiten. Heute kommt ihr mit dieser Geschichte daher, weil ihr genau gewusst habt, dass das in Wirklichkeit für Diskussion sorgt und das wird letztendlich auch für Diskussionen sorgen.
Sie können, meine sehr geehrten Damen und Herren von unseren politischen Mitbewerbern sämtliche Koalitionen gegen uns schließen und versuchen, uns letztendlich mit Gesetzestricks zu schlagen. Am Ende des Tages ist der Kärntner Wähler ganz sicherlich mündig genug, eine Entscheidung zu treffen. Diese Entscheidung werden wir zur Kenntnis nehmen müssen und auch Sie werden sie zur Kenntnis nehmen müssen. Was Sie aber hier angerichtet haben, ist auch ein längerfristiger Schaden. Jetzt sage ich Ihnen, warum. Weil Sie mit diesem System, das Sie hier einführen, ganz sicherlich zu einer Destabilisierung des Kärntner Landtages beitragen. Weil wenn man Ihre Gedanken weiter denkt, dann muss man auch sagen, dass praktisch jeder hier im Kärntner Landtag einziehen kann.
Nun zur Geschichte, wie das so ist mit den Slowenen und mit anderen, wo wir wieder die Angst schüren und so weiter. Es ist immer ein stereotypes Verhalten der SPÖ, welches man uns hier vorwirft. Für wen haben Sie das gemacht? Für die SAU-Partei? Für die Kommunisten? Für wen machen Sie das, wenn eh kein anderer hinein kommt? Für die Demokratie? Für wen denn? Nennen Sie mir einen Namen. (Abg. Tauschitz: Für die Freiheitliche Partei in Österreich zum Beispiel!) Aha, die Freiheitliche Partei Österreichs, jetzt ist einmal dort wenigstens die Katze aus dem Sack! Die ÖVP tut es wegen der Freiheitlichen Partei Österreichs, über die habe ich mir bisher verhältnismäßig wenig Sorgen gemacht. (Abg. Tauschitz: Habt ihr ein Problem mit dem Franz Schwager?) Ich habe überhaupt kein Problem mit dem Franz Schwager, aber ich habe auch viel Zeit beim Reden und kann somit ausführlich auf all Ihre unqualifizierten Einwürfe gut reagieren. Das freut mich letztendlich auch, dass die ÖVP es gemacht hat, damit die FPÖ hier im Landtag sitzt, das ist jetzt auch dokumentiert vom Klubobmann mehrfach via Zwischenruf. Die FPÖ meint ihrerseits und jetzt interpretiere ich einmal das, was die FPÖ sagt, dass sie drittstärkste Kraft hier in Kärnten wird und somit keine große Angst zu haben braucht, nicht in den Kärntner Landtag einzuziehen. Aber anscheinend ist hier der Mund vollmundiger als der Glaube an sich selbst! Muss so ein, außer, man erklärt mir das anders.
Was die ÖVP betrifft, verstehe ich wirklich, dass die inzwischen Angst haben, dass sie nicht mehr zehn Prozent bekommen. Ehrlicher wäre es gewesen, Herr Tauschitz, Sie hätten gesagt, ich habe das deswegen gemacht, damit ich wieder hier im Kärntner Landtag sitze. (Abg. Tauschitz: Sag deine Alptraumfantasien nicht hier im Landtag!) Was aber sowieso auch nicht ganz sicher ist, weil wenn man jetzt die Listenerstellungen so sieht, der Lutschounig alle – einstimmig gewählt, da werden wir schauen, ob es noch ein Plätzchen für dich gibt. (Abg. Tauschitz: Schaut schlecht aus!) Wir werden das dann zu beurteilen haben.
Natürlich, meine sehr geehrten Damen und Herren, besteht ganz klar der Verdacht von unserer Seite, dass die Vereinte Linke hier in Kärnten, die gibt es ja nach wie vor, ein slowenenfreundliches Wahlrecht eingeführt hat. Wenn man hier meint, die Slowenen kommen sowieso nicht in den Kärntner Landtag, dann frage ich Sie, warum braucht man dann diese Gesetze? Ich sage Ihnen, warum Sie diese brauchen und ich sage Ihnen, warum es den Slowenenvertretern gelingen wird, dass man nämlich von Seiten linker Wählerschaften, die zur Zeit in Verbindungen mit den Grünen und mit Teilen der SPÖ gewesen sind, ihre Stimme dorthin transferieren wird. Weil, und das ist eine legitime Meinung, die ich nicht teile, es auch viele Kärntner gibt wie den Haselsteiner, der auch glaubt, es muss ein Atomkraftwerk bei uns stehen und alles muss zweisprachig werden. Er ist ja der Berater der SPÖ, das zeigt die ersten Auswirkungen hier, dass man letztendlich auch ganz klar dafür wählen wird, dass Slowenen hier im Kärntner Landtag sind. Wir schließen uns dieser Sache nicht an! Der Redner, der seine Wortmeldung zurückgezogen hat, hat eine große Familientradition und ich hoffe, ihn wieder zu sehen im Landtag. Vielleicht können wir das dann auch einmal via Rednerpult, wie andere Dinge – zum Beispiel die Talschaftsverträge – dann ausreden, wo ich im übrigen Recht behalten habe.
Weiters Schildbürgerstreiche dieser Wahlrechtsreform. Hier heraus zu gehen und zu sagen, die Einführung eines weiteren Wahltages ist sozusagen demokratiepolitisch ein Meilenstein. So etwas Lächerliches habe ich wohl kaum gehört. Immerhin hat jeder Kärntner und jede Kärntnerin mit Einführung der Briefwahl – und das ist auch im Regierungsakt gestanden und dafür trete ich zu hundert Prozent ein – die Möglichkeit, vier Wochen vor der Wahl zu wählen, jeden Tag! Und wenn er will, um drei in der Früh kann er es ankreuzen und seinen Brief in einen Postkasten einwerfen. Und wer sagt, er getraut sich nicht zum Postkasten, der kann das bitte auf der Gemeinde abgeben. Er braucht auch keine Gebühren zu zahlen, das ist alles Fakt!
Das ist alles Fakt! Wissen Sie, ich habe Sie eher in einem anderen Verdacht, liebe Freunde der SPÖ! Sie sind ja hier in Kärnten auch dafür bekannt, dass Sie ziemlich genaue Strichlisten führen, wer schon bei der Wahl gewesen ist und wer nicht. Kann das vielleicht damit zusammenhängen, dass Sie mit dieser kleinen Aktion Ihre eigenen Kohorten mobilisieren müssen, die dem Land Kärnten wieder etwas kostet? Na ja, die Frage werden Sie sich letztendlich schon gefallen lassen müssen. Weil ich natürlich auch mit etwas Positivem enden möchte, um den Präsidenten, der das ja auch ganz genau weiß, aufzuklären: Das Wählen mit 16 war ein Antrag des BZÖ-Klubs, nicht des Gemeindebundes, weil der kann da gar keine Anträge stellen, aber wenn wir uns in der Causa treffen, freut mich das natürlich. (Zwischenruf von Abg. Schlagholz.)
Ein entscheidender Punkt: Wenn es schon so viele Zusatz- und Abänderungsanträge gibt, die letztendlich auch die Grundmandate hier verschieben, sei es mir natürlich auch erlaubt, meinen Zusatzantrag, unseren Zusatzantrag des BZÖ-Klubs hier einzubringen, der ja sozusagen den Offenbarungseid über das am Vormittag Gesprochene darstellt. Der lautet ganz klar dahingehend: Gemäß § 61 der GO des Kärntner Landtages stellen die unterfertigten Abgeordneten zu Landtagszahl 333-3/29 betreffend das Gesetz, mit dem die Kärntner Landtagswahlordnung, das Kärntner Volksabstimmungsgesetz, das Kärntner Volksbefragungsgesetz und das Kärntner Volksbegehrensgesetz geändert wird, nachstehenden Zusatzantrag: Der Kärntner Landtag wolle beschließen, eine Volksbefragung ist anzuordnen – das heißt, Franz, ich lese es dir sogar vor – wenn bei der Abgabe einer Stellungnahme nach Artikel 23d Bundesverfassungsgesetz wesentliche Landesinteressen berührt werden. Da wäre heute auch die Möglichkeit, hier ganz klarzustellen, ob es der SPÖ mit ihrer Volksabstimmungstheorie betreffend europäische Materien ernst ist oder ob man sich noch nicht ganz sicher ist, ob man nicht Gusenbauer und Faymann wieder in die Wüste schickt, um dann letztendlich wieder im ÖVP-Kanon parallel geschalten als EU-Lobbyisten tätig zu sein. Die Purzelbäume sind ja verhältnismäßig einfach. Ich nehme ein prominentes Mitglied hier heraus aus Ihrer Riege, das ich persönlich für einen glühenden Europa-Vertreter halte, das ist der Klubobmann Kaiser, der eben zuerst hier noch vor ganz kurzer Zeit vom Hauptprofiteur Kärnten spricht, der im O-Ton sagt: „Wenn ernsthaft über eine Volksbefragung nachgedacht worden ist, ist festzuhalten, dass eine solche nur im Rahmen einer Befragung der 27 Mitgliedsstaaten zum selben Zeitpunkt erfasst ist.“ (Abg. Mag. Dr. Kaiser nickt.) Dein Kopfnicken zeigt mir jetzt etwas: Es ist ein qualitativer Unterschied, Peter, ob man in Österreich und in Kärnten fragt oder in der EU. (Zwischenruf von Abg. Mag. Dr. Kaiser.) Ja, aber wenn die Bedingung hier daran geknüpft wird, dass auch in den anderen abgestimmt wird und nur dann, dann ist das „den Menschen Sand in die Augen streuen.“ Es gibt natürlich auch andere, die das schon vehementer fordern, dass man keine Nibelungen-Treue – meint der Herr Passegger, auch kein Unbekannter im Rahmen der EU – haben sollte. Der Herr Kaiser klingt in seiner letzten Presseaussendung auch schon etwas anders nämlich, dass die Kommunikation der Institutionen in der EU deutlich verbessert werden müsse und dass die Schwächen, nämlich die übertriebene Regelungswut sofort aufzudecken und zu vermeiden sind. Auch hier werden wir ersehen – ich habe Ihnen das am Vormittag gesagt – wenn Sie dem nicht zustimmen, machen Sie zwar mir politisch gesehen einen Gefallen, weil Ihre Doppelbödigkeit damit wieder einmal unter Beweis gestellt ist, Sie leisten aber dem Land Kärnten sowie mit Ihrer Wahlrechtsreform, die nur aus parteipolitischen Taktiken gemacht wurde und gar nicht aus demokratiepolitischen Überlegungen, Vorschub. Wenn Sie mit uns über direkte Demokratie reden hätten wollen, dann wären Sie herzlich eingeladen gewesen, zum Beispiel einmal über eine Landeshauptmann-Direktwahl zu diskutieren. Das wäre eine spannende Geschichte gewesen. (Abg. Lutschounig: Was machen wir mit dem Haider?) Wir können es während, vor und nach dem Herrn Haider machen. Aber dieser Zwischenruf war auch wieder bezeichnend und hat, so wie der des Klubobmannes Tauschitz, ziemlich klar gezeigt, dass die ÖVP hier halt ein bisschen Wahltaktik gemacht hat und die linke SPÖ über den Tisch gezogen hat bzw. konnte sie nicht widerstehen zu glauben, dem Jörg zu schaden. Sie hat aber dabei vergessen, dass sie halt wieder einmal Kärnten schadet. Das ist die neue Qualität der Politik der Frau Schaunig, das ist für uns nichts Neues. Wir werden natürlich gegen diesen Schildbürgerstreich stimmen, danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
Ing. Scheuch

(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Tauschitz das Wort.)

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Es ist bemerkenswert, was hier heute schon gesprochen wurde, bemerkenswert deshalb, weil heute bei dieser Jubiläumssitzung, der 60. Sitzung des Landtages in dieser Legislaturperiode, tatsächlich historische Beschlüsse fallen. Weniger deswegen, was der Kurt Scheuch, Klubobmann-Kollege, vorhin gesagt hat, aber darauf werde ich Gott sei Dank Zeit genug haben, einzugehen. Ich bin überzeugt davon, dass es in der Zusammenarbeit von vier Parteien in diesem Landtag – der Sozialdemokratie, der Volkspartei, den Grünen und der FPÖ – hier gelungen ist, ein Wahlpaket, eine Reform aufzustellen, die in Wahrheit seit Jahrzehnten diskutiert wird, die in Wahrheit seit Jahrzehnten mit Mythen behaftet nicht zur Abstimmung gekommen ist und die – das ist, glaube ich, der wesentliche Punkt – darauf reagiert, dass sich die Welt verändert hat, auch hier im Kärntner Landtag! Es sitzen nicht mehr zwei Großparteien und eine Kleinpartei herinnen, wir haben jetzt fünf Parteien im Kärntner Landtag! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo lachend: Du solltest deine Vorgänger nachlesen!) Darauf muss man auch reagieren! Es ist unsere Aufgabe, die Zeichen der Zeit zu erkennen. Hier im Landtag müssen wir dem gerecht werden. Es ist unseriös, es wäre unseriös, davor die Augen zu verschließen und so zu tun, als würden wir noch in den 60er-Jahren leben! Es ist auch für eine BZÖ-Fraktion unseriös, so zu agieren. Wenn der Klubobmann-Kollege Scheuch sich darüber beschwert, dass die Sozialdemokratie, die Volkspartei und die Grünen mit dem Franz Schwager gemeinsam einen Zusatzantrag, der so weitreichend ist, aus dem Ärmel schütteln, dann muss ich fragen: Wo waren Sie beim Unterausschuss, den der Raimund Grilc geführt hat? Wo war die Aufmerksamkeit in diesem Unterausschuss? Ich glaube, dass es der Raimund Grilc hervorragend verstanden hat, in intensiven Diskussionsprozessen diesen gesamten Prozess vorzubereiten. Dafür möchte ich dem Raimund auch an dieser Stelle danken! Wenn die BZÖ da nicht mitmacht, dann ist das der Kaffee der BZÖ, aber ich danke dem Raimund Grilc (Beifall von der ÖVP-Fraktion und von Abg. Schwager.) als Vorsitzendem dieses Ausschusses!

Die Veränderungen in der Landtagswahlordnung, in unserem Wahlrecht, das ist das Herzstück der Demokratie. Da kann man nicht hergehen und aus parteitaktischen Gründen mit allen Möglichkeiten versuchen, einen Vorteil zu erschaffen, der schlicht und ergreifend nicht gedeckt ist. Die Regel mit Hagenbach-Bischoff wurde im Jahre 1972 eingeführt. Warum? Weil man mit der Einführung der Grundmandatshürde bei den vier Wahlkreisen gesagt hat, man muss zumindest als Entlastung dieser Grundmandatshürde – also zwischen neun und elf Prozent – hergehen und sagen, man reduziert das Grundmandat ein wenig, deswegen hat man Hagenbach-Bischoff gewählt. Heute, wo diese Grundmandatshürde abgeschafft wird und im zweiten Ermittlungsverfahren die Möglichkeit besteht, auch mit fünf Prozent gesamt in den Kärntner Landtag einzuziehen, ist es schlicht und ergreifend nicht mehr notwendig, diesen Korrekturfaktor zu haben, weil der Grund, weshalb er eingeführt wurde, nicht mehr existiert. Und die Ängste – von Seiten der BZÖ kolportiert – dass es hier eine immense Verschlechterung für die Bezirke gibt: Wenn man sich das ausrechnet, da geht es zum Beispiel im Wahlkreis 1 für eine hier im Landtag vertretene Partei um 33 Stimmen, die sich verändern. Das ist im Marginalbereich, im Dezimalbereich, aber es ist gerechter! Denn es ist nicht einzusehen, warum jemand, der jetzt in Villach-Ost kandidiert, elf Prozent Stimmen bringen muss, um hier einen Sitz zu kriegen und jemand, der aus Kärnten-Ost kommt, hier mit neun Prozent einziehen kann! Das ist nicht fair und das jetzige System war so! Deswegen verändern wir das auch, damit jeder Sitz in diesem Haus auch annährend gleich viel wert ist und deswegen stehen wir auch dazu! Das wird diese Änderung hier bringen! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Du bist mathematisch nicht bewandert! Was du hier erzählst, ist eine Märchenstunde!) Mein lieber Kollege, Klubobmann-Stellvertreter Joe Gallo! Ausreichend Zeit – ich habe dir sogar Zeit gegeben für deine Wortmeldungen, das ist überhaupt kein Problem!
Die FPÖ hat gefragt, für wen wir diese Änderung machen. Wir machen diese Änderungen für die Bürgerinnen und Bürger, für die Kärntnerinnen und Kärntner, für die Wähler und wir hoffen, dass es noch mehr Wähler geben wird. Und wir machen sie für alle hier im Kärntner Landtag vertretenen Parteien. Ich möchte noch darauf hinweisen, dass der Franz Schwager, der ja vom BZÖ-Klub ausgeschlossen wurde, auch eine politische Partei in diesem Land darstellt. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das ist auch wieder eine Unwahrheit!) Deswegen lasse ich mir vom Klubobmann-Kollegen Scheuch auch nicht verbieten zu sagen, für die FPÖ! Die FPÖ ist in diesem Land eine Partei mit Tradition. Und jetzt, weil Ihr gemeint habt, Ihr müsst eine neue Partei gründen, so zu tun, als könnte man sie ausradieren, das spielt es nicht! Ich bin stolz darauf, dass es im Landtag Mehrheiten für diese Wahlreform gibt. Ich bin stolz darauf, dass es gelingt, diese Wahlreform umzusetzen. Sie ist für die Kärntnerinnen und Kärntner ein riesengroßer Schritt. Insofern bin ich auch sehr froh über die heutige 60. Jubiläumssitzung und ich freue mich jetzt auf die Abstimmung, danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion, von Abg. Schwager und von Abg. Dr. Lesjak.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen. – Auch der Antrag über die artikelmäßige und ziffernmäßige Abstimmung erfolgt einstimmig. – Berichterstatter:)

Tauschitz

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Artikel I

Die Kärntner Landtagswahlordnung – K-LTWO, LGBl. Nr. 191/1974, zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 84/2003, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Artikel I, Ziffer 1 bis 10, erfolgt einstimmig. – Berichterstatter:)
Ziffer 10a.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Ziffer 10a erfolgt mehrheitlich, gegen die Stimmen vom BZÖ. – Berichterstatter:)
Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15, Ziffer 16, Ziffer 17, Ziffer 18, Ziffer 19, Ziffer 20, Ziffer 21, Ziffer 22.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Ziffer 11 bis Ziffer 22 erfolgt einstimmig. – Berichterstatter:)
Ziffer 22a, Ziffer 22b.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Ziffer 22a und Ziffer 22b erfolgt mehrheitlich. – Berichterstatter:)
Ziffer 23, Ziffer 24.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Ziffer 23 und Ziffer 24 erfolgt einstimmig. – Berichterstatter:)
Ziffer 25.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Ziffer 25 erfolgt mehrheitlich. – Berichterstatter:)
Ziffer 26, Ziffer 27, Ziffer 28, Ziffer 29, Ziffer 30, Ziffer 31, Ziffer 32.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Ziffer 26 bis Ziffer 32 erfolgt einstimmig. – Berichterstatter:)
Ziffer 32a.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Ziffer 32a erfolgt mehrheitlich. – Berichterstatter:)
Ziffer 33, Ziffer 34, Ziffer 35, Ziffer 36.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Ziffer 33 bis Ziffer 36 erfolgt einstimmig.)

Mag. Ragger

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Jetzt kommt der Zusatzantrag. Ich würde Herrn Landtagsamtsdirektor bitten, den Antrag zu verlesen!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Der Zusatzantrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs, ÖVP-Klubs und der Grünen lautet wie folgt:

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Artikel I Ziffer 1, der Ziffer 36 wird folgende Ziffer 36a neu angefügt.
Ziffer 36a: In § 81 Abs. 2 entfällt die Wortfolge „um eins vermehrte“. Ziffer 2: Die bisherige Ziffer 36a erhält die Bezeichnung Ziffer 36b. Ziffer 3: Nach der Ziffer 36b wird die Ziffer 36c eingefügt. Ziffer 36c § 88 lautet: § 88 Wahlkosten Abs. 1: Die Wahlkosten für Papier- und Drucksorten werden vom Land getragen. Abs. 2: Die übrigen Kosten werden von den Gemeinden getragen. Das Land hat an die Gemeinden jedoch hiefür eine Pauschalentschädigung in der Höhe von 0,98 Euro pro Wahlberechtigtem zu leisten. Abs. 3: Der in Abs. 2 festgesetzte Vergütungssatz vermindert oder erhöht sich, beginnend mit dem 1. Jänner 2009 jährlich in dem Maß, das sich aus der Veränderung des von der Bundesanstalt Statistik Austria verlautbarten Verbraucherpreisindex 1986 oder des an seine Stelle tretenden Index gegenüber der vom Jänner 2009 verlautbarten Indexzahl ergibt, wobei Änderungen der Indexzahlen solange nicht zu berücksichtigen sind, als sie 10 Prozent der für Jänner 2009 verlautbarten Indexzahl oder die in der Folge als Bemessungsgrundlage für eine Änderung des Vergütungssatzes herangezogene Indexzahl nicht übersteigen. Ändert sich der Vergütungssatz, so ist er auf einen ganzen Euro-/Centbetrag zu runden und im Landesgesetzblatt kundzumachen. Für die Berechnung des Kostenersatzes ist die Anzahl der im abgeschlossen Wählerverzeichnis verzeichneten Personen maßgebend. Abs. 4: Die Gemeinden haben den Anspruch auf Ersatz der Kosten binnen 60 Tagen nach dem Wahltag bei der Landesregierung geltend zu machen.
Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Es wurde neben diesem Zusatzantrag auch der Antrag gestellt, gemäß § 67 der K-LTGO, die Abstimmung durch Namensaufruf vorzunehmen. Dieser Antrag trägt die erforderlichen Unterschriften und ich darf nun den Landtagsdirektor ersuchen, die Abstimmung namentlich vorzunehmen! Bitte!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß

Bitte die Abgeordneten, mit Ja und Nein zu antworten! Abgeordneter Dipl.-Ing. Alois Gallo? (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Johann Alois Gallo!) Johann Alois Gallo? (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Nein!) Abgeordneter Bernhard Gritsch? (Abg. Gritsch: Nein!) Abgeordneter Ing. Helmut Haas? (Abg. Ing. Haas: Nein!) Abgeordneter Herr Erster Präsident Josef Lobnig? (1. Präs. Lobnig: Nein!) Abgeordneter Franz Mandl? (Abg. Mandl: Nein!) Abgeordneter Mag. Christian Ragger? (Abg. Mag. Ragger: Nein!) Abgeordnete Mares Rossmann? (Abg. Rossmann: Nein!) Abgeordneter Ing. Kurt Scheuch? (Abg. Ing. Scheuch: Nein!) Abgeordneter Adolf Stark? Ist nicht da! Herr Dritter Präsident Dr. Martin Strutz? (3. Präs. Dr. Strutz: Nein!) Abgeordneter Harald Trettenbrein? (Abg. Trettenbrein: Nein!) Abgeordnete Mag. Johanna Trodt-Limpl? (Abg. Mag. Trodt-Limpl: Nein!) Abgeordnete Wilma Warmuth? (Abg. Warmuth: Nein!) Abgeordneter Günter Willegger? (Abg. Willegger: Nein!) Abgeordneter Roland Zellot? (Abg. Zellot: Nein!) Abgeordneter Gebhard Arbeiter? (Abg. Arbeiter: Ja!) Abgeordnete Mag. Nicole Cernic? (Abg. Mag. Cernic: Ja!) Zweiter Präsident Johann Ferlitsch? (2. Präs. Ferlitsch: Ja!) Abgeordneter Mag. Dr. Peter Kaiser? (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Ja!) Abgeordneter Klaus Köchl? (Abg. Köchl: Ja!) Abgeordneter Karl Markut? (Abg. Markut: Ja!) Abgeordnete Dr. Beate Prettner? (Abg. Dr. Prettner: Ja!) Abgeordneter Hans-Peter Schlagholz? (Abg. Schlagholz: Ja!) Abgeordneter Rudolf Schober? (Abg. Schober: Ja!) Abgeordneter Herwig Seiser? (Abg. Seiser: Ja!) Abgeordneter Jakob Strauß? (Abg. Strauß: Ja!) Abgeordneter Alfred Tiefnig? (Abg. Tiefnig: Ja!) Abgeordnete Mag. Sieglinde Trannacher? (Abg. Mag. Trannacher: Ja!) Abgeordneter Ferdinand Vouk? (Abg. Vouk: Ja!) Abgeordneter Mag. Raimund Grilc? (abg. Mag. Grilc: Ja!) Abgeordneter Ing. Ferdinand Hueter? (Abg. Ing. Hueter: Ja!) Abgeordneter Robert Lutschounig? (Abg. Lutschounig: Ja!) Abgeordneter Stephan Tauschitz? (Abg. Tauschitz: Jawohl!) Abgeordneter Rolf Holub? (Abg. Holub: Ja!) Abgeordnete Dr. Barbara Lesjak? (Abg. Dr. Lesjak: Ja!) Abgeordneter Franz Schwager? (Abg. Schwager: Ja! – Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen)
Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Somit wurde dieser Zusatzantrag mit Mehrheit angenommen. Wir kommen zur weiteren Verlesung des … (Der Vorsitzende und der Landtagsdirektor beraten sich. – Der Berichterstatter setzt fort.)
Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):
Mag. Ragger

Damit entfällt der Paragraph 37 … (Vorsitzender: Ziffer!) Ziffer 37, Ziffer 38 … Bitte? (Direktor Mag. Weiß: Ziffer 37!) Okay, Ziffer 37.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Ziffer 37 erfolgt mit Mehrheit. – Vorsitzender: Bitte weitergehen! – Berichterstatter:)
Ziffer 38, Ziffer 39.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Ziffer 38 und Ziffer 39 erfolgt einstimmig. – Vorsitzender: Nun bitte weitere Artikel! – Berichterstatter:)
Ich beantrage die Annahme des Artikel I.
(Die Annahme von Artikel I erfolgt mit Mehrheit. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das ist eine unnötige Abstimmung! Artikel I war ja schon! – Vorsitzender: Artikel I war ja einzeln … - Abg. Dipl.-Ing. Gallo: War ja ziffernmäßig auch schon! – Berichterstatter: Entschuldigung!)
Artikel II

Änderung des Kärntner Volksabstimmungs​geset​zes

Das Kärntner Volksabstimmungsgesetz, LGBl. Nr. 29/1975, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Artikel II erfolgt einstimmig. – Berichterstatter:)
Artikel III

Änderung des Kärntner Volksbefragungs​geset​zes
Das Kärntner Volksbefragungsgesetz, LGBl. Nr. 30/1975, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 43/1990, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8.

Ich beantrage die Annahme.
Mag. Ragger
Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Ich lasse einmal über den Artikel III, Ziffer 1, abstimmen. Wer der zustimmt, bitte um ein Handzeichen, weil wir dann noch einen Zusatzantrag haben! Bitte um Abstimmung! – Das ist einstimmig so beschlossen. Ich darf nun den Herrn Landtagsdirektor bitten, den weiteren Zusatzantrag zu verlesen, weil der soll ja in Absatz 1 folgend angefügt werden. Bitte!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß

Zusatzantrag von Abgeordneten des Freiheit​lichen Landtagsklubs mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Im Artikel III wird folgende Ziffer 1 a eingefügt. Im § 1 wird folgender Absatz 2 a eingefügt. Abs. 2 a: Eine Volksbefragung ist anzuordnen, wenn bei einer Abgabe einer Stellungnahme nach Art. 23 d Bundesverfassungsgesetz – BVG wesent​liche Landesinteressen berührt werden.
Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Ich lasse nun über den Zusatzantrag abstimmen. Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte um ein Handzeichen! – Das ist nicht die erfor​derliche Mehrheit. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Gusi, schau oba! – Abg. Rossman: Unglaublich!) Bitte, wir kommen zur Abstimmung. Bitte weiter zu verlesen! (Einwand von Landtags​direktor Mag. Weiß.) Dann lasse ich über die weiteren Ziffern 2 bis 8 des Artikel III abstimmen. Wer dem zustimmt, bitte um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so be​schlossen! – Bitte, weiter zu verlesen!

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Artikel Initiative

Änderung des Kärntner Volksbegehrensgesetzes

Das Kärntner Volksbegehrensgsetz – K-VBG, LGBl. Nr. 28/1975, zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 131/2001, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Artikel Initiative erfolgt einstimmig. – Vorsitzender: Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)
Gesetz vom 3.7.2008, mit dem die Kärntner Landtagswahlordnung, das Kärntner Volksab​stim​mungsgesetz, das Kärntner Volksbefra​gungs​gesetz und das Kärntner Volksbegeh​rensgesetz geändert werden

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt mit Mehrheit. – Vorsitzender: Bitte die 3. Lesung! – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Gesetz, mit dem die Kärntner Landtags​wahl​​ordnung, das Kärntner Volksabstimmungs​gesetz, das Kärntner Volksbefragungsgesetz und das Kärntner Volksbegehrensgesetz geändert wer​den, wird die verfassungsmäßige Zustim​mung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt ebenfalls mit Mehrheit.)
Mag. Ragger

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt 7:

7.
Ldtgs.Zl. 94-21/29:

Bericht und
Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgrup​pen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage be​treffend das Gesetz, mit dem das Kärntner Dienstrechtsgesetz 1994 (16. Kärntner Dienstrechtsgesetz-Novelle), das Kärntner Landesvertrags​bedien​stetengesetz 1994 (13. Kärntner Lan​desvertragsbedienstetengesetz-Novel​le), das Gemeindebedienstetengesetz 1992, das Stadtbeamtengesetz 1993, das Gemeindevertragsbediensteten​gesetz, das Landes-Personal​vertre​tungs​gesetz und das Kärntner Gemeinde-Personalvertretungsgesetz geändert werden


./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatterin ist die Frau Abgeordnete Mag. Cernic. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die 1. Lesung erfolgt. Ich erteile der Berichterstatterin das Wort. Bitte zu berichten!

Lobnig

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die vorliegende Novelle beinhaltet schwerpunkts​mäßig zum einen Betriebsübergangsrichtlinien für den Fall von Ausgliederungen. Konkret ist es so, dass das Land Kärnten seit 1994 zur Umsetzung der Betriebsübergangsrichtlinien im Landesrecht verpflichtet ist und dass bei Aus​gliederungen des Landes die Dienstver​hältnisse zum Zeitpunkt des Betriebsübergangs zum Land enden und auf den Erwerber des Betriebes übergehen. Würde das Land jetzt keine entsprechenden gesetzlichen Regelungen treffen, käme diese EG-Richtlinie unmittelbar zur Anwendung. Dieser Gesetzesentwurf sieht auch aufgrund eines Übereinkommens mit der Personal​vertretung vor, dass der Landes​bedienstete im Dienstverhältnis zum Land bleibt. Die Dienstnehmer werden dem neuen Rechtsträger zur Dienstleistung zugewiesen, der Dienstnehmer hat ein Optionsrecht, zum neuen Rechtsträger zu wechseln. Es ist also eine Entscheidung, die allein beim Dienstnehmer ist und zur Ausübung dieses Optionsrechts wird ein Zeitraum von zwei Jahren eingeräumt.
Es ist zu betonen, dass es sich bei diesem Gesetzesentwurf um kein Ausgliederungsgesetz handelt, sondern eher um Schutznormen, die für den Fall solcher Vorgänge eindeutig die Vor​gänge für die Dienstnehmerinnen und Dienst​nehmer des Landes klären. Es gibt ein generelles Zuweisungsgesetz, das heißt Schaffung einer einheitlichen gesetzlichen Regelung. Das ist eine Empfehlung des Landesrechnungshofes gewesen für die Zuweisung von Landes- und Gemeinde​bediensteten an vom Land verschiedene Rechtsträger, wobei die Diensthoheit über die Bediensteten weiterhin beim Land verbleiben soll. Das fachliche Weisungsrecht wird vom Rechtsträger wahrgenommen. Ferner beinhaltet dieses Gesetz noch eine Änderung im Bereich des Pensionssicherungsbeitrages, das heißt es wird der Pensionssicherungsbeitrag von 2 auf 3,3 Prozent erhöht. Auch das ist mit der Personalvertretung vorbesprochen. Es gibt Umsetzungen einiger EG-Richtlinien in dieser Novelle. Darunter fällt die Anerkennung von Berufsqualifikationen und auch die Arbeits​zeitrichtlinie. Es gibt Anpassungen aufgrund verschiedener Verwaltungserfordernisse, im Landes- und Gemeindedienstrecht eine Anpas​sung zur Pflegefreistellung. Hier soll die Pflegefreistellung in Zukunft auch zur Pflege von Stiefkindern sowie Kindern des Lebens​gefährten auch stundenweise in Anspruch genommen werden können. Und letztendlich eine höhere Einstufung der medizinischen Masseure und Heilmasseure. Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Arbeiter das Wort.)

Mag. Cernic

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):
Arbeiter

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Es hat einige Zeit gedauert, bis man diese acht Gesetze – es sind insgesamt acht Stück – novel​liert hat, dass man mit den Personalvertretungen Einvernehmen gefunden hat, weil doch sehr viele Dinge zu klären waren. Vor allem die zwei Jahre, die Wahlmöglichkeit, die hineinge​kommen ist, die nicht geplant war und viele andere Dinge, aber auf die ist die Bericht​erstatterin bereits eingegangen, somit kann ich mir das sparen. Die erste Diskussion war natürlich eine wesentlich andere, man hat eine Ausgliederung eigentlich geplant gehabt, wo alles, was ausgegliedert hätte werden können, drinnen gewesen wäre. Es wäre eine versteckte Privatisierung vieler Bereiche gewesen und man hat nach vernünftigen Diskussionen und Gesprächen und auch Einbringen von anderen Vorschlägen diese Einigung gefunden, die dann einstimmig hier im Ausschuss beschlossen worden ist.
Aber es ist schade, dass der Kollege Scheuch … ah, der Kollege Scheuch ist ja wohl da! Kollege Scheuch! Niemand hat sich zu Wort gemeldet zur Nichterhöhung der Bezüge der Abgeord​neten. Wir haben seit Jahren die schlechteste Entlohnung, wenn man die anderen Bundes​länder heranzieht, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Als Abgeordnete!) – als Abgeordnete, ich rede jetzt von den Abgeordneten, selbstverständlich! – und eigentlich haben wir beide gesagt, ich glaube, vor zwei Jahren war das, wenn ich es richtig im Kopf habe, dass wir einer weiteren Verschlech​terung nicht mehr zustimmen werden. (Abg. Ing. Scheuch: Das haben wir letztes Jahr nicht getan! Das haben wir besprochen, aber letzten Endes nicht getan!) Das haben wir letztes Jahr auch schon nicht getan, aber vor zwei Jahren haben wir das so besprochen. (Abg. Ing. Scheuch: Das haben wi besprochen und dann waren wir für das Jahr 2007 einig, das wird so getan. Und jetzt gibt es …) Lieber Kollege Scheuch, ich habe euch damals – ich war so frech – vorgerechnet, wo wir jetzt zur Bezügepyramide des Bundes liegen, wonach wir 80 Prozent – nach der Bundes​regelung – des Nationalratsbezuges eigentlich erhalten sollten.
Wir waren bis zum heutigen Beschluss bei 53 Prozent, jetzt sind es auf einmal 51 Prozent, wenn ich es richtig ausgerechnet habe. Ich frage mich schön langsam wirklich, sind wir nicht ganz gescheit, dass wir das von oben her, auch wenn es der Landeshauptmann ist, bitte das anordnen lassen und es stillschweigend zur Kenntnis nehmen. Ich erinnere nur, ich gehöre dazu, weil ich mich erst jetzt zu Wort gemeldet habe. Herr Klubobmann, in der Wertigkeit deiner Funktion darf ich daran erinnern, dass man heute wieder nicht das gemacht hat … (Abg. Ing. Scheuch: Entschuldige, du hättest zu diesem Tagesordnungspunkt reden können!) Herr Kollege Scheuch, ich bin nicht Klubobmann! Klubobmann bist du von der stärksten Fraktion im Kärntner Landtag! (Abg. Ing. Scheuch: Bin ich für dich verantwortlich? – Vorsitzender: Herr Klubobmann, Sie können sich zu Wort melden! – Abg. Ing. Scheuch: Er redet mich immer an!) Du redest uns auch immer an, Gott sei Dank! Ich erinnere dich daran, dass wir diesmal wieder nicht entschieden haben, ich nicht, du nicht und alle anderen Abgeordneten auch nicht. Ich gratuliere uns dazu. Vielleicht beschließen wir nächstes Jahr, wenn die anderen hier sitzen, dass wir noch die Hälfte kürzen und irgendjemandem zur Verfügung stellen. Nur zur Erinnerung, ich kritisiere nicht, weil ich mich selbst kritisieren müsste. Wir haben das, was wir damals eigentlich besprochen haben, diesmal wieder nicht gehalten. Wir werden ansonsten selbstverständlich der Novellierung der Gesetze zustimmen. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Arbeiter

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Mein Vorredner hat einen Ausflug zum Kärntner Bezügegesetz gemacht. Ich verstehe dabei zum Beispiel nicht, warum ich immer in der Zeitung lese, dass ich rund 4.400,-- Euro brutto bekomme. Auf meinem Lohnzettel sind immer nur 3.900,-- und ein paar Zerquetschte dabei. Damit habe ich diesen Part abgeschlossen und komme jetzt tatsächlich zum Dienstrechtsgesetz und zu all dem, was daran hängt. Es ist bereits erwähnt worden, dass es eine Reihe von Verbesserungen für die Landes- und Gemeindebediensteten gibt. Einer Anregung des Rechnungshofes wird gefolgt, dass für die nicht mehr in der Hoheitsverwaltung Tätigen es jetzt eine Bestimmung gibt, und zwar eine gesetzliche Regelung, sodass Einzelgesetze, wie wir sie im Laufe der Zeit gemacht haben, nicht mehr nötig sind. Eine Anregung wird aufgenommen, und zwar basierend auf einer Vereinbarung des Herrn Landeshauptmannes zwischen der Zentralpersonalvertretung und dem Zentralbetriebsrat der Landeskrankenanstalten und der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten, um die etwas privilegierten Pensionsbezieher, darf man so sagen, etwas zu schröpfen in einem geringen Teil im Pensionsrecht. Dagegen gibt es aber Verbesserungen für eine Reihe von Landesbediensteten, beispielsweise für die neu ausgebildeten medizinischen Masseure und Heilmasseure, die eine höhere Entlohnung bekommen werden. Ich möchte dabei erinnern, dass etwas noch offen ist, und zwar die Ausbildung der Hebammen, die neu geregelt worden ist, die aber in der Vergütung noch nicht entsprochen wurde.
Auch die Bezieher von Ausgleichszulagen dürfen sich über Verbesserungen freuen. Die Ausgleichszulage ist eine Zulage, die dann gewährt wird, wenn eine andere Verwendung, die nicht mehr diese Höhe des Bezuges gewährleistet, weiterhin für die Pensionsanrechnung verwendet wird oder mitzählt. Ich möchte daher auch die Gelegenheit benützen, nachdem mein Vorredner das nicht getan hat, dem Personalreferenten und Finanzreferenten zu danken, dass er diese Begünstigungen hier in Gesetzesform vorgelegt hat. Ich verbinde damit auch die Bitte und den Wunsch an die Bediensteten im Landesdienst aber auch in den Gemeinden, dass sie dies durch gute Arbeit honorieren. Ich möchte trotzdem etwas kritisch anmerken, weil ich merke, dass auf der einen Seite Verbesserungen gewährleistet werden und sich die Zentralpersonalvertretung, um das korrekt zu sagen, darüber weniger freut, sondern hier mit einer Selbstbeschäftigung antwortet. Denn die Situation ist, glaubt man den Medienberichten, eine nicht sehr erfreuliche, wenn in der Zentralpersonalvertretung gestritten wird und harmlose politische Aussagen von politischen Mitbewerbern von dieser Zentralpersonalvertretung gleich mit Gerichtsklagen beantwortet werden. Auf die Art wird die Zentralpersonalvertretung doch einigermaßen geschwächt und es ist nicht einzusehen, warum hier Eitelkeiten vor Gericht ausgetragen werden. Ich weiß, dass das sicher einen Grund hat im letzten Wahlergebnis. Das Ergebnis der Wahl war für die SPÖ, die bis zum Zeitpunkt der Wahl mit absoluter Mehrheit regiert hat, sehr schlecht.
Wir haben in einer der letzten Sitzungen eine Rechnungshofprüfung hier beantragt, weil es Umstände gibt, die nicht erfreulich sind. Ich nenne ein paar Beispiele: Die Mittel für 2008, immerhin 105.000,-- Euro sind zur Gänze verwendet worden oder auch nicht. Jedenfalls ist für weitere Aktivitäten in diesem Jahr kein Geld mehr da. Man sieht auch in vielen Gemeinden, dass die Mehrheit, was das Mitteilungsblatt betrifft, hier uneingeschränkt wirkt, dass die anderen Fraktionen keine Möglichkeiten der Artikulation haben. Unbekannt und ungeklärt ist die Verbuchung von Inseraten, die über dieses Mitteilungsblatt lukriert werden, ebenso gibt es über Verwendung von Sponsorengeldern nirgends Aufzeichnungen, wo die tatsächlich aufscheinen.
Ich möchte aber dazu sagen, dass sich diese Erscheinungen ausdrücklich auf den Bereich der Zentralpersonalvertretung beziehen, nichts mit der Personalvertretung in den Landeskrankenanstalten beispielsweise zu tun haben. Es ist so, dass man hier doch, glaube ich, Sesselkleber feststellen kann, auch in diesem Bereich. Weil bei solchen Wahlresultaten, wie es 2006 der Fall gewesen ist, mit Verlusten bis zu 25,6 Prozent, hätte es eigentlich ein Köpferollen geben sollen. Das war nicht der Fall und dieser Erdrutsch ist eigentlich nur dadurch gemildert worden, als die ÖVP-nahe Arbeitnehmerorganisation nicht genügend Kandidaten aufgestellt hat, um dann die Mandate besetzen zu können, sodass die rote Personalvertretung weiterhin mit absoluter Mehrheit herrscht. Vom Wahlergebnis her ist diese Mehrheit verloren gegangen.
Lassen Sie mich noch etwas sagen: Was verwunderlich dabei ist, ist, dass bei diesen gerichtlichen Auseinandersetzungen, die ich am Anfang gestreift habe, die Gewerkschaft wieder einseitig diese Auseinandersetzungen unterstützt. Ich glaube, die Gewerkschaft hat die Aufgabe, alle Fraktionen gleichmäßig zu unterstützen. Was ich hier sehe, ist das, was im Bereich der BAWAG zu ganz, ganz schlimmen Folgen geführt hat.
Zum Abschluss komme ich, nachdem auch Gemeindebedienstete mit diesem Gesetz geregelt werden, zu einer Geschichte, die ich im Rahmen einer Anfrage, mittlerweile einer zweiten Anfrage, hier transparent gemacht habe. Denn auch hier wird mit zweierlei Maß gemessen. Wenn offensichtlich SPÖ Gewerkschafter oder SPÖ Personalvertreter Schwierigkeiten bekommen, springt die Gewerkschaft ein und unterstützt das ganze finanziell. Die zweite Seite ist, dass auf Gemeindeebene es genauso geht. Es gab einen Fall eines Veldener Gemeindebediensteten, der hier kaltschnäuzig beschwichtigend abgetan wurde. Der gute Mann hat weiter gekämpft und hat beim Höchstgericht, dem Verwaltungsgerichtshof Recht bekommen. Da schaut nicht nur die Gewerkschaft schlecht aus, ebenso schlecht auch die Landesaufsicht. Denn von dort ist der Bescheid ergangen.
Meine geschätzten Damen und Herren! Ich schließe daher mit dem Wunsch, dass die Personalvertreter auch der Gemeinden weniger in den Gasthäusern um Rechte kämpfen, sondern wirklich gleichmäßig, korrekt und allgemein gleich was die Rechte betrifft, für alle Bediensteten sich einsetzen. Denn nur so hat die Gewerkschaft auch in der Zukunft noch eine Berechtigung. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr verehrte Damen und Herren auf der Tribüne! Hier geht es um eine Dienstrechtsgesetznovelle. Wir werden dieser Novelle die Zustimmung erteilen. Es geht um Änderungen in der Landesverfassung, aber auch Änderungen der Dienstrechtsgesetze. Zuerst einmal um die Zuweisung von Landes- und Gemeindebediensteten an verschiedene Rechtsträger, das ist auch eine Forderung vom Rechnungshof gewesen. Weiters geht es um Bereitschafts- und Journaldienste, die als Arbeitszeit angerechnet werden. Es geht um Anerkennungen ausländischer Ausbildungsnach​weise. Es geht um Anhebung der Landes- und Gemeindepensionen auf Bundesniveau. Es geht aber auch um Familienhospizfreistellungen für Gemeindebedienstete und um Änderungen der Vorschriften hinsichtlich Versetzung von Stadtbeamten. Wir sagen Ja und weiter so!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Grilc das Wort.)
Holub

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich war selbst einige Jahre Personalvertreter, aber wie auch Kollegen hier im Hause in einem Bereich, in dem die Personalvertretung auf vielleicht anderer Basis agiert als draußen in der Privatwirtschaft. Ich habe auch immer wieder in den Diskussionen gemerkt, dass es innerhalb der Vertretungen gewissermaßen verschiedene Zugänge zu Problemen gegeben hat. Beziehungsweise, ich sage es ganz offen, dass von Seiten der Personalvertreter beziehungsweise der Betriebsräte in der Privatwirtschaft uns Personalvertretern im öffentlich-rechtlichen Bereich mehr oder weniger der Vorwurf gemacht wurde, wir hätten die leichtere Arbeit, weil die jeweiligen Vorgesetzten doch auch in einem gewissen Naheverhältnis, von mir aus politischer Art oder sonst wie stehen. Ein bisschen merkt man in der heutigen Debatte davon. Je näher der Personalvertreter und der Entscheidende beisammen sind, desto mehr kann im Grunde genommen für die Bediensteten herausgeholt werden. Ich möchte das jetzt nicht ins Negative ziehen, aber tendenziell habe ich den Eindruck, dass die Gemeindebediensteten zum Beispiel in ihrer Art und Weise, wie sie mit den Bürgermeistern zurecht kommen, viele Dinge durchsetzen, die auf Landesebene schon schwieriger werden und sich auf Bundesebene noch einmal aufgrund der größeren Distanz als Schwierigkeit größerer Art heraus stellen.
Wie auch immer, wir werden diesen Gesetzesmaterien zustimmen, denn von der Tendenz her muss ich trotzdem sagen, merkt man auch heute, dass nicht alles über eine direkt demokratische Abstimmung möglich ist, sondern dass eben der Personalvertreter als Interessensvertreter seine Aufgabe erfüllt. Ich sage nur eines dazu, wenn wir noch einmal ganz global gesehen den Gedanken der Aktuellen Stunde übertragen auf dieses Thema und wir würden diese Dinge heute einer Abstimmung der ganzen Kärntner Bevölkerung übertragen, dann gnade Gott! (Abg. Ing. Scheuch: War das jetzt eine Anregung für uns?) Dann käme etwas anderes heraus, als wir in wenigen Minuten beschließen werden. Ich bin froh, dass die Personalvertretung in diesem Fall ihre Dinge im Wesentlichen durchgebracht hat und wir werden dem zustimmen!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Arbeiter das Wort.)

Mag. Grilc

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! In bewährter Art hat der Kollege Gallo natürlich das was an ihn von den Personalvertretern herangetragen worden ist, hier kund getan. Ich muss das aber ein wenig relativieren. Wir vertreten über 20.000 Mitglieder in der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst, leider ist der Kollege Skorianz und seine Bediensteten in einer eigenen Gewerkschaft vertreten, sonst würden sie genauso vertreten werden wie jeder andere. Weil jeder, der Mitglied ist, hat das Recht auf eine Vertretung! Dass diese Diskussion eine ungute Angelegenheit ist, da gebe ich dir Recht, überhaupt keine Frage. Nur, jede Vertretung hat eigene Rechte, eigene Vertretungsbefugnisse und auch eigene Gesetze, das möchte ich schon feststellen. Dass es nicht immer so funktionieren kann, wie es sich vielleicht viele vorstellen, ist auch klar.
Jetzt eine Richtigstellung, deshalb habe ich mich zu Wort gemeldet. Die Zentralpersonalvertretung im Land Kärnten in der Hoheitsverwaltung hat keine Mehrheit verloren! Sie haben verloren, das ist richtig, aber nicht in dem Ausmaß, dass andere Mehrheiten wären. Allerdings in der Verwaltung, Kollege Gallo, wenn Wigisser zwei Personen mehr gehabt hätte, wären die Liste Christliche Gewerkschafter, Freiheitliche und Nischelwitzer zusammen gelegt worden, hätten sie die Mehrheit gehabt und hätten sie den Obmann stellen können. Das ist keine Frage. Aufgrund der beiden, die nicht da waren, ist das nicht passiert, aber nicht in der Zentralpersonalvertretung, weil dort mehrere Körper zusammen kommen.
Und Kollege Gallo! Seit Jahren gibt es eine Arbeitsgemeinschaft zwischen Landes- und Gemeindebediensteten, die bei allen wesentlichen Verhandlungen dabei sind. Nachdem ich die Verantwortung dort habe, obwohl die Arbeitsgemeinschaft einen anderen Obmann hat, sind auch die anderen Wählergruppen, wenn man sie so bezeichnen kann, immer mit dabei. Ich lege großen Wert darauf, dass man das bespricht, denn sonst wäre es nicht möglich, Verhandlungen gegen Landeshauptmann Haider, gegen Rohr … (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Mit!) – mit, okay, mit – um ein positives Ergebnis zu erzielen. Auf eines lege ich schon großen Wert: Wir haben bei diesen Verhandlungen in den letzten Jahren – der Herr Strutz weiß das auch ganz genau, weil er ja als Aufsichtsratsvorsitzender für die Krankenanstalten zuständig ist – Ergebnisse erzielt, die für die Bediensteten gut waren! Das war nur möglich, weil man gemeinsam und zusammen verhandelt hat. Solange ich persönlich die Verantwortung trage, wird das auch in Zukunft in diese Richtung sein. Streit unter Personalvertretern, egal was für einer Fraktion, war in der Vergangenheit noch nie gut und wird auch in Zukunft sicherlich nicht gut sein! Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte und die ziffernmäßige Abstimmung. – Der Antrag wird einstimmig angenommen. – Auch der Antrag über die ziffernmäßige Abstimmung wird einstimmig beschlossen. – Berichterstatterin:)
Arbeiter

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Artikel I

Landesverfassungsgesetz, mit dem die Kärntner Landesverfassung geändert wird:

Die Kärntner Landesverfassung – K-LVG, LGBl. Nr. 85/1996, in der Fassung der Landesverfassungsgesetze LGBl. Nr. 57/2002, 8/2003, 17/2003, 47/2003, 56/2003, 63/2004, 1/2005, 7/2005, 62/2005, 83/2005, 100/2005, 12/2006, 41/2006, 45/2006, 25/2007, 1/2008 und der Kundmachungen LGBl. Nr. 52/1997 und 33/2007 wird wie folgt geändert:
Ziffer 1, Ziffer 2.

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme von Artikel I erfolgt einstimmig. – Berichterstatterin:)
Artikel II
Das Kärntner Dienstrechtsgesetz 1994 (K-DRG 1994), LGBl. Nr. 71, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 103/1994, 16/1995, 74/1995, 14/1996, 58/1996, 131/1997, 71/1998, 66/2000, 54/2002, 63/2003, 39/2004, 45/2004, 62/2005, 73/2005, 34/2007 und des Landesverfassungsgesetzes, LGBl. Nr. 57/2002 sowie der Kundmachungen LGBl. Nr. 89/1994 und 14/1995, wird wie folgt geändert:
Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15, Ziffer 16, Ziffer 17, Ziffer 18, Ziffer 19, Ziffer 20, Ziffer 21, Ziffer 22, Ziffer 23, Ziffer 24, Ziffer 25, Ziffer 26.

Ich beantrage die Annahme.

(Die Annahme von Artikel II, Ziffer 1 bis Ziffer 26, erfolgt einstimmig. – Berichterstatterin:)
Artikel III

Das Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz 1994 (K-LVBG 1994), LGBl. Nr. 73, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 17/1995, 75/1995, 131/1997, 71/1998, 66/2000, 54/2002, 63/2003, 45/2004, 62/2005, 73/2005, 28/2006, 34/2007 und des Landesverfassungsgesetzes, LGBl. Nr. 57/2002 sowie der Kundmachungen LGBl. Nr. 89/1994, 51/1999 und 4/2001 wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10 Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15, Ziffer 16, Ziffer 17, Ziffer 18, Ziffer 19, Ziffer 20, Ziffer 21, Ziffer 22.

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme von Artikel III, Ziffer 1 bis Ziffer 22, erfolgt einstimmig. – Berichterstatterin:)
Artikel IV

Das Gemeindebedienstetengesetz 1992 (K-GBG), LGBl. Nr. 56, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 39/1993, 45/1994, 12/1995, 79/1995, 131/1997, 71/1998, 66/2000, 54/2002, 45/2004, 73/2005 und des Landesverfassungsgesetzes, LGBl. Nr. 57/2002, sowie der Kundmachungen LGBl. Nr. 83/1992, 9/1993 und 23/1994, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15.

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme von Artikel IV, Ziffer 1 bis Ziffer 15, erfolgt einstimmig. – Berichterstatterin:)

Artikel V

Das Stadtbeamtengesetz 1993 (K-StBG 1993), LGBl. Nr. 115, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 45/1994, 13/1995, 80/1995, 59/1996, 131/1997, 71/1998, 66/2000, 54/2002, 63/2003, 45/2004, 73/2005 und des Landesverfassungsgesetzes, LGBl. Nr. 57/2002, sowie der Kundmachung LGBl. Nr. 60/1994, wird wie folgt geändert:
Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15, Ziffer 16, Ziffer 17, Ziffer 18, Ziffer 19, Ziffer 20, Ziffer 21, Ziffer 22, Ziffer 23, Ziffer 24, Ziffer 25, Ziffer 26, Ziffer 27, Ziffer 28.

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme von Artikel V, Ziffer 1 bis Ziffer 28, erfolgt einstimmig. – Berichterstatterin:)
Artikel VI

Das Gemeindevertragsbedienstetengesetz (K-GVBG), LGBl. Nr. 95/1992, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 45/1994, 76/1995, 34/1996, 131/1997, 71/1998, 66/2000, 54/2002, 45/2004, 73/2005 und der Kundmachung LGBl. Nr. 9/1993, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15, Ziffer 16, Ziffer 17, Ziffer 18.

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme von Artikel VI, Ziffer 1 bis Ziffer 18 erfolgt einstimmig. – Berichterstatterin:)
Artikel VII

Das Landes-Personalvertretungsgesetz (K-LPVG), LGBl. Nr. 49/1976, in der Fassung der Gesetze, LGBl. Nr. 71/1993, 71/1998, 86/2001, 73/2005 und der Kundmachung LGBl. Nr. 36/1988, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3.

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme von Artikel VII, Ziffer 1 bis Ziffer 3, erfolgt wiederum einstimmig.)

Mag. Cernic

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Ich würde nun bitten, kurz zu unterbrechen. Ich darf die Damen und Herren auf der Zuhörertribüne ersuchen, bitte keine Fotografien hier in diesem Hause zu machen, das ist untersagt! Frau Abgeordnete, bitte setzen Sie fort!
Lobnig

 Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Artikel VIII

Das Kärntner Gemeinde-Personalvertre​tungs​gesetz (K-GPVG), LGBl. Nr. 40/1983, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 28/1992, 68/1993, 71/1998, 82/2001 und 73/2005 wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2; Artikel IX.

Ich ersuche um Annahme von Artikel VIII und IX.
(Die Annahme von Art. VIII und IX erfolgt einstimmig. – Vorsitzender: Bitte Kopf und Eingang! – Berichterstatterin:)
Gesetz vom 3.7.2008, mit dem die Kärntner Landesverfassung, das Kärntner Dienstrechtsgesetz 1994 (16. Kärntner Dienstrechtsgesetz-Novelle), das Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz 1994 (13. Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz-Novelle), das Gemeindebedienstetengesetz 1992, das Stadtbeamtengesetz 1993, das Gemeindevertragsbedienstetengesetz, das Landes-Personalvertretungsgesetz und das Kärntner Gemeinde-Personalvertretungsgesetz geändert werden.
Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt wiederum einstimmig. – Vorsitzender: Bitte 3. Lesung! – Berichterstatterin:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Dienstrechtsgesetz 1994 (16. Kärntner Dienstrechtsgesetz-Novelle), das Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz 1994 (13. Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz-Novelle), das Gemeindebedienstetengesetz 1992, das Stadtbeamtengesetz 1993, das Gemeindevertragsbedienstetengesetz, das Landes-Personal​vertretungsgesetz und das Kärntner Gemeindepersonalvertretungsgesetz geändert werden, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.
Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt ebenfalls einstimmig.)

Mag. Cernic

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt 8 (Den Vorsitz übernimmt um 13.43 2. Präs. Ferlitsch.):

8.
Ldtgs.Zl. 28-5/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend das Gesetz, mit dem das Kärntner Bedienstetenschutzgesetz 2005 geändert wird



./. mit Gesetzentwurf
Berichterstatter ist Abgeordneter Seiser. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die 1. Lesung erfolgt. Bitte, Herr Berichterstatter!
Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Meine geschätzten Damen und Herren! Es geht bei der Änderung des Bedienstetenschutzgesetzes aus dem Jahre 2005 um einige Punkte, einige Präzisierungen und redaktionelle Änderungen. Es sollen die Anhörungsrechte der Sicherheitsvertrauenspersonen ausgeweitet werden. Es geht um eine Präzisierung auch der Bestellung der Sicherheitsvertrauenspersonen. Es geht um eine Benützungsverpflichtung für die Schutzausrüstung der Bediensteten und dann eben, wie bereits erwähnt, werden redaktionelle Anpassungen gefordert.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Holub das Wort.)
Seiser

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr verehrte Damen und Herren! Das ist eigentlich ein „Nuller“, aber ich wusste es nicht, deswegen in aller Geschwinde: Das Bedienstetenschutzgesetz wird geändert, weil der Europäische Gerichtshof 2006 mit Urteil festgestellt hat, dass die Richtlinien zum Gesundheitsschutz für Arbeitnehmer in Österreich nicht hinreichend umgesetzt wurden. Jetzt geht es darum, dass bei Arbeitsstätten mit mehr als zehn Bediensteten eine Sicherheitsvertrauensperson bestellt werden kann und ab 50 muss diese bestellt werden. Der Dienstgeber muss über Gefahren ausreichend informieren und die Arbeitnehmer müssen Arbeitsmittel ordnungsgemäß benutzen, damit gemäß den Unterweisungen des Dienstgebers vorgegangen werden kann. Die Frage ist nur, warum hat Österreich das nicht umgesetzt, warum zieren sie sich so? Natürlich stimmen wir dem zu und damit ist der „Nuller“ auch schon vorbei!
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, schließt der Vorsitzende die Generaldebatte und erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte mit artikel- und ziffernmäßiger Abstimmung. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Berichterstatter:)
Artikel I

Ziffer 1, Ziffer 2 … (Der Vorsitzende unterbricht den Berichterstatter.) Ah so!

Das Gesetz über die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der in den Dienststellen des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände beschäftigten Bediensteten (Kärntner Bedienstetenschutzgesetz 2005), LGBl. Nr. 7/2005, in der Fassung der Kundmachung LGBl. Nr. 81/2005, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Artikel I erfolgt einstimmig. – Berichterstatter:)
Artikel II
Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Artikel II erfolgt ebenfalls einstimmig. – Vorsitzender: Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)
Gesetz vom 3.7.2008 mit dem das Kärntner Bedienstetenschutzgesetz 2005 geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt einstimmig. – Vorsitzender: 3. Lesung! – Berichterstatter:)
Der Landtag von Kärnten möge beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Bedienstetenschutzgesetz 2005 geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt ebenfalls einstimmig.)

Holub

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Wir kommen nunmehr zum Tagesordnungspunkt 9:

9.
Ldtgs.Zl. 370-2/29:

Bericht und
Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend das Gesetz, mit dem das Sammlungsgesetz geändert wird


./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist der Abgeordnete Mag. Ragger. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die 1. Lesung erfolgt. Bitte, Herr Berichterstatter!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Bei gegenständlicher Novelle zum Sammlungsgesetz geht es im Wesentlichen um zwei Punkte. Einerseits um die Anpassung wie in vielen anderen Gesetzen, dass Klagenfurt nunmehr Klagenfurt am Wörthersee heißt und im Wesentlichen um eine Begriffsdefinition, was als Sammlung gewertet wird im Sinne dieses Gesetzes. Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet und schließt gleichzeitig wieder die Generaldebatte, da keine Wortmeldung vorliegt. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Auch der Antrag über die ziffernmäßige Abstimmung wird einstimmig beschlossen. – Vorsitzender: Bitte! – Berichterstatter:)
Das Sammlungsgesetz, LGBl. Nr. 471984, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 35/1999 und LGBl. Nr. 77/2005, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6.

Ich beantrage die Annahme. (Vorsitzender: 3a!) 3a, Korrektur, 4, 5 und 6. Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme des Antrages erfolgt einstimmig. – Vorsitzender: Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)
Gesetz vom 3.7.2008, mit dem das Sammlungsgesetz geändert wird

Ich beantrage die Annahme. (Vorsitzender: Der Landtag von Kärnten hat beschlossen!)
(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt einstimmig. – Vorsitzender: 3. Lesung! – Berichterstatter:)
Dem Gesetz, mit dem das Sammlungsgesetz geändert … (Vorsitzender: Der Landtag wolle beschließen!) Der Landtag wolle beschließen:

Dem Gesetz, mit dem das Sammlungsgesetz geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt ebenfalls einstimmig.)

Mag. Ragger

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Wir kommen nunmehr zum Tagesordnungspunkt 10:

10.
Ldtgs.Zl. 91-17/29:

Bericht und
Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend das Gesetz, mit dem die Kärntner Allgemeine Gemeindeordnung geändert wird


./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Mag. Cernic. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa ist die 1. Lesung erfolgt. Bitte, Frau Berichterstatterin!

Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Gemeinde Feistritz ob Bleiburg hat aufgrund eines einstimmigen Gemeinderatsbeschlusses den Antrag auf Verleihung des Rechtes zur Führung der Bezeichnung „Marktgemeinde“ gestellt. Es gibt einige Kriterien, die maßgeblich sind für die Zuerkennung dieser Bezeichnung. Die Gemeinde Feistritz ob Bleiburg erfüllt alle diese Kriterien, das wurde vom Landesarchiv, von der Abteilung Kultur, jedenfalls von allen damit Befassten festgestellt. Ich ersuche um Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Strauß das Wort.)

Mag. Cernic

Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Sehr geschätzter Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und Herren! Hoher Landtag! Der einstimmige Antrag einer Gemeinde, einer pulsierenden Gemeinde des Bezirkes Völkermarkt, der Gemeinde Feistritz ob Bleiburg, nachdem ja vor rund 10, 15 Jahren die Diskussion war um das Ausscheiden aufgrund einer Volksbefragung, eines Volksbegehrens aus der Stadtgemeinde Bleiburg hat sich die Gemeinde Feistritz dann selbstständig entwickelt. Eine Entwicklung, die insgesamt im Bezirk Völkermarkt, aber natürlich über die Bezirksgrenze hinaus, eine sehr positive in dieser Gemeinde ist und natürlich auch zusammenhängt mit dem Paradeunternehmen und vielen kleinen Unternehmen, die im Rahmen der Entwicklung der Firma Knecht-, jetzt Mahle-Filtersystems, einer der großen Dienstgeber im Bezirk und natürlich auch im Lande Kärnten mit rund 2.500 beschäftigten – Tendenz steigend – eine ganz wesentliche Situation ist. Marktgemeinden haben meistens jene Situation, dass sie auf eine große historische Zeit zurückblicken können. Es gibt viele Marktgemeinden, rund 45 Marktgemeinden in Kärnten und heute sollte der Kärntner Landtag auch den Beschluss fassen, die Gemeinde Feistritz ob Bleiburg als zukünftige Marktgemeinde mit dem Recht auszustatten, sich als „Marktgemeinde“ führen zu dürfen und die Bezeichnung „Marktgemeinde“ zu haben. Die Gemeinde Feistritz unternimmt sehr viele Anstrengungen, um dieser Positionierung auch gerecht zu werden und versucht natürlich auch, gerade was die Stellungnahmen betrifft in der Stufe 2 sich dementsprechend zu positionieren. Märkte vor 100 Jahren haben einen anderen Charakter gehabt als heutige Märkte. Sie sind aber auch von der maßgeblichen Entscheidung her ganz etwas Wichtiges, dass man mit der Erzielung des Status, eine Gemeinde mit der Bezeichnung „Marktgemeinde“ zu führen, wesentlich darauf hinweisen kann gegenüber Dritten und natürlich auch in der Darstellung nach außen, dass eine Gemeinde hier sehr führend unterwegs ist. Wir sind sehr stolz und wie ich schon früher ausgeführt habe, auf die positive Entwicklung im Bezirk Völkermarkt und auf die Wirtschaftsentwicklung, die insgesamt im Land Kärnten einen großen Beitrag dazu leistet. Ich wünsche der Gemeinde Feistritz und deren Bürgern und dem Bezirk Völkermarkt alles Gute in der weiteren Umsetzung und der heute im Beschluss von der SPÖ natürlich auch mitgetragenen Entscheidung, dass in Zukunft die Gemeinde Feistritz ob Bleiburg auch Marktgemeinde ist, weiterhin alles Gute! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Grilc das Wort.)

Strauß

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Naturgemäß werden die vier Abgeordneten, die aus dem Jauntal gebürtig sind, zu diesem Thema Stellung beziehen und der Kollege Strauß hat ja schon mit Recht darauf hingewiesen, dass diese nunmehrige Marktgemeinde Feistritz eine besondere Geschichte hat insofern, als sie bis zum Jahre 1973 selbständig war, dann eingegliedert wurde in die Gemeinde Bleiburg und dann 1990 per Referendum, zwar ganz knapp, aber immerhin, sich dazu entschlossen hat, wieder aus dem Verband der Gemeinde Bleiburg herauszukommen. Interessanterweise – und das hat eine gewisse Pikanterie – die entscheidende Ortschaft, die dafür gesorgt hat, dass plötzlich Feistritz wieder selbständig wird, ist die mittlerweile in Kanalfragen berühmte Ortschaft Penk gewesen. Aber es ging quer durch alle Fraktionen. Ich kann es authentisch deswegen sagen, ich war zu der Zeit Vizebürgermeister in Bleiburg und mit dem späteren Bürgermeister von Feistritz einer derjenigen, die gegen die Ausgliederungen aufgetreten sind. Erfolglos, wie man merkt, aber es hat natürlich dann nach der Ausgliederung beziehungsweise Wiederverselbständigung der Gemeinde einen interessanten wirtschaftlichen Aufschwung gegeben, der teilweise im privaten Bereich – wie du (Der Redner wendet sich an Abg. Strauß) richtigerweise vorher erwähnt hast – begründet ist. Stichwort: Mahle, oder auch die ganze Entwicklung am Pirkdorfer See – auch eine private Initiative – oder durch massive Unterstützung des Landes, wie etwa im Ausbau der Petzen. Dort hat es sogar eine sehr große solidarische Unterstützung aller Gemeinden des Bezirkes gegeben. Herr Präsident Lobnig weiß auch davon. Das heißt, wir haben uns dort allesamt gefunden und haben gesagt, das ist nicht eine Angelegenheit nur der Gemeinde Feistritz, sondern des ganzen Bezirkes. Also insofern ist das eine ganz interessante Sache. Und noch eines möchte ich erwähnen, auch eine gemeinsame Anstrengung von Land und der Gemeinde, beziehungsweise in dem Fall gewissermaßen zur Versöhnung, sogar der beiden Gemeinden Feistritz und Bleiburg, im Hinblick auf die Wasserversorgung Traundorf mit diesem großen Tiefbrunnen. Natürlich ist es so, dass diese Gemeinde mittlerweile aufgrund der besonderen Situation und der Wirtschaftsstärke des Mahle-Werkes in einer sehr guten Position ist, auch eine Zuzugsgemeinde ist, was erstaunlich ist insofern, weil es ja eine, zwar etwas über 2.000 Einwohner zählende, aber doch zunächst einmal doch ländlich strukturierte Gemeinde war, die durch Wohnbautätigkeit dafür gesorgt hat, dass sich der Kern der Ortschaft vergrößert hat. Viele Dinge sprechen eben dafür, dass man ruhigen Gewissens dem Antrag zustimmen kann und wir wünschen der Gemeinde natürlich auch alles Gute in ihrer weiteren Entwicklung! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dr. Lesjak das Wort.)
Mag. Grilc

Abgeordnete Dr. Lesjak (GRÜ):

Dr. Lesjak

Geschätzter Herr Präsident! Auch von unserer Seite eine herzliche Gratulation für diese Entscheidung, für diese Entwicklung, dass diese Gemeinde jetzt eine Marktgemeinde wird. Das ist eine symbolische Aufwertung, die aber der Gemeinde auch gerade nach außen hin sehr viel Anerkennung bringen wird und diese Anerkennung passt jetzt auch ganz gut, weil kürzlich – der Kollege Grilc hat es erwähnt – dort eine Entscheidung getroffen wurde, nämlich in Penk, dass es dort eine Pflanzenkläranlage geben wird. Ich war persönlich bei der Spatenstichfeier eingeladen. Wir haben die sogenannten „Kanalrebellen“ unterstützt, nicht nur symbolisch, sondern auch tatkräftig finanziell und wir sind sehr froh, dass es gelungen ist. Wir haben einen Bürgerinitiativenfonds und die haben einen Antrag gemacht für unseren Bürgerinitiativenfonds. Das wird dann unabhängig entschieden und da haben wir natürlich gemeint, dass es gescheit ist, dass die Pflanzenkläranlage dort unterstützt gehört. Das entspricht wahrscheinlich dem Geist der Bevölkerung, diese Autonomie und diese Selbständigkeit sich zu erhalten und in diesem Sinne ist auch diese Maßnahme zu sehen. Sie ist natürlich ökologisch gescheiter, aber auch ökonomisch ist sie weniger teuer für die Bevölkerung. Es ist auch für den ganzen Unterkärntner Raum eigentlich eine Chance, weil so etwas lockt auch den Ökotourismus. Von so einer Maßnahme, von so einer Gemeinde, werden sich viele andere Gemeinden was abschauen und vielleicht auch erkennen können, dass es doch auch geht, dass es eine Alternative zum Kanal gibt. Ein anderes Zukunftsthema möchte ich doch auch ansprechen – der Kollege Grilc hat es auch angesprochen – das betrifft das Thema Wasser in dieser Region, in diesem Bereich rund um die Petzen herum. Wir haben ja dazu heute eine schriftliche Anfrage eingebracht betreffend Qualität des Wassers, weil es sind dort auch Leute an uns herangetreten – sehr besorgt und teilweise auch aufgeregt – weil sie befürchten, dass die Qualität des Wassers dort nicht mehr halten wird und sich verschlechtert mit der Zeit. Deswegen ist es da sehr wichtig, darauf aufzupassen, ob tatsächlich zum Beispiel Schneekanonen einen Einfluss haben auf die Wasserqualität. Es ist ganz wichtig, die natürlichen Ressourcen dieser Region aufrecht zu erhalten und zu schützen und ich bin in diesem Sinne schon sehr neugierig, was bei der Anfrage herauskommt. Ich möchte abschließend aber dieser Gemeinde noch einmal gratulieren zu dieser Weiterentwicklung! (Einzelbeifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt 1. Präs. Lobnig das Wort.)

Dr. Lesjak

Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren des Hohen Hauses! Ich melde mich klarerweise auch zu Wort, nachdem es ja auch eine Gemeinde meines Bezirkes Völkermarkt ist, wo man sagen muss, dass es eine von 13 Gemeinden ist, die gerade wohl in den letzten Jahren eine besondere Entwicklung genommen hat.
Zum einen, weil auch von Seiten des Landes, da schließe ich mich voll den Worten des Abgeordneten Mag. Grilc an, weil durch die Initiativen des Landes Kärnten gerade den Südkärntner Raum Impulse gegeben worden sind. Impulse in der Form, dass natürlich die Gemeinde Feistritz ein großer Profiteur war, alleine mit der Realisierung der Lippitzbachbrücke. Wenn man weiß, dass 2400 Arbeitnehmer dieser Betrieb beschäftigt und als der zweitgrößte Arbeitgeber Kärntens dort ansässig ist. Wir sind stolz, dass wir ihn haben. Sehr viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind heute froh, dass sie eine tolle Verbindung zum Arbeitsplatz haben, das ist das eine. Zum zweiten, dass natürlich auch in der Infrastruktur mit der Umfahrung von St. Michael ob Bleiburg eine schöne Beruhigung geschaffen wurde, wo sich der Ortskern selbst positiv entwickeln kann. Der Ortskern entwickelt sich durch kulturelle Aktivitäten, wenn ich nur daran erinnere, wenn jährlich dort das Heimatherbstfest stattfindet. Eine Gemeinde, die sehr früh auf diese Idee aufgesprungen ist und Heimatherbstveranstaltungen abhält. Man sieht, dass dort ein Leben entwickelt wird und vor allem, sage ich auch dazu, dass es wichtig ist, dass die Menschen sich mit diesem Ort identifizieren. Das bringt uns sehr viel! Alleine die Investitionen an der Petzen, nicht nur für den Wintertourismus haben sich gelohnt. Heute sehen wir, wenn wir beispielsweise die Sonnwendfeier hernehmen. Nahezu tausend Menschen fahren hinauf, um das zu erleben. Die vielen Aktivitäten, ob Wandern, ob Mountainbiken, egal was immer, haben dieser Gemeinde sehr positive Impulse gebracht, touristisch gesehen aber auch gewerblich. Die Gemeinde ist gewerblich aktiv und somit freut es mich, dass wir mit der weiteren Betriebsansiedelung des Turboladerwerkes die Gemeinde wieder in positive Schlagzeilen gerät.
Es schadet die Diskussion des Wassers, sage ich auch dazu. Es hat Informationsveranstaltungen gegeben, wo man heute besorgt ist über die Qualität des Trinkwassers der so genannten Dolintschitschachquelle, die für mich natürlich auch nicht erfreulich ist. Aber wir sind gefordert, diese Vorverurteilungen hintan zu halten. Ich lasse es nicht zu, dass man jetzt schon diskutiert und sagt, das ist der Schaden durch den Tourismus auf der Petzen, bevor man überhaupt Ergebnisse über die Ursachen hat. Das lasse ich nicht zu! Denn letzten Endes sind alle Damen und Herren Abgeordneten hier in diesem Hause zu diesen Beschlüssen gestanden! Wir haben gesagt, jawohl, die Petzen, der Unterkärntner Hausberg, wir brauchen diese Investitionen. Wir brauchen diesen Impuls, um auch Ganzjahrestourismus zu bekommen. Ich lasse es nicht zu, dass man jetzt schon sagt, das ist der Tourismus auf der Petzen. Denn dann muss man sich die Frage stellen, warum haben wir 70 Millionen alte österreichische Schillinge investiert, mit Solidarität aller Gemeinden des Bezirkes? (Abg. Dr. Lesjak: Jawohl, das muss man sich dann fragen!) Eben, dann lasse ich es vorher nicht schon im Keim ersticken, dass ich sage, das war 100-prozentig der Tourismus. Denn was ist sanfter Tourismus?
Wenn man die Ergebnisse hernimmt, dann muss ich die Frage stellen, wo das Gutachten vorliegt oder das Ergebnis der Untersuchungen des Wassers, dass im Mai 2008 gezogen wurde. Im Mai 2008 habe ich sicher keinen Schitouristen auf der Petzen gehabt! Auswirkungen hat es, nur muss man auch fragen: Seit wann gibt es diese Aufzeichnungen? Möglicherweise gibt es diese Aufzeichnungen erst seit der genauen Untersuchung durch das Behördenverfahren zur Genehmigung der Beschneiungsanlage und des Wasserteiches, den man gebaut hat, und vorher überhaupt nicht. Das heißt, man kann nicht hergehen und sagen, jetzt hat sich alles so verschlechtert, dass man jetzt die Sorge hat, ob wir noch alle überleben werden und dass nicht schon alles lebensbedrohlich ist. Nein! Ich sage immer, das kann natürlich sehr negativ werden und eine Gemeinde in negative Schlagzeilen bringen, das wollen wir aber nicht, daher stehen wir dazu!
Eine Erhebung zur Markterhebung soll symbolische Aufwertung sein, soll den Menschen dort zeigen, es gibt eine Anerkennung von Seiten des Landes, weil sich diese Gemeinde sehr positiv entwickelt. Alleine, wenn man die Zunahme der Bevölkerungszahlen hernimmt und man wird auch weiterhin positiv in diese Richtung arbeiten können. Da sage ich Ja! Die Menschen in diesen Raum soll man binden, das ist wichtig, weil die Infrastrukturen sind nun vorhanden. Daher meine ich auch, toll, wenn wir das Fest zur Markterhebung feiern werden. Ich denke, die Gemeinde ist gut drauf, dass sie sich weiterhin so kräftig entwickeln wird. Wir wünschen es auf jeden Fall vom ganzen Herzen! Wir sind stolz, dass wir eine solche Gemeinde in unserem Bezirk haben mit diesen großen Arbeitgebern! Herzliches Glückauf! (Beifall von der F-Fraktion und von der SPÖ-Fraktion.)
(Da keine weitere mehr Wortmeldung vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichterstatterin das Schlusswort. - Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig so angenommen.)

Lobnig

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Die Kärntner Allgemeine Gemeindeordnung – K-AGO, LGBl.Nr. 66/1998, zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 45/2007, wird wie folgt geändert:

In § 4 Abs. 1 wird nach der Wortfolge „Feistritz im Rosental,“ die Wortfolge „Feistritz ob Bleiburg,“ eingefügt.

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme erfolgt einstimmig. – Berichterstatterin:)

Gesetz vom 3.7.2008, mit dem die Kärntner Allgemeine Gemeindeordnung geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen.

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt einstimmig. – Berichterstatterin:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Gesetz, mit dem die Kärntner Allgemeine Gemeindeordnung erteilt wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.
(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt einstimmig.)
Mag. Cernic

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 11.

11.
Ldtgs.Zl. 281-21/29:

Bericht und
Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule zur Regierungsvorlage betreffend das Gesetz, mit dem das Kärntner Schulgesetz geändert wird


./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule ist die erste Lesung erfolgt. Bitte, Frau Berichterstatterin!

Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Dieser Gesetzesentwurf verfolgt drei Schwerpunkte. Erstens Klarstellung im Hinblick auf die Schulerhaltungsbeiträge der sprengelangehörigen Gemeinden für den Betriebsaufwand der Berufsschulen. Mit der vorliegenden Änderung soll sichergestellt werden, dass die Schulerhaltungsbeiträge in der Weise berechnet werden können, dass der Betriebsaufwand aller Berufsschulen in Kärnten auf die Gemeinden, die dem Sprengel einer Berufsschule angehören, umgelegt werden kann. Dazu wird eine Kopfquote gebildet, die sich aus dem Verhältnis des gesamten Betriebsaufwandes zur Gesamtschülerzahl in Kärnten errechnet.
Zweitens kommt es zu einer Berücksichtigung der Bevölkerungsstatistik bei der Berechnung der Einwohnerzahl der Gemeinden im Zusammenhang mit der Sonderfinanzierung sonderpädagogischer Maßnahmen. Zur Bestreitung des Sachaufwandes für sonderpädagogische Maßnahmen, der nicht vom Bund getragen wird, leisten die Gemeinden pro Gemeindemitglied jährlich Beiträge an das Land. Ab dem Jahr 2009 wird die Bevölkerungsstatistik auf Basis des Zentralen Melderegisters unter Einbezug anderer Register für die Mittelverteilung im Finanzausgleich herangezogen.
Drittens, die Ausführung der Novelle zum Schulzeitgesetz, wonach ein Teil der schulautonomen Tage, das sind zwei, in Abstimmung mit dem Bundesschulen zentral schulfrei erklärt werden soll, um die Betreuungssituation von Familien mit mehreren Kindern zu erleichtern. Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Dr. Lesjak das Wort.)
Mag. Trodt-Limpl

Abgeordnete Dr. Lesjak (GRÜ):

Dr. Lesjak

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Drei wichtige Dinge werden mit dieser Novelle beschlossen. Die Schulerhalterbeiträge werden jetzt auf eine neue gerechtere Basis gestellt, wie ich meine. Die Berechnung der Schulerhaltungsbeiträge erfolgt mittels einer Kopfquote, die sich aus dem Verhältnis des gesamten Betriebsaufwandes zur Gesamtschülerzahl errechnet und in der Form mit einer Schülerzahl vervielfacht, dass der Betriebsaufwand auf die Gemeinde umgelegt wird. Also, die Schulerhaltungsbeiträge der Gemeinden werden aber gleich vom Land einbehalten, das nimmt nicht den Weg zur Gemeinde, sondern wird einbehalten. Dies in der Form, dass die Beiträge von den Ertragsanteilen der Gemeinde einbehalten werden.
Beim zweiten Punkt, die Neuberechnung der Gemeindeeinwohnerzahl, das ist auch eine gute Neuerung, weil das aufgrund der Bevölkerungsstatistik gemacht wird, die auch dem Finanzausgleichgesetz zugrunde liegt und nicht mehr, wie bis jetzt, dass man nach der letzten Volkszählung geht. Das ist insofern sinnvoll für die Gemeinden, weil durch die sinkende Bevölkerungszahl auch die Ertragsanteile der Gemeinden gesunken sind und daher kommen für die Gemeinden nicht so hohe Kosten zusammen.
Die Umsetzung der Bundesnovelle zum Schulzeitgesetz, wo die schulautonomen Tage jetzt zentral gestaffelt werden und zentral auch entschieden werden, ist insofern vom Vorteil, weil das eine enorme Erleichterung für Mehrkindfamilien und Alleinerzieherinnen mit mehreren Kindern ist. Es geht nämlich darum, an diesen schulautonomen Tagen sich immer eine Kinderbetreuung zu organisieren. Dies ist jedoch organisatorisch nicht so einfach. Auch hier hat man sich jetzt zu einer klügeren Lösung durchgerungen. Wir werden natürlich zustimmen!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)
Dr. Lesjak

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie meine Vorrednerin möchte ich insbesondere den Punkt in der Novelle bezüglich der schulautonomen Tage begrüßen. Nunmehr wird endlich Rücksicht auf den Umstand genommen, dass Familien ihre Kinder in unterschiedlichen Schulformen haben. Damit ist sichergestellt, dass zumindest an zwei der fünf schulautonom zu erklärenden Tage doch Einheit im Lande besteht. Dies insofern, als Kinder, die in der Alterskategorie bis 14 oder 15 Jahre sind, also im Pflichtschulbereich, egal ob AHS oder Hauptschule, an zwei Tagen gemeinsam frei haben. Das erleichtert die Organisation beträchtlich. Denn es geht nicht um die Organisation von Freizeit, sondern es geht auch um die Organisation von Betreuung, wenn Kinder zu unterschiedlichen Zeiten freie Tage haben.
Sinnvoll erscheint mir, und das ist für mich eine intelligente Lösung von vornherein gewesen, dass man bei den höheren Schulen, also beiden Oberstufenformen beziehungsweise Berufsbildenden Höheren Schulen auf diese Regelung verzichtet hat. Denn hier gibt es diese Betreuungs- und Abstimmungsnotwendigkeit nicht mehr und daher gibt man dort der Schulautonomie den Vorzug und das scheint mir eine gute Lösung zu sein. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)
Mag. Cernic

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Einmal noch schlafen, dann gibt es auch in Kärnten die Zeugnisse für die Schülerinnen und Schüler. Ich habe heute in einer Zeitung gelesen, wie viele tausend Fleck dort drin sein werden. Ich frage aber, warum nicht auch Zeugnisse für Lehrerinnen und Lehrer, Eltern, Politiker? (Abg. Dr. Lesjak: Bekommst du auch eines!) Haben wir schon bekommen! Die Frage ist immer, wie man das Ganze bewertet. Was aber zu bewerten ist, ist, dass auch im Schulbereich noch viel zu tun ist. Wir sind laufend dabei, festzustellen, dass die Schülerzahlen immer geringer werden und dass wir diesen Umstand nützen, um die Qualität zu heben. Daher geht meine erste Aufforderung an den Bund, denn wir sind hier total von Wien abhängig. In Kärnten haben wir nur die Möglichkeit, auf landesgesetzlicher Basis Ausführungsgesetze zu erlassen, aber nicht die Grundsätze zu regeln. Das steht in vielen Bereichen nach wie vor aus!
Es ist Geld zu sparen, wenn wir daran denken, dass es ohne weiteres möglich sein müsste, die Schulabteilung und den Landesschulrat zu vereinigen. Es geht aber auch um zukunftweisende moderne Schulformen, um die Ausbildung der Lehrkräfte und ihren Einsatz und und und. Es kommt dann noch ein Punkt, der sich mit der Gewalt in den Schulen beschäftigt. Ich sehe hier aufgrund der Aussagen der Auskunftspersonen auch sehr großen Handlungsbedarf. Betrachten wir die Kriminalstatistik, ist das ein besorgniserregendes Bild, das sich zeigt, auch in Kärnten, vor allem im Nahbereich der Zentren und in den Zentren selbst.
Hier haben wir Handlungsbedarf geäußert, insbesondere bei der Jugendwohlfahrt, aber auch bei der Kinder- und Volksanwaltschaft und bei den Eltern.
Diese Gesetzesnovelle, die jetzt hier zur Beschlussfassung ansteht, berücksichtigt drei Punkte. Das ist erwähnt worden. Ich möchte nur noch einen Satz zu den schulautonomen Tagen sagen, denn wir haben in den vergangenen Jahren auch darüber diskutiert und da für Einzelfälle je Jahr Entscheidungen getroffen. Ich halte die Regelung, wie sie jetzt hier Platz greifen soll, für eine sehr gute, zumindest für eine familienfreundliche. Das heißt also zusammengefasst: Mit dieser Gesetzesnovelle wird der Schulbetrieb klarer, gerechter, familienfreundlicher.
Ich möchte am Ende aber noch zwei Dinge erwähnen, weil das auch im Ausschuss angeklungen ist. Eine mögliche Teilungsziffer für den Abteilungsunterricht, die mit 20 festgesetzt werden sollte, also dass ab dem 21. Schüler geteilt werden soll. Ich halte das hier auch öffentlich fest, was bereits im Ausschuss gesagt worden ist, dass eine solche Teilung gegen das Grundgesetz verstoßen und einen Bruch und einen Schnellschuss darstellen würde – wie schon einmal hier im Hause, der dann repariert werden musste. Es ist also der Weg, den Schulreferent Dipl.-Ing. Uwe Scheuch gewählt hat, das durch eine Richtlinie auf Regierungsebene, durch einen Regierungsbeschluss für beide Seiten abgesichert zu machen der bessere Weg. Das ist zwar auch gegen das Grundgesetz des Bundes, aber immerhin so, dass es leichter zu reparieren ist, wenn das Gesetz aufgrund einer höchstgerichtlichen Entscheidung fallen sollte.
Zum Schluss darf ich noch erwähnen, dass durch den Schülerrückgang für das Schuljahr 2008/2009 der Stellenplan, der in Kärnten ein vorläufiger ist, um 590 Dienstposten überschritten wurde und dass dem Land, nachdem das alles das Land zahlen muss, Kosten von ungefähr 19,2 Millionen Euro erwachsen. Das sind also beachtliche Beträge, die das Land hier setzt zusätzlich zu dem, was der Bund refundiert, sodass die Begehrlichkeiten, die da und dort immer wieder auftauchen und in der überwiegenden Zahl parteipolitisch motiviert sind, auch eine klare Antwort erfordern, Qualität zu dort heben wo es notwendig, wo es sinnvoll ist. Das muss dazu führen, dass nicht unnötige Ausweitungen erfolgen, dass nicht mehr Dienstleistungen dort anfallen, wo der Stellenplan noch nicht ausgereizt ist usw. Wir sind in Kärnten, glaube ich, auf einem guten Wege, das zeigen alle Ergebnisse. Wenn wir vergleichen – ich habe hier einen Standard der letzten Tage, vom 27. Juni, also noch nicht sehr alt – für die Wiener Bildungspolitik gibt es da keine guten Noten, kein gutes Zeugnis. Soziale Benachteiligung wird hier ins Treffen geführt, Angst vor Ghettoklassen, da sind wir weit weg. Daher danke ich auch dem Schulreferenten dafür, dass er hier zukunftsweisend die Weichen stellt! Ich danke allen Lehrerinnen und Lehrern! Ich wünsche insbesondere den Schülerinnen und Schülern einen schönen Sommer und viel Spaß! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Bürgermeister Abg. Ing. Hueter das Wort.)

Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer, heute hauptsächlich aus dem Drautal, Greifenburg-Berg! Ich darf euch alle herzlich begrüßen! Mein Vorredner hat jetzt gerade gesagt, er wünscht den Schülerinnen und Schülern, natürlich auch den Lehrerinnen und Lehrern viel Spaß im Urlaub. Ich kann mich dem anschließen, lieber Joe Gallo! (Abg. Ing. Scheuch: Die haben keinen Urlaub, das ist etwas anderes!) Bitte? Wir bezeichnen das als Urlaub. Ich glaube, dieser Gesetzestext, diese Änderung ist wirklich familienfreundlicher, klarer, gerechter, auch für die Gemeinden, weil es gerade bei den Schülererhaltungsbeiträgen viel gerechter aufgeteilt wird. Aber es ist fürwahr so, wie du richtig gesagt hast, dass im Schulbereich wirklich viel zu tun ist. Ich denke, einen Bereich hast du am Schluss sehr gut gestreift und zwar den mit der Teilungsziffer. Du weißt ja, die ÖVP hat hier im Landtag zweimal einen Dringlichkeitsantrag eingebracht, der ist voriges Jahr von der SPÖ und von euch immer abgelehnt worden! (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Heuer haben wir Gott sei Dank eine Mehrheit gefunden, deswegen ist es in den Ausschuss rückverwiesen worden. Es ist zwar, da hast du Recht, gegen das Bundesgrundgesetz. Ich persönlich bin davon überzeugt, dass das den Bund nicht stören wird, wenn wir hier in Kärnten andere Teilungsziffern haben. Denn diese 590 Lehrer, von denen du gesprochen hast, das wäre einmal wirklich genau zu hinterfragen, wo die überhaupt eingeteilt sind. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Wenn du im Ausschuss gewesen wärst, hättest du es erfahren!) Das werden wir auch noch einmal fordern. Ich denke, dass dieser Schritt mit dieser Teilung, sowie es der Referent Uwe Scheuch gemacht hat, ein richtiger war. Deswegen werden wir noch einen Zusatzantrag einbringen, weil es uns noch zu wenig weit geht. Das heißt, jetzt ist es in einer Verordnung, es beschließt immer nur die Regierung. Wir hätten es aber gerne im Gesetz! Das heißt, dass wirklich die 21. Ziffer, die Teilung, im Gesetz verordnet ist. In Kärnten, das ist ja auch schon im Ausschuss diskutiert worden, geht es um 32 zusätzliche Klassen. Allein im Bezirk Hermagor und Spittal geht es um zehn Gemeinden im Volksschulbereich, wo wir durch diese Teilung 21 jetzt zehn Klassen mehr haben. 45 Lehrer werden da eingestellt. Das ist gerade auch für den ländlichen Bereich, von dem alle so viel reden, eine Stärkung, weil dadurch die Qualität im Unterricht viel besser gewährleistet wäre.
Ansonsten kann ich mich mit diesem Gesetzesentwurf absolut anfreunden. Herr Präsident, ich bringe hier diesen Zusatzantrag ein. (Abg. Ing. Hueter überreicht dem Vorsitzenden den Antrag.) Ich bitte darum, über diesen abzustimmen! Ansonsten wünsche ich allen Schülerinnen und Schülern, natürlich auch den Lehrern, einen schönen Urlaub, logisch! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte.)

Ing. Hueter

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Die Spezialdebatte wurde beantragt. Ich darf aber bevor wir darüber abstimmen ersuchen, dass der Herr Landtagsamtsdirektor hereinkommt, um eine kurze Auskunft zu erfahren! (Landtagsamtsdirektor Mag. Weiß eilt in den Plenarsaal. Es folgt eine kurze Beratung mit dem Vorsitzenden.) Ich darf die unterbrochene Sitzung wieder aufnehmen. Wir stimmen über die Spezialdebatte ab. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so angenommen. Bitte!
(Die Berichterstatterin beantragt die artikel- und ziffernmäßige Abstimmung. – Auch dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Berichterstatterin:)

Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Artikel I

Das Kärntner Schulgesetz – K-SchG, LGBl. Nr. 58/2000, zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl. Nr. 52/2007, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1 (Vorsitzender: Stopp! Moment! Herr Landtagsamtsdirektor, es liegt ein Zusatzantrag vor!)

Mag. Trodt-Limpl

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Der Zusatzantrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs lautet wie folgt:

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:
Erstens: Vor der Ziffer 1 wird eine neue Ziffer 1 eingefügt. Im § 17 Abs. 1 lautet der zweite Satz wie folgt:
Erfolgt der Unterricht für zwei oder mehr Schulstufen in einer Klasse, so darf – Abweichung vom ersten Satz – die Zahl der Schüler 20 nicht überschreiten und zehn nicht unterschreiten, sofern gemäß § 86 Abs. 4 im Einzelfall nichts anderes bestimmt wird.
Zweitens: Die bisherigen Zifferbezeichnungen 1 bis 6 erhalten die Ziffernbezeichnungen 2 bis 7.

Mag. Weiß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Wir stimmen darüber ab. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Ich bitte fortzufahren!

Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6.

Ich beantrage die Annahme von Artikel I.
(Die Annahme von Artikel I erfolgt einstimmig. – Berichterstatterin:)
Artikel II

Absatz 1: Es treten in Kraft:

Ziffer 1, Ziffer 2.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Artikel II erfolgt einstimmig. – Vorsitzender: Bitte Kopf und Eingang! – Berichterstatterin:)
Gesetz vom 3.7.2008, mit dem das Kärntner Schulgesetz geändert wird.

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt einstimmig. – Vorsitzender: Bitte 3. Lesung! – Berichterstatterin:)
Der Landtag wolle beschließen:
Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Schulgesetz geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt einstimmig.)

Mag. Trodt-Limpl

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 12:

12.
Ldtgs.Zl. 119-49/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule betreffend keine Gewalt an den Schulen

Berichterstatter ist Klubobmann Tauschitz. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Am 12. Dezember 2007 hat die ÖVP-Fraktion einen Antrag betreffend die Gewalt an Schulen gestellt. Wir haben uns im Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule intensiv darüber unterhalten und beraten. Dieser Antrag liegt nun hier im Haus zur Beschlussfassung vor. Wir haben diesen Antrag auch einstimmig im Ausschuss beschlossen. Der Wortlaut ist folgendermaßen: Der Landtag wolle beschließen: Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, mit der zuständigen Bundesministerin umgehend in Verhandlung zu treten, damit von der Bundesministerin für Kunst und Kultur, Dr. Claudia Schmied, umgehend wirksame Maßnahmen gegen die immer stärker auftretende Gewalt an Schulen im Sinne der Umsetzung des Regierungsprogramms 2007 bis 2010 gesetzt werden. Wie waren zur Zeit der Einbringung dieses Antrages – und das ist ja leider nicht abgeflaut – mit massiven Zeitungsberichten über Gewalt an Schulen in jeder Form konfrontiert. Die Gewalt wird nicht mehr aber intensiver und teilweise brutaler. Da muss es auch Lösungen geben! Nach einer sehr konstruktiven, sehr intensiven Diskussion mit Vertretern des Bundesministeriums, mit Vertretern der Polizei, mit Vertretern der Schulpsychologie, mit Vertretern des Landesschulrates et cetera, et cetera, der Elternvertreter. Wir haben uns wirklich sehr, sehr intensiv damit beschäftigt und dieser Antrag ist nun hier im Haus.

Ich bitte um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)
Tauschitz

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben diesen Antrag der ÖVP im Ausschuss – und da ist wirklich auch dem Vorsitzenden zu danken – zu sehr umfassenden Informationen genützt. Wir haben sehr viele Auskunftspersonen zu dieser Materie eingeladen. Ich kann rückblickend sagen, wir haben dadurch über die derzeitige Situation einen sehr guten Überblick bekommen auch darüber, was von verschiedenen Seiten beabsichtigt ist, um dieser doch besorgniserregenden Entwicklung entgegenzutreten. Das hat sich uns dargestellt, das haben uns die Auskunftspersonen erzählt. Was sind die Ursachen für die zunehmenden Probleme, die sich an Schulen bemerkbar machen? Da ist einmal zum einen, dass sich unsere Gesellschaft so entwickelt, dass es immer weniger regelkonformes Verhalten gibt. Die Kinder bekommen immer weniger Regeln mit auf den Weg und verlieren damit die Orientierung, wie sie sich in einzelnen Situationen zu verhalten haben. (Abg. Lutschounig: Antiautoritäre Erziehung!) Wenn die Kinder in die Schule kommen, dann ist das dort ein Ort, wo es Regeln gibt und das führt dazu, dass häufig auf diese Regeln, die auf einmal ausgesprochen werden, mit Aggression reagiert wird. Der Schulpsychologe Dr. Lach hat die Stufen sehr schön geschildert. Das beginnt mit verbaler Gewalt, setzt sich dann fort in einer Gewaltdestruktivität, die sich gegen Dinge, gegen Gegenstände richtet, also Vandalismus und als letzte Stufe der Eskalation dann gegen andere Personen. Das sind Entwicklungen, die absehbar sind. Wenn ein Kind einmal in diese Spirale hineingerät, dann muss man schon sehr intensiv intervenieren, damit es aus dieser problematischen Situation auch wieder herauskommt.
Kinder brauchen also geschützte Räume, die ihnen dabei helfen sich so zu entwickeln, dass es zu einer solchen Problemstellung gar nicht erst kommt.
Zum Zweiten ist natürlich der Hinweis darauf gekommen, dass viele Kinder und Jugendliche mit ihren Familien in einem Umfeld leben, das zusätzlich die Probleme verschärft. Wir haben sehr viele armutsgefährdete Familien in Kärnten und wir haben auch sehr viele Schülerinnen und Schüler, die von sehr, sehr großen Problemen in ihrem privaten Umfeld erzählen und damit konfrontiert sind, also mit innerfamiliärer Gewalt konfrontiert sind oder auch Alkoholmissbrauch eines Elternteils konfrontiert sind. Alle diese Problemfelder im privaten Bereich werden dann in die Schule hineintransportiert, das heißt, sehr, sehr häufig ist die Schule selbst nicht Ort der Ursache für diese Gewalteskalation, sondern die Ursachen liegen im privaten Umfeld des Schülers/der Schülerin und die Schule wird sozusagen konfrontiert damit, dass sie Probleme lösen soll, die ganz woanders ihren Ausgang finden.
Der Herr Berichterstatter hat schon darauf hingewiesen, dass es auch Hinweise gegeben hat in Richtung Jugendwohlfahrt. In diesem Zusammenhang ist vielleicht zu sagen, dass seit 1.4. ein neues Projekt läuft. Es gibt – vom Sozialreferat des Landes initiiert – ein Projekt zur Schulsozialarbeit. Schulsozialarbeit versteht sich als ergänzendes Angebot, das genau dort eingreift, wo solche Probleme auftreten, deren Ursache nicht in der Schule zu suchen ist, sondern die mit dem Umfeld zu tun hat. Wo auf sehr niederschwelligem Niveau dann den Schülerinnen und Schülern über die Schulsozialarbeit der Schritt ermöglicht wird, dass diese privaten Probleme in Angriff genommen werden und wenn es notwendig ist, auch mit entsprechenden Behörden gelöst werden. Aber es ist ein niederschwelliger Zugang und das ist sicherlich eine gute Entwicklung, von der man sich nur wünschen kann, dass sie in Kärnten flächendeckend entwickelt wird. In diesem Zusammenhang möchte ich an alle Beteiligten appellieren, Schule ist ein sehr geschlossenes System, Schule hat sich in der Vergangenheit sehr bemüht, auch diese Problemstellungen intern zu regeln, dadurch, dass Schulmediation entwickelt wurde, dadurch, dass Beratungslehren entwickelt worden sind, aber letztendlich ist es in erster Linie die Aufgabe der Schule, zu unterrichten und erst in zweiter und dritter Linie ist es die Aufgabe der Schule, das soziale Umfeld der Schülerinnen und Schüler zu bearbeiten und daher glaube ich, dass die Schulsozialarbeit eine gute Ergänzung ist. In diesem Bereich würde ich wirklich herzlich bitten, dass man so wie in anderen, solch sensiblen Bereichen – wir werden heute noch dazu kommen, das war bei den Frauenhäusern der Fall – parteipolitische Überlegungen hintan stellt und alle Anstrengungen von allen Seiten, egal, von welcher Parteizugehörigkeit sie kommen, unterstützt, um zu einer Verbesserung der Situation zu kommen. Daher bin ich auch dankbar, dass dieses Projekt Schulsozialarbeit auch innerhalb des Landesschulerates sehr, sehr gut aufgenommen wurde, Zusammenarbeit mittlerweile geklärt wurde und in Zukunft nach bestimmten Regeln gestaltet wird. Diejenigen, die noch Vorbehalte haben, die ersuche ich von dieser Stelle, im Sinne oder für unsere Kinder und Jugendlichen, für ihre gedeihliche Entwicklung, Widerständer aufzugeben. Hier geht es nicht um standespolitische Interessenvertretungen, sondern hier geht es darum, sich ein gesamtgesellschaftlich stark manifestierendes, neues Problem gemeinschaftlich zu bewältigen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dr. Lesjak das Wort.)

Mag. Cernic

Abgeordnete Dr. Lesjak (GRÜ):

Dr. Lesjak

Geschätzter Herr Präsident! Verehrte Kollegen und Kolleginnen und Zuschauer und Zuschauerinnen auf der Tribüne! Mein Text schließt genau an das an, was die Vorrednerin gesagt hat. Es ist wichtig, dass wir in der Weise über die Sache diskutieren, dass wir nicht voreilig Schuldzuweisungen machen. Das bringt gar nichts! Und insofern finde ich auch die Diskussion damals im Ausschuss und heute hier im Haus sehr, sehr wertvoll, weil wir ernsthaft darüber reden, was mit unseren Kindern und Jugendlichen eigentlich los ist. Verschiedene Zeitungsberichte, auch Studien – ich habe vor kurzem bei einer Aktuellen Stunde mehrere solcher Studien zitiert – belegen, dass es unseren Kindern und Jugendlichen nicht gut geht mit diesem Konfrontiertsein mit einer hohen Gewalt, mit Hilflosigkeit, mit Mobbing in der Schule und solchen Dingen. Tatsächlich nimmt das zu.
Darauf hingewiesen hat der Herr Dr. Lach im Ausschuss. Er hat gesagt, Kinder und Jugendliche spiegeln die alltägliche Gewalt, die es in der Gesellschaft eben gibt, wieder. Sie sind nur ein Abbild von uns, das darf man auch nicht vergessen und die Schule ist womöglich der einzige Ort, wo man solche Gewaltentwicklungen beobachten kann. Aber die Schule ist nicht der Grund dafür! Da möchte ich das auch so sehen, dass die Schule zunehmend damit Schwierigkeiten kriegen wird, dass hier Kinder kommen, die sozusagen nicht altersentsprechend sozialisiert sind. Dazu muss man – das ist meine Meinung – auch festhalten, dass es daran liegt, dass Kinder immer weniger eine heimische oder häusliche Sozialisierung erleben, aus verschiedenen Gründen. Man könnte sagen, Familien zerfallen, Familienstrukturen sind immer weniger haltbar und es ist eine rasante Entwicklung, die wir jetzt erleben. Das ist historisch interessant, weil mit dieser Veränderung gesellschaftlich und auch sozialpolitisch und was mit Familien passiert, unsere nächste Generation wirklich ganz andere Bedingungen vorfinden wird und hier müssen wir schnell und rasch handeln. Das heißt, dass wir in unseren Bildungsinstitutionen sehr viel früher schon anfangen müssen, am besten schon in der Kleinkindbetreuung, aber auch im Kindergarten und in der vorschulischen Kinderbetreuung, dass wir dazu übergehen werden müssen, diese Kinderbetreuung als ersten oder wichtigsten Ort der Sozialisation anzusehen. Es wird also tatsächlich notwendig sein, dass Erziehungsaufgaben immer mehr von Kindergärten und Schulen übernommen werden. Bis jetzt haben wir immer so argumentiert, es ist ja nicht die Aufgabe der Schule, wenn da ein Kind sozusagen nicht fertig oder bis zur Schulreife erzogen worden ist. Eine Volksschullehrerin hat mir vor kurzem bestätigt, wenn sie so ein auffälliges Verhalten erlebt mit den Kindern in der Schule, kann sie nichts mehr tun, es ist zu spät. Es gehört früher angesetzt, im Kindergarten. Da müssen wir uns was überlegen, dass wir den Kindergarten, Kinderbetreuungseinrichtungen als Ort der Sozialisation aufwerten und auch ausstatten. In diesem hier vorliegenden Antrag können aber mindestens zwei Tendenzen herausgelesen werden, zwei Stoßrichtungen gesehen werden. Das eine ist freilich die Verstärkung der Erziehungsaufgaben in den Schulen, das habe ich schon erwähnt. Ich würde aber auch meinen, dass mit diesen neuen Modellen – Beratungslehrern et cetera, Mediationen, Time-out-Geschichten, das müssen wir uns anschauen. Das gehört evaluiert nach einiger Zeit und da gehört geschaut, wie wirksam das wirklich ist, denn ich habe schon mehrfach gehört, dass es bei den Beratungslehrern und -lehrerinnen eine sehr hohe Fluktuation gibt. Das ist eine Entwicklung, die besorgniserregend ist!
Eine zweite Stoßrichtung müsste aus dem schulischen Umfeld hinausgehen. Da hat auch der Herr Lach gemeint, eine stärkere Vernetzung mit der Jugendwohlfahrt wäre hier wohl anzustreben. Auch das ist eine wichtige Aufgabe. Wir haben in diesem Sinn eine schriftliche Anfrage an die zuständige Landesrätin Schaunig gestellt und bedauerlicherweise sieht sie das ja nicht so, dass man hier Maßnahmen setzen muss, die langfristige, kostengünstige Therapiemöglichkeiten für Jugendliche zur Verfügung stellen. Es gibt bereits diese Diagnosemöglichkeiten schon auch im Bereich der Krisen- und Interventionszentren und der anderen Einrichtungen, die für Jugendliche in den letzten Jahren entstanden sind. Das stimmt schon, das ist auch sehr gut so, aber längerfristige Betreuungen, da fehlt es, da haben wir ein nicht ausreichendes Angebot, da müssen wir noch sehr viel tun! Wir brauchen heute verstärkte Maßnahmen in Richtung der Jugendwohlfahrt, zum Beispiel die Familienintensivbetreuung. Das ist so ein Beispiel, wo man wahrscheinlich in Zukunft nicht nur die Jugendlichen als Fall anerkennt, sondern die ganze Familie als Fall sehen wird müssen, eine dauerhafte Betreuung der gesamten Familie und nicht nur fokussiert auf den Jugendlichen. Das erzählen mir die Betreuer dann sehr wohl, wenn sie in die Familie gehen, sind sie mit der gesamten Familie beschäftigt und nicht nur mit dem Jugendlichen selber. Hier müssen wir auch etwas investieren. Es braucht Gewaltprävention und akute Maßnahmen schon für den Kindergartenbereich, da müssen wir uns auch etwas überlegen. Als drittes – das wird auch ein großes Thema sein – brauchen wir Instrumente, mit denen wir die Eltern dieser Kinder erreichen können, und zwar so früh als möglich. Da wäre es wirklich gescheit, wenn wir so etwas wie umfassende Elternbildungsmaßnahmen hätten, Elternbildung und –beratung, zum Beispiel angesiedelt beim Institut für Bildung und Beratung. Hier könnte man wirklich eine Instanz einrichten, die dafür sorgt, dass man auch diese Eltern erreicht und mit denen – niedrigschwellig natürlich – diese notwendige soziale Arbeit vornimmt. Wir stimmen diesem Antrag natürlich zu! (Einzelbeifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trodt-Limpl das Wort.)

Dr. Lesjak

Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Zu meinen Vorrednern: Ich stimme ihnen selbstverständlich in ihren Ausführungen zu. Zum Herrn Abgeordneten Hueter: Die Qualität des Unterrichts entsteht dadurch, dass es bestausgebildete Lehrer schaffen, eine Beziehung zu ihren Schülern aufzubauen, um sie auch führen zu können (Abg. Ing. Hueter: Das ist eine Voraussetzung!) und dass die Schüler den Kopf frei haben, um den Lehrstoff aufnehmen zu können. Viele Eltern wünschen sich oder suchen sich eine Schule aus, in der sehr guter Lehrstoff unterrichtet wird, in der ihre Kinder Manieren lernen, (Abg. Lutschounig: Der Lehrstoff ist ja vorgegeben. Wie man ihn vermittelt, das ist das Entscheidende!) – es geht um die Vermittlung, ja genau, du hast Recht! – wo sie gute Umgangsformen lernen, wo sie ihre Grenzen abgesteckt bekommen und diese Grenzen auch einhalten. Leider sieht die Realität wesentlich anders aus! Es wird schon jahrelang immer nur gepredigt, was Lehrer nicht dürfen und was Schüler dürfen, was Schüler mögen, was Lehrern untersagt ist, was man den Eltern sagen darf, was man den Eltern nicht sagen darf, welche Rechte die Schüler haben, wie sie gegen die Lehrer vorgehen können. Das wird zu Hause auch noch unterstützt und so entsteht keine qualitätvolle Schulpartnerschaft. Auch die Eltern stehen diesen Phänomenen hilflos gegenüber und der Hut brennt! Wir haben jetzt Konfliktmanagement, Mediation, Friedenserziehung. Aber wie soll man einem Kind, das zusammengeschlagen wurde, erklären, wo die win-win-Situation ist? Wo es jetzt einen Vorteil noch aus dem heraus bekommt, denn Aggressionsausbrüchen einzelner, dem kann man nichts entgegensetzen!
Schüler müssen ihre Grenzen erkennen, sie brauchen ihre Grenzen! Kinder brauchen sie zuerst im engen Rahmen und dann werden sie immer ausgeweiteter und wenn sie in die Pubertät kommen, dann suchen sie ihre Grenzen. Jeder, der schon Kinder erzogen und ins Leben begleitet hat, weiß, wenn die pubertäre Phase anfängt, dann wird solange probiert, bis man an Grenzen stößt. Und sie wollen das auch und brauchen es, um sich sicher zu fühlen! Die Schüler haben ein Recht auf Sicherheit in unseren Schulen! Wir stehen aber jetzt einer Generation von Eltern gegenüber, die oft mit ihrem Leben selber nicht zurechtkommen, die es nicht schaffen, ihr Leben zu leben oder auf die Reihe zu bekommen und dann wird sehr vieles auf die Kinder abgewälzt. Kinder haben zeitweise einen sehr großen Rucksack zu tragen und wenn es Aggressionen gibt, dann ist meistens die Ursache darin, dass sie keine Geborgenheit haben oder niemanden, der für sie da ist. Und aus diesem Grunde ist für solche Kinder die Jugendwohlfahrt gefordert. Wir wissen es, dass wir immer wieder versuchen, solche Kinder aus dem System Elternhaus, das nicht funktioniert, herauszubringen in ein sicheres System, dass mit Familienintensivbetreuung gearbeitet wird. Aber wenn das auch nicht mehr geht, wenn die Kinder den Schutz brauchen, weil sie nicht mehr die Möglichkeit erhalten, ihren Schulabschluss fertig stellen zu können, ins Berufsleben einzutreten, dann müssen sie aus dem Familienverband herausgenommen werden und in eine geschützte Umgebung kommen. In dieser Umgebung sind Menschen am Werk, die sehr, sehr gefordert sind. Sie müssen den Schülern beibringen, dass sie ihre Konflikte auf andere Art lösen. Nicht durch Hinhauen, sondern durch Gespräche, durch Sprechen. Sie müssen wieder Werte vermittelt bekommen, diese Werte auch leben können.
Da sind die Betreuer, Pädagogen, Therapeuten äußerst gefordert! Ich möchte jetzt wirklich an die Worte der Abgeordneten Cernic appellieren, dass das wirklich Partei übergreifend eine Linie sein soll. Trotzdem muss ich sagen, dass ich sehr entsetzt darüber war, als ich gehört habe, dass im Comenius-Heim Menschen arbeiten, die vier Monate keinen Lohn bekommen, die unter äußerst schwierigen Bedingungen mit sehr viel Liebe an Kindern arbeiten und die Sozialreferentin auch keine Zeit für einen Termin gehabt hat. Ich möchte das hier anmerken und allen Pädagoginnen und Pädagogen, die im Sinne der Schüler arbeiten, meine Hochachtung aussprechen. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Mag. Trodt-Limpl

Berichterstatter Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, mit der zuständigen Bundesministerin umgehend in Verhandlungen zu treten, damit von der Bundesministerin für Kunst und Kultur, Dr. Claudia Schmied, umgehend wirksame Maßnahmen gegen die immer stärker auftretende Gewalt an Schulen im Sinne der Umsetzung des Regierungsprogrammes 2007 – 2010 gesetzt werden.

Ich bitte um Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)
Tauschitz

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 13.

13.
Ldtgs.Zl. 320-8/29:
Bericht und
Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule betreffend Johannes Brahms Haus der Musik

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl. Ich erteile der Berichterstatterin das Wort.

Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Bei diesem Antrag geht es darum: Johannes Brahms hat bei seinen Aufenthalten in Pörtschach am Wörthersee seine fruchtbringendste Schaffensperiode erlebt. Die Johannes Brahms Gesellschaft Pörtschach hat es sich zur Aufgabe gemacht, den Besuchern von Pörtschach jene Stätten zugänglich zu machen, an denen Johannes Brahms lebte und arbeitete. Durch Konzerte wird das Schaffen des Meisters hochgehalten. Als besonderes Ereignis, als eine Art olympische Spiele der Musik gilt der heuer bereits zum 15. Mal veranstaltete internationale Johannes Brahms Musikwettbewerb. Anlässlich des heurigen 150. Geburtstages von Brahms soll ein musikalisches Zentrum geschaffen werden, das auch als Schlechtwettertourismusattraktion anzusehen ist. Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Tiefnig das Wort.)
Mag. Trodt-Limpl

Abgeordneter Tiefnig (SPÖ):

Tiefnig

Geschätzter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Hoher Landtag! Liebe Familie Wandl! 1877 hat es Johannes Brahms nach Pörtschach verschlagen und es hat ihm hier sehr gut gefallen. Er war ein großer Sommergast hier in Kärnten. Er hat in den folgenden Jahren, er war drei Jahre in Kärnten, eines seiner bekanntesten Werke hier komponiert, und zwar die zweite Synphonie, ein Violinkonzert oder eine Sonate für Violine. Diese Werke sind alle in Pörtschach entstanden. Im Kulturausschuss haben wir die Möglichkeit gehabt, diese Wirkungsstätte, wo er gearbeitet und gelebt hat, zu besichtigen. Eines dieser drei Häuser, wo er gearbeitet hat, ist jetzt käuflich zu erwerben, nämlich das so genannte Kreinerhaus. Dieses wurde von uns besichtigt und sollte in Zukunft für Konzerte und die nachhaltige Nutzung auch im touristischen Bereich auch für Schlechtwetterprogramme genutzt werden. Die Johannes Brahms Gesellschaft unter der Leitung von Mag. Arnold, die Frau des Bürgermeisters, hat uns einen sehr tollen Einblick gegeben, was das Schaffenswerk und die Stationen in Pörtschach von Johannes Brahms waren. Eine Episode nebenbei: Es war schon früher so, Johannes Brahms hat sich ein wenig bedroht gefühlt von seiner Angetrauten, die ihn sehr geschätzt hat, dann ist er ausgezogen, gegenüber auf die andere Straßenseite, wo er speziell für diese Werke gearbeitet hat. (Abg. Trettenbrein: Das ist immer gut, wenn ein Straßenzug dazwischen ist!)
Wir im Kulturausschuss sind zur Ansicht gekommen, dass dieses Haus nachhaltig erhalten bleiben soll und, wie gesagt, die bestmöglichen Verkaufsverhandlungen von der Gemeinde und ein Nutzungskonzept versteht sich von selbst. Wir von der SPÖ-Fraktion werden natürlich diesen Ankauf unterstützen, wohlwollend behandeln und sind dafür. Ich wünsche der Brahms Gesellschaft, die wirklich einen großen Kulturbeitrag leistet, um das Haus der Musik entstehen zu lassen, alles Gute! Wie gesagt, wir hoffen, dass es bestmögliche Verhandlungen gibt und dass in einigen Jahren eine nachhaltige Nutzung hier in Pörtschach beim Haus der Musik stattfindet. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Tiefnig

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

(Abg. Ing. Scheuch: Vielleicht singst du was?) Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und Herren! Ich habe schon die Karten verkauft für das Sängerfest, ich kann dir was vorsingen! (Abg. Ing. Scheuch: Aber nicht Brahms!) Allerdings nicht Brahms, das stimmt! Ich glaube, diesen Antrag werden alle, soviel ich bisher mitbekommen habe, unterstützen, weil er auch unterstützungswürdig ist. Ich glaube, das Wirken von Johannes Brahms auch hier in Kärnten am Wörthersee ist für uns etwas, was wirklich herzeigbar ist, was wir auch touristisch in der Zukunft mehr nutzen sollten. Daher ist es gescheit, dass sich diese Johannes Brahms Gesellschaft unter der Federführung, wie es richtig gesagt wurde, von der Frau Mag. Arnold seit mehr als eineinhalb Jahrzehnten bemüht, diese Johannes Brahms Gesellschaft mit Leben zu erfüllen. Sie versucht, Veranstaltungen zu organisieren, die ausgezeichnet besucht werden und auch Wettbewerbe, die stattfinden.
Der wichtigste Schritt wäre, dass wir uns dieses Haus sichern. Ich war leider nicht mit dabei, aber der Ausschuss war an Ort und Stelle und hat sich ein Bild gemacht. Der Bauzustand ist nicht der beste, aber das ist meist bei alten ehrwürdigen Häusern so, dass er nicht so gut ist. Aber ich glaube, vom Technischen her ist es sicher machbar, es ist alles eine Frage der Kosten. Ich glaube, ein Brahmshaus in Pörtschach würde dazu beitragen, dass a) wir Ja zur Kultur und zur Tradition sagen. B) aber auf der anderen Seite ein touristisches Projekt hier machen, das nicht Eventcharakter hat. Nichts gegen die "Starnacht", die nächste Woche stattfinden wird, sie wird auch einen Teil des Klientels abdecken, aber das ist wieder ein anderes Klientel, das wir mit diesem Brahmshaus hier ansprechen wollen. Daher ist es notwendig, dass wir es davon schützen, dass es in Zukunft irgendwelche Immobilienhaie gebe, die diesen exponierten Platz, der zumindest über die Nachbarschaft einen Seezugang hätte, von diesen geschnappt werden würde.
So gesehen hoffe ich, dass wir diesen ersten Schritt, nämlich den Erwerb dieses Hauses machen und alle anderen Konzepte haben dann ein bisschen Zeit, dass uns nichts davon geht. So haben wir in Zukunft ein Brahmshaus, das wir herzeigen können, wo nicht nur der Wörthersee davon profitiert, sondern die Region und das ganze Bundesland Kärnten! (Abg. Holub: Ja! - Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Lutschounig

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)
Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine lieben Zuhörerinnen und Zuhörer! Ich habe meine Brahmsmappe auf das Rednerpult gelegt und stelle fest, Brahms verbindet, der Landtag bildet. Ich war aber, zugegeben, Kollege Tiefnig einigermaßen irritiert, dass du deine Anekdote gebracht hast, wonach es schon damals so war, dass die Frauen die Männer bedrängen, um das einmal neutralisiert zu replizieren. Ich habe schon gedacht, das Haus sollte dort zu einem Männerhaus, nachdem wir später zu den Frauenhäusern sprechen, umfunktioniert werden. Nein, Spass bei Seite, das ist nicht so. Aber es war offensichtlich auch ein sehr schöner Sommertag des Jahres 1877, als Brahms das erste Mal nach Pörtschach gekommen ist. Dort hat es ihm so gut gefallen, dass er in den darauf folgenden Jahren gerne wieder gekommen ist und viel komponiert hat. Das ist alles schon erwähnt worden!
Was ich aber möchte, ist, eine Einladung auszusprechen an Sie alle und an die, die das noch hören: Heuer findet zum 16. Mal der Brahms Sommer statt, hat schon begonnen, mit vielen, auch sehr hochwertig angelegten Konzerten und zum 15. Mal der Johannes Brahms Wettbewerb mit einem sehr schönen Schlusskonzert in Velden im Casineum. Ich sage das deshalb, weil dieser Wettbewerb einen sagenhaften Verlauf genommen hat im Lauf der letzten Jahre. Es gab bereits heuer über 450 Anmeldungen, wobei Österreicherinnen und Österreicher total in der Minderheit sind! Hier kommen junge Menschen aus aller Herren Länder, die hier eine tolle Qualität, ein hohes Niveau erreichen und hier um den Sieg ringen.
Für dieses Haus würden sich andere Gebäude auch noch anbieten, in denen Johannes Brahms gewirkt oder gelebt hat, die wir besichtigt haben. Beispielsweise das Schloss Leonstein, dies würde aber die finanziellen Möglichkeiten nicht nur der Gemeinde, auch des Landes übersteigen. Aber auch, das ist auch ins Kalkül gezogen worden, das Weiße Rössl. Wenn man aber weiß, wer dort die Eigentümer sind, wird das Ganze auch nicht mehr so leicht verwirklichbar.
Was ich noch einmal unterstreichen möchte, ist die sehr aktive Johannes Brahms Gesellschaft in Pörtschach, wo die Federführung bei der Familie Arnold liegt. Die Familie Arnold hat es geschafft, in Pörtschach eine private Musikschule zu installieren, die ein hervorragendes Gedeihen gehabt hat, die vor einigen Jahren in das Landesmusikschulwerk übernommen werden konnte. Eine Familie, die sich voll einbringt. Da sind nicht nur die Eltern dabei, sondern auch die vier Söhne, deren Freundinnen, immer wieder. (Abg. Lutschounig: Deshalb hat der Arnold nicht Leiter der Kulturabteilung werden dürfen, weil er kompetent ist!) Das weiß ich nicht! Jedenfalls, was in Pörtschach geschieht, ist von erster Qualität! Es ist auch erwähnt worden, dass das Ganze einen touristischen Nutzen haben sollte im Sinne einer Schlechtwetterrichtung. Also eine Heimstätte für die Johannes Brahms Gesellschaft, die derzeit im Ankleideraum des Schlafzimmers der Familie Arnold untergebracht ist, wie uns dies Frau Arnold gesagt hat. Aber auch für Konzerte und vor allem Ausstellungen, denn es gibt noch viele Gegenstände, die Johannes Brahms entweder in Händen gehabt hat oder benützt hat. Und auch als Quartiermöglichkeit für junge Künstlerinnen und Künstler, die sonst privat untergebracht werden müssten.
Das Gebäude soll die Gemeinde erwerben, es kommt von Privat zum öffentlichen Teil. Der Herr Landeshauptmann hat heuer, weil Johannes Brahms am 7. Mai seinen 175. Geburtstag gefeiert hätte, anlässlich der Feierstunde und der Wiedereröffnung der Johannes Brahms Promenade die Unterstützung des Landes bereits signalisiert. Daher danke ich allen, die dem Ganzen sehr positiv gegenüberstanden sind. Ich erwähne meinen Kollegen Robert Lutschounig, der in der ersten Ausschusssitzung, wo wir das behandelt haben, die Wichtigkeit und vor allem die notwendige Raschheit erkannt und ausgesprochen hat. In Pörtschach hat Frau Kollegin Cernic Beiträge geleistet, das Ganze auf eine positive Schiene gebracht. Wir haben somit alles zur Unterstützung des Erwerbes gemacht. Daher schließe ich mit dem Wunsch, dass dieses Johannes Brahms Haus so etwas wie ein Kristallisationspunkt am Wörthersee werden könnte. Denn es haben noch andere Komponisten am Wörthersee gewirkt. Die Wörthersee-Classics, die vor wenigen Tagen zu Ende gegangen sind und darauf Rücksicht nehmen, sind nur einem Teil davon gewidmet. Es ließe sich hier die Marke Wörthersee klanglich tadellos mit Komponisten der Welt umrahmen. Danke nochmals! Auch wir werden zustimmen, es ist unser eigener Antrag, daher danke ich auch für die Unterstützung der anderen Fraktionen! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Dipl.-Ing. Gallo

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, das Projekt „Johannes Brahms Haus der Musik“ in Pörtschach am Wörthersee bestmöglich zu unterstützen.

Ich beantrage die Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Mag. Trodt-Limpl

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 14:

14.
Ldtgs.Zl. 198-5/29:

Bericht und
Antrag des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr zur Regierungsvorlage betreffend das Gesetz, mit dem das Gesetz über eine Landesumlage geändert wird 

./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Stark. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr ist die erste Lesung erfolgt. Bitte, Herr Berichterstatter!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Stark (F):

Stark

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Mitglieder des Landtages! Dieses Gesetz spricht von einer Landesumlage, das nach dem Finanzausgleichsgesetz geändert werden muss. Das heißt, die Landesumlage wird neu berechnet und ist vom Jahre 2008 bis 2013 festzulegen. Die Höhe der Landesumlage ist auf 7,6 Prozent zu reduzieren. Das war von 2005 bis 2008 mit 7,8 vH erfolgt. Diese Bemessungsgrundlage muss auch im Gesetz abgeändert werden.
Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.
Stark

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Ich eröffne die Generaldebatte. Als erster zu Wort gemeldet ist unser Herr Abgeordneter Franz Mandl, ích darf dir das Wort erteilen! Ich darf dich noch einmal herzlich zu diesem Amt beglückwünschen! Ich wünsche dir viel Erfolg und viel Glück im Kärntner Landtag! Ich darf die Damen und Herren Abgeordneten ersuchen, dass sie ihm besondere Aufmerksamkeit schenken, nachdem das heute gleich am ersten Tag seine erste Rede ist! Bitte sehr, Herr Abgeordneter!
Ferlitsch

Abgeordneter Mandl (F):

Mandl

Sehr verehrter Präsident! Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Als Bürgermeister freut es mich ganz besonders, zu dem jetzt vorliegenden Tagesordnungspunkt Stellung nehmen zu dürfen, zumal es ja um die Senkung einer Landesumlage sprich auch um Gelder von Gemeinden geht. Ich denke, es geht vielen Bürgermeisterkollegen im Landtag gleich wie mir, wir haben irgendwie zwei Seelen in der Brust. Auf der einen Seite versucht man den Vorgaben des Landes gerecht zu werden, auch der Fraktionen, selbstverständlich. Auf der anderen Seite versucht man natürlich auch als Bürgermeister seine Gemeinde und ihre Interessen durchzusetzen. Diesen Spagat werde ich hier nicht allein vollziehen, sondern es sind ja etliche Bürgermeisterkollegen schon hier und auch die haben in der Vergangenheit Spagate vollzogen. Ich denke und hoffe, dass es auch mir in der vorliegenden Form gelingen wird.
Zurück zum Thema, zu dieser Landesumlage. Die Landesumlage beträgt laut dem Voranschlag 2008 37,3 Millionen Euro, das sind immerhin 2,5 bis drei Prozent des Budgets aller Kärntner Gemeinden, die diese Jahr für Jahr an das Land Kärnten abliefern. Nun wissen wir alle, dass die Gemeinden in Zukunft große Aufgaben zu erfüllen haben und dass diese angedachte Senkung mit Sicherheit einen kleinen Schritt dazu beitragen wird, die Budgetsituation in der Gemeinde ein wenig zu entspannen. Tatsache ist aber, dass die Gemeinden an ihre finanziellen Grenzen stoßen. Es wird mit Sicherheit in Zukunft immer schwieriger, die notwendigen Ausgaben in den Gemeinden bewerkstelligen zu können – Stichwort: Kindergarten, Jugendarbeit, Kulturarbeit, Arbeiten, die die Gemeinde in allen Fällen zu erfüllen hat. Dazu kommen auch die Krankenanstaltenabgänge, die erhöhten Sozialhilfebeiträge, die die Gemeinden Jahr für Jahr wirklich sehr, sehr drücken und die auch so zu erbringen sind. Um diesen Haushaltsausgleich auf Gemeindeebene besser erfüllen zu können, sind angesichts dieser Entwicklungen Diskussionen über diese Transferbeziehungen zwischen Land und Gemeinden unabdingbar. Klar ist, dass die finanziellen Spielräume der Gemeinden erhöht werden müssen. Klar ist aber auch, dass Gemeindekooperationen untereinander das Schlagwort und die Zukunft sind. Das wird die Zukunft sein! Jetzt geht es auch darum, ein ausgeklügeltes Anreizsystem zu schaffen, das den Gemeinden gerecht wird und dies könnte das Land auch gut fördern. Lassen Sie mich aber auch abschließend festhalten, dass die von den Landeshauptleuten geführten Finanzausgleichsverhandlungen für die jetzige Periode sehr, sehr gut geglückt sind und dass im Zusammenhang mit der jetzt diskutierten Gesetzesvorlage, also die Senkung diese Umlage um 0,2 Prozent, ein kleiner Schritt in die richtige Richtung sind. Allerdings, und das möchte ich hier und heute noch einmal deutlich herausstreichen, braucht es in Zukunft eine grundsätzliche Diskussion, um das bestehende System zu hinterfragen. Dabei werden wir auch nicht umhin kommen, diesen abgestuften Bevölkerungsschlüssel diskutieren zu müssen. Denn es ist nicht einzusehen, warum ein Wiener Kopf 1.200,-- Euro wert ist und der Kärntner Kopf nur 600,-- bis 700,-- Euro! Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit! (Langanhaltender Beifall im Hause.)

Mandl
Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Danke schön, Feuertaufe bestanden! Als nächster zu Wort gemeldet ist Abgeordneter Holub! (Abg. Stark steht am Rednerpult. – Abg. Ing. Scheuch: Die Bürgermeisterfraktion ist am Wort, da passt du nicht hinein! – gemünzt auf Abg. Holub.)

Ferlitsch

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Verehrter Präsident! Hohes Haus! Tut mir leid, dass ich mich zwischen die Bürgermeister hineindrängen muss! Aber es sei nur ganz kurz angemerkt: Die Landesumlage gibt es auf diese Art und Weise seit 1967, um 0,2 Prozent wird sie jetzt gesenkt. In Niederösterreich ist die Landesumlage überhaupt aufgehoben und in Oberösterreich denken sie darüber nach. Finanzausgleich, grundsätzlich: Auf der einen Seite müssen die Gemeinden zahlen, auf der anderen Seite müssen sie dann wieder betteln kommen, wenn sie kein Geld haben. Es wird ihnen viel mehr umgehängt als sie leisten können, das ist klar. Vielleicht denken wir einmal darüber nach, dass wir sie überhaupt abschaffen. In diesem Sinn ist die Senkung natürlich ein erster Schritt. Danke! (Beifall von Abg. Dr. Lesjak, von Abg. Schwager und von der ÖVP-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Berichterstatter:)

Holub

Berichterstatter Abgeordneter Stark (F):

Stark

Artikel I

Das Gesetz über eine Landesumlage, LGBl. Nr. 22/1967, zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBL. Nr. 74/2005, wird wie folgt geändert:

§ 1 Abs. 2 lautet:

Die Höhe der Landesumlage wird für die Jahre 2008 bis 2013 mit 7,6 vH der ungekürzten rechnungsmäßigen Ertragsanteile der Gemeinden an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben (§ 11 Abs. 1 erster Satz Finanzausgleichsgesetz 2008. I Nr. 103/2007) mit Ausnahme der Werbeabgabe und des Ausgleichs für die Abschaffung der Selbstträgerschaft (§ 9 Abs. 7 Z 5 lit. b sublit. bd Finanzausgleichsgesetz 2008, BGBl. I Nr. 103/2007) festgesetzt.
Artikel II

Artikel I dieses Gesetzes tritt am 1. Jänner 2008 in Kraft.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Artikel I und II erfolgt einstimmig. – Vorsitzender: Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)
Gesetz vom 3.7.2008, mit dem das Gesetz über eine Landesumlage geändert wird.
Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt wiederum einstimmig. – Vorsitzender: 3. Lesung! – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Gesetz, mit dem das Gesetz über eine Landesumlage geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt einstimmig.)
Stark

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 15:
15. Ldtgs.Zl. 184-16/29:


Bericht und Antrag des Kontrollausschusses betreffend den Bericht des Landesrechnungshofes über das Ergebnis der Überprüfung der Geldmittelverwendung in den drei Kärntner Frauenhäusern

Zahl: LRH 14/B/2008

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Ing. Haas. Ich erteile dir das Wort!
Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Haas (F):

Ing. Haas

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Der Kontrollausschuss hat in der 23. Sitzung am 19. Juni 2008 über das Ergebnis der Überprüfung der Geldmittelverwendung in den drei Kärntner Frauenhäusern durch den Landesrechnungshof beraten. Er soll heute hier nun diskutiert und zur Kenntnis genommen werden. Was steht dort grundsätzlich drinnen? Frauenhäuser sind eine Zufluchtstätte für bedrohte und misshandelte Frauen und Kinder. In Kärnten gibt es jeweils ein Frauenhaus in Klagenfurt seit 1984, in Villach seit 1997, in Wolfsberg seit 2001 und in Spittal seit 2007. Sie sind in der Form einzelner gemeinnütziger Vereine organisiert. Sie beschäftigen hauptamtliche Mitarbeiterinnen in den Bereichen Geschäftsführung, Frauenbetreuung, Kinderbetreuung und Hausorganisation sowie nebenberuflich tätige Mitarbeiterinnen für Bereitschafts-, Wochenend-, Feiertag- und Nachtdienste. Das Land Kärnten, und hier die Abteilung 13, Soziales, Jugend, Familie und Frau als Hauptfördergeber, subventionierte die Frauenhäuser in den Jahren 2004 bis 2006 mit insgesamt 750.000,-- Euro und übt darüber hinaus die finanzielle und fachliche Aufsicht aus.
Nun zu den wesentlichen Feststellungen des Landesrechnungshofes. Erstens: Alle Frauenhäuser bedienen sich betriebswirtschaftlicher Instrumente. Auffallend ist jedoch, dass jeder Verein die Grundlagen zum Großteil selbst erarbeitet hat. Zweitens: Bei den Betreuungskonzepten herrscht zwar in weiten Bereichen Übereinstimmung, es existieren aber dennoch zum Beispiel unterschiedliche Ansätze. Eine stärkere Vernetzung der Frauenhäuser im Hinblick auf die Betreuungsarbeit, die Organisationsabwicklung und Qualitätsverbesserungsprojekte wären zweckmäßig. Drittens: Der Landesrechnungshof empfahl auch die Erarbeitung eines Leitfadens über Qualitätsstandards für Frauenhäuser. Viertens: Die geringfügig Beschäftigten bzw. ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen werden in den einzelnen Frauenhäusern unterschiedlich eingestuft. Es sollte diesbezüglich eine kärntenweite Einheitlichkeit hergestellt werden.
Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)

Ing. Haas

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Als Vorsitzende eines dieser Kärntner Frauenhäuser, nämlich des Villacher Frauenhauses, habe ich mich über diesen Bericht des Rechnungshofes und auch über die sehr sorgfältige Art und Weise wie er zustandegekommen ist, sehr gefreut. Ich möchte nicht verhehlen, dass ich mir seinerzeit im Jahre 2005 im ersten Moment, wie dieser Antrag gestellt wurde, der die Überprüfung durch den Rechnungshof gefordert hat, um festzustellen, ob die Geldmittelverwendung in den drei Kärntner Frauenhäusern wohl effizient ist, gedacht habe, dass das in irgendeiner Form als Misstrauensvotum zu werten ist. In all den Jahren haben wir versucht, eine sehr gute Arbeit zu leisten und die Mittel sehr effizient einzusetzen. Jetzt rückblickend und mit diesem Ergebnis in Händen bin ich nachgerade dankbar, dass das so gekommen ist. Denn wenn man diese Fragestellung nimmt, die hier aufgeworfen wurde – werden die Geldmittel in den Kärntner Frauenhäusern effizient verwendet – dann glaube ich, und das haben auch die Punkte gezeigt, die der Berichterstatter hier aufgelistet hat, dass es diesbezüglich keinerlei unbeantwortete Fragen gegeben hat. Der Rechnungshof hat Institutionen vorgefunden, die sich im Laufe der letzten 20 Jahre in Klagenfurt, der letzten zehn Jahre in Villach kontinuierlich entwickelt und sich bemüht haben, einigermaßen professionelle Grundlagen für die Führung dieser Betriebe zu entwickeln, nämlich nicht nur fachlicher, sondern auch betriebswirtschaftlicher Natur.
Ich möchte in dem Zusammenhang auch sagen, dass der Rechnungshofbericht gerade rechtzeitig gekommen ist, um zu rechtfertigen, dass diese Institutionen jetzt, sowie der Rechnungshof es angeregt hat, von Seiten der zuständigen Abteilung, der Sozial- und Frauenreferentin entsprechende vertragliche Vereinbarungen bekommen, womit diese schon langjährige Forderung, dass die Institutionen auf sichere finanzielle Füße gestellt werden mit Dreijahresverträgen erfüllt wird. Wir sind dafür alle zusammen sehr dankbar! Soweit ich weiß, haben mittlerweile alle Vorstandsmitglieder der verschiedenen Frauenhausvereine in Kärnten diese Verträge auch unterschrieben. Für die Institutionen, die in ihren Anfängen im Ermessensbereich geführt wurden und von Jahr auf Jahr bangen oder sich um die Zurverfügungstellung der notwendigen Mittel bemühen mussten, ist über die Absicherung im Mindestsicherungsgesetz und die jetzt ausgestellten Verträge Rechtssicherheit entstanden was, glaube ich, auch zu rechtfertigen ist, weil dort über Jahrzehnte eine kontinuierliche Arbeit geleistet wurde. Ich bin der Sozial- und Frauenreferentin dankbar, aber darüber hinaus allen Parteien im Kärntner Landtag, weil es hat im Kärntner Landtag immer über alle Parteien hinweg einen Konsens gegeben, der eigentlich diese Einrichtungen außer Frage gestellt hat und dafür ist wie gesagt, wirklich zu danken! Zu den Anregungen hier möchte ich sagen, dass schon in der Vertragsgestaltung die Anregungen des Rechnungshofes berücksichtigt worden sind. In den Verträgen ist bereits als ein verpflichtender Punkt die Schaffung einer Arbeitsgemeinschaft aller Frauenhäuser drinnen, sodass es in Zukunft regelmäßige Treffen geben wird, zur Sicherung der Qualitätsstandards beziehungsweise auch vielleicht der Adaptierung der betriebswirtschaftlichen Konzepte in eine gemeinsame Richtung. Abschließend möchte ich mich noch beim Rechnungshof bedanken, weil ich eigentlich nicht erstaunt war – ich habe das ja erwartet – aber ich war beeindruckt davon, in welchem Ausmaß die PrüferInnen, die hier beauftragt waren, sich zuerst einmal kundig gemacht haben über die Grundlagen der Institution und über die Anforderungen an die Institution, sodass sie wirklich berechtigt waren, letztendlich auch die Abläufe in diesen Organisationen zu beurteilen, weil sie eben sehr, sehr sorgfältig vorgegangen sind. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Cernic

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Als nächste zu Wort gemeldet ist die Frau Abgeordnete Mag. Dr. Lesjak. Ich darf dir das Wort erteilen, darf aber gleichzeitig feststellen, dass wir nach Frau Mag. Lesjak in den Bereich der dringlichen oder vorgezogenen Anträge kommen. Ich würde die Klubobmänner bitten, dass die Vollzähligkeit gegeben ist und wir beginnen dann auch … (Abg. Dr. Lesjak lachend: Aha, das heißt, es hört jetzt keiner zu!)

Ferlitsch

Abgeordnete Dr. Lesjak (GRÜ):

Dr. Lesjak

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich möchte grundsätzlich – bevor ich auf die einzelnen Punkte eingehe – zu den Frauenhäusern sagen, dass wir heute eine Institution Frauenhaus haben und ich möchte wirklich uns allen und den Frauenhäusern gratulieren, dass das gegangen ist. Die Idee zu den Frauenhäusern ist in den 80er-Jahren entstanden. Damals hatten sich Vertreterinnen parteilicher, kirchlicher und autonomer Frauenorganisationen zusammengetan. 1982 haben sie einen Verein gegründet und zwei Jahre später wurde das erste Kärntner Frauenhaus eröffnet. Gleichzeitig war das auch ein Meilenstein in der Kärntner Frauenpolitik, weil das Thema „Gewalt gegen Frauen“ seit damals nicht mehr so tabuisiert werden konnte wie heute. Es wird als Unrecht angesehen, wenn Männer Frauen schlagen, wenn Männer Frauen misshandeln und wenn sie sie ihrer Freiheit berauben. Das ist sicher ein Verdienst der Frauenhäuser und der Frauenbewegungen.
Der Rechnungshofbericht bringt jetzt die jüngeren Entwicklungen zum Ausdruck und beschreibt auch die Entwicklung der Frauenhäuser seit den 80er-Jahren, also seit dem Bestehen. In der jüngeren Vergangenheit ist hier wohl ein Professionalisierungsschub zu beobachten, der sich schon sehr von dem unterscheidet, wie am Anfang die Frauenhäuser geführt wurden. Am Anfang waren ja die Frauen, die das betrieben haben, noch sehr viel mehr als heute von einem persönlichen Engagement getrieben und motiviert und weniger von einem professionellen Selbstverständnis. Das hat aber auch dazu geführt, dass es einige Konflikte gegeben hat. Man ist draufgekommen, dass auch die Autonomie eine Struktur braucht und das hat doch zu einigen Turbulenzen geführt. Persönlich konnte ich das im Klagenfurter Frauenhaus – es heißt ja seit letztem Jahr Klagenfurter Frauenhaus, nicht Kärntner Frauenhaus, weil es ja jetzt mehrere Frauenhäuser gibt – beobachten und das, was ich dort beobachtet habe, ist so typisch für den Übergang von einer Pionierinnen-Organisation zu einer professionellen Frauenorganisation. Es wurden einige Versuche unternommen, aus dieser Autonomie, die in fachlicher Hinsicht vielleicht ein bisschen falsch verstanden worden ist, eine Struktur zu entwickeln und mit fremder Hilfe, auch mit der Prüfung der Confida und mit der Beratung von außen, ist es dann schließlich doch gelungen, die interne Ablauforganisation – also das ganze Management, das Controlling – zu optimieren. Zunächst oft vergeblich, aber schließlich ist es dann doch gelungen. In den letzten zwei Jahren sind diese Gewässer wieder etwas ruhiger geworden, professionelle Standards sind eingeführt worden, eine Geschäftsführerin führt mit ruhiger Hand die Geschäfte und wird durch einen tatkräftigen Vorstand unterstützt, dessen Obfrau ganz maßgeblich zu dieser Professionalisierung beigetragen hat. Aber noch gibt es sehr vieles zu tun. Hier gibt der Rechnungshofbericht einige Hinweise darauf. Er macht einige Vorschläge und am meisten zu begrüßen ist sicherlich, dass jetzt die Frauenhäuser eine eigene Kostenstelle im Landesbudget bekommen. Die Voraussetzung dafür ist, dass sie dreijährige Finanzierungspläne vorlegen, was sie gemacht haben. Das ist auch die Voraussetzung für den Vertragsabschluss. Hier mit dieser Kostenstelle wird einer langjährigen Forderung von uns nachgekommen. Das haben wir auch immer wieder gefordert, eine mehrjährige schriftliche Finanzierungsvereinbarung für alle Frauenhäuser, nicht nur deswegen, damit sie eine längerfristige Planungssicherheit haben können, sondern auch wegen einem psychologischen Moment. Denn wenn ich jedes Jahr das Budget von neuem beantragen muss, kommt man dadurch in einen Bittstellerstatus und das soll ja wirklich nicht sein für eine Institution, die eine gesellschaftlich notwendige Arbeit übernimmt!
Der Landesrechnungshof kritisiert in dieser Hinsicht – die gleiche Kritik wie auch von uns – man muss dazu sagen, dass diese schriftlichen Vereinbarungen, die jetzt nach dem Kärntner Mindestsicherungsgesetz auf Gesetzesfüßen stehen und Rechtssicherheit schaffen, das hätte man früher ohne Gesetz auch machen können! Man hätte diese gesetzliche Grundlage nicht benötigt, um mit den Frauenhäusern Verträge abzuschließen. Da ist das Gesetz jetzt vielleicht eine zwingende Maßnahme, dass das jetzt so ist, aber man hätte es früher genau so machen können. In diesem Zusammenhang empfiehlt der Rechnungshof im Hinblick auf die Transparenz und Nachvollziehbarkeit die gesonderte Darstellung der Veranschlagung und Verrechnung der Subventionen der Frauenhäuser in einer eigenen Haushaltspost „Kärntner Frauenhäuser“ und in den entsprechenden Kostenstellen der einzelnen Frauenhäuser. Das wäre noch einmal ein weiterer Schritt in Richtung Transparenz. Dieser Empfehlung ist ja das Land nicht nachgekommen, was völlig unverständlich ist! Es spricht ja nichts dagegen, wenn man Subventionen und Veranschlagung extra darstellt. Das dient ja dazu, dass eine bessere Vergleichbarkeit gegeben ist (Um 15.22 Uhr übernimmt 3. Präs. Dr. Strutz den Vorsitz.) und auch im Sinne der Außendarstellung ist es wichtig, dass man Transparenz und Nachvollziehbarkeit anstrebt, also wird es ja wohl auch das Mindeste sein, dass man hier vielleicht noch eine Zeile einrichtet im Kärntner Landesbudget, damit man hier diese Zuschüsse extra ausweisen kann.
Dann ist der Leitfaden für die Qualitätsstandards auch schon erwähnt worden. Das wird bereits von den Frauenhäusern selber erarbeitet und das ist in zweierlei Hinsicht sinnvoll. Erstens wird es dann sicher Qualitätsstandards geben und zweitens ist auch garantiert, dass die Umsetzung dieser Standards auch garantiert ist, weil das ja dann dem Geist der Selbstbestimmung entspricht, wenn sie sich selber ihre Qualitätsstandards erarbeiten. Das sollte übrigens in allen sozialen Bereichen so sein, weil diejenigen, die vor Ort arbeiten und die die Probleme kennen, auch am besten wissen, was Qualität in ihrer Arbeit ist. Weiters macht der Landesrechnungshof darauf aufmerksam, dass nach § 61 Abs. 6 Kärntner Mindestsicherungsgesetz fachaufsichtliche Prüfungen regelmäßig durchzuführen sind und empfiehlt, die Ergebnisse im Sinne der Transparenz und Nachvollziehbarkeit schriftlich festzuhalten. Dieser Empfehlung ist das Land bis jetzt nicht nachgekommen, sollte es aber, weil das, was man von Frauenhäusern und von sozialen Einrichtungen verlangt, nämlich dass sie zum Beispiel eine Betreuungsdokumentation machen, dass sie ihre Abläufe transparent machen, das kann man auch von der Abteilung 13 verlangen! Warum kann man der Abteilung 13, wenn sie schon prüft und kontrolliert, nicht auch eine Dokumentation dieser Kontrollen und Prüfungen abverlangen? Das ist ja wohl das Mindeste, dass das Land auch mit einer Vorbildwirkung vorangeht und die Kontrollen und Prüfungen genauso dokumentiert und genauso auch vorlegt. Wir werden in diese Richtung Anfragen beziehungsweise auch Anträge noch einbringen.
Noch eine Empfehlung des Rechnungshofes: Eine stärkere Vernetzung zwischen den Frauenhäusern zwecks Erfahrungsaustausch und Abstimmung der Beratungsarbeit wird angestrebt. Das schaut aber schon ganz gut aus. Vielleicht könnte man das noch verbessern durch regelmäßige Jour-fixe der Geschäftsführerinnen. Das ist natürlich zweckmäßig hinsichtlich einer gemeinsamen und vergleichbaren Qualitätssicherung und für Organisationsentwicklungsmaßnahmen. Hier könnt man sicher sehr viele Synergieeffekte nutzen, aber angesichts dessen, dass in den letzten Jahren die Entwicklung sich so rasant und auch so professionell entwickelt hat, ist hier wirklich zu erwarten, dass die Frauenhäuser weiterhin diesen Weg gehen werden. (Vorsitzender: Frau Abgeordnete, ich ersuche Sie, zum Ende zu kommen, sonst müsste ich Sie unterbrechen, zur Behandlung der vorgezogenen Dringlichkeitsanträge!) Wie lange ist die Redezeit bei solchen Punkten? (Vorsitzender: Ich kann Sie unterbrechen, dann können Sie in einer, eineinhalb Stunden vielleicht wieder fortfahren. Aber sagen Sie noch ein paar Sätze, dann kommen Sie zum Schluss.) Also abschließend noch ein Satz: Es müsste die Dotierung für die Frauenhäuser massiv erhöht werden, weil es ist ein Problem mit den Ehrenamtlichen und Hauptamtlichen, es sollen nicht am Wochenende die Ehrenamtlichen zum Einsatz kommen! (Einzelbeifall von Abg. Holub.)

Dr. Lesjak

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):
Dr. Strutz

Dankeschön, Frau Abgeordnete! Somit kommen wir zur Behandlung der Dringlichkeitsanträge. Nachdem ich den Vorsitz übernommen habe, möchte ich nur ankündigen, dass ich beabsichtige, um 18.30 Uhr, spätestens 19.00 Uhr die Sitzung zu unterbrechen und morgen fortzuführen, sollten wir bis dahin nicht fertig sein. Ich werde das dann selbstverständlich in Rücksprache mit den Klubobmännern tun, obwohl der Präsident natürlich für sich zu entscheiden hat. Es haben mich mehrere Abgeordnete gebeten, darauf zu achten, dass heute wichtige Termine sind und wenn wir, wie gesagt, nicht fertig sind, unterbrechen wir die Sitzung. Ich kündige das nur an, damit man sich vielleicht kurz fasst. Die wichtigsten Materien sind ja heute auch schon angesprochen worden, so wie das Thema „Österreich und die Europäische Union“. Das ist gleichzeitig der Dringlichkeitsantrag der sozialdemokratischen Fraktion. Zur Begründung, Dr. Kaiser, bitte! (Einwand von Direktor Mag. Weiß: Ich müsste ihn eigentlich schon verlesen, Entschuldigung! – KO Abg. Mag. Dr. Kaiser: Pardon!) 
Mitteilung des Einlaufes
Dr. Strutz

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß

1.
Ldtgs.Zl. 182-15/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Österreich und die Europäische Union mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag möge beschließen:
Die Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundesregierung sicherzustellen, dass
Österreich sich als aktives Mitglied dafür einsetzt, dass die EU zu einer echten Sozialunion wird;
die Informationsarbeit verbessert und die Vor- und Nachteile der EU objektiv und nachvollziehbar dargestellt und diskutiert und kommuniziert werden und

zukünftige Vertragsänderungen, die die österreichischen Interessen berühren, durch eine Volksabstimmung entschieden werden.
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke, Herr Präsident! Ihrem Appell folgend möchte ich in aller Kürze die wesentlichsten Argumente, die ich am Vormittag namens meiner Fraktion bereits gebracht habe, in Erinnerung rufen. Als SPÖ treten wir dafür ein, sich aktiv, das heißt auch vorbildhaft, vorwärts bringend, sich für eine echte Sozialunion als Europäische Union einzusetzen. Ich denke, dass dazu notwendig ist, entsprechende Informationsarbeit von allen öffentlichen und nichtöffentlichen Stellen zu leisten. Genauso wie Einbindung der Schulen und aller anderen Bildungsinstitutionen, um eine entsprechende Kommunikation zu gewährleisten und drittens, entgegen der bisherigen gesetzlichen Gepflogenheit, die, wie ich noch einmal wiederhole, mit 182 gegen eine Stimme im Nationalrat im Jahre 2005 gefasst worden ist, treten wir als SPÖ dafür ein, dass hinkünftige Veränderungen von EU-relevanten Verträgen einer Volksabstimmung österreichweit – und das ist der Unterschied zu dem in späterer Folge zu behandelnden Antrag des BZÖ – abgehalten werden sollen. Ich denke, dass das eine – auch aufgrund von Meinungsumfragen – notwendige Kurskorrektur ist, von all jenen auch mitzutragen ist, die schon immer für eine Europäische Union als ein Europa für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, damit für eine soziale Union, eingetreten sind. Ich appelliere an alle im Haus Befindlichen, sich diesem SPÖ-Antrag anzuschließen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Dr. Kaiser

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):
Dr. Strutz

Danke, Herr Dr. Kaiser! Das war eine vorbildliche, zeitökonomische Wortmeldung! Das erwarte ich mir auch von den nachfolgenden Rednern. Klubobmann Scheuch, bitte! (Es herrscht Heiterkeit im Saal.)

Dr. Strutz

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Wir werden dem Wunsch des Präsidenten selbstverständlich nachkommen. Es sei mit aber erlaubt, erstens einmal zu sagen, weil die Reden meines Vorredners normalerweise immer sehr genau und präzise sind, das Abstimmungsergebnis, das er im Nationalrat widergespiegelt hat, ist aber um eine andere Materie gegangen! das weiß er ganz genau, deswegen ersuche ich ihn, nicht immer wieder dieses hier zu zitieren, das ist einfach falsch und entspricht nicht dem Ratifizierungsbeschluss des letzten Vertrages, den man uns hier unter die Nase hält! Entscheidend ist in dieser Causa ein wichtiger Punkt: Sie kritisieren letztendlich auch die Politikverdrossenheit, Sie beschwören die direkte Demokratie und wie handeln Sie? Sie verschieben wiederum die Verantwortung woanders hin und handeln nicht dort, wo Sie handeln können! Der Antrag alleine sagt schon ganz klar: „Österreich in der Europäischen Union“ und das macht wer wo? Ein Kärntner Landtagsabgeordneter im Kärntner Landtag! Der gleiche Landtagsklub, der gleiche Sprecher der Fraktion, der gleiche Klubobmann hätte heute die Möglichkeit gehabt, eine klare Tat schon zu vollziehen, nämlich in seinen gesetzlichen Möglichkeiten im Volksbefragungsgesetz Kärntens.
Man verschiebt die Verantwortung bewusst auf Wiener Ebene und, was mich besonders betroffen gemacht hat, war auch der Zwischenruf heute, in dem man gesagt hat, ja Volksabstimmung. Ich frage also die SPÖ: Nur dann, wenn in ganz Europa eine solche erfolgt? Oder dann doch in Österreich, wenn es um Österreich geht? Das sind die feinen Unterschiede, die es aber herauszuarbeiten gilt.
Für unsere Fraktion ist es ganz klar, dass wir diesem Antrag die Zustimmung erteilen werden. Aber wir werden den Menschen draußen natürlich auch sagen, dass Sie leider nicht Willens gewesen sind, in Kärnten selbst, wo Sie Verantwortung tragen, wo Sie, wie ein Abgeordneter Ihrer Fraktion heute selbst gesagt hat, vor der eigenen Tür kehren, saubermachen könnten, hier tätig zu werden. Es bleibt nur eine einzige Interpretationsmöglichkeit hier übrig: Dass es Ihnen mit der Sache nicht gar so ernst ist und Sie insgeheim hoffen, dass das „Duo infernale“ Gusi und Faymann bald abgelöst werden, um bald wieder durch einen braven EU Lakaien ersetzt werden. Wir werden Ihrem Antrag zustimmen, sind aber traurig, dass Sie unserem Antrag nicht zugestimmt haben. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Danke, Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und Herren! Wir bleiben dabei, wir bleiben auf unserer Linie. Wir glauben schon, dass wir Abgeordnete haben, dass wir entsprechende Gremien haben, wie das Parlament, die dafür zuständig sind und dort soll auch diese Entscheidung, auch wenn es Veränderungen Österreich betreffend geben sollte, dass diese die Veränderungen vornehmen. Sonst ersparen wir uns eigentlich auch den Parlamentarismus in Österreich. Wir würden uns viel Geld ersparen, würde vielleicht die Welt auch nicht zusammenbrechen. Aber, wenn wir uns dazu bekennen, als Demokraten, dass es gewählte Volksvertreter gibt, dann muss man diesen auch die Verantwortung übertragen. Somit werden wir diesem Dringlichkeitsantrag die Zustimmung nicht geben! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Lutschounig

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Wir kommen jetzt zur Abstimmung der Dringlichkeit des SPÖ-Antrages. Wer dem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit Stimmen der Sozialdemokratischen Fraktion, Abgeordneten Schwager, BZÖ so beschlossen. Jetzt kommen wir zum Inhalt und das ist der Kollege Holub gewesen, der zwar einen Zettel herausgelegt hat, aber nicht gesagt hat, wer er ist.

Dr. Strutz

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Ganz kurz! Grundsätzlich sind wir nicht Mitglieder der SPÖ und müssen das auch nicht legitimieren, was der Gusenbauer gemacht hat. Deshalb haben wir da nicht zugestimmt. (Abg. Ing. Scheuch: Aber fast!) Ich finde, alles was im Antrag steht, sollte die Regierung sowieso tun und auch der Bundeskanzler. Deshalb schauen wir, dass das Parlament das macht! Danke!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager zum Inhalt das Wort.)
Holub

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Werte Zuhörer! Mit dem Inhalt dieser drei Punkte des SPÖ-Dringlichkeitsantrages kann ich mich vollinhaltlich identifizieren. Aus freiheitlicher Sicht freut es mich, dass die Sozialdemokratie auch die österreichischen Interessen vor die Interessen der EU Bürokratie stellt. Das ist ein Umdenken, das von uns positiv zur Kenntnis genommen wird. Es wird eines der Belege sein, die ich mir, so lange ich in der Politik bin, aufbehalten werde, um die SPÖ immer wieder in Zukunft daran zu erinnern. Es wird dies in Zukunft des Öfteren dazu Gelegenheit geben, auf dieses zurück zu kommen. Das möchte ich dazu sagen und deshalb aus freiheitlicher Sicht Zustimmung.
Schwager

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Danke schön! Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Inhalt dieses Dringlichkeitsantrages. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand. – Danke schön, das ist gegen die Stimmen der Grünen und der ÖVP so beschlossen. Nächster Dringlichkeitsantrag, Herr Direktor bitte!

Dr. Strutz

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß


2.
Ldtgs.Zl. 195-4/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des F-Klubs betreffend Kärntner Volksbefragungsgesetz mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dem Kärntner Landtag einen Entwurf für eine Novelle des Kärntner Volksbefragungsgesetzes mit der Maßgabe vorzulegen, dass vor einer Stellungnahme, welche die Kärntner Landesregierung nach Art. 23d Bundes-Verfas​sungs​gesetz (B-VG) über Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union abzugeben hat, zwingend eine Volksbefragung anzuordnen ist.
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Herr Präsident! Hoher Landtag! Liebe SPÖ! Sie haben die Maske fallen gelassen, denn der Brief an die Kronen Zeitung Ihres Duos ist so gut wie nichts wert oder hat die Qualität, die das Wahlversprechen „Senkung der Studiengebühren“ hat. Nur in der Qualität noch vermindert insofern, dass es damals wenigstens ein Wahlversprechen war, von dem später dann abgegangen wurde. Hier sind es nur wenige Stunden zwischen der Ankündigung das Volk mit einzubeziehen und Ihrem gegenteiligen Abstimmungsverhalten, heute am Vormittag. Das heißt, Sie fallen mit dem, was Sie gemacht haben, den Menschen in den Rücken, führen sie in die Irre, täuschen, trixen, haben keine Linie. Wir bleiben auf Kurs, lassen nicht locker, stellen noch einmal diesen Antrag und im Sinne der Demokratie, von der am Vormittag sehr viel gefaselt worden ist, denke ich, wird es Ihnen auch gelingen, zuzustimmen! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)
Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Ich beziehe mich auf das, was ich heute bereits einige Male gesagt habe. Ich möchte jetzt aber nachhaltigst folgendes erklären: Dieser Dringlichkeitsantrag vorgezogen des BZÖ geht auf eine Kärntner Volksbefragung aus. Parallel dazu bringt man eine österreichweite EU-Volks​abstimmung ein. Ich wiederhole an dieser Stelle noch einmal: Das Kärntner Volk ist das Kärntner Volk! Egal, ob es eine Kärntner Volksbefragung oder eine österreichweite Volksabstimmung ist! Wir sind der bescheidenen Meinung als SPÖ, dass die Dinge dort zu entscheiden sind, wo sie hingehören. Wenn es bundesweite Auswirkungen hat und Österreich und nicht Kärnten Mitglied der Europäischen Union ist, soll es eine österreichweite Volksabstimmung sein, an der auch alle Kärntnerinnen und Kärntner teilnehmen können. Das sind der Sinn und die Intention!
Damit es schwieriger wird, weil du gemeint hast, wegen der EU-Volksabstimmung, dass die auch dazu stattfinden kann. Auch wenn Österreich als eines der Mitgliedsländer der EU eine Volksabstimmung macht, spricht das überhaupt nicht dagegen oder schließt auch nur aus, dass auch in anderen EU-Staaten eine Volksabstimmung durchgeführt werden kann. Allenfalls aber ist die Kärntner Bevölkerung dann sowieso bei der österreichweiten und bei der EU-weiten Volksabstimmung zu befragen. Daher Conclusio aus all dem, diesem Antrag stimmen wir nicht zu! Den nächsten, der die österreichweite Volksabstimmung abzielt, werden wir die Zustimmung geben. Ich muss noch um ein bisschen Geduld für unsere Zustimmung ersuchen, nämlich bis zum nächsten Dringlichkeitsantrag! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Tauschitz das Wort.)
Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Danke vielmals! Im Sinne der vom Präsidenten geforderten Zeitökonomie eine relativ einfache Sache. Die ÖVP hat als einzige immer gesagt, dass wir für das europäische Projekt stehen; immer gesagt, dass europäische Probleme auf europäischer Ebene gelöst werden sollen, österreichische auf österreichischer Ebene und Kärntner Probleme auf Kärntner Ebene. Ich halte einfach aus demokratischer Sicht nichts davon, herzugehen und zu sagen, dass wir hier in Kärnten über EU-Vertragsänderungen abstimmen sollen, weil es das Gegenteil von Transparenz ist und weil es das Gegenteil davon ist, für das Volk eine klare und einfach verständliche europäische Politik zu machen. Wir stehen zu Europa! Wir sind auch so viel mit Selbstwertgefühl ausgestattet als Politiker, dass wir dafür auch gewählt wurden! Wenn wir alles, wie zum Beispiel heute euren Antrag zur Volksbefragung, wenn wir alles abstimmen wollen und jede, Dr. Glantsch​nig hat das kurz erklärt, jede Stellungnahme des Landes Kärnten einer Volksbefragung unterziehen, dann werden wir jede Woche zwei Volksbefragungen machen. Es ist schlicht und ergreifend unrealistisch, weil wir laufend Stellungnahmen abgeben. Ich akzeptiere das als Populismus, ich lehne ihn aber ab und die ÖVP wird dem nicht die Zustimmung geben. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Tauschitz

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Dringlichkeit. (Abg. Schwager: Zur Geschäftsordnung!) Zur Geschäftsordnung, bitte Herr Kollege Schwager!

Dr. Strutz

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und Herren des Landtages! Ich habe zur Dringlichkeit kein Rederecht, deshalb wähle ich diesen Weg zur Geschäftsordnung. Ich werde dem Dringlichkeitsantrag des BZÖ über eine EU-Volksabstimmung die Zustimmung geben. Hier gilt das gleiche wie bei der SPÖ, ich werde zeitgemäß daran erinnern, was hier war. Ein Wort noch schnell zum Herrn Klubobmann Tauschitz, zum europäischen Volk. Ich möchte ihn darauf hinweisen, Europa hat viele Völker, nicht ein Volk!

Schwager

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Danke schön, Abgeordneter Schwager. Wer der Dringlichkeit des Antrages der BZÖ zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist nicht das notwendige Quorum, deshalb wird dieser Antrag dem Rechts- und Verfassungsausschuss zugewiesen. Herr Direktor, bitte!

Dr. Strutz

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß


3.
Ldtgs.Zl. 140-14/29:

Dringlichkeitsantrag aller Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Auszeichnung aller Polizeibeamten und aller Mitarbeiter und Helfer aller anderen „Blaulichtorganisationen“ mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, alle Polizeibeamten und alle Mitarbeiter und Helfer von allen anderen „Blaulichtorganisationen“ Kärntens mit einer Auszeichnung nach dem Kärntner Landesauszeichnungsgesetz für ihre Tätigkeiten im direkten und indirekten Zusammenhang mit der Euro 2008 in Kärnten zu ehren.
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Tauschitz das Wort.)
Mag. Weiß

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Hohes Haus! Dieser Dringlichkeitsantrag, wenige Tage nach Schluss der Europameisterschaft hat vor allem seine Berechtigung, weil wenn wir nur daran denken, was die ausgelosten Nationen für die Spiele hier in Kärnten bewirkt haben und was wir für Ängste hatten, (Abg. Ing. Scheuch: Du, wir nicht!) als bekannt wurde, dass wir sozusagen die absoluten Risikospiele nach Kärnten bekommen. Mein lieber Kollege Scheuch, der Satz sei mir erlaubt: Die UEFA hat sie als Risikospiele eingestuft und nicht irgendwer. Aber der Kollege Scheuch wird auch besser informiert sein als die UEFA, das passt zu ihnen! Definitiv die größte Herausforderung für die Exekutive, die größte Herausforderung für die Blaulichtorganisationen in Kärnten. Gott sei Dank sind diese prognostizierten Gewaltszenarien nicht eingetreten und so haben wir diese Veranstaltungen in sehr ruhiger und friedlicher Atmosphäre abfeiern können. Sie wird sicherlich als die größte jemals bei uns durchgeführte Fußballveranstaltung in die Geschichte eingehen. Wir sind jedenfalls der festen Überzeugung, dass das vor allem auch durch die sehr professionelle Organisation der Beamtinnen und Beamten und der Sicherheitskonzepte erreicht werden konnte. Jeder von Ihnen und von euch, der während der Spieltage und während der Zeit in Klagenfurt war und sich angeschaut hat, wie die arbeiten und es funktioniert hat, wird das bestätigen können. Es war das freundliche aber sehr bestimmte Auftreten unserer Polizistinnen und Polizisten, das dafür gesorgt hat, dass diese Spiele auch von der Sicherheit so gut funktioniert haben.
Ich glaube, dass es nicht nur jene Polizisten waren, die im Einsatz waren und jene Blaulichtorganisationen, die in der Host City in Klagenfurt waren, egal ob bei der Einsatzeinheit oder bei der Ordnungsdienstpolizei oder wo auch immer, sondern es waren auch jene Polizistinnen und Polizisten, die auf den regulären Polizeiinspektionen den Dienst versehen haben und den Dienst der anderen Kollegen mitmachen mussten. Es gab eine Besetzung von knapp 50 Prozent, der Chefinspektor in Ruhe, Kollege Schober, wird mir das bestätigen können. Alleine aus diesem Grund stellen wir den Antrag, alle an der Europameisterschaft beteiligten Polizistinnen und Polizisten und Blaulichtorganisationen auszuzeichnen. Aber nicht irgendwie auszuzeichnen, sondern ganz klar nach dem Kärntner Auszeichnungsgesetz. Ich hoffe und bitte alle Fraktionen hier im Hause – ich glaube, das sind wir denen schuldig – um die Zustimmung zu diesem Antrag, dass wir das auch tun können. Danke vielmals! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schober das Wort.)

Tauschitz

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Ich sage einmal so: Im Gegensatz zu vielen anderen Vorbereitungshandlungen zur EURO 2008 haben jene der Blaulichtorganisationen bestens funktioniert und hat es sich auch im Ergebnis so niedergeschlagen, wenngleich man sagen muss, dass all das, was als Horrorszenarien aufgezeigt wurde, Gott sei dank nicht eingetreten sind. Eines muss ich vielleicht auch zur Klarstellung bringen: Man muss auch wissen, dass zum Beispiel die österreichische Bergrettung, Herr Direktor Weiß wird mir zunicken, auch dabei ist. Es haben viele nicht gewusst, dass zum Beispiel die Bergrettung im Stadion eingesetzt war. Denn, wenn dort einmal was passiert, braucht man die Bergrettung, weil das Stadion eine derartige Höhe hat, dass mit anderen das nicht zu machen ist.
Ein Wort noch dazu, weil es oft geheißen hat: Na ja, diese übergroße Polizeipräsenz wäre nicht notwendig gewesen. Ich sage es einmal so: Die Polizeipräsenz und auch alle anderen Einsatzkräfte waren auf die gesteckten Erwartungen abgestellt. Die deutschen Kollegen zum Beispiel und auch alle anderen, die vom Ausland hier waren, waren eine Bereicherung, nämlich schon deshalb, weil sie die Erfahrungswerte haben, die wir Österreicher und wir Kärntner naturgemäß nicht haben. (Abg. Tauschitz: Die hätten wir gar nicht gebraucht!) Aber wir haben sie gebraucht, um das in einer entsprechenden Verschränkung zu machen.
Ich sage an dieser Stelle ein herzliches Dankeschön allen Eingesetzten von der Exekutive, der Feuerwehr, der Bergrettung, Rotes Kreuz, wie auch immer, aber auch ein herzliches Dankeschön an ihre Angehörigen! Eines muss man schon auch verstehen: Aufgrund dieser Horrormeldungen, die abgegeben worden sind, war es für die Angehörigen auch nicht leicht, wenn man nicht weiß, wenn ihr Partner, der Mann, die Frau wie auch immer zum Einsatz geht: Kommen sie wieder heil nach Hause und kommen sie vor allem gesund nach Hause? Ich hoffe nur, dass die zugesagten Nebengebühren, Überstunden – und das ist sicherlich auch ein Faktor – auch so zur Auszahlung kommen, wie sie versprochen worden sind. Was die Landesauszeichnung betrifft: Ein klares Ja! Aber eines möchte ich auch festhalten: Es wäre schon gescheit und vernünftig, wenn alle diese Auszeichnungen in gleicher Form erhalten würden. Ich weiß schon, es ist immer schwer, eine Wertigkeit in Form der Größe von Auszeichnungen zu treffen. Wenn, dann sollen alle die gleiche bekommen, denn sie haben alle am gleichen Strang gezogen, damit wir Gott sei Dank so gut über die Runden gekommen sind. Ein klares Ja zum Antrag! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Schober

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Herr Präsident! Hoher Landtag! Meine geschätzten Damen und Herren! Es ist für unsere Fraktion kein Problem, dem Antrag zuzustimmen, denn wir sehen es so, wie die Antragsteller. Entgegen allen Unkenrufen ist das aus aktuellem Anlass eine Bestätigung für das gute Gelingen dieser EURO 08 in Kärnten und in Klagenfurt. Und Herr Kollege Schober, weil du die Horrorszenarien erwähnt hast, bitte ich dich einmal, in die eigenen Reihen zu blicken und gleich bei der Parteivorsitzenden zu beginnen, denn viele der Unkenrufe sind von dort ausgegangen. (Abg. Schober: Ich habe keine berittene Polizei angefordert!) Die Parteivorsitzende hat sich sogar aus dem von ihren Landesräten vorgesehenen und dann auch durchgeführten Public Viewing zurückgezogen, wahrscheinlich um mehr „motschgern“ zu können. Aber das ist ja ein Problem, das Sie haben! Jedenfalls darf ich noch etwas anmerken. Ein bisschen ein Problem sehe ich bei der Auszeichnung schon. Denn wenn sich die Antragsteller auf das Kärntner Landesauszeichnungsgesetz berufen, so gibt es dort ganz, ganz strenge Normen. Diese Bedingungen werden erfüllt sein müssen. Und wenn die erfüllt sein werden, wird es auch kein Problem sein, das zu machen. Ich möchte aber hinzufügen, dass der Herr Landeshauptmann wieder einmal schneller war und bereits alle noch im Lande befindlichen, auch ausländischen Kräfte bereits zu einer Dankabstattung eingeladen und sich bedankt hat, was ich für meine Fraktion von dieser Stelle auch sehr gerne mache! (Beifall von der F-Fraktion.)
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Danke schön! Wir kommen zur Abstimmung über die Dringlichkeit dieses Antrages. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist einstimmig so geschehen. Somit fahren wir fort in der Tagesordnung: (Einwand von Direktor Mag. Weiß.) Ja, über den Inhalt müssen wir auch noch abstimmen, ich bin meiner Zeit voraus. Wer dem Inhalt zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand! – Danke schön, das ist ebenfalls einstimmig so beschlossen. 

Tagesordnung
(Fortsetzung)
Wir fahren fort beim Tagesordnungspunkt 15. Zu Wort gemeldet ist die Frau Abgeordnete Trannacher!
Dr. Strutz

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Verehrter Herr Präsident! Liebe Zuhörer! Liebe Kollegen und Kolleginnen im Hohen Haus! Nach der Aufforderung des Präsidenten, sich kurz zu halten war ich ja wirklich versucht, meine Wortmeldung zurückzuziehen. Ich habe dann aber dennoch aus zwei Gründen anders entschieden. Erstens ist es mir noch wichtig, im Zusammenhang mit dem Rechnungshofbericht zu den Kärntner Frauenhäusern ein paar Anmerkungen zu machen. Zweitens ist es mir grundsätzlich wichtig, dass wir uns als Abgeordnete zum Kärntner Landtag nicht unseres eigenen Rederechtes berauben, uns selber nicht ernst nehmen und damit weiter dazu beitragen, dass die heute schon viel zitierte Politikverdrossenheit weiter um sich greift. (Heiterkeit und Lärm im Hause.)
Zum Landesrechnungshofbericht: Ich möchte mit dem Dank an den Landesrechnungshof und an seine Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen beginnen. Denn der Bericht ist wirklich ein profundes Werk, das sowohl die Einzigartigkeit jedes einzelnen Frauenhauses als auch die möglichen zukünftigen Entwicklungen und Gemeinsamkeiten sehr gut zusammenfasst und mehr als ein Kontrollbericht, ein Organisationsentwicklungsbeitrag für die Weiterführung der so wichtigen Einrichtungen im Bereich des Gewaltschutzes in Kärnten darstellt. Wichtig war es mir hier aber das Wort zu ergreifen, um noch einmal zum Beginn der Diskussion um die Notwendigkeit solcher Einrichtungen in Kärnten zurückzuführen, nämlich an den Beginn der 80er-Jahre. Ende der 70er-Jahre ist die Debatte in Großbritannien losgegangen, 1982 ist in Wien das erste Frauenhaus eröffnet worden und 1984 in Kärnten, in Klagenfurt, das erste Kärntner Frauenhaus. Diese Initiative ist von Frauen gegründet und ins Leben gerufen worden. Deswegen ist es auch wichtig, das im Kärntner Landtag über alle parteipolitischen Grenzen hinweg zu erwähnen, von drei Abgeordneten des Kärntner Landtages: Nämlich die Abgeordnete der ÖVP – die Frau Altersberger, die Abgeordnete der FPÖ – die Frau Abgeordnete Trattnig und die Federführung dabei hatte die Abgeordnete der SPÖ – die Frau Dr.in Helga Hieden-Sommer. Gemeinsam mit autonomen Frauengruppen, gemeinsam mit konfessionellen Frauenbewegungen haben sie eine zivilgesellschaftliche Initiative gegründet, um Frauen und deren Kindern, die in ihrem privaten Umfeld von Gewalt betroffen sind, eine Schutzeinrichtung, ein Schutzhaus zu errichten und ihnen gleichzeitig eine Auszeit zu bieten, um sich in der Zeit während des Aufenthaltes in einem Frauenhaus neu zu orientieren, sich aus der gewalttätigen Beziehung zu lösen und ihr Leben selbstbestimmt und frei von Gewalt wieder in die Hand zu nehmen. Diesen Frauen möchte ich hier im Kärntner Landtag meinen Dank aussprechen, nicht nur den Parteien, sondern wirklich diesen Pionierinnen der Installierung von Gewaltschutzeinrichtungen in Kärnten. Denn sie haben gezeigt, dass bei dem nötigen guten Willen und bei der Orientierung an sachlichen Themen auch weit über parteipolitische Einzelinteressen ein Konsens zu erzielen ist.
Was die Entwicklung der letzten Jahre, die den Inhalt des Rechnungshofberichtes ja ausmachen anbelangt, so können wir eigentlich mit Stolz darauf zurückblicken. Denn wir haben in Kärnten mittlerweile vier Frauenhäuser, die regional gut gestreut sind, sodass es wirklich jeder Frau in diesem Land möglich ist, in unmittelbarer Nähe Zuflucht und professionelle Hilfe zu finden. Wir haben es unter der Federführung unserer Frauenreferentin Landeshauptmann-Stellver​treterin Gaby Schaunig geschafft, diese Frauenhäuser auch im Mindestsicherungsgesetz rechtlich so zu verankern, dass ein einfaches Abschaffen, Ignorieren der Bedürfnisse nicht mehr möglich ist. Mit Unterstützung des Rechnungshofberichtes ist es auch gelungen, die mehrjährigen Finanzierungsvereinbarungen voranzutreiben, ein gemeinsames Betreuungskonzept, Qualitätsentwicklungskonzept und einen Leitfaden zu initiieren, weiterzuentwickeln und demnächst abzuschließen.
Ich denke, alle Frauen in diesem Haus und ganz besonders wir als Sozialdemokratinnen mit unserer Frauenreferentin, können auf diesen Bericht stolz sein. Denn es ist selten, dass ein Rechnungshofbericht so wenig an Kritikpunkten aufweist und so wenig an Verbesserungsbedarf findet. (Abg. Rossmann: Da haben Sie schlecht gelesen!) Ich habe sehr gut gelesen. Insofern danke ich nochmals dem Rechnungshof, ich bin stolz darauf! Ich glaube, dass die Frauenhäuser wirklich auch außer Streit stehen, dass die Entwicklung eingeleitet ist und positiv in die Zukunft führt. Wie gesagt: Frauenhäuser sind Einrichtungen, um Frauen, die von Gewalt bedroht sind, eine Zufluchtsstätte zu bieten. An und für sich stehen wir auf dem Standpunkt, wir sollten die Gewaltschutzmaßnahmen so effektiv und präventiv einsetzen, dass Frauenhäuser de facto nicht notwendig sind. Da wir sie aber brauchen sind wir froh, dass wir sie haben und dass sie auch in der entsprechenden Qualität arbeiten! Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)
Mag. Trannacher

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich trete jetzt als Frauensprecher in Aktion. Ich bin natürlich schon sehr froh, dass die Frauenhäuser so gut funktionieren. Ich bin aber einigermaßen erschüttert darüber, dass es quasi zu wenig Frauenhäuser gibt, das heißt, dass die Gewalt immer mehr zunimmt. Wie kaputt ist eigentlich die Gesellschaft, wie kaputt sind eigentlich die Familien und die Beziehungen? Das macht mir schon große Sorgen! Aber ich nehme diesen Bericht, der durchaus positiv und auch mit einigen Anregungen und Verbesserungen gespickt ist, gerne zur Kenntnis. Wir werden diesen Bericht wohlwollend zur Kenntnis nehmen! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Rossmann das Wort.)

Lutschounig

Abgeordnete Rossmann (F):

Rossmann

Herr Präsident! Hohes Haus! Herr Präsident des Rechnungshofes! Wir bedanken uns für diesen ausführlichen Bericht! Wir haben ihn immerhin seinerzeit beantragt. Ich glaube, es ist außer Zweifel, wie wichtig die Frauenhäuser sind, da sind wir uns alle einig. Aber dieser Bericht zeigt auch ganz klar die Versäumnisse auf, und zwar die Versäumnisse in der Kontrolle. Ich weiß nicht, liebe Kolleginnen Cernic und Trannacher, was Sie gelesen haben und wie Sie den Bericht gelesen haben? Man kann ihn wahrscheinlich zweiseitig lesen. Ich habe ihn so gelesen, dass ich das Kursive des Rechnungshofes, das heißt, diese Anmerkungen, die die Kritik wirklich aufzeigen, sehr, sehr genau gelesen habe. Wenn da steht: „Die fachliche Aufsicht obliegt der Abteilung 13.“ Wem gehört die Abteilung 13? Die gehört natürlich in die politische Zuständigkeit der Referentin Schaunig. Wenn da steht: „Die fachliche Aufsicht obliegt der Abteilung 13“ und der Rechnungshof kritisiert, „dass Überprüfungen vor Ort nur in unregelmäßigen Abständen erfolgten“ und nicht, wie sogar im Mindestsicherungsgesetz steht, dass Prüfungen regelmäßig durchzuführen sind. Das heißt, nicht einmal gesetzeskonform wird dort vorgegangen! (Zwischenruf von Abg. Mag. Trannacher.) Ja, am 1.7.2007, aber es ist nicht einmal im letzten Jahr so kontrolliert worden, geschweige denn vorher! Aber es geht noch weiter. Sehr, sehr problematisch ist auch, dass es vier Frauenhäuser gibt, die eigene Vereine sind. Sowie Sie sagen, Frau Kollegin Trannacher, jedes ist eigenständig, das mag schon sein. Aber es muss trotzdem in der politischen Verantwortung und Führung ein Gesamtes geben! Es muss eine einheitliche Betreuungsarbeit gewährleistet sein, es muss eine gemeinsame Qualitätssteuerung möglich sein und ein einheitliches Sicherungs- und Betreuungskonzept. Das fehlt, das kritisiert der Rechnungshof ganz ausdrücklich!
Er kritisiert weiter, dass es keinerlei Vernetzung gibt und keinerlei gemeinsame Organisationsstrukturenentwicklung. Das heißt, das hat letzten Endes mit Effizienz und mit Kosten zu tun. Wenn der Rechnungshof die Kosten bzw. die Struktur anspricht, dann ist das ja ein Unternehmen von vier Häusern, das ist ja nicht irgendetwas. Das sind ja nicht vier Kleinkindergartengruppen, sondern das sind vier Frauenhäuser mit einem Gesamtbudgetvolumen von 2 Millionen Euro im Jahr und mit immerhin 72 Mitarbeitern! Bitte, da geht es um ein Unternehmen, da geht es ja um etwas! Da muss ich sagen: Von Seiten der politischen Verantwortung ist hier einfach die Führung vernachlässigt worden, die ganz klaren Aufgabenstrukturen auch an die Abteilung 13 und dann letzten Endes die Umsetzung in der Kontrolle! Sie sind die Vorsitzende des Frauenhauses Klagenfurt. Klagenfurt ist in diesem Bericht (Es erfolgen mehrere gleichzeitige Zwischenrufe von Abgeordneten aus der SPÖ-Fraktion.) wirklich ein Spezialfall.
Ich bemühe mich, mich kurz zu halten, aber dieser Bericht in dieser Struktur ist nicht kurz abzufertigen! Und wenn man das Beispiel Klagenfurt hernimmt: 1984, das heißt vor 24 Jahren, wurde das Frauenhaus gegründet. Das muss man sich vorstellen, vor 24 Jahren! 20 Jahre lang – immer in dieser Zeit – war es immer in sozialistischer Verantwortung. Seit knapp 10 Jahren unter Verantwortung der zuständigen Frau Referentin Schaunig. In all dieser Zeit war es nicht möglich, dass eine Kontrolle vorgenommen wurde. Nicht einmal der Vorstand, der dort ansässige, zuständige Vorstand, konnte Kontrolle ausüben, weil es – und das wissen Sie ganz genau – die Mitarbeiterinnen dort nicht zugelassen haben! Und erst nach schwierigsten Diskussionen und schwierigsten Unterfangen war es dann endlich einmal möglich, eine Gebarungsprüfung durch die Confida dort zu installieren. Ich möchte nicht wissen, was das gekostet hat, aber da werden wir noch draufkommen! Und erst nachher und da vergingen wieder einmal drei wertvolle Jahre, war es möglich, dort eine Geschäftsführung einzusetzen. Diese Geschäftsführung war dann damals unter der Führung von Frau Trunk. Und das ist ja das typische Beispiel, so wie sich der Rudi Schober verabschiedet hat vom ARBÖ vorm Ausgleich und jetzt die armen Mitglieder im Regen stehen lässt, hat sich die Frau Kollegin, Nationalratskollegin, Trunk verabschiedet und hat das Frauenhaus im Regen stehen lassen. So ist es! Und es sind wieder wertvolle Jahre vergangen, bis eine neue Geschäftsführung eingesetzt wurde. Jetzt schön langsam fängt es an, zu greifen, aber wenn man dann den Rechnungshofbericht hernimmt und dann liest, dass bis heute bitte, bis heute, keine Kostenrechnung in Klagenfurt ist, dann frage ich mich, bitte wo ist da irgendetwas in Ordnung? In einem Unternehmen mit insgesamt, wie ich gesagt habe, 2 Millionen Euro Budgetvolumen im gesamten Jahr mit diesen vier Frauenhäusern, gibt es noch immer keine Kostenrechnung.
Und das ist wirklich ein ganz, ganz klares Versäumnis der politischen Referentin! Und jetzt komme ich noch zu einem Punkt, der mich wirklich erschüttert! In Wolfsberg, in einem Frauenhaus – Sie wissen, es gibt hauptberufliche Mitarbeiterinnen und es gibt geringfügig Beschäftigte – und das muss man sich jetzt bitte anhören, in einem Unternehmen, wo die öffentliche Hand die Verantwortung hat, die Frau Schaunig, gibt es geringfügig Beschäftigte, die dort beschäftigt werden als freie Mitarbeiterinnen! Und wissen Sie, was man umgeht? Sämtliche Sozialleistungen, nämlich Urlaubs- und Weihnachtsgeld und die Armen sind eigentlich gar nicht in der Lage oder trauen sich nicht, vors Arbeitsgericht zu gehen und zu sagen, Bitteschön, ich möchte geringfügig beschäftigt werden, sondern die müssen dort als freie Mitarbeiter tätig sein! Wo gibt es denn das, dass jemand, der einer regelmäßigen Arbeit nachgeht, klar definiert ein freier Mitarbeiter ist, anstatt geringfügig beschäftigt? (Zwischenrufe von Abg. Seiser und Abg. Mag. Trannacher.) Auch das findet statt im Frauenhaus in Wolfsberg! Also, ich sage abschließend wirklich: Noch einmal danke, dass der Rechnungshof das aufgezeigt hat. Die ganz klare politische Verantwortung ist bei der zuständigen Referentin Schaunig, ist bei der Abteilung 13, die anscheinend nicht so geführt wird, dass sie diese Umsetzung auch vollziehen kann. Und wie es die Kollegin Lesjak richtig gesagt hat, da hätte man schon längst ein Mindestsicherungsgesetz gebraucht, eine Vernetzung, eine ordentliche Kontrolle und ein Zusammenführen der Frauenhäuser wären schon überfällig. Und das seit 24 Jahren! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)

Rossmann

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Also, Frau Kollegin Rossmann! Eigentlich ist das, was Sie da jetzt von sich gegeben haben, über weite Strecken sehr befremdend gewesen, weil Sie keine Ahnung haben! (Abg. Rossmann: Immer wenn es Kritik ist, ist es befremdend!) Ich sage das so überzeugt oder nicht überzeugt von Ihrer Wortmeldung, deshalb, weil ich Sie einlade, einmal eine solche Institution dieser Art gegen den Widerstand, den es gegeben hat in einer Zeit, wo das Klagenfurter Frauenhaus auf die Füße gestellt wurde, zu begründen und durchzusetzen und den Beginn der Finanzierung zu sichern. Und wenn Sie das alles einmal gemacht haben, dann können Sie sich so wie heute herstellen und da große Töne spucken! Ich möchte Ihnen sagen, von dem, was Sie gesagt haben – und das ist das Traurige dabei und das hat man bei Ihrer Wortmeldung ganz, ganz klar bemerkt, dass Sie von der Institution an und für sich überhaupt keine Ahnung haben und da unterscheiden Sie sich sehr wesentlich, Gottseidank, von Prüferinnen, die sich beispielsweise bevor sie einen Kommentar abgegeben haben, in außerordentlicher Weise erkundigt haben, worüber sie da eigentlich reden. Bei Ihnen war ganz klar herauszuhören, dass Sie überhaupt keine Ahnung haben! Weder darüber, wie diese Institutionen entstanden sind, noch darüber, wie die Details in den einzelnen Institutionen sind und Sie müssen sich, glaube ich, auch hüten, das Problemfeld (Abg. Rossmann: Ich habe schon mehr aus Frauenhäusern herausgeholt, als Sie hineingebracht haben! Das sage ich Ihnen!) das Problemfeld eines einzelnen Hauses, das es eine Zeit lang gegeben hat, auf alle umzusetzen!
Zur Frage der Standards: Das Frauenhaus Villach verfügt über ein Qualitätshandbuch, das Frauenhaus Villach verfügt über eine ausgeklügelte Kontrolle, das heißt verfügt über alle diese Dinge in einem großen Ausmaß. Das Frauenhaus Klagenfurt ist in einer Zeit entstanden, da war es wirklich nicht selbstverständlich, dass solche Häuser und solche Institutionen entstanden sind! (Abg. Rossmann: Darum geht es nicht!) Doch, darum geht es sehr wohl! Es ist entstanden in einer Zeit der autonomen Frauenbewegungen. Autonome Frauenbewegungen, die in erster Linie einmal den Auftrag gesehen haben, so etwas überhaupt zu ermöglichen, weil davor hat ja die Interessenslage von Frauen in der allgemeinen Diskussion keine besondere Rolle gespielt, das musste ja alles erst enttabuisiert werden, das musste erst alles etabliert werden. Und auch deshalb, weil es eine gigantische Pionierleistung war und auch deshalb, weil es dann auch eine Zusammenarbeit gegeben hat – eh über die Parteien hinweg – halte ich Ihre Wortmeldung, die Sie da heute gegeben haben, für komplett verfehlt!
Und ich möchte übrigens noch daran erinnern, was Ihre Aussagen die Kontrolle anbelangend, dass die Frau Gaschler-Andreasch im Vorstand sowohl des Villacher, als auch des Klagenfurter Frauenhauses war, das heißt, über ihre Vorstandstätigkeit natürlich sehr wohl Einblick gehabt hat und über ihre Vorstandstätigkeit auch den einen oder anderen Prozess mit in Gang gesetzt hat, um die Situation zu verbessern. Insgesamt glaube ich trotzdem, (Abg. Rossmann: Glauben ist zu wenig!) dass dieser Bericht eine solche Wortmeldung, wie Sie sie abgegeben haben, im Hinblick auf eine sehr schwierige Arbeit – dort muss erst einmal jemand arbeiten mit ich weiß nicht wie vielen Frauen, mit schwer geschädigten, zum Teil missbrauchten Kindern, alles auf engstem Raum, rund um die Uhr! Dort muss man erst einmal arbeiten und dann kann man Ansprüche stellen, dass dort alles 150-prozentig laufen muss! Die Häuser haben sich seit ihrer Gründung entwickelt, sie haben sich ausgezeichnet entwickelt und sie werden sich weiter entwickeln im Sinne der Anregungen, die der Rechnungshof gegeben hat. Von einer nicht ordnungsgemäßen oder uneffizienten Verwendung der Mittel kann man jedenfalls nicht sprechen. Das ist also der positive Aspekt dieses Berichtes, über den wir uns auch freuen, weil wir Institutionen sind, die sich über Anregungen, wie sie sich entwickeln können, auch freuen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)

Mag. Cernic

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! (Abg. Lutschounig: Frauensprecher!) Über den Zwischenruf „Frauensprecher“ freue ich mich, weil ich natürlich auch gerne für Frauen spreche. Die ÖVP, von der dieser Zwischenruf gekommen ist, sehe ich zumindest, hat in ihren Reihen keine Frau! Das ist schon ganz bezeichnend dafür. Wir liegen immer dann richtig, möchte ich an meine Vorrednerin sagen, wenn stereotype Aufregung, wenn stereotype Antworten kommen, so in der Art: Arbeiten Sie dort einmal! Es gibt kein Recht einer Kritik! Der Rechnungshof hat unrecht! Es ist mir neu, dass Sie schon in einem Frauenhaus gearbeitet haben, das ist mir völlig neu! Sie haben genauso wenig in einem Frauenhaus gearbeitet wie die Frau Rossmann, nur gibt es einen Unterschied: Man muss auch kritikfähig sein! Und natürlich steht im Rechnungshofbericht, dass es keine Kostenrechnung gibt! Haben Sie das nicht gelesen? Natürlich muss man das verbessern und natürlich sind Sie und gerade Ihre Referentin aufgefordert, diese Verbesserungen – sofort bitte! – durchzuführen, ohne mit der Keule zu kommen, man darf dieses Thema nicht berühren und angreifen. Ja, wo sind wir denn überhaupt? So werden wir nicht spielen können und natürlich wird es auch möglich und notwendig sein, ordentliche Kontrollen in diesen Frauenhäusern durchzuführen. Und dann noch etwas: Die Verantwortung der Frauenhäuser liegt wirklich seit langer Zeit bei Ihnen. Und das Thema „Trunk und Frauenhäuser“ wäre ein langwieriges, wenn wir das hier besprechen würden, ein langwieriges! Das zeigt mir sogar Ihr Lächeln, dass Sie mir zumindest in dem kleinen Punkt sogar Recht geben würden. Das heißt, natürlich haben wir – und das haben wir auch gesagt – eine positive Entwicklung zur Kenntnis genommen, das ist gut so, sonst hätten wir nämlich heute hier anders reagiert, aber es gibt noch viel zu tun. Nehmen Sie das zur Kenntnis! Auch vor allem im Interesse der zu betreuenden Frauen, weil jede Verbesserungsmaßnahme, auch wenn sie hier von uns eingefordert wird, ist genau für diese Klientel gut und wichtig. (Zwischenruf von Abg. Mag. Cernic. – Beifall von der F-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Berichterstatter:)
Ing. Scheuch

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Haas (F):

Ing. Haas

Der Landtag wolle beschließen:
Der Bericht des Landesrechnungshofes vom 29. April 2008, Zahl: LRH 14/B/2008, betreffend die Überprüfung der Kärntner Frauenhäuser wird zur Kenntnis genommen.

Ich beantrage die Annahme.
(Dieser Antrag wird ebenfalls einstimmig beschlossen.)

Ing. Haas
Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):
Dr. Strutz

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 16:

16.
Ldtgs.Zl. 365-4/29:

Bericht und
Antrag des Kontrollausschusses betreffend den Bericht des Landesrechnungshofes über das Ergebnis der Überprüfung des Kärntner Heimatdienstes

Zahl: LRH 23/B/2008

Herr Abgeordneter, bitte!

Dr. Strutz

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Haas (F):

Ing. Haas

Ebenfalls in der 23. Sitzung am 19. Juni hat der Kontrollausschuss über die Überprüfung des Kärntner Heimatdienstes beraten. Der Landesrechnungshof hat die Verwendung der dem Kärntner Heimatdienst vom Land Kärnten gewährten Förderungen überprüft. Die Subventionen des Landes spielen nur eine untergeordnete Rolle in der Gesamtgebarung des Vereines. Daher beschränkt sich der Landesrechnungshof auf Überprüfung der widmungsgemäßen Verwendung der gewährten Landesförderungen. Die Förderungen des Kärntner Heimatdienstes wie auch anderer Heimat- und Traditionsverbände basieren auf einem Beschluss des Kärntner Landtages im September 2002. Diesbezügliche Förderungen wurden erstmals im Jahr 2003 gewährt. Bisher wurden dem Kärntner Heimatdienst Förderungen für die Jahre 2003 bis 2005 in einer Gesamthöhe von 27.000,-- Euro gewährt. Für das Jahr 2006 wurde vom Kärntner Heimatdienst kein Förderantrag gestellt. Das Verfahren für die Jahresförderung 2007 wurde bisher nicht abgeschlossen. Eine Genehmigung steht noch aus. Gemäß den Intentionen des Landtagsbeschlusses, eine Basisförderung zu gewähren, wurde in der Zusage keine bestimmte Widmung festgelegt, sondern die Förderungen generell als Jahressubvention für die Aktivitäten des Vereines gewährt. Mit der Anweisung wurde der Förderungsempfänger aufgefordert, Verwendungsnachweise in Form von saldierten Originalbelegen, die mindestens der Subventionshöhe sowie einen schriftlichen Bericht über die Verwendung der Subventionsmittel innerhalb einer bestimmten Frist zu erbringen. Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Holub das Wort. – Abg. Ing. Scheuch: Fahne hoch!)

Ing. Haas

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr verehrte Damen und Herren! Der Zeitökonomie wegen, würde ich sagen: Es hat so ausgeschaut, als wenn irgendwer nicht zufrieden gewesen wäre mit der Publikation „Kärnten neu denken“. Da hat man einen Antrag gestellt, der Heimatdienst sei zu überprüfen, ob er dieses Druckwerk mit Landesmitteln finanziert hat. Das ist dabei herausgekommen und anscheinend ist der Heimatdienst in Ungnade gefallen, ich grüße ihn von hier. Dankeschön! (Einzelbeifall von Abg. Dr. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schober das Wort.)

Holub

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

(Vorsitzender: Holub hat es vorgemacht, halten wir uns daran – rein zeitlich!) Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! So kurz wird es mir nicht gelingen. Ich will auch nicht die Ausführungen meiner Vorredner Rossmann und Scheuch zu dem vorhergehenden Antrag interpretieren, aber eines sei mir schon gestattet als Fraktionssprecher im Kontrollausschuss der Sozialdemokraten: (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das kannst du in deiner Fraktion!) Wenn eine Fraktion einen Kontrollantrag gegen den eigenen Referenten einbringt, dann ist das im wahrsten Sinne des Wortes ein Misstrauensantrag! (Abg. Ing. Scheuch: Nein! Das ist eine Fehlinterpretation!) Und das habt ihr geschafft! Denn Brauchtumsreferent ist seit dem Jahre 1999 Landeshauptmann Dr. Haider, mit einem ganz kurzen Ausflug des nunmehrigen Dritten Präsidenten, aber der kommt hier ja auch nur einmal namentlich vor. Aber in Wahrheit war das ja eine Art Strafsanktion gegen den Kärntner Heimatdienst. Eines noch vorweg: Lieber Kollege Scheuch, wenn du heute am Vormittag im Zusammenhang mit der Kärnten Werbung gemeint hast: "Wenn bei der Prüfung nichts heraus kommt, dann ist eine Entschuldigung angesagt!" Ich denke, du weißt, was du jetzt zu tun hast! (Heiterkeit in der SPÖ-Fraktion. – Beifall von der SPÖ-Fraktion und von der ÖVP-Fraktion.)
Geschätzte Damen und Herren! Wir alle kennen die leidvolle Geschichte von wegen Ortstafelproblematik und und und. Ich erinnere an den Mai 2005, wo alle, vom Landeshauptmann begonnen über Bundeskanzler Schüssel und viele unserer Fraktion gemeinsam Ortstafeln aufgestellt haben, großartig gefeiert haben und der große Frieden geschlossen wurde. Wenn sich manche davon schon längst wieder verabschiedet haben, ich möchte ausdrücklich festhalten, dass ich nicht der Sprecher des Kärntner Heimatdienstes hier sein möchte, hat sich der Heimatdienst auf diesem Dialogkurs weiterhin bewegt. Er hat sich zur gemeinsamen Herausgabe eines Buches „Kärnten neu denken“ entschlossen, das am 9. Oktober 2007 erschienen ist. Federführend waren Dr. Feldner als Vertreter des Heimatdienstes und der Obmann des Zentralverbandes Marjan Sturm. Inhalt dieses Buches war ein wichtiger Beitrag zur Schaffung eines Klimas des gegenseitigen Vertrauens in Kärnten.
Liebe Freunde, ich brauche euch nichts zu erzählen, wer die ganze Ortstafelgeschichte kennt, wird mir Recht geben. Wenn sich jemand zu so etwas in Zeiten wie diesen entscheidet, ist das ein Baustein für ein versöhntes Kärnten, ein bahnbrechendes Projekt. Das muss man ganz offen und ehrlich eingestehen! Wenn man weiß, dass dem BZÖ dieser Dialogkurs ein Dorn im Auge ist und wenn man sich die Presseaussendung des Herrn Klubobmannes Scheuch damals, der dem Kontrollantrag vorausgegangen ist, anschaut, der sagte, dass der Kärntner Heimatdienst einen slowenenfreundlichen Kurs und somit gegen die Landesinteressen agiert, dann muss man das nicht näher interpretieren. Dem gefolgt war der Antrag zur Überprüfung, alle Verwendungen der Fördergelder sind zu überprüfen. Vor allem die Herausgeber des Buches, was eventuelle Honorarnoten betrifft, sind auch zu überprüfen. Gleichzeitig wurde auch die Jahresförderung für das Jahr 2007 zwar nicht gestrichen, aber zumindest einmal gestoppt.
Ich möchte darauf verweisen, dass es Grund​satzbeschlüsse zur Förderung von Traditions- und Heimatverbänden in diesem Kärntner Landtag gegeben hat. Wir Sozialdemokraten haben damals gesagt, wenn wir schon eine solche Förderung machen, dann wäre es gescheit und sinnvoll, für alle Vereine eine Basisförderung zu machen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Dagegen warst du!) Denn dann würde eines aufhören: Diese Geldverteilung, die heute tagtäglich und vor allem zu den Wochenenden stattfindet. Ihr wisst, wovon ich rede, mit den Kuverts und und und. Es wurde ein Grundsatzbeschluss gefasst und wenn man sich die Aufstellung dann ansieht und das sollte man auch nicht verschweigen, hat zum Beispiel der Kärntner Abwehrkämpferbund insgesamt seit dem Jahre 2003 einen Betrag von 48.000,-- Euro bekommen, die Kärntner Landsmannschaft einen Betrag von 55.000,-- Euro, die Ulrichsberggemeinschaft 49.000,-- Euro, der Österreichische Kameradschaftsbund ebenfalls 49.000,-- Euro und der Kärntner Heimatdienst 27.000,-- Euro. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das steht alles im Rechnungshofbericht!) Also, wenn wir schon von der Größenordnung redet, sollte man auch diese Dimensionen wissen.
Was ist heraus gekommen? Es hat keine zweckwidrige Verwendung der Fördergelder und es hat keine Bezahlung der Honorarnoten gegeben, so wie sie im Antrag beantragt wurden. Und, diese gestoppte Jahresförderung für das Jahr 2007 wurde, wahrscheinlich rein zufällig, vor zwei Wochen wieder aufgehoben. Denn vor zwei Wochen hat der Kärntner Heimatdienst ein Schreiben vom Herrn Landeshauptmann bekommen, dass diese Gelder demnächst überwiesen werden. Ich sage nur eines, für das BZÖ als Antragsteller, peinlich, peinlich, peinlich und es war ein Schuss in das eigene Knie. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das einzig Peinliche ist das mit dem ARBÖ!)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)
Schober

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Die Schlussworte passen eigentlich auf meinen Vorredner ziemlich gut: Peinlich, peinlich, peinlich! (Beifall von der F-Fraktion.) Man kann es wirklich nicht anders sagen. Ein alter Hase, wie unser Freund Schober, redet hier, dass es keine Honorarnoten gegeben hat. Was hast du für einen Bericht gelesen? Natürlich hat es Honorarnoten gegeben, es hat nur einen kleinen Unterschied gegeben und auf den werde ich in meiner Rede schon kommen. Im Übrigen, lieber Rudi Schober, ich kann dich auch beruhigen. Ich nehme nicht an, dass mich der Landeshauptmann hier zurück zieht oder meine Karriere beendet. Das ist eher, glaube ich, in der SPÖ so, siehe, ich weiß nicht, was waren die letzten Opfer? Mock und Markut glaube ich, der ist heute leider schon nicht mehr da. Das gibt es bei uns nicht! Wir haben einen Prüfbericht, im Übrigen auch, wenn du den gelesen hast, gerichtet nicht an den Herrn Landeshauptmann, sondern letztendlich über Aktivitäten des Kärntner Heimatdienstes. Das glaube ich, ist ziemlich klar für diejenigen, die ihn gelesen haben.
Man könnte einiges über diesen kleinen Verein hier am Rednerpult sagen. Erstaunlich, und das ist auch bezeichnend dafür, dass er in letzter Zeit viel Applaus von linken Medien und von Slowenenverbänden bekommen hat. Es ist erstaunlich, dass ein neuer Sprecher des Kärntner Heimatdienstes gerade von Seiten der SPÖ hier am Rednerpult gestanden ist und diesen verteidigt hat, zeigt, welches Geisteskind man hier ist. Aber das ist kein Problem. Jeder Verein kann, und das hat der Vorsitzende so gewollt und gemacht, den Schutz der Heimatinteressen zugunsten von Verbrüderungstheorien opfern. Das ist letztendlich nicht Gegenstand dieses Prüfberichtes hier. Es ist aber sicher ein Satz für Sie alle interessant, der in diesem Prüfbericht entscheidend ist und deshalb brauche ich mich in keiner Weise!! entschuldigen. Da die Subventionen des Landes nur einen sehr geringen Anteil an der Finanzierung der Vereinstätigkeit ausmachen, konnte die Vereinsgebarung selbst nicht überprüft werden, auch keine Honorare, keine Bücher. All das, was du gesagt hast, wo es eine Reinwaschung gegeben hat, ist nicht einmal überprüft worden, lieber Rudi Schober! Deshalb komme nicht hier heraus und erzähle uns solche Geschichten! Ich zitiere aus dem Rechnungshofbericht: Für die Herausgabe des Buches „Kärnten neu denken“ wurde dem Verein keine Landesförderung gewährt, ja richtig, das hat er anders finanziert. Deswegen gibt es auch letztendlich in der Präsidale über alle politischen Parteien hinweg die klare Meinung, dass man das Rechnungshofgesetz dahingehend ändern muss, weil der Rechnungshof kann wirklich nichts dafür, dass er nicht alles überprüfen durfte, dahingehend ändern muss, dass auch tiefe Einblicke in solche Strukturen gegeben werden müssen. Das ist der Punkt!
Ich sage dir noch etwas: Ich habe schon einmal eine ähnliche Prüfung hier gemacht, da ist es um eine Firma im Mölltal gegangen, die Beratungstätigkeiten macht. Auch dort ist der Rechnungshofbericht ähnlich verfasst worden. Der Rechnungshof kann nichts dafür, er hat nur die Möglichkeit, in seinem gesetzlich vorgeschriebenen Korsett zu prüfen. Genau das ist damals drin gestanden und heute stellt sich auch heraus bei einem Verfahren, dass ich damals sehr wohl Recht gehabt habe. Das heißt, hier tue ich mir verhältnismäßig leicht. Vielleicht gibt es diese Änderung des Gesetzes, dass man weiterprüfen kann und dann werden wir reden über Bücherhonorare und über Erbschaftsangelegenheiten des Kärntner Heimatdienstes und wie das alles so gewesen ist. (Zwischenruf von Abg. Mag. Dr. Kaiser und von Abg. Lutschounig.) Also dieser unqualifizierte Zwischenruf ist das absurdeste, was ich im heutigen Landtag erlebt habe. Lieber Lutschounig, das kann ich nur deiner allgemeinen Verwirrtheit zuschreiben, weil das ist wirklich geistige Schrebergärtnerei! Wenn man heute hier den Kärntner Heimatdienst, eine offiziell agierende Vereinigung mit Privatpersonen vergleicht, dann passt das genau zu dir! (Abg. Lutschounig: Beide haben eine Erbschaft gemacht und beide sind fragwürdig!) Mach so weiter, das ist auch das Gebrüll, das du machst, hier nicht würdig! Aus dieser Situation heraus denke ich, dass der Bericht in diesem Satz alles klar sagt und dass der Rechnungshof eigentlich die von uns gewünschten Prüfinhalte nicht durchleuchten konnte. Nicht mehr und nicht weniger! Zur politischen Ausrichtung des Heimatdienstes kann man verschiedener Meinung sein. Meine ist jedenfalls durch diesen Bericht in keiner Weise in eine andere Richtung gelenkt worden. Wir werden ihn aber natürlich auch zur Kenntnis nehmen, weil der Rechnungshof wie immer gut und brav, aber eben auch nur in seinen rechtlichen Möglichkeiten, arbeitet. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
Ing. Scheuch

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)
Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir werden jetzt keine Erbschaftsdiskussion abführen, wer was korrekter wie erworben hat. Tatsache ist, dass einiges zu hinterfragen wäre, in beiden von mir bei meinem Zwischenruf zitierten Organisationen beziehungsweise Personen. Zum Bericht des Rechnungshofes, der in seiner wie immer gearteten Korrektheit hier alle Dinge aufzeigt beziehungsweise auch unterstreicht, dass hier offenbar alles rechtens ist mit diesen Geldern, die das Land zur Verfügung gestellt hat. Ich möchte dafür plädieren, meine geschätzten Damen und Herren, dass auch in der Zukunft das Land das prüfen soll, wofür der Mitteleinsatz verwendet wurde. Nicht, dass man jetzt anfängt, die Privatleute und andere Organisationen, die von welchen Seiten auch immer finanziert werden, alles genau durchleuchtet. Es sei denn, dann müssen es andere machen, dafür gibt es Gerichte, wenn etwas Verdächtiges ist, dass man das nachvollziehen kann. Der Rechnungshof soll dort bleiben, wo die Mittel vom Land eingesetzt worden sind und nicht weiter, das muss ich schon sagen.
Zum Heimatdienst muss ich eines sagen: Wir brauchen heute keine Ortstafeldebatte vom Zaun brechen, wir haben diese oft genug in diesem Hause intensiv geführt. Aber der Schwenk, den jetzt zum Beispiel die SPÖ in der Europapolitik macht, erinnert mich an den Heimatdienst, der ursprünglich auch in einer vehementen Art und Weise von Fundamentalisten getragen eine Heimatpolitik gemacht hat und auf einmal eine völlige Kehrtwendung tätigte. So gesehen gibt es hier Parallelen, aber das nur am Rande bemerkt. Wir werden selbstverständlich diesen Bericht zur Kenntnis nehmen! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichterstatter das Schlusswort.)

Lutschounig

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Haas (F):

Ing. Haas

Ich möchte in meinem Schlusswort eine Erklärung abgeben zum Bericht des Kollegen Schober. Er hat die Förderungsmittel der einzelnen Verbände vorgelesen und da ist der Kärntner Heimatdienst mit 27.000,-- gewesen, die anderen Verbände mit circa 49.000,--. Das ist deswegen, weil in der Tabelle die Subventionen für die Jahre 2005 und 2007 beim Kärntner Heimatdienst nicht enthalten sind. Sonst haben alle im Jahr das gleiche erhalten! Ich ersuche um das Eingehen in die Spezialdebatte.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen. – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Der Bericht des Landesrechnungshofes vom 29. April 2008, Zahl: LRH-23/B/2008, betreffend die Überprüfung der Verwendung der dem Kärntner Heimatdienst gewährten Landesförderungen wird zur Kenntnis genommen.

Ich beantrage die Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig so angenommen.)

Ing. Haas

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 17:

17.
Ldtgs.Zl. 81-29/29:
Bericht und
Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend die Übertragung von Geschäftsanteilen des Landes Kärnten an die Kärntner Landes- und Hypothekenbank-Holding

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Gritsch. Bitte!

Dr. Strutz

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Gegenständlicher Antrag sieht vor, dass auf Basis der vorliegenden Abtretungs- und Schenkungs​verträge die Geschäftsanteile des Landes Kärnten an der Kärnten Flughafen Betriebsgesellschaft mbH, der Kärntner Messe Betriebs​gmbH, der Kärntner Tourismus Holding GmbH, der Entwicklungsagentur Kärnten GmbH, der Kärnten Werbung Marketing & Innovationsmanagement GmbH unentgeltlich an die Kärntner Landesholding übertragen werden. Des weiteren sollen die Aktien des Landes an der UNIQUA Versicherungen zum Nominale von 32.000,-- Euro an die Kärntner Landesholding veräußert werden.
Die Abtretungs- und Schenkungsverträge ebenso die zugehörigen Zusatzvereinbarungen sind an alle Abgeordneten ergangen. Dem zugrunde liegend gibt es mehrheitlich gefasste Beschlüsse in Landesregierung und auch im Budgetausschuss. Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt KO Abg. Tauschitz das Wort.)
Gritsch

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Hohes Haus! Der gegenständliche Antrag ist endlich im Haus. Ich weiß nicht, wie viele Male wir hier im Hause darüber schon diskutiert haben, dass die Eingliederung der Landesgesellschaft in die Kärntner Landesholding das Konzept der Kärntner Landesholding erst komplettiert und das Konzept des Zukunftsfonds in Kombination mit der Kärntner Landesholding erst zu einer runden Sache macht.
Ganz konkret geht es um den Flughafen, die Entwicklungsagentur, die Kärnten Werbung, dann die Kärnten Tourismusholding und noch – wie soll ich sagen – Teile von der UNIQA. Ich glaube, dass damit jetzt endlich alles abgeschlossen ist, was den Landeshauptmann daran hindern könnte, die Schenkung an die Kärntner Landesholding zu unterschreiben. Mit dieser Unterschrift, glaube ich, wird in der Kärntner Landesholding und in diesem besagten Unternehmen einiges weitergehen. Ich glaube auch, dass wir mit dieser Beschlussfassung eine leidige Geschichte beenden, nämlich jene, die in der letzten Legislaturperiode aufgebaut wurde, der Gesellschaftsdschungel, der in unzähligen Medienberichten und in unzähligen Diskussionen hier schon Thema war. Jetzt ist es endlich so weit, jetzt ist alles erledigt. Der Landeshauptmann kann seine Unterschrift draufgeben. Ich hoffe, dass er dies demnächst tut und dass dieser Antrag einstimmig angenommen wird, denn er ist für Kärnten sicherlich historisch, vor allem für die Wirtschaftspolitik, wenn wir daran denken, wie dann in der Kärntner Landesholding auf professioneller Ebene gearbeitet werden kann, wo die Zeiten des Eigentümervertreters – wie soll ich sagen, des Eigentümervertreters, der als Einzelperson sozusagen mit sich selbst in der Generalversammlung sitzt und sich selbst sagt, was dort jetzt getan wird – damit endgültig vorbei sind. (Den Vorsitz übernimmt um 16.31 Uhr 2. Präs. Ferlitsch.) Die Strukturen/Neu in der Kärntner Landesholding sehen ja vor, dass die beiden Vorstände wechselseitig Aufsichtsrat- und Eigentümervertreterfunktion übernehmen. Dadurch wird das effizienter, wirtschaftlicher und das ist gut! In diesem Sinne hoffe ich auf eine einstimmige Annahme dieses Antrages! Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Tauschitz

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Verehrter Präsident! Liebe Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen! Grundsätzlich war es eine gute Idee, die Zusammenführung aller Gesellschaften unter ein Dach. Das war auch die Intention, als wir damals diese Deckelung mit den 250 Millionen eingeführt haben, weil wir gesagt haben, uns kommt der Landeshauptmann zuviel dazu und es wird in einer Tour so viel verschwendet! (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Schlussendlich wurde mir auch signalisiert, dass ich ein bisschen die Protokolle von der Landesholding, von den Vorstandssitzungen und den Aufsichtsratssitzungen bekomme. Ich habe leider seitdem nichts mehr gehört. Ich muss sagen, mich hat die ganze Birnbacher-Geschichte ein bisschen unsicher gemacht, weil man hier gesehen hat, wie stark der Einfluss des Landeshauptmannes immer noch ist und dass das gar nichts genützt hat, was man hier gemacht hat. Schon beim KWF hat man gesehen, das war eigentlich auch nicht angedacht, dass der jetzt auch da unter das Dach drunter kommt und praktisch eigentlich nicht mehr das ist, was er einmal war. (Abg. Tauschitz: Stimmt nicht, das ist nicht wahr!) Das wird man auch in der nächsten Zeit merken.
Was mir noch fehlt, sind die Due-Diligence-Prüfungen, die einfach nicht gemacht werden, das ist nicht okay! Wer übernimmt schon Geschäfte, die nicht geprüft sind? Wie gesagt, die Zusammensetzung des Aufsichtsrates. Ich vermisse, dass der Landtag hier überhaupt noch etwas mitzureden hat. Leider Gottes geht das jetzt alles am Landtag vorbei. Es ist nicht mein Job, dass ich dann so einer Sache zustimme. Das Personalkonzept ist nicht fixiert sowie die Unterlagen, die wir angefordert haben und die ich auch gerne hätte, nämlich alle Klagen, die an die Gesellschaften gegangen sind, zum Beispiel Garofalo und Kärnten Werbung, die habe ich nicht! Um die Gebarung des Zukunftsfonds haben wir schon im Jänner angesucht. Es wäre eine Verpflichtung der Landesregierung, dies dem Landtag vorzulegen, das ist auch nicht passiert! Grundsätzlich eine gute Idee, aber im Moment ist es nicht so weit, dass ich dem zustimmen kann! Danke!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Vouk das Wort.)
Holub

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Als Mitglied des zuständigen Ausschusses für Budget und Tourismus spreche ich sehr gerne zu diesem Tagesordnungspunkt. Es tut mir eigentlich leid, dass der Kollege Holub hier nicht mitgeht, denn das ist jetzt wirklich erstmals die Chance, Ordnung in den Dschungel der Landesgesellschaften zu bringen. Ich kenne auch Wortmeldungen von dir, wo du mehrmals den Finger auf die Wunde gelegt hast. Jetzt könntest du einmal über deinen grünen Schatten springen und du tust es nicht! Aber ich denke, du wirst dann vielleicht auch noch in Zukunft einmal die Gelegenheit haben, hier einen Schritt in Richtung Zustimmung zu tun.
Ich spreche deswegen gerne zu diesem Tagesordnungspunkt, weil es eigentlich eine langjährige Forderung der Sozialdemokratie in diesem Haus und in diesem Lande ist, dass die gesamten Beteiligungen des Landes Kärnten in die Landesholding eingebracht werden. Warum? Ganz einfach, damit auch letztendlich unsere Intention erfüllt wird, dass der alleinige Zugriff des Eigentümers abgeschwächt wird. Von der Eingliederung betroffen, wie der Berichterstatter bereits erwähnt hat, ist der Klagenfurter Flughafen, der kein unwesentliches Kärntner Unternehmen ist, die Kärntner Messen, die EAK, die Kärnten Werbung, momentan ein aktuelles Thema im Lande Kärnten oder die Tourismusholding, um hier nur die wichtigsten zu nennen. Ist die Sicherung der Beteiligungen des Landes ein Schritt in die richtige Richtung, meine sehr geehrten Damen und Herren, so war aber die Eingliederung des Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds, welche im Dezember 2007 in diesem Hause mit BZÖ und ÖVP-Stimmen mehrheitlich beschlossen wurde, meines Erachtens nach ein großer und schwerer Fehler! (Abg. Tauschitz: Es hat sich gar nichts verändert! Es steht im Gesetz explizit drinnen, dass die Fördervergabe unangetastet bleibt!) Denn, lieber Kollege Tauschitz, die Politik ist bei der Verwaltung des Landesvermögens gefragt, nicht aber bei der unabhängigen Wirtschaftsförderung! Politik soll sich aus dem operativen Bereich heraushalten, dann funktioniert das, glaube mir! (Wiederum Zwischenruf von Abg. Tauschitz.) Wir als Sozialdemokratie werden diesem Tagesordnungspunkt heute mit großer Freude die Zustimmung erteilen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Vouk

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Danke für die kurze und prägnante Wortmeldung! Ich darf als nächsten Redner Herrn Abgeordneten Schwager an das Rednerpult bitten!
Ferlitsch

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Verehrte Damen und Herren! Ich hätte auch eine große Freude, wenn ich zustimmen könnte. Es ist mir aber nicht möglich, wie ich ausführen werde. Ich muss gleich wie der Kollege Holub beginnen: An und für sich eine gute Sache, alles unter einem Dach! Wir müssen aber wissen: Es geht da um sehr viel Geld und es entzieht sich zum größten Teil der Kontrolle des Kärntner Landtages, geschweige überhaupt der Kontrolle der so genannten Oppositionsparteien. Die Regierungsparteien kontrollieren sich selbst, die sitzen im Aufsichtsrat. Wir wissen nicht einmal, was wir tun. Aus den Medien müssen wir erfahren, wie die Geldmittel eingesetzt werden, teilweise fragwürdig! Da ist es ein bisschen viel verlangt, wenn man von einem Abgeordneten, der Null Einfluss auf dieses Geschehen hat verlangt, dass er da noch seinen Segen dazu geben soll! Das werde ich natürlich nicht tun, solange das nicht geregelt ist! In den Gemeinden hat ein Vorredner – der Bürgermeister Vouk – dem wohlwollend zugestimmt. Das ist eh klar, denn die SPÖ ist da drinnen, obwohl sie auch fest schimpfen, aber sie machen da mit. Bei den Gemeinden ist das wesentlich anders geregelt als beim Land Kärnten. Denn dort haben wir durchgesetzt, dass jene Parteien, die nicht unbedingt das Sagen und den Einfluss haben, das Kontrollrecht haben. Das wissen wir! Die Kontrollausschussobleute sind in den Gemeinden jene, die am wenigsten Anteil an der Macht an einer Gemeinde haben und das stellen wir uns beim Land Kärnten auch so vor und auch bei der Holding, bei den Geldern, die dem Land Kärnten gehören. Also, von mir gibt es keine Zustimmung!
(Der Vorsitzende erteilt 3. Präs. Dr. Strutz das Wort.)

Schwager

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Das BZÖ wird diesem Antrag zustimmen. Die zeitlichen Verzögerungen sind deshalb zu Tage getreten, weil es Überprüfungen und Bewertungen der einzelnen Gesellschaften gegeben hat. Wir haben hier Vollständigkeitserklärungen der einzelnen Gesellschaften, der Kärnten Werbung, der Flughafengesellschaft und auch eine wirtschaftliche Überprüfung abwarten müssen, damit es nicht zu finanziellen Nachteilen für die Holding kommt. Ich bin froh, dass dieses Steuerungsinstrumentarium nun umgesetzt worden ist. Das, was ich mir erwarte und was auch als klarer Auftrag an die Vorstände ergeht ist, dass wir jetzt Synergieeffekte nutzen. Das heißt, wir haben ja am Beispiel der größten Gesellschaft, der Hypo-Holding gesagt, wir brauchen in den einzelnen Aufsichtsräten nicht überall Personen. Wir können das in Personalunion machen. Wir können auch das Potential der Mitarbeiter nutzen. Ich brauche nicht PR-Leute im Flughafen, in der Messe und ähnliches. Das ist eigentlich der Sinn des Zusammenführens der Landesgesellschaften. Das heißt, dass wir einerseits Synergien für das Land nutzen, zweitens auch darüber nachdenken, ob wir die Beteiligungen an einzelnen Gesellschaften nicht lukrativ auf den Markt werfen. Die Frage ist: Muss das Land tatsächlich am Flughafen beteiligt sein? Muss das Land tatsächlich an der Messe beteiligt sein oder können wir diese Beteiligungen nicht auch mit Gewinn verkaufen? Da wird es notwendig sein, die Braut ein bisschen herzurichten, ein bisschen zu schmücken, aber das ist eigentlich die klare Aufgabe der Vorstände der Landesholding. Das erwarte ich mir jetzt. Ich erwarte mir ein klares Personalkonzept für die einzelnen Gesellschaften und ich erwarte mir eine einheitliche Vermarktung dieser Gesellschaften und ein klares Strategiepapier, wohin die Reise geht. Beteiligungen halten, Beteiligungen abschütten oder jene, die sich finanziell negativ zu Buche schlagen? Wie können wir sie sanieren, damit sie dann attraktiv und besser sind? In Summe eine große Aufgabe, auch für den Vorsitzenden der Landesholding, in diesem Sinne ist das ein positiver Beschluss. Jetzt kann eigentlich von allen, auch vom Landesrat Martinz, einmal kräftig gearbeitet werden! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte.)

Dr. Strutz

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Danke! Einstimmige … (Abg. Dr. Lesjak: Nein!) Schwager hat nicht mit gestimmt, die Grünen ebenfalls nicht! Ich bitte fortzufahren!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:
Die Kärntner Landesregierung wird gemäß Art. 64 Abs. 1 K-LVG ermächtigt, die Geschäftsanteile des Landes Kärnten an der Kärntner Flughafen Betriebsgesellschaft mbH im Nennwert von € 936.040,--, der Klagenfurter Messe Betriebsgesellschaft mbH im Nennwert von € 390.000,--, der Entwicklungsagentur Kärnten GmbH im Nennwert von € 726.745,--, der Kärnten Werbung Marketing & Innovationsmanagement GmbH im Nennwert von € 43.603,07, der Kärnten Tourismus-Holding GmbH im Nennwert von € 11 Mio. unentgeltlich und die Aktien des Landes an der UNIQA Versicherungen AG im Nennwert von € 32.000,-- entgeltlich zum Nominale von € 32.000,-- an die Kärntner Landes- und Hypothekenbank-Holding auf Basis der anliegenden Abtretungs- und Schenkungsverträge und zugehörigen Zusatzvereinbarungen abzutreten.
Ich beantrage die Annahme.
Gritsch

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Die Annahme wurde beantragt. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Danke, das ist mehrheitlich so beschlossen, die Grünen nein und Franz Schwager ebenfalls nein. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 18:

18.
Ldtgs.Zl. 106-13/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule betreffend Kindergartengesetz



./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule ist die 1. Lesung erfolgt. Bitte, Frau Berichterstatterin!
Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Durch die Einführung eines verpflichtenden Bildungsjahres im Kindergarten sollen alle Kinder in ihrer körperlichen, seelischen, geistigen, sittlichen und sozialen Entwicklung im Rahmen des Bildungsauftrages des Kindergartens im besonderen Maß gefördert und nach erprobten Methoden der Kleinkindpädagogik in Kooperation mit der Schule die Erreichung der Schulfähigkeit unterstützt werden. Die Elternbeiträge für die Bildungszeit werden vom Land finanziert. Die Eltern und die Erziehungsberechtigten haben dafür Sorge zu tragen, dass ihr Kind im Kindergartenjahr vor Beginn der allgemeinen Schulpflicht einen Kindergarten besucht. Im Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule wurde der Gesetzesentwurf unter Beiziehung von Fachleuten sorgfältig erarbeitet. Besonderer Dank gilt hier Frau Mag. Knicek, die überaus großes Engagement für dieses Gesetz einbrachte.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)
Mag. Trodt-Limpl

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nach längeren relativ intensiven Vorbereitungsarbeiten und Verhandlungen zwischen den beiden Parteien, die heute dieses verpflichtende Kindergartenjahr im Kärntner Kindergartengesetz festschreiben werden, sind wir zu einem Ergebnis gekommen, das im Großen und Ganzen zufriedenstellend ist. In diesem Zusammenhang möchte ich das zurückweisen, was uns Stephan Tauschitz in einer Aussendung unterstellt hat. Er hat da von Zwangskindergarten gesprochen. (Abg. Tauschitz: Genau das ist es! Tut mir leid!) Ich sehe das nicht so. Ich glaube auch, dass man dieses verpflichtende Kindergartenjahr realistisch sehen muss. Es geht nicht darum, in Kärnten Scharen von Kindern, die derzeit noch nicht im letzten Jahr vor der Schule in den Kindergarten gehen, in den Kindergarten zu treiben.
Denn tatsächlich haben wir in Kärnten bereits eine Deckungsquote von 97 Prozent. Also 97 Prozent der Kinder kärntenweit gehen in eine vorschulische Einrichtung, gehen in einen Kindergarten unmittelbar im letzten Jahr vor der Schule. Das heißt, das was dieses Gesetz bewirken soll, sind zwei Dinge. Einerseits eine Bewusstseinsschaffung – eine Bewusstseinsschaffung dafür, dass man die Vorbereitungszeit für die Schule nutzen muss. Viel besser nutzen muss als bisher, damit man den Kindern in der Schule gute Startvoraussetzungen schafft.
Die zweite Absicht ist eine Qualitätsverbesserung. Eine Qualitätsverbesserung insoferne, als mit diesem Gesetz auch sichergestellt werden soll, dass es zusätzliche Unterstützung in Form auch personeller Ressourcen gibt, die den Kindergärten in Zukunft zur Verfügung stehen werden mit der Absicht, zumindest zu bestimmten Zeiten die Vorbereitung auf den Übergang zur Schule zu verbessern, soziale, emotionale, sprachliche Defizite auszugleichen. In dieser Novelle zum Kindergartengesetz wird auch festgeschrieben, dass das Land einen Elternbeitrag von 75,-- Euro leisten wird in Zukunft, den Elternbeitrag sozusagen fördern wird. Das elfmal pro Jahr, das halte ich auch für richtig, weil auch dort, wo die Versorgung über den Sommer gesichert ist, muss man sicherstellen, dass die Kinder eine bestimmte Zeit zu Hause verbringen. Also elf Monate im Jahr wird es diese Förderung des Elternbeitrages geben, für jedes Kind, für jeden Monat.
In weiterer Folge haben wir in diesem Zusammenhang auch die Frage geregelt, wie schaut es aus mit der Feststellung, welche Kinder in den Kindergarten gehen und welche nicht. Es ist in dieser Novelle verankert, dass die Träger der Wohnsitzgemeinde melden müssen, welche Kinder bei ihnen das verpflichtende Kindergartenjahr besuchen, sodass die Gemeinden dann auch eine Chance haben, festzustellen, wo kommen Kinder und damit deren Eltern diesem Auftrag nicht nach, damit es hier entsprechende Rückmeldungen geben kann. Wir haben parallel zum Gesetz auch die Förderrichtlinien mitverhandelt. Hier glaube ich, ist der entscheidende Punkt gewesen, dass man auch die Kooperation mit den Schulen vorantreibt. Wir haben in Österreich ein großes Problem, das sich durch eine relativ starre Schulgesetzgebung ergibt. Das Problem ist, dass es nahezu unmöglich erschienen ist, sozusagen diese Verzahnung in die Schule hineinzuvollziehen, so wie es beispielsweise in Slowenien der Fall ist. In Slowenien stehen Kindergärtnerinnen zeitweise in der ersten Volksschule drinnen. Wir haben das jetzt umgedreht, das heißt, wir haben sowohl im Gesetz verankert, dass es diese Zusammenarbeit mit der Schule geben muss, dass das ein gewünschter Vorgang ist, als auch in den Richtlinien die Kooperation mit der Schule und die dafür vom Land zur Verfügung zu stellenden personellen Ressourcen von einer Kann- in eine verpflichtende Bestimmung umgewandelt. Das heißt, in den Förderrichtlinien wird nunmehr stehen, dass das Land diese personellen Ressourcen bei Bedarf gewährt und wir gehen davon aus, dass aufgrund der im Gesetz explizit festgehaltenen Aufträge, die Kooperation mit den Schulen zu forcieren, davon dann auch Gebrauch gemacht wird. Wir haben also insgesamt – zwar ein bisserl zäh war´s, aber doch – eine Lösung erreicht, die meines Erachtens deutlich besser ist als die Lösung, die als Folge einer Kompromisssituation im Bund erreicht wurde. Ich möchte daran erinnern, dass der Bund jetzt für solche Kinder, bei denen dieser Bedarf nachgewiesen ist, eine verpflichtende Sprachförderung vorsieht und wir mit dieser Bundesregelung eigentlich nichts anderes erreichen als noch einmal einen Selektionsschritt noch früher als bisher, also das genaue Gegenteil von dem, was wir eigentlich erreichen wollen, nämlich die selektiven Schritte nach hinten zu verlegen und die Kinder möglichst lange gemeinsam in die Schule gehen zu lassen bei einer guten inneren Differenzierung.
Wir möchten aber in dem Zusammenhang darauf verweisen, dass alles das, was wir hier gemacht haben, nicht die dringende Notwendigkeit ersetzt, in Kärnten ein neues Kinderbetreuungsgesetz zu schaffen. Ein Kinderbetreuungsgesetz, das sich anpasst, die ganz, ganz neuen Situationen aufnimmt, die es gibt, die neuen Familiensituationen, die neuen Situationen in den ländlichen Gemeinden. Wir haben den Bedarf im Kinderbetreuungsbereich in den letzten Jahren sich sehr ändernd erlebt und die Anpassung daran im Zuge eines neuen Kinderbetreuungsgesetzes ist unbedingt nötig. Ich möchte daran erinnern, dass der zuständige Referent, Landesrat Dörfler, sozusagen diesen Auftrag, auch ein solches Kinderbetreuungsgesetz zu initiieren, schon lange hat, aber dem bisher nicht nachgekommen ist. Hier würde ich wirklich betonen mögen, dass man das Kindergartengesetz nicht weiter novellieren sollte, weil es veraltet ist, sondern dass sich dieser Landtag endlich einmal daran machen sollte, ein neues, modernes Kinderbetreuungsgesetz, wie es beispielsweise in Salzburg vorhanden ist, zu verabschieden. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dr. Lesjak das Wort.)

Mag. Cernic

Abgeordnete Dr. Lesjak (GRÜ):

Dr. Lesjak

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es hat schon eine Weile gedauert, bis dieses Kindergartengesetz das Licht der Welt erblickt hat. Man kann sagen, dass es ein schönes Kind geworden ist und ich glaube, dass das wirklich ein Meilenstein ist in der Kindergartenpolitik, dass es jetzt ein verpflichtendes Bildungsjahr gibt, also dass das letzte Kindergartenjahr verpflichtend ist. Und da muss man schon einiges dazu sagen, weil man auf ÖVP-Seite da mit dem „Zwangskindergarten“ daher kommt. Wenn der Kollege Lutschounig jetzt aufmerksam zuhört und der Herr Tauschitz sollte das auch hören: Wir haben das auch sehr ausführlich diskutiert, das mit dem Zwangskindergarten. Das stimmt ja so nicht, weil die Realität bereits so ist, dass über 90 Prozent der Eltern ihre Kinder in dem Alter in den Kindergarten geben. Also die meisten Kinder in diesem Alter gehen ohnehin in den Kindergarten. Es bleiben ein paar Prozent übrig, zwischen sechs und acht Prozent, und das sind meist Kinder aus Familien mit Migrationshintergrund oder aus sozial schwachen Familien. Das sind jene sechs bis acht Prozent, die dann später zu den 20 Prozent Schulabgängern und Schulabbrechern werden, die nicht sinnerfassend lesen können. Es gibt also einen kleinen Teil in der Bevölkerung, der nicht davon überzeugt ist, dass es wichtig ist für ein Kind, in den Kindergarten zu gehen. Jetzt brauchen wir für die meisten Leute sowieso keine Zwangsverpflichtung, weil die ohnehin ihre Kinder in den Kindergarten geben, aber die, die es brauchen – nämlich ganz dringend, gerade wegen der sprachlichen Frühförderung beispielsweise – für die wäre es ganz wichtig, dass man hier eine Verpflichtung einzieht. Wenn es nach uns ginge, wäre die Verpflichtung ohne weiteres auf zwei Jahre auszudehnen, also die zwei Jahre vor dem Schuleintritt könnten ohne weiteres verpflichtend sein für die Kinder, den Kindergarten zu besuchen.
Es müsste also diese Kindergartenpflicht geben und eine Schulpflicht, nicht nur eine Unterrichtspflicht, sondern eine Schulpflicht, damit garantiert ist, dass die Kinder, die das brauchen, auch in die Schule kommen. Am Anfang habe ich mich auch so gesträubt gegen diesen Zwangskindergarten, aber es wird niemand gezwungen, das kann man so nicht sehen. Man zwingt ja eigentlich den Großteil nicht, weil freiwillig eingesehen wird, dass das Sinn macht. Man bringt halt mit dieser Verpflichtung die Kinder, die es brauchen, auch in den Kindergarten. Insgesamt ist es also zu begrüßen, dass das Land diese Bildungszeit zur Verfügung stellt, dass es Richtlinien gibt, was in dieser Bildungszeit passieren muss. Diese sogenannten Bildungsstandards, die haben wir hier schon diskutiert. Aus meiner Sicht sind sie sehr anspruchsvoll, vielleicht auch ein bisschen überladen. Das wird die Praxis zeigen, ob diese Bildungsstandards Sinn machen.
Ich wollte noch auf etwas anderes aufmerksam machen, weil wir schon ein paar Briefe und ein paar Anfragen bekommen haben. Die Leute regen sich auf, weil sie jetzt hören, aha, es gibt einen Gratiskindergarten und dennoch sind die Beiträge in den Gemeinden höchst unterschiedlich! Es ist ja immer noch so, dass die Gemeinden in dieser Frage autonom sind und die Beiträge selber festsetzen können. Einige Gemeinden sind wirklich aufgefallen mit den hohen Kosten. Im Ausschuss ist das schon diskutiert worden. Für die Bevölkerung ist nicht nachvollziehbar, wie das zusammenpasst: Auf der einen Seite ein verpflichtendes Kindergartenjahr, auf der anderen Seite aber sehr viele unterschiedliche Beiträge. Darüber müssen wir noch diskutieren, wie wir die Gemeinden dazu bringen oder wie das Land auch die Gemeinden unterstützen kann, weil nicht jede Gemeinde gleich viel Geld hat, es kann sich nicht jede Gemeinde das gleichermaßen leisten. Hier wäre eine einheitliche Regelung sinnvoll, damit es nicht zu dieser Verwirrung in der Bevölkerung kommt und damit diese Leistungen auch bezahlbar und leistbar sind für die Eltern, die das brauchen. Ich erinnere daran, gerade alleinerziehende Mütter – davon gibt es in Kärnten sehr viele – sind wirklich sehr abhängig davon, dass sie ihre Kinder gut betreut wissen. Danke! (Beifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Warmuth das Wort.)

Dr. Lesjak

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Ich ziehe meine Wortmeldung zurück!

Warmuth

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Klubobmann Tauschitz. Der ist nicht im Haus, also folgedessen kann ich Sie nicht … (KO Abg. Tauschitz erscheint nach Aufruf des Präsidenten und geht ans Rednerpult.)

Ferlitsch

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich kann zu dieser Thematik nur das wiederholen, was ich immer gesagt habe: Gut gedacht, aber leider schlecht gemacht! Ihr habt von der Idee her etwas Richtiges in Angriff genommen, nämlich die vorschulische Bildung der Kinder zu fördern und habt dafür das Instrument des Kindergartens hergenommen und das ist nicht in Ordnung! Ihr greift da in die Privatsphäre der Eltern ein, was nicht in Ordnung ist und vor allem habe ich immer den Vorschlag gebracht, machen wir doch bedarfsorientiert auf Basis einer Art Vorschule eine Lösung und wir sind dabei. Ihr habt euch für diese Lösung entschieden, wir sagen Nein zum Zwangskindergarten und dabei werden wir bleiben! Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Tauschitz

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Ich beginne bei meinem unmittelbaren Vorredner: „Gut gedacht, aber schlecht gemacht!“ hat er gesagt. (Abg. Tauschitz: Gut gedacht, aber schlecht gemacht und dabei bleibe ich!) Ja, das, was du da zum Besten gegeben hast, ist noch schlechter als schlecht, weil es an der Wirklichkeit vorbeigeht! Einerseits – und das haben wir im Ausschuss zur Genüge gehört – einen „Zwangskindergarten“, wie das fälschlicherweise genannt worden ist, zu kritisieren, andererseits über die Schulpflicht nichts zu sagen, was ja auch eine Pflicht ist (Abg. Dr. Lesjak: Es gibt keine Schulpflicht! Es gibt eine Unterrichtspflicht, aber keine Schulpflicht!) und dazu ein verpflichtendes Vorschuljahr zu fordern, ist sehr weit hergeholt, und zwar deshalb, weil das Land, was die Schule betrifft, keine Kompetenz hat, sondern ausschließlich nur die im Kindergartenbereich. Daher wird dieses Bildungsjahr auch dort angesiedelt. Das zum wiederholten Male an die ÖVP gerichtet! Desgleichen tut sich – weil ich weiß, dass die ÖVP heute hier nicht mitstimmen wird – ein zweiter Widerspruch auf, denn im nächsten Punkt werden wir die 15a B-VG Vereinbarung beschließen, die ja aus ÖVP-Feder, sprich Kdoslky, und SPÖ-Feder, sprich Bures, stammt, wo die Länder sich verpflichten, eine sprachliche Frühförderung zu machen. Hier hat die ÖVP einen weiteren Notstand in der Argumentation. Soviel zur Einleitung!
Diesem Gesetz liegt ein Beschluss des Kärntner Landtages in der 50. Sitzung, einer Jubiläumssitzung, vom 22. November des Vorjahres, zugrunde. Das heißt, wir begehen heute mit der kleinen Jubiläumssitzung, der 60. hier, den Vollzug dessen, was der Landtag damals gefordert hat. In der Zwischenzeit hat der Referent, Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler, diesen Entwurf erarbeiten lassen, hat ihn in Begutachtung geschickt. Wir haben von unserer Seite – um das Ganze abzukürzen, weil das Inkrafttreten mit September, also mit dem neuen Kindergartenjahr, beginnen soll – einen Initiativantrag eingebracht, den wir mehr als ausführlich im Ausschuss beraten haben. Wenn ich daran erinnere, dass auch der Resolutionsantrag des Vorjahres eine sehr ausführliche Beratung im Ausschuss erfahren hat. Letztendlich sind wir zu einem Ergebnis gekommen. Auch die Verzahnung, Frau Kollegin Cernic, ist auf bestmögliche Weise – soweit es das Gesetz zulässt – im Gesetz verankert. Wir haben auch hier das Problem, dass die Schule unserem Kompetenzbereich entzogen ist. Der Hinweis auf Slowenien mag schon stimmen, nur Slowenien hat kein Bundesland. Es ist als Staat alleine und da ist es leichter. Wir möchten uns aber trotzdem keine slowenischen Verhältnisse in vielen anderen Bereichen in Kärnten wünschen.
Wir haben im Ausschuss bereits sehr viele Details erarbeitet.
Dies ging bis zu den Förderrichtlinien. Es war ein Ringen, aber dieses ist heute von Erfolg gekrönt. Daher danke ich allen, auch meiner mittlerweile ausgeschiedenen Kollegin Helga Knicek, für die das ein wirkliches Herzensanliegen gewesen ist. Sie hat sich stark in dieser Angelegenheit eingebracht und kommt nun um die Früchte ihrer Arbeit, dass sie nicht zum Reden nun gekommen ist. Ich bedanke mich bei ihr, ich bedanke mich bei allen anderen, die sich hier konstruktiv eingebracht haben. Ich möchte mit einem Zitat von Goethe schließen: Was lange währt, wird endlich gut. Dieses Gesetz ist bereits gelobt worden von zwei Seiten, Grün und Rot. Ich denke, dass wir damit für die Jüngsten in eine gute Zukunft gehen. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. – Die Berichterstatterin beantragt die artikelmäßige und ziffernmäßige Abstimmung. – Auch dieser Antrag wird einstimmig angenommen.)

Dipl.-Ing. Gallo

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Artikel I. Das Kindergartengesetz 1992 – K-KGG, LGBl. Nr. 86, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 59/2002, wird wie folgt geändert:
Ziff. 1, Ziff. 2, Ziff. 3, Ziff. 4, Ziff. 5, Ziff. 6, Ziff. 7, Ziff. 8, Ziff. 9, Ziff. 10. Ich beantrage die Annahme.

(Ziffer 1 bis Ziffer 10 werden mit Mehrheit angenommen, ohne ÖVP. – Berichterstatterin:)
Artikel II. Ich beantrage die Annahme.

(Artikel II wird mit Mehrheit angenommen, ohne ÖVP. – Berichterstatterin:)
Gesetz vom 3. Juli 2008, mit dem das Kindergartengesetz 1992 geändert wird. Der Landtag von Kärnten hat beschlossen. Ich beantrage die Annahme.

(Kopf und Eingang werden mit Mehrheit angenommen, ohne ÖVP. – Berichterstatterin:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Gesetz, mit dem das Kindergartengesetz 1992 – K-KGG, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 59/2002, geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.
Ich beantrage die Annahme.

(Der Antrag wird mit Mehrheit angenommen, ohne ÖVP.)
Mag. Trodt-Limpl

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 19:

19.
Ldtgs.Zl. 93-46/29:

Bericht und
Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule zur Regierungsvorlage betreffend der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über den Ausbau des institutionellen Kinderbetreuungsangebots und über die Einführung der verpflichtenden führen sprachlichen Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen sowie Schaffung eines bundesweiten vorschulischen Bildungsplanes 

./. mit Vereinbarung

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl. Ich erteile der Berichterstatterin das Wort!

Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Bei diesem Tagesordnungspunkt handelt es sich um den Ausbau des institutionellen Kinderbetreuungsangebotes und um die Einführung der verpflichtenden frühen Sprachförderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen sowie die Schaffung eines bundesweiten vorschulischen Bildungsplanes. Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Warmuth das Wort.)

Mag. Trodt-Limpl

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Hoher Landtag! Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren Abgeordnete! Wenn wir heute hier diesen Beschluss fassen, so ist das ein großartiger Quantensprung in der Familienpolitik, aber auch in den Bildungsperspektiven zugunsten unserer Jugend. Diese Materie war im Vorfeld äußerst schwierig und langwierig zu verhandeln. Bereits im Sommer vergangenen Jahres wurde anlässlich eines Antrittsbesuches der Frau Bundesministerin Bures ein Entwurf über eine 15a Vereinbarung zum Ausbau der Kinderbetreuungsangebote vorgestellt. Wir, seitens unseres Bundeslandes, waren sehr unzufrieden mit dieser Vorgabe, weil wir in der vorliegenden Fassung aus mehreren Gründen nicht das vorgefunden haben, was wir wollten. Nämlich, dass keine Förderung der Tagesmütter vorgesehen war sowie die statistischen Abrechnungsmodalitäten keine Möglichkeiten der Lukrierung von Fördergeldern des Bundes ermöglicht haben. Es gab daher anschließend im Oktober vergangenen Jahres eine gemeinsame Länderstellungnahme aller Bundesländer. Hier wurde im Herbst von allen Bundesländern folgendes festgestellt: Nämlich die verpflichtende Übernahme von Bundesvorgaben hinsichtlich eines Bildungsplanes wurde abgelehnt, weil dieser gemeinsam mit den Ländern verhandelt werden müsste. Der Ausbau der Kinderbetreuung soll sich nach dem tatsächlichen Bedarf richten. Der dritte Punkt, die Gewährung von Bundesmitteln auch für die Betreuungstätigkeit der Tagesmütter wurde gefordert. Trotz dieser von allen Bundesländern gemeinsam erarbeiteten Länderstellungnahme wurde der Großteil der Änderungswünsche der Bundesländer einfach ignoriert. Bei einem Gespräch im März dieses Jahres auf Drängen aller Bundesländer wurden auch mit Experten wiederum Änderungsvorschläge erarbeitet. Es gab wiederum keine Bereitschaft seitens der Frau Bundesministerin, sodass sich die fünf Bundesländer Kärnten, Niederösterreich, Oberösterreich, Tirol und Vorarlberg solidarisierten und hier gemeinsam einen Weg beschritten haben. Es kam daher im April dieses Jahres zu einer neuerlichen Gesprächsrunde in Innsbruck und die Vertreter der fünf Bundesländer haben dieses Ergebnis auch dementsprechend präsentiert. Es ist gelungen, einen Bundeszuschuss für ganztägige Plätze, für die Förderung für Tagesmütter sowie auch einen Bundeszuschuss für länderspezifische Sprachfördermodelle für Kinder unter fünf Jahren zu erreichen.
Geschätzte Damen und Herren! Diese Chronologie des Verhandlungsergebnisses zeigt, dass wir insbesondere auch im Tagesmutterbereich viel erkämpfen konnten. Immerhin wollte die Bundesregierung diese familiennahen und pädagogisch wertvollen Kinderbetreuungseinrichtungen dadurch bestrafen, indem sie die Verpflegs​kosten der Tagesmütter voll auf die Einkünfte versteuern wollten, was natürlich massive Einkommenseinbußen für die Betroffenen bedeutet hätte. Erst durch Protestes unseres Familienreferenten Gerhard Dörfler und Anträge der BZÖ-Nationalräte ist es gelungen, diese unsoziale Maßnahme gegenüber den Tagesmüttern abzuwehren.
Geschätzte Damen und Herren! Als Familienabgeordnete bedanke ich mich heute beim Landesfinanzreferenten, Landeshauptmann Dr. Jörg Haider und beim Kindergartenreferenten dafür, dass die Mittel zur Kinderbetreuung in den letzten Jahren um 150 Prozent gesteigert werden konnten. Das heißt, wir geben jährlich 45 Millionen Euro, das sind 26 Millionen Schilling, für optimale Kinderbetreuung hier in Kärnten aus. Wir vom BZÖ werden auch weiterhin bedarfsorientierte Kinderbetreuungskonzepte erkämpfen und vor allem auch für eine massive Einkommensentlastung für die Familien unseres Landes arbeiten! Selbstverständlich sind wir heute sehr glücklich über diese Beschlussfassung und laden auch die ÖVP ein, hier mitzugehen. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Grilc das Wort.)
Warmuth

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf meiner Vorrednerin gleich mitteilen, dass wir natürlich bei dieser Artikel 15a Vereinbarung mitgehen. Ich sage noch eines dazu, es scheint hier einige Sprachenverwirrung zu herrschen im Zusammenhang mit dem, was wir im vorherigen Punkt diskutiert haben. Bleiben wir einmal bei dem Tagesordnungspunkt. Entscheidend dabei sind folgende Dinge. Ich lese hier in dieser Vereinbarung in Artikel I als Zielsetzung bis zum Jahre 2010 sollen für 33 Prozent der unter Dreijährigen Kinderbetreuungsplätze geschaffen werden. Derzeit stehen wir nach der Statistik bei einer Quote etwa 10,8 Prozent, so steht es jedenfalls in dieser Vereinbarung drin. (Abg. Warmuth: Das sind die Tagesmütter!) Ja! Das ist ein Thema.
Das zweite ganz wesentliche Thema – und das führt uns zurück auf den vorherigen Punkt – ist die Frage der sprachlichen Betreuung. Und in Wahrheit steckt ganz sicherlich das große Problem der Kinder dahinter, die in die Volksschule mit mangelnden Kenntnissen der deutschen Sprache kommen. Da wissen wir mittlerweile, dass dies nicht nur Migrantenkinder sind oder Kinder von Einwandererfamilien, sondern leider Gottes tatsächlich auch Kinder aus Familien, die in Österreich schon lange Zeit ansässig sind, Deutsch als Muttersprache haben, aber durch verschiedene Umstände bedingt einfach ihren Sprachrhythmus nicht haben, ihre Kompetenz nicht haben. Sie sind nicht in der Lage, sich sprachlich so weit auszudrücken oder die Sprache so weit zu verstehen, dass sie dem Unterricht gut oder normal folgen können.
Jetzt ist die große Frage, wie begegne ich dem? Hier in dieser 15a Vereinbarung ist von einer Sprachstandsfeststellung die Rede, was durchaus eine sinnvolle Maßnahme ist. Sie ist auch geregelt, 15 Monate spätestens, bevor das Kind in die Volksschule kommt und ein Jahr zuvor muss diese Betreuung erfolgen, damit man hier einiges verändern oder verbessern kann. So weit, so gut! Ich habe schon öfter von diesem Rednerpult erklärt, dass ich persönlich, das war auch der Grund, warum ich früher zur Verpflichtung des Kindergartenjahres zugestimmt habe, der Auffassung bin, es wäre wahrscheinlich zielführender aus meiner Sicht, dieses letzte Jahr die Kinder regulär in den Volksschulbereich zu bringen. (Den Vorsitz übernimmt Dritter Präsident Dr. Strutz.) Dort sollen sie im Sinne einer Vorschulausbildung von Pädagoginnen und Pädagogen geführt werden. Das ist aber eine Frage des Geldes. Ich weiß sehr gut, dass auch die Bundes ÖVP hier eine andere Linie fährt. Diese Sprachstandsfeststellung und alle Varianten, die damit zusammen hängen, dass man die Kenntnisse der Sprache verbessert, sind im Grunde genommen eine erste Maßnahme. Wir wissen alle, dass das alleine auf Dauer zu wenig sein wird. Wir werden sicherlich des Öfteren darüber diskutieren. Ich hoffe und gehe davon aus, dass die hier formulierten Ziele zumindest eine erste Verbesserung bringen, sofern sie von Bund, Ländern und den Gemeinden eingehalten werden. Denn immerhin ist es bei den Kosten so, dass es auch hier im Artikel V heißt, dass jene Unterstützungen, die der Bund gewährt, ist das Land verhalten, ein Drittel mehr an Finanzmittel als der Bund einzubringen. Allerdings wird auch die Kofinanzierung der Gemeinden mit eingerechnet.
Wie auch immer, ich gehe davon aus, dass uns dieses Thema noch öfter beschäftigen wird. Für heute einmal werden wir jedenfalls dieser Vereinbarung die Zustimmung geben. (Beifall von der ÖVP-Fraktion und von den Grünen.)
Mag. Grilc

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Als nächste Rednerin ist Frau Abgeordnete Trannacher. Ich darf in der Zwischenzeit im Sinne dessen, dass ich auf die Zeitökonomie dränge, die Klubobmänner zu mir bitten, dass wir vielleicht eine Straffung der Tagesordnung besprechen. Bitte, Frau Abgeordnete!

Dr. Strutz

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Verehrter Herr Präsident! Meine lieben zwei Zuhörer! Liebe Kolleginnen und Kollegen im Hohen Haus! Ich kann nahtlos an den Ausführungen des Abgeordneten Grilc anknüpfen. Hintergrund dieser 15a Vereinbarung ist, nach einer sehr langen Durststrecke, wo in der Bundesregierung eine BZÖ/ÖVP-Regierung das Sagen hatte, eine Bundesfinanzierung im Bereich der Kinderbetreuung auf der Basis der Barceloner Ziele mit dem Schwerpunkt im Betreuungsangebot für unter Dreijährige, wo wir bis heute ein eklatantes Defizit haben, etwas weiter zu bringen. Insofern beinhaltet diese Vereinbarung einen sehr wesentlichen Punkt, nämlich die Anstoßfinanzierung durch den Bund. Die Kofinanzierung der Länder und Gemeinden ist eine Selbstverständlichkeit. Aber wir wissen aus den Erfahrungen der so genannten Kindergartenmilliarde, die vom Bund bereit gestellt worden ist, damals noch in österreichischen Schillingen und nicht in Euro, dass diese Bundesanstoßfinanzierung zu einer gravierenden Weiterentwicklung im Kinderbetreuungsangebot aller Bundesländer geführt hat.
Insofern ist der Abschluss dieser 15a-Vereinbarung ein sehr wesentlicher Schritt in die richtige Richtung, weil wir davon ausgehen können, dass da im Bereich der Betreuung und des Betreuungsangebotes für unter Dreijährige tatsächlich auch Fortschritte erzielt werden. Bedenken möchte ich dabei insofern anmelden, als dass sich der Kindergartenreferent des Landes Kärnten, Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler, bis dato immer noch vehement geweigert hat, auch tatsächlich bedarfsgerecht, und das heißt auch im Sinne von VIF-Kriterien und Ganztagesbetreuung zu investieren, sondern immer davon ausgegangen ist, dass Kärnten im Bereich der Kinderbetreuungsangebote ohnehin keinen Ausbaubedarf hat.
Der zweite ganz wesentliche Punkt, und auch da stimme ich dem Kollegen Grilc unumwunden zu, ist die Problematik der sprachlichen Frühförderung. Wir haben es da ja nicht nur mit Sprachdefiziten zu tun, sondern mit Sprachdefiziten und Verständnisschwierigkeiten. Das hat etwas mit der Entwicklung unserer Familienstrukturen und ganz allgemein der gesellschaftlichen und kulturindustriellen Verfasstheit unserer Gesellschaft zu tun. Diese Bereiche werden uns auch in Zukunft noch weiter und sehr intensiv beschäftigen. Die sprachliche Frühförderung, wie sie in der 15a-Vereinbarung praktiziert und in der Folge, so hoffe ich, von den Ländern umgesetzt wird, ist nur ein kleiner Schritt in die richtige Richtung. Hier werden wir noch viel zu tun bekommen und auch einiges an Geld bereitstellen müssen, um hier eine optimale Förderung und Bildung unserer Kinder zu erreichen. Insgesamt stellt der Bund bis zum Jahr 2010 45 Millionen an Bundesmitteln bereit. Damit werden, so wird geschätzt, 6.000 bis 8.000 neue Kinderbetreuungsplätze errichtet werden. Das ist ein guter Beginn, zumal das auch mit qualifizierten Frauenarbeitsplätzen einhergeht und insofern ist diese 15a-Vereinbarung unumwunden zu begrüßen. Es geht das erste Mal auch wieder um eine klare und verbindliche Grundlage, ein Bekenntnis zum Ausbau der Kinderbetreuung und zur Berücksichtigung der Erfordernisse, sowohl was die Förderung der Kinder anbelangt als auch die Bedürfnisse der Eltern, die einer Erwerbsarbeit nachgehen. Wir werden dieser 15a-Vereinbarung zustimmen. Wir sind froh, dass unsere Bundesministerin Doris Bures gemeinsam mit Bundesministerin Kdolsky diese 15a-Vereinbarung dann letztlich doch nach vielen Schwierigkeiten von allen Bundesländern unterzeichnet bekommen hat. Wir werden es genau überprüfen, wie der hiesige Referent Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler diese umsetzen wird. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Da keine Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte.)

Mag. Trannacher

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Darf ich bitte deutliche Signale der Zustimmung oder Ablehnung haben? – Das ist einstimmig so beschlossen.
Dr. Strutz

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Der Landtag wolle beschließen:
Der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über den Ausbau des institutionellen Kinderbetreuungsangebots und über die Einführung der verpflichtenden frühen sprachlichen Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen sowie Schaffung eines bundesweiten vorschulischen Bildungsplanes wird gemäß Art. 66 Abs. 1 K-LVG die Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.
Mag. Trodt-Limpl

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Die Annahme ist beantragt. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist ebenfalls einstimmig so beschlossen. Wir haben mit den Klubobmännern vereinbart, jetzt eine Reihe von Beschlüssen, die ja ausführlich in den Ausschüssen diskutiert wurden, rasch und ohne Wortmeldungen abzuhandeln. Ich ersuche daher auch die Berichterstatter, kurz zu berichten! Tagesordnungspunkt 20:

20.
Ldtgs.Zl. 111-8/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule zur Regierungsvorlage betreffend das Gesetz, mit dem das Kärntner Verwaltungsakademiegesetz geändert wird



./. mit Gesetzentwurf

Frau Abgeordnete, bitte!

Dr. Strutz

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Der Gesetzesentwurf sieht die ausdrückliche Festschreibung der Organisation und Durchführung der berufsbegleitenden Fortbildung sowie der Führungskräfteschulung von Gemeindebediensteten als Aufgabe der Kärntner Verwaltungsakademie vor. Desweiteren geht es um die Einführung eines elektronischen Bildungspasses. Darüber hinaus wird auch eine Übermittlung der in der automationsunterstützten Bildungsdokumentation verarbeiteten Daten an die für die Erstellung des Berichtes über Maßnahmen zur Förderung des lebensbegleitenden Lernens zuständige Abteilung des Amtes der Kärntner Landesregierung vorgesehen.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet und schließt gleichzeitig wieder die Generaldebatte, da keine Wortmeldung vorliegt. – Der Vorsitzende erteilt der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Auch der Antrag über die artikelmäßige und ziffernmäßige Abstimmung wird einstimmig beschlossen. – Berichterstatterin:)
Artikel I

Das Kärntner Verwaltungsakademiegesetz – K‑VwAG, LGBl. Nr. 65/1998, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 40/2004, 59/2006 und 17/2007 wird wie folgt geändert:
Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15, Ziffer 16, Ziffer 17, Ziffer 18, Ziffer 19, Ziffer 20, Ziffer 21, Ziffer 22, Ziffer 23, Ziffer 24.

Ich beantrage die Annahme von Artikel I.
(Die Annahme von Artikel I erfolgt einstimmig. – Berichterstatterin:)
Artikel II

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Artikel II erfolgt ebenfalls einstimmig. – Berichterstatterin:)
Gesetz vom 3. Juli 2008, mit dem das Kärntner Verwaltungsakademiegesetz geändert wird.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt ebenfalls einstimmig. – Vorsitzender: 3. Lesung, bitte! – Berichterstatterin:)

Der Landtag wolle beschließen:

Dem Gesetz, mit dem das Kärntner Verwaltungsakademiegesetz – K-VwAG, geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt einstimmig.)

Mag. Trodt-Limpl

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Danke schön, Frau Berichterstatterin! Tagesordnungspunkt 21:

21.
Ldtgs.Zl. 281-24/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Raumplanung und Nationalparks zur Regierungsvorlage betreffend das Gesetz, mit dem das Kärntner landwirtschaftliche Schulgesetz 1993 geändert wird



./. mit Gesetzentwurf

Herr Abgeordneter Lutschounig, bitte!

Dr. Strutz

Berichterstatter Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Hier geht es darum: Mit der gegenständlichen Gesetzesnovelle soll die Einführung einer bis zu zwei Monaten dauernden Pflichtpraxis in ganzjährigen Fachschulen außerhalb der Hauptferien ermöglicht werden.
Ich bitte um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet und schließt gleichzeitig wieder die Generaldebatte, da keine Wortmeldung vorliegt. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Auch der Antrag über die ziffernmäßige Abstimmung wird einstimmig beschlossen. – Berichterstatter:)
Artikel I

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5.

Ich ersuche um Annahme von Artikel I.
(Die Annahme von Artikel I erfolgt einstimmig. – Berichterstatter:)
Artikel II

Dieses Gesetz tritt am 1. September 2008 in Kraft. Die Verordnungen aufgrund dieses Gesetzes können ab dem der Kundmachung folgenden Tag erlassen werden. Sie dürfen jedoch frühestens mit dem Gesetz in Kraft treten.

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme von Artikel II erfolgt einstimmig. – Vorsitzender: Bitte Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)
Gesetz vom 3.7.2008, mit dem das Kärntner landwirtschaftliche Schulgesetz 1993 geändert wird.

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen.

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt einstimmig. – Vorsitzender: Bitte 3. Lesung! – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Gesetz, mit dem das landwirtschaftliche Schulgesetz 1993 geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.
Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt einstimmig.)
Lutschounig

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Tagesordnungspunkt 22:

22.
Ldtgs.Zl. 246-25/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zur Regierungsvorlage betreffend das Gesetz, mit dem die Kärntner Krankenanstaltenordnung 1999 und das Kärntner Gesundheitsfondsgesetz geändert werden



./. mit Gesetzentwurf

Frau Kollegin Dr. Prettner, bitte!

Dr. Strutz

Berichterstatterin Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Zuhörer auf der Tribüne! Es geht hier um den Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Krankenanstaltenordnung bzw. das Kärntner Gesundheitsfondsgesetz geändert werden soll. Im Rahmen des vorgezogenen Finanzausgleiches 2008 bis 2013 wurden noch Verhandlungen über die Weiterführung der mit der Gesundheitsreform 2005 eingeleiteten Organisations- und Finanzierungsreform geführt. Die folgende Novelle beinhaltet erstens: Die Präzisierung für die Voraussetzung, unter denen eine interdisziplinäre Bettenbelegung zulässig ist. Zweitens: Dass bei der Erlassung der Landeskrankenanstaltenpläne auf den österreichischen Strukturplan Gesundheit eine verpflichtende Rücksichtnahme zu erfolgen hat. Drittens: Dass in der Arzneimittelkommission auch Vertreter der Sozialversicherung aufzunehmen sind. Viertens: Dass es eine Anpassung in der leistungsorientierten Krankenanstaltenfinanzierung gibt. Fünftens: Der Gesundheitsplattform des Landes soll auch vom Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger ein Vertreter mit beratender Stimme angehören. Sechstens: Zur Vorbereitung der Sitzung der Gesundheitsplattform soll ein Präsidium eingerichtet werden. Es war auch nötig, die Anpassung des Krankenanstaltenrechtes vorzunehmen, da zur Ermittlung der Gemeindeumlage, zur Betriebsabgangsdeckung künftig die jährlich von der Statistik Österreich festgelegte Volkszahl herangezogen wird. Last but not least soll auch die Frage der Entschädigungsleistungen durch das Härtefallgremium näher determiniert werden.

Ich bitte um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet und schließt gleichzeitig wieder die Generaldebatte, da keine Wortmeldung vorliegt. – Der Vorsitzende erteilt der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Auch der Antrag über die ziffernmäßige Abstimmung wird einstimmig beschlossen. – Berichterstatterin:)
Artikel I
Die Kärntner Krankenanstaltenordnung 1999 – K-KAO, LGBl. Nr. 26, zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 16/2008, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Artikel I erfolgt einstimmig. – Berichterstatterin:)
Artikel II

Das Kärntner Gesundheitsfondsgesetz – K-GFG, LGBl. Nr. 83/2005, zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 55/2007, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Artikel II erfolgt einstimmig. – Berichterstatterin:)
Artikel III

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Artikel III erfolgt einstimmig. – Berichterstatterin:)
Gesetz vom 3.7.2008, mit dem die Kärntner Krankenanstaltenordnung 1999 und das Kärntner Gesundheitsfondsgesetz geändert werden:

Der Landtag von Kärnten hat in Ausführung des Bundesgesetzes über Krankenanstalten und Kuranstalten, BGBl. I Nr. 1/1957, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz, BGBl. I Nr. 49/2008, beschlossen.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt einstimmig. – Berichterstatterin:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Gesetz, mit dem die Kärntner Krankenanstaltenordnung 1999 und das Kärntner Gesundheitsfondsgesetz geändert werden, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt einstimmig.)
Dr. Prettner

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Tagesordnungspunkt 23:

23.
Ldtgs.Zl. 223-20/29:

Debatte zur mündlichen Anfragebeantwortung von Landeshauptmann Dr. Haider zur schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Dr. Lesjak betreffend Birnbacher Vertrag

Wir haben in der letzten Sitzung beschlossen, darüber eine Debatte durchzuführen. Herr Abgeordneter Holub, bitte!

Dr. Strutz

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen! Hauptkritikpunkt der Grünen am Birnbacher-Deal: Die Aussagen des Landeshauptmannes, der – von uns gefragt, im Mai 2007, nachdem er im April Dr. Birnbacher beauftragt hatte – nichts davon erzählte und auch uns gesagt hat, dass es eigentlich nur 250.000,-- Euro gekostet habe, wobei in dem Betrag die Reisekosten und die Barauslagen drin waren. Die gleiche Aussage kam noch einmal im Juli 2007, dass es nur 250.000,-- Euro ausmachte. Von den 12 Millionen hat niemand etwas erzählt. Die Hauptkritik direkt am Birnbacher-Deal ist, dass die Beurteilung grundsätzlich mündlich erfolgen soll und dass es eine Geheimhaltungsverpflichtung gegeben hat, insbesondere und besonders gegenüber dem Vorstand der Kärntner Landesholding. Unsere Frage: Wie konnte Herr Birnbacher das beurteilen, wenn er keine Unterlagen haben konnte? Ein grundsätzlicher Vergleich mit der Kelag, die sie verkauft hatten, die haben das Gleiche gemacht, nämlich: Ausgeschrieben, und eine Londoner Bank bekam den Auftrag. Dann kam eine Mannschaft her, hat ein Jahr geprüft. Die hat auch den Käufer unter 18 möglichen Käufern gebracht und den dreimal eingedampft.
Sie hat ein Prozent der Verkaufssumme verlangt und das waren damals drei Millionen Euro, damit man den Vergleich hat, weil es ähnlich ein großer Verkauf von Landesvermögen war. In der Antwort von Dr. Haider steht noch, dass er uns keine Auskunft gibt, weil er diesen Vertrag als Privatperson abgeschlossen hat und das ist ein Hauptkritikpunkt! Ich möchte wissen, welche Privatperson in Kärnten so einen Vertrag über zwölf Millionen abschließen kann und das dann auch bezahlt wird. Deswegen auch meine Kritik an die Vorstände der Landesholding, die dem beigetreten sind. Das ist es in aller Kürze im Sinne der Zeit! Dankeschön!
Holub

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):
Dr. Strutz

Dankeschön, Herr Abgeordneter! Kollege Tauschitz! Ebenfalls, nachdem wir ja das Thema mehrfach diskutiert haben, …

Dr. Strutz

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Danke vielmals! Hohes Haus! Lieber Rolf! Ich kann mich nur ganz einfach wiederholen: Es hat einen Untersuchungsausschuss gegeben, der hat das untersucht. Im Rahmen des Untersuchungsausschusses ist ganz klar zu Tage getreten, dass es Angebote gab für genau diese Leistung des Herrn Birnbacher mit 3 Prozent und ich glaube, noch eines mit 3,24 Prozent. Ein Anbieter war HSBC. Birnbacher machte es ursprünglich um 1,5 Prozent, jetzt um 0,75. Damit ist die derzeitige Version nur ein Viertel so teuer wie die Angebote von den anderen Unternehmen und damit hat man dem Land Kärnten viel Geld erspart. (Zwischenruf von Abg. Mag. Cernic.) Das ist einfach so, ob es uns passt oder nicht! Mehr ist dazu nicht zu sagen. Danke!
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)

Tauschitz

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Fakt ist und das ist der entscheidende Punkt, das Birnbacher-Honorar ist zweifach testiert. Ich habe Zugang zu diesen Testierungen im Rahmen der Holding gehabt, weil – und das gebe ich schon zu – ihr da nicht hineinkommt, aufgrund dessen, weil ihr nicht Aufsichtsräte dort seid. Diese zweifachen Testierungen zeigen, dass es ein gutes Geschäft für Kärnten gewesen ist. Danke!
Ing. Scheuch

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):
Dr. Strutz

Dankeschön! Wir kommen somit zum nächsten Tagesordnungspunkt:

24.
Ldtgs.Zl. 273-19/29:

Mündliche Anfragebeantwortung von Erstem Landeshauptmann-Stell​ver​tre​ter Dörfler zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Holub betreffend Umsetzung der Kärntner Landesenergieleitlinien im Verkehrsbereich

Nachdem der Herr Landeshauptmann-Stellver​treter nicht anwesend ist, kommt das auf die nächste Tagesordnung.
Tagesordnungspunkt 25, ebenfalls eine Anfragebeantwortung von Landeshauptmann-Stellver​treter Dörfler:

25.
Ldtgs.Zl. 330-12/29:

Mündliche Anfragebeantwortung von Erstem Landeshauptmann-Stellver​treter Dörfler zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Schober be​treffend Schnellstraße S 37

Er ist nicht anwesend, daher nächster Tagesordnungspunkt:

26.
Ldtgs.Zl. 58-8/29:

Schriftliche Anfragebeantwortung von Zweiter Landeshauptmann-Stell​vertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut zur schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Dr. Lesjak betreffend Maßnahmen der Jugendwohlfahrt in Kärnten
Die schriftliche Anfrage ist Ihnen zugegangen. Es gibt keine Wortmeldung. Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt:

27.
Ldtgs.Zl. 215-5/29:

Schriftliche Anfragebeantwortung von Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Holub betreffend Umwandlung des Bischof-Kahn-Weg-Naturteiches in einen privaten Badeteich

Bitte, Herr Kollege Holub!

Dr. Strutz

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Ich beantrage eine Abstimmung über Diskussion in der nächsten Sitzung.

Holub

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):
Dr. Strutz

Es ist beantragt, in der nächsten Sitzung eine Diskussion durchzuführen. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Ist einstimmig so beschlossen, kommt auf die nächste Tagesordnung. Tagesordnungspunkt 28:

28.
Ldtgs.Zl. 325-9/29:

Schriftliche Anfragebeantwortung von Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Holub betreffend Maßnahmen zur Erreichung des Kyotoziels

Sie ist Ihnen zugegangen. Es liegt keine Wortmeldung vor. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 29:

29.
Ldtgs.Zl. 387-1/29:

Schriftliche Anfragebeantwortung von Landesrat Ing. Rohr zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Ing. Scheuch betreffend Public Viewing

Sie ist Ihnen schriftlich zugegangen. Es gibt keine Wortmeldung. Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt, das sind die Dringlichkeitsanträge. Bitte, Herr Landtagsamtsdirektor!
Mitteilung des Einlaufes
(Fortsetzung)

Dr. Strutz

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß

A) Dringlichkeitsanträge (Fortsetzung):

4.
Ldtgs.Zl. 182-17/29
:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des F-Klubs betreffend EU-Volksabstimmung mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:
Die Kärnten Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundesregierung sicherzustellen, dass zukünftige EU-Vertragsänderungen, welche die österreichischen Interessen berühren, durch eine Volksabstimmung in Österreich entschieden werden.
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Hoher Landtag! Nachdem die kritische EU-Front, zumindest der Kärntner SPÖ – man möge mir diese Wortwahl verzeihen – „zerbröselt“ ist wie eine Kaisersemmel, sehen wir letztendlich hier in diesem Antrag den Mindeststandard, der heute zu beschließen ist. Ich werbe um Zustimmung!

Ing. Scheuch

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):
Dr. Strutz

Dankeschön! Als nächstes Kollege Kaiser!

Dr. Strutz

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Ich möchte den Klubobmann Scheuch nicht enttäuschen, möchte mich aber nicht auf die Agrar-Sprache hinsichtlich der Getreideverwertung „Kaisersemmel“ und ähnliches begeben, dazu ist mir die EU zu wichtig! Ich sage, nachdem man mit drei Anläufen dann doch jenen Antrag formuliert hat als BZÖ, der Sinn macht, wird er von uns die Zustimmung bekommen. Ich habe dir das in Aussicht gestellt, wie versprochen und gehalten – SPÖ! (Beifall und Bravorufe aus der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Danke vielmals! Auch sehr einfach: Wir bleiben dabei bei dem Nein zur Volksabstimmung, wie auch immer sie formuliert ist und welchen Schwenk auch der Herr Faymann immer noch macht, zu welcher Tageszeitung auch immer. Danke!
Tauschitz

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):
Dr. Strutz

Dankeschön! Es liegt keine Wortmeldung vor. Wer der Dringlichkeit zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist gegen die Stimmen von ÖVP und Grünen so beschlossen. Wir kommen (Dir. Mag. Weiß: Zum Inhalt.) zum Inhalt. Ja, ich muss nur schauen, dass ich den richtigen Antrag auch hier habe. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist ebenfalls mit Stimmen der SPÖ und des BZÖ gegen die Stimmen der ÖVP und Grünen so beschlossen.

Dr. Strutz

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß

5.
Ldtgs.Zl. 45-28/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Rechungsabschluss 2007 mit folgendem Wort​laut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:
Der Kärnten Landeshauptmann wird aufgefordert, dem Kärntner Landtag – gemäß den verfassungsgesetzlichen Vorschriften – umgehend den Rechnungsabschluss 2007 vorzulegen.
Mag. Weiß

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):
Dr. Strutz

Bitte, Herr Abgeordneter! Bleiben Sie gleich da und begründen Sie den Dringlichkeitsantrag.

Dr. Strutz

Abgeordneter Schlagholz (SPÖ):

Schlagholz

Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Restliche, verbliebene, treue Zuhörer! Der Eurostress ist vorbei, die gemeinsamen Auftritte von Haider und Scheucher sind auch Vergangenheit. Das Austeilen von 5-Euro-Gutscheinen ist auch Vergangenheit, jetzt können wir uns wieder jenen Dingen zuwenden, die auch uns interessieren. Und nachdem wir hier gemeinsam mit dem BZÖ ein Budget beschlossen haben, nämlich auch des Jahres 2007, haben wir beide, glaube ich, auch das Anrecht darauf – alle anderen natürlich auch, aber wir in erster Linie – über den Budgetvollzug hier im Hohen Haus Bericht zu erhalten, und das ist nun einmal der Rechnungsabschluss. Es ist zwar so, dass man hier im Haus über das Jahr 2006 noch nicht diskutiert hat (Abg. Mag. Cernic: Das ist unglaublich! So ein Sauhaufen!) und die Periode dem Ende zugeht, aber wir hätten doch Interesse daran, wie das Jahr 2007 ausschaut! Und da, geschätzte Damen und Herren, geht es uns ja primär nicht darum, zu erfahren, wie im Jahr 2005 die Bewerbung (Neuerlicher Zwischenruf von Abg. Mag. Cernic.) der Mütterpension ausgeschaut hat (Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen und wendet sich an Abg. Mag. Cernic: Frau Abgeordnete, bitte melden Sie sich zu Wort! – Abg. Mag. Cernic: Nein!) oder wie denn die Mittel der ländlichen Regionalförderung verwendet worden sind, von 1,9 Millionen immerhin 300.000,-- für Öffentlichkeitsarbeit. Es geht uns nicht einmal vordringlich darum, warum denn im Jahre 2006 für Info und Dokumentation gleich von 311.000,-- auf 750.000,-- der Budgetansatz angesprungen ist.
Es geht uns tatsächlich darum – und das ist unser primäres Recht – dass der Kärntner Landtag erfährt, wie der Budgetvollzug des Jahres 2007 ausgeschaut hat. Sind die Vereinbarungen, die letztendlich auch zu unserer Zustimmung geführt haben, auch eingehalten worden, wie schaut die Schuldenentwicklung aus, gibt es eine Expertise über die Strukturreform des Budgets? Auch das, bitte, war vereinbart, dass Experten (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) – auch das war vereinbart, Herr Abgeordneter Scheuch, dass ein Expertenteam eingesetzt wird, das über eine Strukturreform – vor allem, was die Schuldenentwicklung des Landes Kärnten anlangt – Vorschläge erstattet und darüber wollen wir ganz einfach Bericht erhalten. Das heißt, Karten auf den Tisch! Ich glaube, es gibt nichts zu vertuschen. Oder gibt es etwas zu vertuschen? Von unserer Seite nicht! Wir wollen wissen, wie schaut der Budgetvollzug aus. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Schlagholz

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):
Dr. Strutz

Dankeschön! Herr Abgeordneter Lutschounig, bitte! Nein, Willegger zunächst. Entschuldigung!

Dr. Strutz

Abgeordneter Willegger (F):

Willegger

Hochgeschätzter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist wieder einmal so etwas richtig Lustiges: Ein ganz wichtiger Dringlichkeitsantrag! Denn wenn die SPÖ ein bisschen recherchiert hätte, dann wäre sie nämlich draufgekommen – sie hätte nur in der Finanzabteilung anrufen müssen – der Rechnungsabschluss ist schlicht und einfach noch nicht fertig. Und zwar deswegen, weil es einen Buchungsfehler gibt, und zwar (Abg. Mag. Cernic: Seit 2006 gibt es einen Buchungsfehler! – Abg. Zellot: Das ist ja unglaublich!) im Sportbereich. Das heißt, es muss das Nettodefizit wieder neu nachgerechnet werden, (Es herrschen starker Lärm und Unruhe im Hause. – Der Vorsitzende betätigt das Glockenzeichen.)
der Rechnungsabschluss kann noch nicht erstellt werden. Man hätte sich also diesen Dringlichkeitsantrag ersparen können. Aber gehen wir ruhig chronologisch vor. Sie verweigern ja ständig die Zustimmung für den 2006er-Rechnungsabschluss. Es wäre vielleicht gescheiter, das nächste Mal einen Dringlichkeitsantrag zu stellen, und zwar den, dass die Frau SPÖ-Vorsitzende vielleicht einmal Unterlagen für den Untersuchungsausschuss zur Verfügung stellt. Wir sprechen dieser Dringlichkeit die Zustimmung ab! (Abg. Ing. Scheuch: Bravo! – Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Willegger

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Eines ist schon klar, meine sehr geschätzten Damen und Herren! Gewisse Spielregeln gibt es und gewisse Aufgaben, die auch die Regierung hat gegenüber dem Landtag, Kollege Willegger, doch einen Rechnungsabschluss vorzulegen (Es herrschen erneut Lärm und Unaufmerksamkeit im Hause. – Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) und diesen dann hier im Hohen Haus zu diskutieren, um diese Regeln kommen wir nicht herum! Und wenn ein Fehler passiert ist: Ein Fehler ist geschwind auszumerzen, da sind Experten am Werk in der Finanzabteilung, also diese Ausrede ist eine an den Haaren herbeigezogene. Ich glaube nicht, dass das Grund ist, dass man da monatelang verzögert, ich glaube, das gehört (Abg. Ing. Scheuch: Das ist schon so! Du willst doch der Finanzabteilung nichts unterstellen?) auf den Tisch, wenn man nichts zu verbergen hat! Selbstverständlich geben wir die Dringlichkeit! Die Mehrheit wird es nicht geben, wie es sich abzeichnet, aber es ist wichtig, dass wir über diese Dinge, so wie es im Gesetz vorgesehen ist, dann auch im Hohen Haus entsprechend diskutieren, Herr Kollege Scheuch! (Es erfolgen Einwände aus der F-Fraktion. – Der Vorsitzende gibt erneut das Glockenzeichen.)

Lutschounig

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):
Dr. Strutz

Dankeschön, Herr Abgeordneter! Es liegt keine Wortmeldung vor. Wir kommen zur Abstimmung über die Dringlichkeit des SPÖ-Antrages. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist nicht die notwendige Mehrheit, der Antrag wird dem Rechts … Nein, werden wir dem Budgetausschuss zuweisen! Herr Direktor, bitte!

Dr. Strutz

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß


6.
Ldtgs.Zl. 330-16/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend S 37 – Errichtung von Unterflurtrassen im Bereich der Stadtgemeinde Friesach und der Marktgemeinde Maria Saal mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:
Verkehrsreferent Landeshauptmann-Stellvertre​ter Gerhard Dörfler wird aufgefordert, die Initiativen der Stadtgemeinde Friesach und der Marktgemeinde Maria Saal als Vertreter des Landes Kärnten gegenüber der ASFINAG zu unterstützen.
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schober das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Nachdem die Drohung respektive der Appell des Präsidenten so gewirkt hat, dass wir wahrscheinlich früher fertig werden, (Vorsitzender; Ja, das passt schon! Nicht verschreien! Nicht verschreien, Herr Abgeordneter!) könnte ich zelebrieren, aber das werde ich sicher nicht tun! (Abg. Ing. Scheuch: Was?) Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Im Gegensatz zu einigen anderen Fraktionen hier in diesem Hohen Haus – ich sage es ganz konkret: Grün und FPÖ – sind wir Sozialdemokraten selbstverständlich für einen Vollausbau der S 37 im Bereich des Landes Kärnten, im Sinne der Verkehrssicherheit, letztendlich aber auch im Sinne einer wirtschaftlichen Belebung. Aber es muss selbstverständlich der Anrainerschutz größtmöglich gewährt werden und ich sage es einmal so: Wehret den Anfängen, denn wir wissen, alle Prognosen gehen in die Richtung, dass es Verkehrszunahme geben wird, sowohl des PKW- als auch des LKW-Verkehrs, wobei ich schon weiß, man kann da mit Störungs- und Lenkungselementen arbeiten, aber wenn der Verkehr einmal da ist, dann ist er einmal da. Und bevor die Ausbauphase beginnt, sollte man schon in der Planungsphase dem Anrainerschutz größte Priorität zuerkennen. Warum dieser Antrag gestellt worden ist, ist auch klar: Die ASFINAG hat trotz all der Beratungen des Regionalforums Varianten vorgelegt, die nicht im Interesse der Gemeinden liegen. Die Stadtgemeinde Friesach und auch die Marktgemeinde Maria Saal haben sich einstimmig – das heißt, mit allen Fraktionen – für eine Tunnel- oder Einhausungsvariante entschieden, deshalb dieser Dringlichkeitsantrag. Im Sinne der Zeitökonomie darf ich vielleicht eines noch einflechten, weil wir früher innerhalb der Fraktionen eine kleine Abänderung besprochen haben, dass dieser Antrag nicht nur an die ASFINAG gerichtet ist, das heißt also, der Verkehrsreferent wird aufgefordert, nicht nur mit der ASFINAG, sondern auch mit dem Verkehrsminister die Verhandlungen aufzunehmen und ich denke, wenn das der Fall ist, dann wird dieser Antrag, davon gehe ich einmal aus, seine Einstimmigkeit erfahren. Ich danke!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Warmuth das Wort.)

Schober

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Hoher Landtag! Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Anrainerschutz ist wichtig, aber es ist eine „never-ending-story“, die wir mit dieser Antragstellung heute wieder einmal erleben, denn bekannterweise haben wir ja bereits vor zwei Monaten einen diesbezüglichen Antrag eingebracht. Wir wissen von der Notwendigkeit, selbstverständlich werden wir diesem Dringlichkeitsantrag die Zustimmung geben, aber ich verweise auch darauf, dass es entweder Unwissenheit war oder auch gezielte Ignoranz: Man hat den Herrn-Minister-Beschlusstext weggelassen und die ASFINAG hineingenommen. Hier werden wir einen Abänderungsantrag einbringen!

Warmuth

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Danke schön Frau Abgeordnete! Der Abänderungsantrag ist eingebracht. Herr Abgeordneter Holub, bitte! (Abg. Holub: Zum Inhalt!) Entschuldigung! Jetzt hat mich die Frau Abgeordnete ein bisschen verwirrt. Wir stimmen jetzt ab über die Dringlichkeit. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist gegen die Stimmen der Grünen so beschlossen. Wir kommen zur inhaltlichen Diskussion und jetzt kann der Herr Abgeordnete Holub etwas sagen.
Dr. Strutz

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! In aller Kürze. Ich glaube, wir machen hier einen großen Fehler! Das ist als Transitstrecke von der ASFINAG geplant und da fährt in dem Fall bald der LKW darüber. Es wird uns nichts nützen, wenn wir uns jetzt schützen anfangen mit Unterflurtrasseneinhausungen und Tod und Teufel. Das ist nicht zum Packen. Ihr werdet es merken. Die Menschen formieren sich dagegen und wissen es schon, sie haben die Pläne gesehen und es ist ein Wahnsinn. Deshalb, bitte, steigt von diesem Vollausbau zur Autobahn herunter, es wird uns allen nicht gut tun! Aus diesem Grund können wir dem auch nicht zustimmen, denn man kann nicht alles einhausen und eine Unterflurtrasse machen. In Wirklichkeit stimmt ihr der großen Autobahn zu und das merkt ihr gar nicht! Danke! (Beifall der Abg. Dr. Lesjak. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Man kann alles!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Hueter das Wort.)
Holub

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Letzte Wortmeldung! Hohes Haus! Von unserer Seite Ja zu diesem Antrag, und zwar zur Unterflurtrasse im Bereich der Stadtgemeinde Friesach und Marktgemeinde Maria Saal. Dies deshalb, weil zum Schutz der Bevölkerung und für die Sicherheit alles getan werden muss. Wenn der Minister oder die ASFINAG aufgefordert werden, wir sind für alles zu haben, damit es rasch weiter geht. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Warmuth das Wort.)
Ing. Hueter

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Geschätzte Damen und Herren! Den Abänderungsantrag haben wir eingebracht. Wir werden den Herrn Direktor bitten, ihn zu verlesen. Ich darf aber auch die Sozialdemokraten ersuchen, bei ihrem Herrn Minister vorzusprechen, dass er endlich diese Kärntenfeindlichkeit ablegt. Ich bitte, diesem Abänderungsantrag abzustimmen.
Warmuth

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Danke schön! Abänderungsantrag liegt vor. Bitte, können Sie ihn verlesen, Herr Direktor?

Dr. Strutz

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Er lautet wie folgt:

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Landesverkehrsreferent LH-Stv. Gerhard Dörfler wird aufgefordert, die Initiativen der Stadtgemeinde Friesach und der Marktgemeinde Maria Saal als Vertreter des Landes Kärnten gegenüber der ASFINAG und Verkehrsminister Werner Faymann zu unterstützen.

Mag. Weiß

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Wer dem zustimmt, bitte um Zeichen mit der Hand. – Das ist, was ist mit den Grünen? Zustimmen? Ja? Nein? – Okay, sie haben sich entschieden, sie sind dafür, damit ist es einstimmig so beschlossen.
Somit haben wir die Dringlichkeitsanträge abgearbeitet und jetzt, liebe Kolleginnen und Kollegen, noch ein bisschen Aufmerksamkeit. Wir haben jetzt einen ziemlichen Packen an Anträgen vorliegen. Um das auch im Sinne der Zeitökonomie abzuarbeiten, darf ich beantragen, dass wir nur verlesen die Antragsteller, Betreff plus Zuweisung an den jeweiligen Ausschuss. Und, es sind ein paar Anträge eingelangt, wo die Antragsteller eine Zuweisung zu einen Ausschuss gewählt haben, der eigentlich mit der Materie nichts zu tun hat und deshalb wird der Herr Präsident dann darüber entscheiden beziehungsweise abstimmen lassen. Bitte, Herr Direktor!
Dr. Strutz

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

B) Anträge von Abgeordneten:


1.
Ldtgs.Zl. 398-1/29:

Antrag von
Abgeordneten des F-Klubs betreffend „Haus der Musik“ für Musikschule und Blaskapelle in Althofen
Zuweisung: Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule

2.
Ldtgs.Zl. 262-3/29:

Antrag von
Abgeordneten des F-Klubs betreffend Entziehung des Vertrauens gegenüber LH-Stv. Dr. Gabriele Schaunig durch den Kärntner Landtag gem. Art. 55 der Kärntner Landesverfassung (Misstrauensvotum)
Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa

3.
Ldtgs.Zl. 281-26/29:

Antrag von
Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Änderung des Kärntner Mindestsicherungsgesetzes und des Kärntner Schulgesetzes
Zuweisung: Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule unter Beiziehung des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport

4.
Ldtgs.Zl. 399-1/29:

Antrag von
Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Bericht über erfolgte Agrarförderungen
Zuweisung: Ausschuss für Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Raumplanung und Nationalparks

5.
Ldtgs.Zl. 301-6/29:

Antrag von
Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Generalsanierung der Bleiberger Landesstraße
Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr

6.
Ldtgs.Zl. 94-23/29:

Antrag von
Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Kärntner Dienstrechtsgesetz 1994, Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz, Gemeindebedienstetengesetz 1992, Gemeindevertrags​bedienstetengesetz, Stadtbeamtengesetz 1993; Änderungen
Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa

7.
Ldtgs.Zl. 327-3/29:

Antrag von
Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Maßnahmen für leistbare Mieten
Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr

8.
Ldtgs.Zl. 87-24/29:

Antrag von
Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Zweckbindung für Wohnbaumittel
Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr

9.
Ldtgs.Zl. 21-19/29:

Antrag von
Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend das Gesetz, mit dem das Kärntner Straßengesetz geändert wird


./. mit Gesetzentwurf
Zuweisung: Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt

10.
Ldtgs.Zl. 170-36/29:

Antrag von
Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend das Gesetz, mit dem das Kärntner Regionalfondsgesetz geändert wird


./. mit Gesetzentwurf
Zuweisung: Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt

11.
Ldtgs.Zl. 217-18/29:

Antrag von
Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Errichtung eines Kreisverkehrs in Maria Gail
Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr

12.
Ldtgs.Zl. 300-6/29:

Antrag von
Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Verzicht auf die Fertigstellung der AKW-Blöcke 3 und 4 im slowakischen Mochovce
Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa unter Einbeziehung des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt

13.
Ldtgs.Zl. 217-19/29:

Antrag von
Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Maßnahmenpaket an der B 70 Packer Straße
Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr

14.
Ldtgs.Zl. 333-5/29:

Antrag von
Abgeordneten des ÖVP-Klubs und der Grünen betreffend Änderung der Kärntner Landesverfassung und der Kärntner Landtagswahlordnung


./. mit Gesetzentwurf
Zuweisung: Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt

15.
Ldtgs.Zl. 217-20/29:

Antrag von
Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Errichtung einer doppelspurigen Kreisverkehrsanlage in Maria Gail
Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr

16.
Ldtgs.Zl. 151-26/29:

Antrag von
Abgeordneten der Grünen betreffend kostenlose Benutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln für PendlerInnen
Zuweisung: Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport unter Einbeziehung des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt
C) Schriftliche Anfragen:


1.
Ldtgs.Zl. 396-1/29:

Schriftliche
Anfrage des Abgeordneten Holub an Landesrat Ing. Rohr betreffend „Verein Aktive Gemeinde“

2.
Ldtgs.Zl. 162-24/29:

Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Schlagholz an Landesrat Mag. Dr. Martinz betreffend Wildkorridore

3.
Ldtgs.Zl. 135-7/29:

Schriftliche
Anfrage der Abgeordneten Dr. Lesjak an Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut betreffend Förderung von gemeinnützigen Einrichtungen, Familienorganisationen und privaten Vereinen im Bereich der Jugendwohlfahrt

4.
Ldtgs.Zl. 239-11/29:

Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Holub an Landesrat Ing. Rohr betreffend Wasserversorgung in Kärnten

5.
Ldtgs.Zl. 301-5/29:

Schriftliche
Anfrage des Abgeordneten Schober an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler betreffend L 87 – Gesamtsanierung

6.
Ldtgs.Zl. 346-3/29:

Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Holub an Landesrat Ing. Rohr betreffend Umweltkontrolle US Unternehmen Microporous Products GmbH
D) Petitionen:


1.
Ldtgs.Zl. 204-12/29:

Petition
betreffend Protest gegen Handymasten im Siedlungsgebiet in Silberegg – Gemeinde Kappel (Krappfeld), überreicht durch Abg. Warmuth
Zuweisung: Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt

2.
Ldtgs.Zl. 142-14/29:

Petition gegen weitere Tunnelprojekte am Wörthersee-Südufer, überreicht durch Abg. Holub
Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr

3.
Ldtgs.Zl. 204-13/29:
Petition
betreffend keine Mobilfunkstation in Silberegg (Eichwald/Mausoleum), überreicht durch Abg. Köchl
Zuweisung: Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt

Mag. Weiß

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Danke schön, Herr Direktor! Wir sind am Ende der Sitzung. Nachdem das jene Sitzung ist, die vor der zumindest so geplanten Sommerpause des Kärntner Landtages stattfindet, darf ich mich stellvertretend für meine Präsidentenkollegen Ferlitsch und Lobnig bei Ihnen allen recht herzlich bedanken. Erstens für die konstruktive Arbeit und Beschleunigung der heutigen Sitzung. Ich glaube, wir haben sehr umfassend wichtige Themen behandelt. Es ist nicht so, dass wir nur hier im Plenum uns mit der Materie befassen, das ist eher die Bühne auch für die Öffentlichkeit, sondern hier wird sehr viel Sach- und Facharbeit von den Abgeordneten, vor allem aber auch den Mitarbeitern in den einzelnen Klubs geleistet. Auch bei den Bediensteten des Landtagsamtes möchte ich mich an dieser Stelle recht herzlich bei Ihnen bedanken! Ob es tatsächlich eine Sommerpause für die Abgeordneten geben wird, liegt in unseren eigenen Händen. Wenn es so sein sollte, wünsche ich Ihnen allen persönlich und Ihren Familien alles Gute! Ein bisschen zurück lehnen, nachdenken, denn es wird mit Sicherheit ein heißer Herbst werden. In diesem Sinne, kommen Sie gut nach Hause, genießen Sie die schönen Tage im Sommer in Kärnten. Ich schließe die Sitzung! (Beifall im Hause.) 
Ende der Sitzung: 17.56 Uhr
Dr. Strutz

